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Vorwort.

Hiermit soll eine Mappe geschaffen werden für bisher unveröffentlichte 

Kundgebungen aus der Feder des Begründers des Deutschen Reichs, außerdem 

für Abhandlungen über denselben, die geeignet sind, uns den unerreichbaren 

Meister der Staatskunst näher zu rücken. Der ersten Aufgabe wird in diesem 

Probebande genügt durch die Erschließung einer zwar torsoartigen, dafür aber 

bedeutsamen Korrespondenz Bismarcks über verschiedene Fragen der Reichs­

und preußischen Staatsverwaltung und durch Mitteilung einer großen Zahl 

verschollen gewesener Briefe desselben. Die Abrundung des Bildes erfolgt 

dieses Mal durch Aufzeichnungen von Rudolf Lindau über Bismarck uud durch 

verschiedene Abhandlungen des Herausgebers, welche zum großen Teil bisher 

in der „Deutschen Revue" zerstreut lagen.
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Aus der amtlichen Korrespondenz des Kirsten Bismarck

(1864—1882).

Tlod) mit Genehmigung des Fürsten Bismarck entstand Ende der achtziger 

Jahre der Plan, dessen gesamte innere Politik durch Herausgabe seiner amt­
lichen Korrespondenz ebenso zur Darstellung zu bringen, wie dies in zwei 
Bünden hinsichtlich seiner Wirtschaftspolitik geschehen war.

Nach Bismarcks Entlastung gestattete der Reichskanzler v. Caprivi zuerst 
die Fortführung des Werkes; im Verlauf der Spannung, die zwischen ihm und 
Friedrichsruh eingetreten war, wurde aber die Genehmigung zu dieser Publi­
kation im großen Stile zurückgenommen. Ich hielt damals den Zeitpunkt für 
wenig geeignet, mit einigen wenigen Aktenstücken herauszukommen, zu deren 
Publikation ich bereits vorher von den zuständigen Stellen die 
amtliche Genehmigung erhalten hatte. Nun mögen dieselben aber 
nicht länger mehr verschlossen bleiben. Ist es auch nur ein dürftiger Torso, 
den ich zu bieten vermag, so darf derselbe doch auf Interesse rechnen, zumal 
wohl auf Jahrzehnte jede Aussicht geschwunden ist, von dem Gesamtbilde, 
soweit es in den Akten verschlossen ist, noch etwas Weiteres bewundern zu können.

Vertrauliches Schreiben an den Kultusminister Dr. v. Mähler,
betreffend die streitige Kirchenbausache zu Druxberge.

Berlin, den 16. Dezember 1864.

„Der Pastor Schulteß zu Druxberge — Kreis Wollmirstädt — hat sich 
in der dortigen Kirchenbausache an mich gewandt und meine Vermittlung behufs 
einer beschleunigten Erledigung dieser Angelegenheit nachgesucht.

Wenn ich mir ausnahmsweise gestatte, diese Sache in ihren Einzelheiten 
bei Eurer Excellenz zu befürworten, so werde ich dazu nicht nur durch persönliche 
Beziehungen zu dem fraglichen Landesteile, sondern durch die Eigentümlichkeit 
des Falles veranlaßt, dessen Verhältnisse äußerlich dazu angethan sind, eine

*) Zu vgl. meine „Aktenstücke zur Wirtschaftspolitik des Fürsten Bismarck". Bd. I : 
Bis zur Uebernahme des Handelsministeriums (1880), Bd. II: Von Uebernahme des 
Handelsministeriums bis Ende 1884.
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übelwollende Kritik der Thätigkeit der Verwaltung hervorzurufen. Um derselben 
vorzubeugen, halte ich mich verpflichtet, Eurer Excellenz Intervention anzurufen. 
Wie ich höre, schweben die Verhandlungen über den betreffenden Kirchenbau 
bereits seit siebzehn Jahren und sind noch jetzt nicht so weit gediehen, daß die 
Inangriffnahme des Baues im nächsten Frühjahr mit Sicherheit zu erwarten 
steht. Inzwischen ist die alte Kirche abgebrochen, und der Gottesdienst muß in 
einer Scheune unter Umstünden abgehalten werden, welche nachteilig auf den 
kirchlichen Sinn der Gemeinde zurückwirken, und die Verschleppung der Sache 
schwächt in weiteren Kreisen das Vertrauen zu der ordnenden Thätigkeit der 
Behörden, denen die Schuld ohne Grund zugerechnet wird. Wenn ich richtig 
informirt bin, so lüge der Hauptgrund der eingetretenen Verzögerung darin, 
daß die Instruktion und Entscheidung in der qu. Bausache sich nicht von 
vorne herein auf die Gesamtregulirung der dabei in Betracht kommenden Ver­
hältnisse erstreckt hätte, sondern daß über die streitigen Punkte einzeln und 
nacheinander instruirt und resolvirt worden, so daß die getroffenen Entscheidungen 
wegen der im Laufe der Zeit veränderten Umstünde wieder Hütten aufgehoben 

werden müssen.
Sollte diese Auffassung richtig sein, so erlaube ich mir, Eurer Excellenz 

geneigter Erwägung anheimzustellen, ob es unter den obwaltenden exceptionellen 
Verhältnissen nicht im Interesse der Verwaltung liegen möchte, ein denselben 
entsprechendes exceptionelles Verfahren eintreten zu lassen.

Von diesem Gesichtspunkte aus dürfte es sich empfehlen, die fernere 
Instruktion der Sache einem besonderen Kommisiarius zu übertragen und 
denselben zur schleunigen Erledigung derselben anzuweisen.

Eine solche äußerlich erkennbare Maßregel würde — worauf ich besonders 
Wert legen möchte — nicht den Beteiligten allein den entschiedenen Willen 
der Verwaltung bekunden, weitere Verzögerungen zu verhindern und die An­
gelegenheit mit allen Mitteln zum baldigeu Ende zu führen.

Eure Excellenz würden mich zu besonderem Danke verbinden, wenn Sie 
mir die von Ihnen getroffene Entschließung demnächst mitteilen wollten." !)

*

Schreiben an den Marineminister v. Roon, betreffend die 
Nordpolerpedition.2)

Berlin, den 13. Januar 1866.

„Der Herr Handelsminister hat die Güte gehabt, die Summe von 
60 000 Thalern für die beabsichtigte Nordpolexpedition zu Eurer Excellenz

0 Der Minister Dr. v. Mahler verspricht darauf hinzuwirken, daß der Bau noch 
im nächsten Frühjahr in Angriff genommen werden kann.

-) Vgl. über diese Frage den ersten Bericht der Kommission des Abgeordnetenhauses 
sür Handel und Gewerbe über eine Petition, die Rordpolsahrt betreffend. Haus der Abge­
ordneten, 8. Legislaturperiode, HI. Session 1866, Drucks. Nr. 4L
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Disposition in Aussicht zu stellen, welche für den nicht zu stande gekommenen 
Ankauf einer Sammlung bestimmt waren. Mit Hilfe dieser Beisteuer wird 
es vielleicht thunlich fein, außer der „Medusa" noch einen Avisodampfer für eine 
Nordfahrt in Dienst zu stellen. Sollte dies jedoch nicht in Eurer Excellenz 
Intentionen liegen, so würde ich um eine möglichst baldige Mitteilung darüber 
ersuchen, ob Hochdieselben das zweite Schiff für überflüssig halten, oder damit 
einverstanden wären, daß ich eine Beteiligung der Hansestädte durch Stellung 
desselben zu ermitteln versuchte. Dem Vernehmen nach wird in Bremen wie 
in Hamburg dem Gegenstände reges Interesie zugewendet.

Noch erlaube ich mir mitzuteilen, daß von sachkundiger Seite behauptet 
wird, daß die Chancen für eine Nordfahrt gerade in diesem Frühjahr — infolge 
des verflossenen heißen Sommers und milden Winters, welche sich bis in den 
höchsten Norden erstrecken soll — ganz besonders günstige seien, wie sie vielleicht 
in vielen Jahren nicht wiederkehren; daß aber eine Hauptbedingung des Ge­
lingens in der Absendung der Expedition nicht nach der Mitte des März 
liege. Rechnet man auf die erforderliche Ausrüstung der Schiffe nur sechs 
Wochen, so würde hieraus folgen, daß die bezüglichen Entscheidungen bereits 
im laufenden Monate getroffen werden müsien.

Eure Excellenz darf ich demnach ersuchen, Hochdero Beschlußnahmen in 
dieser, das nationale Interesse lebhaft anregenden Sache, welcher auch des 
Königs Majestät fortgesetzt die lebhafteste Teilnahme schenken, mir sobald als 
irgend möglich mitteilen zu wollen." *)

*

Schreiben an den Handelsminister Grafen Jtzenplitz, betreffend 
den Vorzug der Linie Witzenhausen-Grosialmerode-Casiel 
vor der Linie Ahrenshaufen-Münden.

Berlin, den 19. Februar 1867.

„Der Königliche Administrator von Kurhesien, Regierungspräsident v. Möller 
hat mir den Bericht, welchen er wegen des Ausbaues der Eifenbahnstrecke 
Witzenhausen-Großalmerode-Casiel unter dem 12. d. M. an Eure Excellenz erstattet 
hat, mit Rücksicht auf die bei dieser Frage vorwaltenden politischen Gesichtspunkte 
in Abschrift vorgelegt. In derselben Angelegenheit ist von dem gegenwärtig hier 
anwesenden Ober-Bürgermeister Nebelthau aus Cassel meine Vermittlung nach­
gesucht worden, um die auf Betreiben der Magdeburg-Leipziger Eisenbahngesellschaft 
bei Eurer Excellenz in Frage gebrachte Substituirung emes Bahnbaues von 
Ahrenshausen auf Münden an Stelle der vorgedachten Bahnstrecke abzuwenden.

Die Ausführung der Bahnstrecke Witzenhausen-Großalmerode-Caffel ist für 
die beteiligten kurhessischen Landesinteressen seinerzeit dadurch sicher gestellt 
worden, daß die Königliche Regierung das hartnäckige Widerstreben der vor-

9 Die projektirte Expedition in das Nordpolarmeer zeigt sich im Sommer 1866 als 
undurchführbar und bleibt zunächst auf sich beruhen.
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maligen kurhessischen Landesregierung gegen den Halle-Nordhausen-Casseler 
Bahnbau zu überwinden gewußt hat. Die betreffenden, nunmehr preußischen 
Landesteile haben nach meiner Ueberzeugung mit vollem Rechte zu erwarten, 
daß die Königliche Regierung an der Ausführung jener ursprünglichen Bahnlinie 
festhalte. Unterstützt wurde dieser Anspruch nicht nur durch die von Herrn 
v. Möller hervorgehobenen, das politische Verhalten der kurhessischen Bevölkerung 
zur Einverleibung im allgemeinen berührenden Momente, sondern insbesondere 
auch noch dadurch, daß die Königliche Regierung und in ihrer Vertretung 
gerade das auswärtige Ministerium seit Jahren den Bau der fraglichen Bahn 
gegen den Kurfürsten von Hessen vertreten, und bei den Anwohnern der frag­
lichen Bahnstrecke die gesicherte Erwartung des Bahnbaues entwickelt hat, 
während in der Richtung von Ahrenshausen auf Münden nach den von Herrn 
v. Möller bestätigten Angaben nicht einmal die Vorbedingungen einer verkehrs­
bedürftigen Industrie vorhanden sind.

Es erscheint nicht befremdend, daß die Magdeburg-Leipziger Eisenbahn­
gesellschaft einen bequemeren und billigeren Bahnbau als den ursprünglich 
übernommenen ihrem Interesse für entsprechender erachtet, und, um über die 
Möglichkeit eines solchen Gewißheit zu erlangen, die Untersuchung der Linie 
auf Münden gewünscht hat. Dagegen scheint es mir nicht erklärlich, aus 
welchen in der Sache selbst beruhenden Gründen die gedachte Privatbahn sich 
ernstliche Hoffnung darauf gemacht haben sollte, die ihr wünschenswerte Be­
freiung von der ursprünglich übernommenen Verpflichtung aller für die Aufrecht­
haltung der letzteren schwer ins Gewicht fallenden allgemeinen Interessen ent­
gegen, dennoch zu erlangen. Um so mehr darf ich mich in der zuversichtlichen 
Hoffnung bestärkt fühlen, daß Eure Excellenz Sich im Einverständnis mit meiner 
Auffassung etwaigen weiteren Anträgen der genannten Eisenbahngesellschaft 
gegenüber für die möglichst zu beschleunigende Ausführung der Bahnlinie 
Witzenhausen-Großalmerode-Cassel entscheiden werden.

Eine Behandlung der Sache in anderem Sinne würde einen überaus 
nachteiligen Rückschlag auf die Stimmung in Hessen ausüben, die sich neuerlich 
sehr befriedigend gestaltet hat, und deren Trübung aus naheliegenden politischen 
Gründen sorgfältig verhütet werden muß." *)

*

Votum, betreffend die Errichtung eines Konsistoriums, eines 
Provinzial-Schul-Kollegiums und eines Medizinal-Kol­
legiums für die Regierungsbezirke Cassel und Wiesbaden.

Berlin, den 5. April 1867.
„Der Herr Minister der geistlichen rc. Angelegenheiten hat dem König­

lichen Staatsministerium den Entwurf einer Allerhöchsten Verordnung vor-

T) Einverständnis des Handelsministers Grafen Jtzenplitz (Schreiben desselben cm 
den Grafen Bismarck vom 21. Februar 1867).
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gelegt, betreffend die Errichtung eines Konsistoriums, eines Provinzial-Schul- 
Kollegiums und eines Medizinal-Kollegiums für die Regierungsbezirke Casiel 
und Wiesbaden.

Ich trage Bedenken, mich den bezüglichen Ausführungen anzuschließen. 
Zunächst erscheint mir die Sache verfrüht, solange nicht feststeht, daß Hessen 
und Nassau eine Provinz bilden sollen: die Bildung von Provinzialbehörden 
setzt die vollendete Provinzbildung voraus.

Sodann habe ich mich schon früher*)  aus politischen Gründen dagegen 
ausgesprochen, zur Zeit auch nur für das vormalige Kurfürstentum Hessen e i n 
Konsistorium zu bilden. Je schärfer die kirchlichen Gegensätze sich in Kurhessen 
gegenüberstehen, um so dringender ist es geboten, eine Veränderung der bis­
herigen Kirchen-Verfassung und Institutionen nicht ohne den Beirat und die 
Mitwirkung der Beteiligten ins Werk zu setzen.

9 Es geschah dies am 15. Februar 1867.
2) Man vergleiche die nachfolgenden Verhandlungen des Abgeordnetenhauses über 

die Ressortverhältnisse der kirchlichen Verwaltungsbehörden im Regierungsbezirk Cassel:
1. Gesetzentwurf vom 1. November 1869, Drucks. Nr. 65, Haus der Abgeordneten, 

10. Legislaturperiode, III. Session 1869;
2. Gesetzentwurf vom 19. Dezember 1870, Drucks. Nr. 29, Haus der Abgeordneten, 

11. Legislaturperiode, I. Session 1870/71 ;
3. Gesetzentwurf vom 30. Dezember 1871, Drucks. Nr. 100, Haus der Abgeordneten, 

11. Legislaturperiode, IL Session 1871/72.
Die Regierung zieht den letztgedachten Entwurf zurück, Drucks. Nr. 209, Haus der 

Abgeordneten, 11. Legislaturperiode, II. Session 1871/72.

Es tritt hinzu, daß man auch in Nassau an erster Stelle ein eigenes 
Konsistorium wünscht und eventuell die Vereinigung mit Coblenz der mit Cassel 
vorznziehen scheint: ein Wunsch, der um so weniger ohne weiteres von der 
Hand zu weisen sein diirfte, als auch die administrative Verbindung Nassaus 
mit der Rheinprovinz bis dahin noch nicht unbedingt zurückgewiesen ist.

Gegen die Errichtung eines Provinzial-Schul- und eines Medizinal- 
Kollegiums hat sich — ausweislich der Vorlagen — auch der Ober-Präsident 
von Möller noch aus anderen nicht unerheblichen Gründen ausgesprochen. 
Bei der Wichtigkeit des Gegenstandes, insbesondere aus dem kirchlichen Gebiete, 
muß ich wünschen, denselben der mündlichen Beratung des Königlichen Staats­
ministeriums zu unterbreiten und ich werde ihn der wünschenswerten Be­
schleunigung halber auf eine der nächsten Tagesordnungen setzen."'* 2)

*

Votum, betreffend die Organisation der Verwaltung des ^tord-
deutschen Bundes.

Berlin, den 18. Juni 1867.

„Das Königliche Staatsministerium hat in der Sitzung vom 29. vorigen 
Monats mit Stimmeneinheit den Beschluß gefaßt, daß, wie die Bundes­
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Verfassung jetzt liegt, und insbesondere mit Rücksicht auf die dem Bundeskanzler 
(Artikel 17) auferlegte Verantwortlichkeit es unerläßlich ist, daß das Amt des 
Bundeskanzlers mir in meiner Eigenschaft als preußischer Minister der aus­
wärtigen Angelegenheiten übertragen wird. Bei der eingehenden Erörterung, 
welche diese Angelegenheit damals gefunden hat, glaube ich auf eine Recht­
fertigung der erwähnten Auffassung bei dieser Gelegenheit verzichten zu dürfen.

Wenn es als unzweifelhaft angesehen werden darf, daß die Wahl Seiner 
Majestät des Königs, dem nach Artikel 15 der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes die Ernennung des Bundeskanzlers zusteht, für dieses Amt nur auf 
den preußischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten fallen kann, so scheint 
mir zunächst die Frage zu erörtern zu sein, wie es einzurichten sein wird, daß 
derselbe sich im stande befindet, bei seinen übrigen Amtsgeschäften, die ihm 
nach Artikel 15 obliegende verantwortliche Leitung der Bundesgeschüfte zu 
führen. Diese Frage ist um so wichtiger und schwieriger, als es sich hierbei 
um eine zweifache Kategorie von Geschäften handelt: einmal um den 
Vorsitz in dem Bundesrat als einer der gesetzgebenden Faktoren 
des Bundes und sodann um die verantwortliche Führung der ge­
samten Verwaltung des Bundes als der einzige verantwortliche 
Minister des Bundes: eine Duplizität der Stellung, welche eine besonders 
präzise Regelung und Begrenzung nach allen Seiten verlangt.

Offenbar ist eine Bewältigung dieser Geschäfte seitens des Bundeskanzlers 
überhaupt nur möglich, wenn er sich lediglich die wichtigsten und seine politische 
Verantwortlichkeit zunächst bedingenden Geschäfte persönlich vorbehält, die minder 
wichtigen dagegen einem Stellvertreter überträgt, welcher das volle Vertrauen 
des Bundeskanzlers besitzen muß, daß er die Geschäfte lediglich den Intentionen 
desselben entsprechend führen wird. Nach Artikel 15 der Verfassung des Nord­
deutschen Bundes ist dem Bundeskanzler das Recht Vorbehalten, einen derartigen 
Stellvertreter aus der Zahl der Mitglieder des Bundesrats auf Grund schrift­
licher Substitution zu ernennen, und ich behalte mir daher, insofern Seine 
Majestät der König geruhen sollten, das Amt des Bundeskanzlers mir zu über­
tragen, die Substitution eines Stellvertreters vor, welchem nach Analogie eines 
ähnlichen Stellvertreters, den zur Zeit des Deutschen Reichs der Reichskanzler 
zu ernennen hatte, der Titel eines Bundes-Vizekanzlers beizulegen sein dürfte. 
Ungeachtet dieser Teilung der Geschäfte aber wird prinzipiell und formell der 
Grundsatz zur Anerkennung gebracht werden müssen, daß dem Bundeskanzler 
ein unmittelbares Dispositionsrecht über die diesseitigen Bundesbeamten 
zusteht und daß letztere verpflichtet sind, den Anweisungen des Bundeskanzlers 
Folge zu leisten.

Es empfiehlt sich hierbei von selbst und ist durch die verantwortliche 
Stellung des preußischen Staatsministeriums nach Innen mit Notwendigkeit ge­
geben, daß der Bundeskanzler nichts Wichtiges vornehmen und anordnen wird, 
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ohne sich zuvor der Zustimmung seiner preußischen Kollegen versichert zu haben; 
doch ist dies ein internum des preußischen Staatsministeriums, das auf sein 
Verhältnis nach außen zu den Bundes-Gesandten und Beamten nicht in- 
fluiren darf.

Die Verteilung der Geschäfte des Bundesrats ist in der Bundes­
verfassung selbst gegeben. Dagegen fehlt es darin an näheren Bestimmungen 
über die Organisation des Bundesbeamtentums. Meines Erachtens dürste 
es am zweckmäßigsten sein, sich der Teilung des Bundesrats anzuschließen und 
demgemäß das Bundesbeamtentum, neben einer Zentralabteilung, in 
sieben Abteilungen, entsprechend den in Artikel 8 der Verfassung des Nord­
deutschen Bundes bezeichneten Ausschüssen des Bundesrats, zerfallen zu lassen, 
als deren Mitglieder, je nachdem, höhere Ofsiziere oder höhere Verwaltungs­
und Justizbeamte zu ernennen sind. Besonders wichtig ist selbstredend die Be­
setzung der Zentralabteilung, durch deren Vermittlung dem Bundeskanzler 
die Kontrolle der verschiedenartigen Geschäftszweige ermöglicht werden soll, in 
betreff deren er dem Bundespräsidium, dem Bundesrat und dem Reichstag 
gegenüber die Verantwortlichkeit zu übernehmen hat. Diese Abteilung wird 
daher mindestens aus drei ordentlichen Mitgliedern und einigen Hilfsarbeitern 
zu bestehen haben, während für jede der übrigen Abteilungen, außer dem 
preußischen Mitgliede des betreffenden Ausschusses, welches auch hier kommissarisch 
zu fungiren haben wird, ein Mitglied genügen dürfte, dem nach Umständen 
ein oder mehrere Hilfsarbeiter beizugeben sein werden. Ueber diese Einzel­
heiten behalte ich mir noch weitere Vorschläge vor, wenn zunächst über die hier 
in Frage kommenden allgemeinen Grundsätze innerhalb des Königlichen Staats­
ministeriums ein Einverständnis erzielt sein wird.

Ueber die dem Bundeskanzler zustehenden Befugnisse sowie über die 
Stellung der Bundesbeamten habe ich aus den Bestimmungen der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes eine Zusammenstellung ausarbeiten lassen, welche ich 
hierneben anzuschließen mich beehre.

Da durch den Staatsministerialbeschluß vom 29. vorigen Monats fest­
gestellt ist, daß die preußischen Minister einstweilen nicht als Mitglieder des 
Bundesrats fungiren können, so werden dazu preußischerseits mindestens sieben 
hohe Beamte zu ernennen sein, entsprechend den in Artikel 8 aufgeführten 
sieben Ausschüssen des Bundesrats, weil nach Artikel 8 das Bundespräsidium 
in jedem Ausschüsse vertreten sein soll. Es scheint mir aber auch kein Be­
dürfnis vorhanden zu sein, über diese Zahl erheblich hinauszugehen, da den 
Ausschüssen die zu ihren Arbeiten nötigen Beamten außerdem zur Verfügung 
gestellt werden.

Die in Artikel 8 aufgeführten Ausschüsse sind folgende:
1. für das Landheer und die Festungen,
2. für das Seewesen. Die Mitglieder dieser beiden Ausschüsse (dieselben 



bestehen aus einem preußischen Mitgliede und zwei Mitgliedern anderer 
Bundesstaaten) werden von Seiner Majestät dem Könige ernannt.

3. für Zoll- und Steuerwesen,
4. für Handel und Verkehr,
5. für Eisenbahnen, Post und Telegraphie,
6. für Justizwesen,
7. für Rechnungswesen. Die Mitglieder dieser letzteren fünf Ausschüße 

werden von dem Bundesrat gewählt.
Außerdem erachte ich es als selbstverständlich, daß die preußischen Mit­

glieder des Bundesrats, welche auch in den Ausschüssen dieser Behörde zu 
prüsidiren haben, ihre Instruktionen durch den Bundeskanzler erhalten. Sie 
haben sich daher auch bei allen generellen Verwaltungsmaßregeln der Zu­
stimmung desselben zu versichern.

Ebenso werden sämtliche neue Bundessachen der einzelnen Refforts bei 
dem Bundeskanzler-Amt zu Präsentiren sein, damit dort die zur Mitzeichnung 
bestimmten bezeichnet werden können.

Abschrift dieses Votums habe ich sämtlichen Herren Ressortchefs mitgeteilt 
und werde ich mir erlauben, eine Beratung darüber im Königlichen Staats- 
ministerium herbeizuführen." *)

*

Schreiben an den Handelsminister Grasen Jtz en plitz, be­
treffend den Eisenbahnausbau in den neuen Provinzen
Hannover und Schleswig-Holstein, eventuell auf Kosten 
des Staates.

Berlin, den 22. August 1867.

„Der Erblandmarschall Graf Münster und Genossen haben mir Abschrift 
einer den Ausbau des hannoverschen Eisenbahnnetzes betreffenden Gesuches vor­
gelegt, welches dieselben Eurer Excellenz im Inni dieses Jahres zu überreichen 
die Ehre gehabt haben.

Nach Maßgabe der in der fraglichen Beziehung bereits wiederholt ge­
pflogenen mündlichen Rücksprachen darf ich annehmen, daß Eure Excellenz für 
den beregten Zweck ein nicht minder lebhaftes Interesse hegen als ich selbst, 
und daß es daher keiner weiteren Anregung bedürfe, berechtigten Wünschen so 
weit und so bald als möglich in der erbetenen Weise entgegenzukommen, 
insofern Eure Excellenz es nicht vorziehen, gewiffe Bahnstrecken aus höheren 
Gründen selbst von Staats wegen in die Hand zu nehmen, und zu diesem Be­
hufe bei dem Landtage einen angemessenen Kredit zu beantragen.

!) Die Ernennung des Grafen Bismarck zum Kanzler des Norddeutschen Bundes 
erfolgte am 14. Juli 1867, die Errichtung des Bundeskanzler-Amts durch Allerh. Präsidial- 
Erlab am 12. August 1867 (Bundes-Gesetzbl. S- 29).
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Aehnlich wie in Hannover liegt es aber auch in Schleswig-Holstein und 
erlaube ich mir deshalb unter Bezugnahme auf die mündlich dargelegten volks­
wirtschaftlichen und politischen Gesichtspunkte Eure Excellenz zu ersuchen, die 
Vervollständigung des Eisenbahnnetzes auch für diese Provinz in ähnlicher wohl­
wollender Weise ins Auge fassen zu wollen." *)

!) Ter Minister Gras Jtzenplitz übersendet hierauf dem Grafen Bismarck mit Schreiben 
vom 29. August 1867 eilte Uebersicht der Bahueu, welche kürzlich auf ehedem hannoverschen! 
Gebiete eröffnet bezw. zum Bau vorbereitet oder so gut als gesichert wareu. Die Meilen- 
zahl dieser Babueu belief sich auf 92,<, so daß uach Verlauf von etwa 5 bis 6 Jahren 
eine Verdoppelung der fertigen Meilen gegen die gegenwärtige Anzahl in Aussicht staud. 
„Nach Ausführuug dieser Linien wird Hannover ein Eisenbahnnetz besitzen, wie keine andere 
Provinz sich eines gleichen rühmen kann, indem namentlich alle Landesteile unter sich und 
mit den Niederlanden, mit Bremen, Hamburg uud Berlin, sowie auch mit dem Kohlenbecken 
an der Ruhr auf den kürzesten Wegen verbunden sein werden."

2) Der Handelsminister Graf Jtzenplitz ordnete hierauf die erforderlichen amtlichen 
Erhebungen an und veranlaßte demnächst eine Veröffentlichung derselben durch einen Artikel 
in der „Nordd. Allg. Ztg."

*

Schreiben an den Handelsminister Grafen Jtzenplitz, be­
treffend den Aufschwung des Verkehrs auf den hannover­
schen Bahnen.

Berlin, den 6. September 1867.

„Wie mir mitgeteilt worden, soll sich der Verkehr auf den hannoverschen 
Eisenbahnen im laufenden Jahre gegen früher bedeutend gesteigert haben.

Sollte diese Thatsache richtig sein, so erlaube ich mir Eurer Excellenz 
geneigter Erwägung anheim zu stellen, ob es nicht im diesseitigen Interesse 
liegt, dieselbe in ungesuchter Weise in der Tagespresse besprechen zu lassen und 
den Aufschwung der Gesamtentwicklung des Landes unter Preußens Herrschaft, 
der durch diese Erscheinung bekundet wird, zu öffentlicher Anschauung zu 
bringen."* 2) 

*

Schreiben an den Ober-Hof- und Hausmarschall Grafen
Pückler, betreffend die Ueberreichung einer Jmmediat-
Petition um Vorlage eines Schnl-Dotationsgesetzes seitens
einer Deputation von Lehrern. (Auszug.)

Berlin, den 4. November 1867.

Befürwortung der nachgesuchten Audienz. „Es ist politisch und für die 
Stimmung in den beteiligten Kreisen nicht ohne Bedeutung, daß die Schul­
lehrer sich nicht mehr wie früher an den Landtag, sondern in so großer Zahl 
an Seine Majestät den König gewandt haben, und ich würde es um so weniger 
geraten halten, jene Stimmung durch Verweigerung der erbetenen Audienz zu 
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dämpfen, als die Regierung sich in der vorteilhaften Lage befindet, den Bitt­
stellern mit einer Gewährung entgegenkommen zu können." *)

*

Schreiben an den Handelsminister Grafen Jtz en plitz, be­
treffend den Anschluß der Stadt Gifhorn an die Berlin-
Lehrter Bahn.

Berlin, den 25. April 1869.

„Eure Excellenz wollen aus dem angeschlossenen Gesuche d. d. Gifhorn, 
den 31. vorigen Monats geneigtes! ersehen, daß und in welcher Weise Magistrat 
und Bürgervorsteher der Stadt Gifhorn meine Befürwortung in Betreff der 
Richtung der Eisenbahnlinie Berlin-Lehrte in Anspruch genommen haben.

Soweit ich die einschlagenden Verhältniffe von hier aus zu übersehen ver­
mag, scheint das Verlangen der Stadt Gifhorn an sich ein nicht unberechtigtes 
zu sein, und ich würde es um so mehr bedauern, wenn demselben nicht ent­
sprochen werden könnte, als die Stadt Gifhorn eine wohlgesinnte Enclave in 
einem wölfischen Landstriche bilden soll, und es daher zu bedauern sein würde, 
wenn derselben gegenwärtig eine Anlage entzogen werden sollte, auf welche sie 
Aussicht hatte.

Auf der anderen Seite aber verkenne ich auch nicht, daß es sich kaum 
rechtfertigen lassen dürfte, die früher projektirte Krümmung der Bahnlinie bei­
zubehalten, aber ich erlaube mir Eurer Excellenz geneigter Erwägung anheim 
zu stellen, ob sich nicht vielleicht eine Vermittlung der Interessen darin finden 
lassen dürfte, daß nicht die Linie bei Oebisfelde und Vorsfelde gewählt, sondern 
die früher projektirte Linie durch Annahme der geraden Richtung, etwa von 
Tegebrück auf Gardelegen verkürzt würde?

Eure Excellenz würden mich durch eine baldgeneigte Rückäußerung in dieser 
Beziehung zu besonderem Danke verpflichten." ?)

*

Schreiben an den Kultusminister Dr. v. Mähler, betreffend
die Regelung der Veriassungsverhältnisse der evangelischen
Landeskirche.

Berlin, den 28. April 1869.

„Die mir von Eurer Excellenz mittelst geehrten Schreibens vom 17. dieses 
Monats übersandten Schriftstücke, betreffend die Regelung der Verfassungs-

!) Am 11. Dez. 1867 legte die Regierung dem Herrenhause den Entwurf eines Ge­
setzes, betr. die Einrichtung und Unterhaltung der öffentlichen Volksschulen vor (Herrenbaus, 
Sitzungsperiode 1867—1868, Drucks. Nr. 22). Vgl. auch den Bericht der Kommisffon des 
Abgeordnetenhauses für das Unterrichtswesen über die in dem obenerwähnten Schreiben 
erwähnten Petitionen, Haus der Abgeordneten, 59. Sitzung am 28. Febr. 1868, S. 1996.

2) Der Handelsminister erklärt eine Veränderung der Bahnlinie an sich nicht für 
thunlich, will aber den Interessen der Stadt Gifhorn eine soweit gehende Berücksichtigung 
angedeihen lassen, als es die Umstände irgend gestatten.
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Verhältnisse der evangelichen Landeskirche, 9 habe ich mit Dank erhalten und 
von dem Inhalte derselben mit lebhaftem Interesse Kenntnis genommen. Indem 
ich behufs weiterer geschäftlicher Behandlung den von Eurer Excellenz am 
Schlüsse Ihres qu. Schreibens in Aussicht gestellten Antrag an das Staats- 
ministerium gewärtige, erlaube ich mir heute nur zu bemerken, daß es mir von 
Wichtigkeit zu sein scheint, bei der Erörterung im Staatsministerium die inneren 
Verfassungsfragen und diejenigen, welche sich auf die Auseinandersetzung zwischen 
Staat und Kirche beziehen, streng auseinander zu halten und letztere, wenn 
möglich, sofort in Form eines spezialisirten Gesetzentwurfs zur Beschlußfassung 
des Staatsministerums zu bringen.

Außerdem erscheint es mir geboten, behufs Ausstattung der Kirche mit den 
zu ihrer Selbstverwaltung erforderlichen Mitteln, Ueberweisung der dahin ge­
hörenden Gegenstände und eventueller weiterer Ausführung der Allerhöchsten 
Kabinetsordre vom 15. Januar 1847 spezialisirte Nachweisungen und respektive 
einen Normaletat aufzustellen, da voraussichtlich gerade die Regulirung dieses Punktes 
nach allen Seiten hin mit nicht unerheblichen Schwierigkeiten verknüpft sein wird.

Nach Feststellung eines solchen Normaletats wird es sich dann — wie es 
mir scheint — wesentlich noch darum handeln, durch das Auseinandersetzungs­
gesetz im Anschluß an die Allerhöchste Kabinetsordre vom 19. Juni 1836 eine 
gesetzliche Basis herzustellen, welche die kirchlichen Behörden in den Stand setzt, 
innerhalb des kirchlichen Organismus rite beschlossene und umgelegte Auflageu 
zu kirchlichen Zwecken ohne besondere jedesmalige Intervention der Gesetzgebung 
beizutreiben, da andernfalls, sobald die Genehmigung in jedem einzelnen Falle 
erforderlich bleibt, die Selbständigkeit der Kirche illusorisch sein dürfte.

Einen Beleg hierzu liefert die noch brennende Frage wegen Bewilligung 
der Kosten für die Provinzialsynoden, in welcher Beziehung ich von Eurer 
Excellenz Auffassung in dem Punkte abweiche, daß ich es, schon um des 
Präzedenzfalles willen, nicht für zulässig erachte, diese Kosten gewiffermaßen 
precario durch freiwillige Beitrüge aufzubringen, sondern vielmehr für geboten 
halte, die qu. Forderung, unbeirrt durch die daraus erwachsende Verzögerung, 
bei dem nächsten Landtage zu wiederholen.

Sonst scheint es mir nicht geboten zu sein, mit der Auseinandersetzung 
bis zur Vollendung der inneren Organisation der Kirche zu warten."'^) 
------------------- *

9 Vgl. den Bericht der Kommission des Abgeordnetenhauses über den Antrag, betr. 
die Regelung der Verhältnisse der städtischen Landeskirche, Haus der Abgeordneten, 10. Legis­
laturperiode, II. Session 1868, Nr. 290, und die Verhandlungen des Abgeordnetenhauses 
darüber in der Sitzung vom 2. März 1869, S. 2063 ff.

2) Der Kultusminister Dr. von Mühler teilt dem Grafen Bismarck die Gründe mit, 
welche es ihm unthunlich erscheinen lassen, eine Forderung der für die Provinzial-Synoden 
nötigen Kosten bei dem nächsten Landtage zu wiederholen (20. Mai 1869). Die Regelung 
der Verfassunasverhältnisse der evangelischen Landeskirche wird von dem Kultusminister 
Dr. von Mühler nicht weiter verfolgt.
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schreiben an den Handelsminister Grafen Jtz en plitz, be­
treffend den Plan einer Prämienanleihe von 100 Millionen 
Thalern für mehrere Eisenbahngesellschasten.O

Berlin, den 13. Juni 1869.

„Eurer Excellenz zeige ich an, daß die Direktion der Diskonto-Gesellschaft 
Hierselbst mir am 9. dieses Monats Abschrift der Eingabe mitgeteilt hat, in 
welcher dieselbe unter gleichem Datum die Vereinbarung mit drei Eisenbahn­
gesellschaften wegen einer Prämienanleihe von 100 Millionen Thalern Eurer 
Excellenz zur Genehmigung vorgelegt hat. Die Beschlußnahme des Staats­
ministeriums über das Prinzip der Prämienanleihe, welche Eure Excellenz früher 
gewünscht haben, wird sich jetzt in Eurer Excellenz Abwesenheit nicht füglich herbei­
führen lassen. Es wird aber einer solchen m. e. E. auch nicht bedürfen, wenn 
Eure Excellenz Sich mit dem Finanzminister über das Prinzip einigen. Ich 
meinerseits würde zur Förderung des preußischen Eisenbahnbaues kein Bedenken 
gegen die Zulassung der projektierten Prämienanleihe geltend machen, vielmehr 
wünsche ich ganz entschieden die Genehmigung des Planes, zumal ich sehe, daß 
andere Staaten in großer Ausdehnung den Geldmarkt durch Prämienanleihen 
ausbeuteten, und der preußische Eisenbahnbau auf eine Unterstützung des Staates 
bei der jetzigen Finanzlage in den nächsten Jahren nicht rechnen konnte. Außer­
dem würde, wie ich höre, wahrscheinlich Süddeutschland sich die Idee der 
Prämienanleihe für den dortigen Eisenbahnbau zu nutze machen, wenn nicht 
bald die Genehmigung des Planes seitens der preußischen Regierung er­
teilt wird.

Eure Excellenz ersuche ich daher, ohne vorgängige Beratung im Staats­
ministerium über den vorliegenden Antrag gemeinschaftlich mit dem Finanz­
minister geneigtest Beschluß zu fasten und mich von dem Resultat dieser 
Beschlußnahme bald in Kenntnis zu setzen.

Abschrift dieses Schreibens habe ich dem Finanzminister Freiherrn von 
der Heydt mitgeteilt."2) 
 *

0 Das Privilegium zur Emission der 4 % tflen Prämienanleihe erbaten sich die 
Bergifck-Märkifche Eisenbahngesellschaft in Elberfeld, die Cöln-Mindener-Eisenbahngesellschaft 
in Cöln, die Königliche Direktion der Oberschlesischeu Eisenbahngefellfchaft in Breslau und 
die Direktion der Diskonto-Gesellfchaft in Berlin. Der Antrag hatte den Zweck, den groben 
preußischen Eisenbahngesellschaften die Beschaffung des für ihre Ausdehuungsbauten erforder­
lichen Kapitals zu erleichtern. Man vergleiche über diese Finanzoperation die „Neue Preußische 
Zeitung" vom 20. August 1869, Nr. 193 ; die „Berliner Börsenzeitung" vom 21., 23., 24., 
25. August 1869, Nr. 388, 390, 392, 394; „Schlesische Zeitung" vom 27. August 1869, 
Nr. 397, und die Beilage zu den „Berlinischen Nachrichten von Staats- und gelehrten Sachen" 
vom 1. September 1869, Nr. 203.

2) In der Sitzung vom 23. Juni 1869 beschloß das Staatsministerium, es solle die 
Erteilung der Konzession beschleunigt werden. Als sich indessen int Oktober 1869 im 
Abgeordnetenhause eine scharfe Oppositio» gegen das Finanzprojekt zeigte, beschloß das Staats- 
ministerium im November, das Projekt aufzugeben und die Antragsteller ablehnend zu bescheiden.



15

Schreiben an den Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrat
Wehrmann, betreffend einen Nachtrag für den Grundstein 
des Düppel-Denkmals. *)

Varzin, den 18. September 1869.

„Eurer Hochwohlgeboren sende ich die mit dem Schreiben vom 3. dieses 
Monats eingegangeiten beiden Schriftstücke

1. das Aktenexemplar der in den Grundstein für das Düppel-Denkmal 
gelegten Urkunde,

2. den Entwurf des Nachtrags zu derselben
hiermit zurück. Mit dem letzteren bin ich nicht einverstanden und habe meine 
Erinnerungen in einigen Randbemerkungen ausgedrückt, die ich dahin zusammen- 
faffe, daß nicht der preußische Partikularismus der leitende Gedanke sein, sondern 
daß man von der Zerrissenheit und Ohnmacht Deutschlands bis 1866 aus» 
gehen und auf das Ziel hindeuten müßte, dem das deutsche Volk durch die 
Ereignisse des genannten Jahres näher getreten ist. Die Umarbeitung kann 
ich jedoch nicht übernehmen und bin der Meinung, daß die Redaktion nach 
den bezeichneten Gesichtspunkten am zweckmäßigsten der Akademie der Wissenschaften 
übertragen würde."

*

Vertrauliches Schreiben an den Ober-Präsidenten der Provinz 
Hannover Grafen zu Stolberg-Wernigerode, 
betreffend einen Artikel der „Deutschen Volkszeitung" über 
die Haltung der regierungsfreundlichen Presse auf dem 
Eichsfelde.

Berlin, den 17. Februar 1870.

„Tie,Teutsche Volkszeitung' vom 6. dieses Monats veröffentlicht einen Artikel 
vom Eichsfelde, welcher eine ebenso heftige als hämische Kritik der dortigen 
regierungsfreundlichen Blätter enthält. Dieselbe geht im wesentlichen davon 
aus, daß die erwähnte Presse nicht selten einen zu spezifisch preußischen Ton 
anschlage und namentlich Mitteilungen aus der älteren brandenburgischen Ge­
schichte bringe, obwohl die letztere der hannoverschen Bevölkerung ganz fern liege.

Sollte diese Anführung nach Maßgabe des Inhalts der dortigen regierungs­
freundlichen Presse richtig sein, so würde ich sie auch für berechtigt halten. 
Tas Zurückgreifen in die ältere brandenburgische Spezialgeschichte kann für die 
Förderung des Assimilirungsprozeffes einen günstigen Erfolg nicht haben, da

T) Ter am 18. April 1865 aus dem Königsplatz in Berlin gelegte Grundstein für 
das Düppel-Denkmal sollte im Herbst 1869 herausgenommen werden, weil das Fundament 
für den erweiterten Bau vertieft werden mußte. Bei dieser Gelegenheit sollte eine Nachtrags- 
Urkunde in Bezug auf den Krieg von 1866 hineingelegt werden. Ter Kultusminister brachte 
eine gewisse Fassung in Vorschlag. Da Graf Bismarck die Fassung der Urkunde vom 
Jahre 1865 eigenhändig wesentlich verbessert hatte und die Nachtrags-Urkunde die deutsche 
Politik berührte, so stellte der Wirkliche Geheime Ober-Regierungsrat Wehrmann dem 
Ministerpräsidenten anheim, ob derselbe die Fassung prüfen und korrigiren wolle. 
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hierzu alle Anknüpfungspunkte in den Traditionen der hannoverschen Landes­
teile fehlen. Für Ostfriesland würde allerdings eine Erinnerung an den 
Kurfürsten Friedrich Wilhelm wohl geeignet sein. In Betreff der hannoverschen 
Stammlande, namentlich im Kalenbergischen und Lüneburgischen ist aber kein 
Anknüpfungspunkt für kurbrandenburgische Erinnerungen vorhanden, insoweit 
letztere sich mit der Zeit vor dem siebenjährigen Kriege beschäftigen. Die 
damalige Waffengemeinschaft bildet den ersten, für eine intelligent geleitete Preffe 
annehmbaren Anknüpfungspunkt, wenn es sich um die Belebung preußisch er 
Sympathien handelt. Das entscheidende Moment aber, welches die gouvernemen­
tale Presse in ihren Bestrebungen zur Ueberwindung der partikularistischen zu 
betonen haben wird, liegt in der deutschen und nicht in der preußischen 
Nationalität. Die letztere ist ein Ausdruck, unter welchem wir Preußen gewohnt 
sind, uns die erstere vorzustellen, aber es ist nicht der Begriff, unter welchem 
es uns gelingen wird, die Stellung, welche wir 1866 erstritten haben, unseren 
neuen Landsleuten annehmbar zu machen. Ich kann nicht umhin, die Be­
strebungen der offiziösen Presse, welche aus der Vergangenheit der jetzt gemein­
samen Dynastie unter Benutzung kurbrandenburgischer Geschichte die Motive zur Ge­
winnung der Sympathie der Hannoveraner entnehmen wollen, für verfehlte zu 
halten. Die richtigen Anknüpfungspunkte liegen entweder weiter zurück oder später.

Alle Bewohner des Königreichs Hannover haben mit uns die deutsche, 
sogar die niedersächsische Abstammung, die evangelischen Erinnerungen des 
dreißigjährigen Krieges, die politischen des siebenjährigen und die nationalen 
Kämpfe aus dem Anfänge dieses Jahrhunderts gemein. In diesen Verhältnissen 
liegen die Anknüpfungspunkte, von welchen allein geschickt geschriebene Ver­
öffentlichungen im Interesse der Königlichen Regierung ausgehen können. Die 
einfache Uebertragung der in Brandenburg oder in Pommern üblichen Schrift­
stücke auf Landesteile, welche die früheren Beherrscher der Stammprovinzen 
Preußens entweder garnicht oder nur als Nachbarn kannten, verrät eine Armut 
und Einseitigkeit der Auffassung nationaler Interessen, welcher energisch entgegen­
zutreten ich nicht dringend genug empfehlen kann." *)

*

Schreiben an den Ober-Präsidenten der Provinz Hannover 
Grafen zu Stolberg-Wernigerode, betreffend politische 
Gesichtspunkte für die Verwaltung Hannovers. (Auszug.)

28. Februar 1870.

„Daß Eure Excellenz die Pflege des nationalen Elements mit der des 
dynastischen Hand in Hand gehen lassen, dürfte allerdings dem Charakter der 
Provinz Hannover ganz besonders entsprechen.

T) Der Ober-Präsident der Provinz Hannover weist in einem eingehenden Berichte 
nach, daß die in dem Rescripte vom 17. Februar 1870 enthaltenen Gesichtspunkte im 
Wesentlichen auch von ihm befolgt würden.
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Die unbezweifelte Stammesgemeinschaft, das wiederholte politische und 
militärische Zusammenwirken in älterer und neuerer Zeit, die gemeinsamen 
nationalen Aufgaben und Interessen, die Erleichterung und Förderung auf 
materiellen Gebieten werden sich ohne Zweifel bei geeigneter Beleuchtung als 
die besten Motive erweisen, die innigere Verschmelzung mit Preußen und die 
rechte Würdigung des preußischen Königtums in immer weiteren Kreisen zu 
fördern und zu pflegen."

*

Schreiben an den Minister des Innern Grafen zu Eulenburg, 
betreffend die Erneuerung des Ordens des Eisernen 
Kreuzes.

Berlin, den 19. Juli 1870.

„Die hohe Bedeutung des Krieges, welchem wir entgegengehen, und dessen 
sich fast von selbst darbietende Parallele mit den Befreiungskriegen läßt es mir 
als angemessen und wünschenswert erscheinen, Seine Majestät um die Erneuerung 
des Ordens des Eisernen Kreuzes zu bitten.

Im Falle Ihres Einverständnisses beehre ich mich deshalb Eure Excellenz 
zu ersuchen, die betreffende Bitte sobald als möglich in Gemeinschaft mit dem 
Herrn Kriegsminister Seiner Majestät dem Könige vortragen zu wollen." 9

*

Schreiben an das Königliche Staatsministerium, zu Hüuden
des Grafen von Jtzenplitz, betreffend die Veröffent­
lichung der Konzilsbeschlüsse inklusive des Beschlusses über 
die Unfehlbarkeit.

Ferrières, den 25. September 1870.

„Eurer Excellenz beehre ich mich anliegend Abschrift eines Berichts des 
Königlichen Gesandten in Karlsruhe vom 17. dieses Monats zu übersenden, 
betreffend die durch den Weihbischof Kübel geschehene Veröffentlichung der 
Konzilsbeschlüffe, inklusive des Beschlußes über die Jnfallibilität, sowie die 
amtliche, im Gesetz- und Verordnungsblatt des Großherzogtums Baden darüber 
erlassene Bekanntmachung.

Eure Excellenz ersuche ich um eine Benachrichtigung, ob von preußischen 
Bischöfen ähnliche Veröffentlichungen erfolgt sind, sowie um eine Aeußerung 
darüber, ob nach der Ansicht des Königlichen Staatsministeriums und nach 
Lage der diesseitigen Gesetzgebung es erforderlich sein könnte, seitens der 
Königlichen Regierung eine Bekanntmachung oder Erklärung in Bezug auf die 
Veröffentlichung der Konzilsbeschlüffe und die Bedeutung, welche sie für die 
inländischen rechtlichen Verhältnisse der katholischen Kirche haben möchten, zu 
erlassen, und ob etwa aus einer Unterlassung solcher Erklärungen respektive

9 Die Urkunde über die Erneuerung des Eisernen Kreuzes datirt vom 19. Juli 1870 
und findet sich abgedruckt in der preußischen Gesetz-Sammlung 1870, S. 437.

Posching er, Bismarck-Portefeuille I. 2

ällWEKSTTECXi ,
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Verwahrungen ein Nachteil für die künftigen Beziehungen des Staates zur Kirche 
erwachsen könnte."

*

Schreiben an den Ministerialdirektor Weis Haupt, betreffend
die Ermäßigung der Frachtsätze für künstliche Düngmittel
auf der hinterpommerschen Bahn und der Strecke Berlin- 
Stettin.

Berlin, den 21. März 1870.

„Die an den Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrat Wehrmann ge­
richtete Mitteilung Eurer Hochwohlgeboren vom 14. vorigen Monats über die 
Ermäßigung des Tarifs für künstliche Düngmittel auf der hinterpommerschen 
Bahn (auf l35/iOo Pfennig pro Meile mit 1 Thaler Expeditionsgebühr für 
100 Zentner) ist mir vorgelegt worden.

Ich erblicke darin ein erfreuliches Zeichen dafür, daß das Direktorium 
der Berlin-Stettiner Eisenbahngesellschaft den Wünschen des Publikums wegen 
Ermäßigung der Frachtsätze seine Aufmerksamkeit zuwendet, würde mich aber 
demselben erst dann zu Dank verpflichtet fühlen, wenn es jene Ermäßigung 
auch auf der Bahnstrecke von Berlin nach Stettin einführte, während bezüglich 
der hinterpommerschen Bahn das Interesse an der Rentabililüt ebenso wie der 
maßgebende Einfluß sich wesentlich auf Seiten der Staatsregierung befinden."2)

*

Schreiben an den Geheimen Kabinetsrat v. Wilmowski, 
betreffend die Beschwerde des Fürstbischofs von Breslau 
gegen den Prolesfor Dr. Reinkens.

Versailles, den 30. Oktober 1870.

„Eurer Hochwohlgeboren lasse ich den mir mitgeteilten Jmmediatbericht des 
Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten vom 20. 
dieses Monats in Betreff der Differenz zwischen dem Fürstbischof von Breslau und 
dem Professor Reinkens3) mit dem verbindlichsten Danke wieder zugehen. In 
der Sache selbst kann ich nur bei meiner bereits früher ausgesprochenen Ansicht 

0 Tas Staatsministerium erklärte sich dafür, daß den Erlasfen der preußischen 
Bischöfe über die Beschlüsse des Vatikanischen Konzils gegenüber ein nur theoretisches 
Eingehen von feiten der Staatsregierung nicht stattzufinden habe, vielmehr lediglich abzu­
warten sein werde, ob daraus praktische Konsequenzen gezogen würden, denen die Ver­
waltung oder die Gesetzgebung entgegenzutreten haben werde (Schreiben vom. 8. Okt. 1870).

2) Unterm 8. Mai 1870 benachrichtigte darauf der Ministerialdirektor Weishanpt 
das Staatsministerium, daß der ermäßigte Tarif feit dem 1. Mai auf allen Linien des 
Berlin-Stettiner Unternehmens versuchsweise, vorläufig auf 1 Jahr, eingesührt fei.

3) Der Fürstbischof von Breslan hatte im Sommer 1870 gegen Professor Reinkens 
wegen seiner Schrift „Papst und Papstthum" Beschwerde erhoben und ein Einschreiten der 
Regierung gegen ihn verlangt.



19

beharren, daß die Königliche Staatsregierung keine Veranlassung habe, sich in 
diese Angelegenheit einzumischen.

Die aus den Statuten der Universität abgeleitete Verpflichtung der 
Königlichen Regierung, einer Beschwerde des Fürstbischofs gegen die literarische 
Thätigkeit eines Professors der Theologie ,mit Ernst und Nachdruck Folge zu 
geben', sofern sie begründet sei, kann jedenfalls nur dann eintreten, wenn der 
Gegenstand der Beschwerde zur Kognition der Staatsregierung überhaupt gehört. 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Behandlung einer dog­
matischen Frage; und das Urteil darüber, ob diese Behandlung in Stil 
und Form angemessen sei oder nicht, kann von der Beurteilung der dogmatischen 
Seite nicht getrennt werden.

Ueberdies ist nicht zu bezweifeln, daß in einem großen Teil der katholischen 
Kirche gerade jetzt eine über einen Professor in Bezug auf seine Behandlung 
der Jnfallibilitätsfrage verhängte Rüge einen üblen Eindruck hervorbringen und 
eine falsche Auffassung von der Stellung der Königlichen Regierung zu dieser 
Frage bewirken würde.

Ich kann daher nur dafür stimmen, daß der Herr Minister der geistlichen rc. 
Angelegenheiten von einer dem p. Reinkens zu erteilenden Rüge, wenn auch in 
mildester Form, ganz absehe und dem Fürstbischof auf eine etwa erneute Er­
innerung an seine Beschwerde in freundlicher Weise antworte, daß die Königliche 
Staatsregierung, ohne den geistlichen Zensuren, die er etwa für nötig halten möchte, 
vorzugreifen, ihrerseits zu einer Einwirkung in dieser wesentlich die Behandlung 
dogmatischer Fragen betreffenden Angelegenheit keine Veranlassung finde.

Eure Excellenz ersuche ich, diese meine Ansicht Seiner Majestät dem 
Könige vortragen zu wollen." 9

*

Schreiben an den Geheimen Kabinetsrat v. Wilmomski, 
betreffend die Beschwerde des Fürstbischofs von Breslau 
gegen den Professor Dr. Reinkens.

Versailles, den 31. Dezember 1870.

„Eurer Hochwohlgeboren beehre ich mich anliegend den mir unter dem 18. 
dieses Monats auf Befehl Seiner Majestät des Königs mit dem Anheimstellen 
einer Aeußerung mitgeteilten Jmmediatbericht des Herrn Ministers der geistlichen 
rc. Angelegenheiten vom 12. dieses Monats, betreffend die Beschwerde des

9 Der Minister der geistlichen rc. Angelegenheiten lehnt in einem Bescheide vom 
12. Nov. 1870 ein Einschreiten der Regierung gegen den Professor Reinkens ab, weil die 
Form des Buches, wenn auch vielleicht nicht immer ganz angemessen, doch nicht als anstößig 
und die Grenzen der Lehrfreiheit überschreitend, bezeichnet werden könne, der dogmatische In­
halt aber nicht den Staat berühre. Wegen der weiteren Entwicklung vgl. das folgende Schreiben. 
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Fürstbischofs von Breslau gegen den Professor Dr. Reinkens i), wieder zu 

übersendeu.
Mit der Auffassung des Herrn Ministers von Mühler, wie sie in seinem 

Schreiben an den Fürstbischof vom 12. November und in dem Berichte selbst 
dargelegt ist, kann ich mich nur einverstanden erklären und finde in der Ant­
wort des Fürstbischofs vom 19. dieses Monats nichts, was ein Abgehen von 
der einmal eingenommenen Stellung der Königlichen Staatsregierung recht­
fertigte, wonach die Suspension von der priesterlichen Funktion als eine 
innere kirchliche Angelegenheit zu behandeln ist, in der Entziehung der Missio 
canonica aber keine Veranlassung gefunden werden kann, der Lehrthätigkeit der 
davon Betroffenen an der Universität Hindernisse in den Weg zu legen, oder 
sie im Genuß ihrer staatlichen Besoldung zu beuuruhigen. Ein Eingehen 
auf die Klagen über das Verhalten der theologischen Lehrer zu der Autorität 
des Vatikanischeu Konzils und dem Dogma von der Unfehlbarkeit würde auch 
mir nicht thunlich erscheinen, und eine Erörterung der Frage, welche Autorität 
das Konzil und das Dogma in Anspruch nähme, dürfte für jetzt noch nicht 
erforderlich oder zeitgemäß fein.

Ich teile die Ansicht des Herrn Ministers von Mühler, daß diese Frage 
zunächst ganz dem kirchlichen Gebiete überlasten und auf demselben zum Austrage 
gebracht werden muß.

Der jetzt von dem Herrn Minister an Seine Majestät den König gerichtete 
Antrag, ihm die Bescheidung des Fürstbischofs von Breslau auf der im 
Bericht dargelegten Auffassung zu überlassen, das heißt durch eiu- 
fache Ablehnung seiner unannehmbaren Forderungen, entspricht 
daher meiner Ansicht, wie ich sie bereits in meinem Schreiben an Eure 
Excellenz d. d. Ferneres, den 22. September ausgesprochen habe, und ersuche 
ich Eure Excellenz, diese meine Aufsastung bei Ihrem Jmmediatvortrage Seiner 
Majestät dem Könige darzulegen.

Ob es als möglich erscheint, von dem dnrch die Verhandlung zu Breslau 
vom 29. April 1850 festgestellten Abkommen, wonach die Missio canonica 
als „jederzeit revocabel" ausdrücklich bezeichnet ist, zurückzutreten, vermag ich, 
bei dem Mangel jedes weiteren Materials darüber, hier nicht zu beurteilen, 
glaube auch, daß dies zunächst in dem Königlichen Ministerium der geistlichen 
rc. Angelegenheiten zu erörtern sein wird." 
___________ *

0 Der Fürstbischof von Breslau hatte unterm 19. Nov. 1870 gegen den in der 
Schlußnote Seite 19 erwähnten Bescheid des Kultusministers remonstrirt und verlangt, 
daß Reinkens wegen Auflehnung gegen das Oekumenische Konzil, gegen den Papst und 
gegen seinen Diözesenbischof von seinem Lehramte entfernt werde. Außerdem hatte der 
Erzbischof erklärt, daß er dem Reinkens die Missio canonica (d. h. die Berechtigung zn 
theologischen Vorlesungen an der Universität) entzogen und ihn auch von der priesterlichen 
Funktion suspendirt habe.
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Schreiben an den Geheimen Kabinetsrat v. Wilmowski, 
betreffend die Stiftung eines neuen Ordens für Deutsch­
lands Frauen.

Versailles, den 1. Februar 1871.

„EurerHochwohlgeboren erwidere ich auf das Schreiben vom 26. vorigen Mo­
nats, betreffend die «Stiftung eines neuen Ordens für Deutschlands Frauen, unter 
Wiederanschluß der Anlagen, daß ich es auch meinerseits für angezeigt halte, die 
Verdienste der Frauen in dem gegenwärtigen Kriege durch ein dem Eisernen Kreuze 
analoges Ehrenzeichen zur öffentlichen Anerkennung zu bringen. Dabei würde ich 
aber empfehlen, dem in Frage stehenden Ehrenzeichen einen anderen Namen 
beizulegen. ,Verdienstkreuz' ist nach meinem Dafürhalten ein Name, der dem 
Charakter und der eigentümlichen Thätigkeit des weiblichen Geschlechts weniger 
entspricht, und dem außerdem auch die historische Reminiscenz fehlt, welche 
das qu. Ehrenzeichen zu einem analogen des Eisernen Kreuzes macht.

Nach meinem unvorgreiflichen Dafürhalten dürfte es sich eher empfehlen, 
dem neuen Orden den Namen ,Kreuz-Orden' beizulegen und durch diesen 
Namen die historische Beziehung zu dem Eisernen Kreuz festzuhalten.

Gegen die sonstigen Modalitäten des Vorschlags und der Verleihung, wie sie 
in dem Bericht d. d. Homburg, den 13. November vorigen Jahres näher dar­
gelegt sind, finde ich nichts zu erinnern. Tie ausgesprochene Absicht, die Ver­
leihung auf hervorragende Leistungen in dem gegenwärtigen Kriege zu beschränken, 
läßt die dort vorgeschlagenen Modalitäten als die zweckmäßigsten erscheinen." *)  

*
Telegraphische Depesche an den Handelsminister Grafen I tz e n p l i tz, 

betreffend die Verwendung von Beamten der französifchen 
Eisenbahngesellschaften in den abgetretenen Landesteilen.

Metz, den 7. März 1871.
„Ich bitte Eure Excellenz die Rückkehr oder den Eintritt in Funktion jedes 

Beamten französischer Gesellschaften in den abgetretenen Landesteilen untersagen 
und verhindern lassen zu wollen. Der Dienst, der ohne sie nicht geleistet 
werden kann, wird vor der Hand unterbleiben müssen. Näheres mündlich." -) 

*
Schreiben an die Direktion der Berlin-Hamburger Eiseubahu- 

gesellschait, betreffend Verwendung für einen Eisenbahn­
bediensteten.

Berlin, den 19. Oktober 1871.
„Ter Direktion erlaube ich mir die beifolgende Eingabe der Ehefrau des 

Zugführers Henne vom 29. vorigen Monats mit dem Bemerken zu übersenden,

9 Mittelst Allerhöchster Kabinets-Ordre vom 3. März 1871 erfolgt die Stiftung des 
Verdienstkreuzes für Frauen und Jungfrauen, welche sich während des Krieges mit Frankreich 
durch Pflege der Verwundeten ausgezeichnet haben. Der betreffende Allerhöchste Erlab vom 
22. März 1871 findet sich abgedruckt in der preub. Gesetz-Sammlung, S. 158.

2) Dasselbe Telegramm (von der Hand des Grasen Bismarck) erging an den General- 
Gouverneur Grafen Bismarck-Boblen in Strabburg.
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daß es mir leid thun würde, wenn der p. Henne wegen des in dieser Eingabe 
erwähnten Vorfalles vom 2. Juli dieses Jahres auf dem Wittenberger Bahnhöfe *)  
in seiner Pension verkürzt werden sollte. Der Henne schien mir an jenem Tage 
zwar etwas stärker als gewöhnlich gefrühstückt zu haben und äußerte seine freund­
lichen Gesinnungen für mich in einer dementsprechenden, aber für mich in keiner 
Weise verletzenden Form. Die Direktion würde mich zu Dank verpflichten, 
wenn sie die Bittstellerin so bescheiden wollte, daß der Henne nicht durch seine 
Begegnung mit mir Nachteile erleidet, die ihm sonst erspart geblieben wären."

!) Worin der Vorfall bestanden, ist — in Ermanglung der gedachten Eingabe — nicht 
festzustellen.

2) Der gedachte Unterricht nimmt am 1. Oktober 1871 feinen Anfang; dagegen erhob 
sich später Widerspruch. Man vgl. den von den Polen im Abgeordnetenhause eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes, betr. die Unterrichtssprache sowie den Unterricht in deutscher Sprache 
in den nordschleswigschen Volksschulen (Drucks. Nr. 99, Haus der Abgeordn., 15. Legis­
laturperiode, I. Session 1882/83).

*

Notiz des Geheimen Legationsrats Bucher für das Staats- 
ministerium, betreffend die Einführung des deutschen 
Sprachunterrichts in den nordschleswigschen Schulen.

Berlin, den 16. Mai 1871.

„Seine Durchlaucht wünscht, daß die Einführung der deutschen Sprache 
in den Schulen Nordschleswigs nach Maßgabe der Verfügung des Herrn 
Kultusministers vom 22. Juni vorigen Jahres betrieben und der Oberpräsident 
exitirt werde."* 2) 

*

Votum, betreffend die Vorbeiführung der Moselbahn bei Coblenz 
respektive die Anlegung eines Bahnhofes daselbst (Auszug).

Berlin, den 27. März 1877.

„--------Es erscheint durch politische Rücksichten geboten, diese Frage so rasch
wie möglich wenigstens zu einem vorläufigen Abschluß zu bringen. Die Herstellung 
einer direkten Eisenbahnverbindung von dem rechten Rheinufer bei Oberlahn­
stein zum linken Moselufer bei Diedenhofen ist angestrebt worden. Im Fall 
einer Nötigung zum Kriege müßte, solange eine solche Bahn nicht vorhanden 
wäre, der Aufmarsch der Armee um mindestens einen Tag verzögert werden. 
Wenn nun auch augenblicklich keine Anzeichen dafür vorliegen, daß eine solche 
Eventualität eintreten könnte, so erscheint es doch als eine Pflicht, schon jetzt 
im Frieden alle diejenigen Vorkehrungen zu treffen, welche bei drohender Kriegs­
gefahr nur mit größerer Gefährdung des Friedens und im Mobilmachungsfalle 
nur in übereilter Weise vorgenommen werden könnten. Dem Entgegenkommen 
des Herrn Handelsministers ist zu danken, daß der Anschluß der Pfälzer Bahnen 
an St. Johann möglich geworden ist. Ferner ist die Fertigstellung der Bahn- 



linie Teterchen —Bolchen in Aussicht genommen. Wichtiger noch erscheint die 
Moselbahn, um die militärische Verbindung mit den Reichslanden zu sichern.

Die Schwierigkeiten, welche sich der Vollendung dieser Bahn entgegen­
stellen, und welche sich hauptsächlich um die Anlage des Bahnhofes bei Koblenz 
drehen, sind am einfachsten zu beseitigen, wenn der neue Bahnhof aus den 
Rayons der Festung hinaus in das nördlich bon dem Fuße der Karthause 
belegene Terrain verlegt wird. Die dadurch gebildete Linie ist die kürzeste für 
den Betrieb und gestattet dessen Fortführung völlig unabhängig von einer 
etwaigen Armierung der Festung. Die Entfernung des Bahnhofs von dem 
Stadthore beträgt nur tausend Schritt.

Alle übrigen Projekte, welche auf einem geringeren oder größeren Umbau 
der jetzigen Enceinte basieren, erfordern einen Aufwand an Mehrkosten von 
zwei bis drei Millionen Mark. Weder der Militär- noch der Eisenbahn­
verwaltung können so große Opfer zugemutet werden. Auch die Stadt Coblenz, 
welche ihres Personenverkehrs wegen ein Interesse daran hat, den Bahnhof 
möglichst nahe der Stadt eingerichtet zu sehen, beabsichtigt nicht und wird 
kaum in der Lage sein, eine so große Geldsumme aufzubringen und zu ver­
zinsen. Die Gefahr liegt daher nahe, daß eine Bahn, deren strategische Be­
deutung seit dem Jahre 1871 außer allem Zweifel steht, wegen Mangel an 
Einigung über die Aufbringung der Geldmittel unvollendet bleibt. Bei der 
politischen Tragweite der vorliegenden Frage halte ich es als Präsident des 
Staatsministeriums und als auswärtiger Minister für meine Psticht, den Ver­
such zu machen, die Angelegenheit einer schleunigen Erledigung zuzuführen." *)

*

Erlaß an den Grafen zu Limburg-Stirum, betreffend die
Mängel des deutscheil Exporthandels.

Friedrichsrlch, den 26. Oktober 1880.

„Die Nummer 499 der ,Norddeutschen Allgemeinen Zeitung' enthält einen 
sehr beachtenswerten Leitartikel über einige der Fehler, welche unserem über­
seeischen Exporthandel anhaften. Ich vermiße, obschon ich seit längerer Zeit 
meine Aufmerksamkeit der Frage zugewandt habe, alle und jede Berichterstattung 
unserer Konsulate über die Schäden, die unser überseeischer Handel infolge 
unredlicher und nachlässiger Lieferungen erleidet. Aeußerlich weiß ich, daß 
Fülle vorgekommen sind, wo Schwerter in der Scheide ohne Klinge, Scheeren 
aus einem Gußstück und dergleichen, Pakete, welche im Innern schlechtere 
Ware enthielten wie in der äußeren Verpackung, in überseeischen Ländern aus 
Deutschland anlangten. Die in den anliegenden Artikeln erwähnten Mängel 
der Verpackung und Aufmachung sind für den gesamten deutschen Handel nicht 
minder schädlich als jene Betrügereien. Ich halte für Pflicht der amtlichen

9 Die Anregung des Fürsten Bismarck mar von Erfolg begleitet. 
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Organe des Reichs, diese Vorkommnisse zu kontrolliren und amtlich zur Anzeige 
zu bringen, damit denselben, soweit solches möglich ist, durch amtliche und 
publizistische Belehrung entgegengewirkt werden kann. Ich wünsche deshalb, 
daß zunächst sämtliche Berusskonsuln in überseeischen Ländern, namentlich in 
Amerika und Ostasien, aber auch in der Levante, angewiesen werden, über 
ihre bisherigen Wahrnehmungen bezüglich der angedeuteten Vorkommnisse zu 
berichten und der Kontrolle derselben ihre Aufmerksamkeit dauernd zuzuwenden.

Das an die Konsulate zu richtende Zirkular, in welchem auf die akten­
mäßig etwa bekannten Mängel bestimmter Zweige des Exports Bezug zu nehmen 
ist, wünsche ich im Entwurf zu sehen und selbst zu zeichnen."

*

Zirkular an die Kaiserlichen Berufskonsuln, betreffend die
Mängel des deutschen Exporthandels.

Friedrichsruh, den 6. November 1880.

„Eure rc. rc. kennen die Klagen, welche über nachlässige und selbst 
unredliche Lieferungen in unserem überseeischen Exporthandel laut geworden 
sind, und die Schäden, welche Industrie und Handel durch Vorkommnisse der 
Art erleiden.

Nach vorliegenden Mitteilungen aus früherer und aus neuester Zeit tritt 
in den deutschen Lieferungen mitunter ein beklagenswerter Mangel an Zu­
verlässigkeit zu Tage, sowohl was die Qualität als was das Maß betrifft. Die 
dadurch gewonnenen augenblicklichen Vorteile schädigen das Vertrauen nicht nur 
zu den Häusern, welche sie erstreben, sondern bringen Deutschlands Industrie 
und Handel in ihrer Gesamtheit in Mißkredit. Es ist daher die Aufgabe des 
Reichs, auf die Abstellung dieser Mißbräuche nach Kräften hinzuwirken. Auch die 
Aufmachung und Verpackung deutscher Waren bilden den Gegenstand lebhafter 
und immer wiederkehrender Beschwerden. Tie deutsche Aufmachung läßt in 
der Form und in der Gefälligkeit des äußeren Ansehens zu wünschen übrig und 
steht darin namentlich der französischen und englischen nach. Die Verpackung 
entspricht in vielen Füllen nicht einmal den notwendigsten Erfordernissen des 
Schutzes der Ware, so daß letztere häufig zerbrochen oder beschädigt am Be- 
stimmungsorte anlangt.

Angeregt durch die Ergebnisse der von dem Kaiserlichen Geschäftsträger 
für Zentralamerika im vorigen Jahre veranlaßten Enquête, auf welche sich der 
Erlaß vom 13. Juli dieses Jahres bezog, hat das Aeltestenkollegium der 
Berliner Kaufmannschaft die Sachverständigenkommission für gewerbliche An­
gelegenheiten zum Bericht über die Frage aufgefordert:

Mas können und müssen Deutschlands Gewerbe- und Handeltreibende 
zur Förderung des überseeischen Exporthandels thun?'
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Auch der hiernach erstattete Bericht weist auf die Notwendigkeit hin, die 
von mir bezeichneten Mängel abzustellen.

Es ist die Aufgabe der Organe des Reichs, Vorkommnisse der fraglichen 
Art zu kontrolliren und amtlich zur Anzeige zu bringen, damit denselben, 
soweit solches möglich ist, durch amtliche und publizistische Belehrung entgegen­
gewirkt werden kann.

Eure rc. rc. ersuche ich deshalb, sich die Erfüllung dieser Pflicht besonders 
angelegen sein zu lassen.

Ich sehe einer fortlaufenden Berichterstattung über Ihre desfalsigen Wahr­
nehmungen unter Namhaftmachung der einzelnen Ihnen bekannten Fälle, welche 
eine Remedur besonders angezeigt erscheinen lassen, entgegen und füge zur 
gefälligen Benutzung den vorn erwähnten Bericht sowie eine den Ergebnissen 
der zentralamerikanischen Enquête entlehute Zusammenstellung von Bemerkungen 
über den deutschen Export und dessen Mängel hier bei."

*

Bemerkungen über die Abnahme des Triester Handels.* 2)

x) Die vorstehenden Bemerkungen bezw. Betrachtungen knüpfte Fürst Bismarck an 
einen Konsularbericht, welcher sich über die Abnahme des Triester Handels und die Mittel 
zur Wiederbelebung desselben verbreitete.

2) Der fürstliche Adressat hatte mittelst Schreibens vom 13. Nov. 1880 dem 
Fürsten Bismarck eine Abhandlung des Professors Dr. Büchner in Darmstadt übersandi,

(Freihafenfrage.)
Friedrichsruh, den 15. November 1880.

„Ter Grund des steten Rückganges von Triest liegt unserer Ansicht nack- 
klar zu Tage, und bedarf es keiner Kommissionen, um die Ursachen desselben 
erst zu ermitteln: er wird einfach verschuldet durch Triests Freihafenstellung, 
welche diese Stadt vom Binnenlande abschneidet und sie zum Zollauslande für 
das übrige Oesterreich macht. Solange Triest mit seinem Hinterlande nicht 
ebenso frei verkehren kann wie die mit ihm rivalisirenden Häfen, wird der 
Gesamtwohlstand der städtischen Bevölkerung auch im Rückgang bleiben; es 
findet dort eben unter gleichen Vorbedingungen die gleiche Rückentwickelung 
statt wie in Hamburg, und wenn Hamburg so lange Freihafen sein wird, 
wie Triest es bisher gewesen ist, so wird die Verarmung der Mehrheit der 
Bevölkerung das Bedürfnis der Abhilfe anch da zu einem dringlichen machen."

*

Auszug aus einem Schreiben au eine» deutschen Fürsten, 
betreffend die Uebernahme des Lebensversicherungswesens 
durch den Staat. Erster Entwurf eines Unfallversicherungs­
gesetzes.

Friedrichsrnb, den 21. Dezember 1880-

„ Eurer Hoheit danke ich unterthänigst für das gnädige Schreiben vom 
13. vorigen Monats,2) dessen Beantwortung ich aufgeschoben habe, bis ich im 
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stande war, Höchstdemselben die anliegende Abschrift des vorläufigen Entwurfs 
vorzulegen. Ich habe den Aufsatz des Herrn Professors Büchner mit Interesie 
gelesen, und Eure Hoheit werden bei gnädiger Einsicht der Anlage finden, 
daß die diesseitige Auffassung der Frage der des Herrn Büchner in der Haupt­
sache verwandt ist.

Es läßt sich nicht erwarten, daß eine so umfängliche Aufgabe wie die 
hiermit in Angriff genommene sich durch die erste Vorlage in umfasienderer 
und annähernd befriedigender Weise wird lösen lassen. Sie wird in den ver­
schiedenen Stadien der Prüfung, welche sie bei den verbündeten Regierungen, 
in der Presse, im Bundesrat, im Reichstag und in den Kreisen der Sach­
verständigen zu durchlaufen hat, wesentliche Aenderungen und, wie ich hoffe, 
Erweiterungen erfahren und gewiß zunächst manche resultatlose Kämpfe herbei­
führen. Die Aussicht auf solche kann aber meines unterthänigsten Dafürhaltens 
die Regierung von der Erfüllung der Pflicht nicht abhalten, die Bearbeitung 
dieses ausgedehnten und schwierigen Gebietes durch ihre amtliche Initiative in 
Gang zu bringen und zu fördern, ohne sich durch die Aussicht auf Mißerfolge 
beirren zu lassen.

Meine Absicht ist, die Anlage behufs Vorbereitung des preußischen Votums 
über dieselbe zunächst dem preußischen Volkswirtschaftsrat vorzulegen, sobald er 
konstituirt sein wird. Ich hoffe, daß dieses Institut sich hinreichend bewähren 
wird, um die Ausdehnung desselben auf das ganze Reich den verbündeten 
Regierungen annehmbar zu machen."2)

*

welche sich mit der Uebernahme des Lebensversicherungswesens durch den Staat beschäftigte. 
Büchner verwies hier aus die ungenügende Entwickelung des privateil Lebensversicherungs­
wesens und erblickte den Hauptgrund derselben in der relativen Unsicherheit der Privat- 
versicheruilgsgesellschasten. Zu helfen sei nur durch den Uebergang des Lebensversicherungs­
wesens ans den Staat, eventuell durch Gründung dem Zwecke gewidmeter staatlicher Institute. 
Tie Konzentrirung des bisherigen Lebensversicherungswesens in der Hand des Staates 
würde den groben Vorteil haben, daß durch die Vereinfachung der Maschinerie und Ver- 
waltung sowohl ivie durch den Wegfall der Tantiemen und Aktien-Prämien eine bedeutende 
Kosteilersparnis erzielt und damit auch den Versicherten ein gröberer pekuiliärer Vorteil ein- 
geräumt iverden köilnte. (Fürst Bismarck begleitet diesen Satz mit der Randbemerkung „keine 
Dividende vom Elend!") Vollen Erfolg versprach sich Büchner nur von einer obli­
gatorischen oder zwangsweisen Einführung der Lebensversicherung, und es sollte 
der Staat als solcher gewissermaßen eine einzige, große, auf Gegenseitigkeit begründete Ver­
sicherungsgesellschaft sein oder bilden.

!) Fürst Bismarck nimmt hier Bezug auf den dem Bundesrat unterm 13. Jan. 1881 
vorgelegten ersten Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Versicherling der in Bergwerken, 
Fabriken und anderen Betrieben beschäftigten Arbeiter gegen die Folgen der beim Betrieb 
sich ereignenden Unfälle.

2) Unterm 14. Januar 1881 legte Fürst Bismarck den ersten Entwurf eines Gesetzes, 
betr. die Versichernng der in Bergwerken, Fabriken und anderen Betrieben beschäftigten
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Votum, i) betreffend den Gesetzentwurf über die Versicherung 
der in Bergwerken, Fabriken rc. beschäftigten Arbeiter 
gegen die Folgen der beim Betriebe sich ereignenden Un­
fälle. (Auszug.)

Berlin, den 15. Februar 1881.

(Stellungnahme zu den von dem Volkswirtschaftsrat zu dem Gesetzentwurf 
gefaßten Beschlüssen und Resolutionen.)

„Aus den in den Verhandlungen des permanenten Ausschusses zur Sprache 
gebrachten Gründen spreche ich mich dafür aus, daß statt der Landarmen­
verbünde der Staat oder das Reich ein Drittel der Prämie für die Arbeiter 
der untersten Lohnstufe übernehme. Für diese Abänderung spricht auch der in 
den Motiven bereits hervorgehobene Umstand, daß grundsätzlich die öffentliche 
Armenpflege überhaupt vom Staate ausgeht und die Uebertragung derselben 
auf engere Verbünde nur eine Frage der Zweckmäßigkeit ist. Um den Schwierig­
keiten zu begegnen, welche bei Heranziehung des Staates von einzelnen Bundes­
staaten gegen den Gesetzentwurf erhoben werden dürften, wird die Uebernahme 
der Beitragsleistung auf das Reich zu befürworten sein.

Auch die Abstufung der Prämienbeiträge für die Arbeiter mit mehr als 
750 „4L. Lohn erscheint zur Vermeidung eines zu schroffen Uebergangs zweck­
mäßig ; jedoch wird, um einer zu hohen und durch die Verhältniffe der Arbeiter 
nicht geforderten Belastung der Unternehmer vorzubeugen, die Heranziehung 
der Arbeiter mit der Hälfte der Prämie schon bei 1000 „4L statt bei 1200 JL 
zu beginnen haben.

Außer denjenigen Abänderungen des Entwurfs, welche sich nach den Ver­
handlungen des Volkswirtschaftsrats als ratsam herausgestellt haben, dürfte 
noch eine Ergänzung desselben zu befürworten sein, wodurch ein bereits in 
den Motiven angeregter Gedanke zum gesetzlichen Ausdruck gelangen würde.

Auf Seite 28, 29, 30 und 31 der Motive werden die Vorzüge hervor­
gehoben, welche den Unfallversicherungsgenossenschaften beiwohnen. Ich halte 
diese Vorzüge für so erheblich und namentlich die Wahrnehmung der Aufsicht 
über Einrichtung und Betrieb der gewerblichen Anlagen durch Organe freiwillig 
zusammentretender Genossenschaften für so wünschenswert, daß ich die praktische 
Ausführung dieses Gedankens nicht, wie es in den Motiven geschieht, lediglich 
einer zukünftigen Gesetzgebung Vorbehalten, vielmehr schon jetzt eine Bestimmung 

Arbeiter gegen die Folgen der beim Betriebe sich ereignenden Unfälle, dem preußischen 
Staatsnlinisterium mit dem Ersuchen vor, zunächst die Aeußerung des Volkswirtschastsrats 
über den Entwurf herbeiführen und sodann über die Stellung, welche preußischerseits zu 
dem Entwurf bei den Verhandlungen im Bundesrat einzunehmen ist, Beschluß fassen zu wollen.

Zu bemerken ist noch, daß die dem Gesetzentwurf beigefügte Begründung zum nicht 
geringen Teil von der Hand Sr. Durchlaucht ist. Das vom Fürsten Bismarck durch­
gearbeitete Manuskript umfaßt ohne das beigesügte Dr. Heimsche Gutachten 318 Seiten.

!) Ergangen in der Eigenschaft des Fürsten Bismarck als Minister für Handel 
und Gewerbe.
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in den Entwurf ausgenommen sehen möchte, wodurch dem Bundesrat diejenigen 
Vollmachten erteilt werden, welche erforderlich sind, um Genosfenschaften der 
erwähnten Art, so weit sie in dem Rahmen der Reichs-Unsallversicherungsanstalt 
möglich sind, ins Leben zu rufen. Zu dem Ende würde im Gesetz vorzusehen 
sein, daß lokalen oder provinziellen Genossenschaften von Unternehmern gleicher 
oder verwandter Industriezweige gestattet werde, statt der nach dem Prämien­
tarif zu zahlenden Beiträge alljährlich diejenigen Beiträge unter sich nach dem 
Prinzip der Gegenseitigkeit aufzubringen und an die Reichs-Versicherungsanstalt 
abzuführen, welche zur Deckung der innerhalb der Genossenschaft entstehenden 
Entschädigungsansprüche erforderlich sind. Die Einräumung dieser Befugnis 
würde davon abhängig zu machen sein, daß die Genossenschaft eine wirksame 
gemeinsame Beaufsichtigung der ihr angehörenden Betriebe zum Zweck der 
Verhütung von Unfällen herstellte. Daneben würde, um das Reich gegen 
Benachteiligung zu sichern, bestimmt werden müssen, daß der von demselben 
zu leistende Prümienbeitrag die Summe, auf welche er sich bei Zugrundelegung des 
allgemeinen Prämientarifs belaufen würde, auch dann nicht übersteigen dürfe, wenn 
die Mitglieder der Genossenschaft ihrerseits höhere Beitrüge zu zahlen hätten."

*
Schreiben des Auswärtigen Amts an den Staatssekretär des 

Innern, betreffend die gesetzliche Regelung des Aus­
wanderungswesens. (Auszug.)

Berlin, den 20. Mai 1881.

„Seine Durchlaucht ist der Ansicht, daß die gegenwärtig hinsichtlich dieser 
Materie (seil, des Auswanderungswesens) in Deutschland geltenden gesetzlichen 
und sonstigen Vorschriften sowie namentlich auch die Organisation des Agenten­
wesens dem Interesse des Reichs nicht entspreche. Es werde nützlich sein, die 
Auswanderung nicht zu erleichtern, sondern zu erschweren. In dieser Beziehung 
werde zwar nicht so weit gegangen werden können, Leute, welche nicht im 
Lande bleiben wollen, vielmehr ihr Vaterland zu verlassen und in der Fremde 
eine Heimstätte zu begründen entschlossen sind, durch irgend eine Pression zurück­
zuhalten. Wohl aber werde darauf Bedacht genommen werden müssen, jede 
Förderung und Erleichterung des Auswanderns, namentlich auch jeden staat­
lichen Aufwand für Auswanderung zu vermeiden.

Unter diesem Gesichtspunkte sei besonders staatlicherseits die Bethätigung 
von Teilnahme für diejenigen Deutschen, welche ihre Beziehungen zum Vater­
lande gelöst haben, zu unterlassen, und dies als Richtschnur unserer Aus­

wanderungspolitik auch öffentlich zu bekennen." i) 

 *
!) Bei einer früheren Gelegenheit, als der Antrag gestellt worden war: deutsche 

Beamte möchten die Provinz Rio Grande do Sul bereisen und darüber Bericht erstatten, 
bemerkte Fürst Bismarck: „Ich bin nicht neugierig zu wissen, wie es Leuten geht, welche 
den Staub des Vaterlandes abgeschüttelt haben."
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Vertrauliche Aeußerung, betreffend die Handelsverbältnisse von
Reval, Liebau und Riga. (Auszug.)

Kissingen, den 11. Juli 1881.

„-------- Wenn Liebau Reval überflügelt hätte, so wäre dadurch noch nicht
der Beweis geführt, daß es Königsberg benachteiligt, außer insoweit, als 
Königsberger Kaufleute dort durch Kommanditen Geschäfte betreiben. Eine 
Handelsstadt läßt sich nicht improvisiren, dazu gehört viel Zeit, Arbeit und 
Kapital rc.

Die Leute, welche in Liebau jetzt Geschäfte machen, sind Königsberger 
Kaufleute; durch die neu entstandenen Eisenbahnen wird sich der Handel von 
Riga allerdings teilweise nach Liebau ziehen, dann wendet er von letzterem Ort 
aber eben sich ab, und Rigaer Firmen werden mit Königsbergern in Liebau 
konkurriren. Wenn die Königsberger Kaufleute es vorziehen und einträglicher 
finden, ihr Geld jetzt in Liebau zu verdienen, so ändert das an dem Gesamt­
gewinn der betreffenden Handelshäuser nichts. Ein russischer Liebauer 
Handelsstand ist nicht vorhanden und läßt sich dort am allerwenigsten aus 
dem Boden stampfen."

*

Schreiben des Grafen Herbert Bismarck an den Unterstaats­
sekretär Busch, betreffend die Beschaffung zuverlässiger und 
fortlaufender Nachrichten über den Stand der landwirt­
schaftlichen Produkte im Auslaude.

Varziu, den 14. September 1881.

„Es ist dem Herrn Reichskanzler aufgefallen, daß seitens unserer Missionen 
niemals Berichte über die Aussichten beziehungsweise Ergebnisse der Ernte in 
den Ländern, wo sie beglaubigt sind, einlaufen. Um diesem Uebelstande abzu­
helfen, will der Herr Reichskanzler ein Zirkular an sämtliche Missionen richten, 
durch welches dieselben zu einer solchen Berichterstattung in regelmäßigen Zeit­
räumen — etwa alle vier bis sechs Wochen — aufgefordert werden.

Die Botschaften und größeren Missionen, denen Generalkonsulate und 
Konsulate unterstehen, würden von sämtlichen letzteren dergleichen Berichte zu 
extrahiren und diese demnächst mit ihren eigenen Wahrnehmungen dem Aus­
wärtigen Amte einzureichen haben. Es würde in dem Zirkular zu verlangen 
sein, die betreffenden Berichte in solcher Form abzufaffen, daß sie zur amtlichen 
Publikation geeignet sind. Für den Reichskanzler kommt bei dieser Maßregel 
hauptsächlich in Betracht, durch derartige auf offizielle Quellen zurückzuführende 
Veröffentlichungen den meist tendenziös gefärbten Angaben über den Stand 
der landwirtschaftlichen Produkte im Auslande die Spitze abzubrechen, welche 
nur dem Zwecke dienen, das Interesse der Spekulanten zum Schaden der 
Produzenten zu verfolgen. Bisher ist es fast ein Privatmonopol der in den 
großen Städten erscheinenden und hauptsächlich vom Handelsstande beeinflußten 
Blätter und Zeitschriften, Ernteberichte mit dem Anspruch auf Authenticität zu 
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liefern. Tiefe wirken oft in sehr ungerechter Weife bestimmend auf den Preis 
landwirtschaftlicher Produkte, da sie gewöhnlich unwidersprochen bleiben, weil 
ihnen die Aussprüche amtlicher Organe nur in seltenen Fällen gegenüberzustellen 
find. Es ist eine häufig gemachte Wahrnehmung, daß die Kaufleute durch 
allerhand in die das Monopol der Ernteberichte besitzende Presse gebrachten 
Angaben, durch Manipulationen und absichtlich niedrige Notirungen an den 
großen Handelsplätzen den Preis der Ware herabdrücken, so lange diese sich 
noch in den Händen des Produzenten befindet. Im Spätherbst und im Winter, 
wenn der Produzent seine Ertrüge verkauft hat, erscheinen dann gewöhnlich 
anders gefärbte Zeitungsberichte, welche von allgemeiner Mißernte rc. sprechen, 
so daß dann eine erhebliche Preissteigerung der Ware einzutreten pflegt, welche 
lediglich dem Zwischenhandel zu gute kommt. Dem ist aber nicht anders ab­
zuhelfen, als durch rechtzeitige und fortlaufende amtliche Publikationen, welche 
den Produzenten über die Aussichten beziehungsweise Preisverhältnisse in der 
ganzen Welt informiren, und mit deren Angaben die sogenannten Weltmarkts­
plätze, d. h. die Kaufleute und Makler, dann auch werden rechnen müssen. 
Hauptsächlich würden hierbei diejenigen Länder in Betracht kommen, nach denen 
wir exportiren und die bei uns importiern; zu den ersteren dürften haupt­
sächlich gehören: England, Frankreich, Belgien und Holland, zu den letzteren 
Nordamerika, Rußland und die Donaustaaten.

In der englischen Presse hat der Reichskanzler z. B. gelesen, daß wegen 
der anhaltenden Nüsse dort eine volle Mißernte zu gewürtigen sei, daß jeder 
weitere Regentag für England einen Verlust von ein bis zwei Millionen Pfund 
Sterling bedeute. Gerade in England besitzen wir aber außer dem sehr sach­
kundigen Generalkonsul eine große Anzahl von Wahlkonsuln, welche Einblick 
in die dortigen landwirtschaftlichen Verhältnisse und Urteil besitzen. Wenn 
diese vom Beginn des Frühjahrs an das Jahr hindurch solche Berichte an die 
Botschaft, von welcher sie weiter zu geben sind, in bestimmten Zeiträumen 
einfenben, so würde das ein nützliches Material ergeben.

Außerdem, daß es für unsere Landwirtschaft von Interesse ist, über den 
Stand der auch hier gedeihenden Feldsrüchte im Auslande sicher orientirt zu 
sein, ist es aber auch für unsere Industrie von Bedeutung, über die Baum­
wollenernten in Nordamerika und Indien, wie über die Konjunktur der Wolle 
in Australien rc. Bescheid zu wissen, und würden in dem Zirkularerlaß auch 
diese Artikel als besonderer Beobachtung in ihrer Entwicklung wert zu be­
zeichnen sein." *).

*

1) Unterm 28. September resp. 6. Oktober ergeht ein entsprechender Zirkularerlatz 
an die Kaiserlichen Missionen in London, Paris, Wien, St. Petersburg, Brüssel, dem 
Haag, Bukarest, Kopenhagen, Stockholm und Washington.
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Bemerkungen in Betreff der internationalen Konferenz in Paris 
zur Beratung eines wirksamen Schutzes der unterseeischen 
Telegraphenkabel. 9

Varzin, den 1. Oktober 1882.

„Deutschland wird an der Konferenz teilnehmen müssen, weil wir allein 
uns dem nicht entziehen könnten. Ich befürchte aber, daß die etwaigen Ab­
machungen für uns von keinem großen Nutzen sein werden. Die übrigen 
Nationen besitzen einen sehr ausgeprägten nationalen Egoismus und werden 
bei Verletzungen fremder Kabel durch eigene Unterthanen nachsichtig verfahren, 
während wir in unserem kosmopolitischen Gerechtigkeitsgefühl auch gegen unsere 
Unterthanen zum Schutze fremder Kabel die Strafbestimmungen strikte ausführen 
würden. Das Resultat würde wahrscheinlich sein, daß wir unsere und die 
fremden Kabel, und die fremden nur die eigenen schützen würden."'^)

*

Erlaß an den Staatssekretär v. Bo etlicher, betreffend die 
Errichtung eines Auskunftsbureaus für Zoll- und Handels- 
angelegenheiten.s)

9 Im März 1882 war von der französischen Regierung eine Einladung an Deutsch­
land ergangen, Delegirte zu einer Kommission zu entsenden, welche in Paris die Grund­
lagen zu einem internationalen Uebereinkommen zum Schutze der unterseeischen Kabel in 
Beratung ziehen sollte.

2) Ter demnächst zu stande gekommene internationale Vertrag zum Schutze der 
unterseeischen Telegrapbenkabel, d. d. 14. März 1884, findet sich abgedruckt im Reichs- 
Gesetzbl. S. 151.

3) Bgl. über diese demnächst ruhende Frage die „Nordd. Allg. Ztg." vom 4. Nor. 
1884 Nr. 517.

Barzin, den 15. November 1882.

„Durch das Auswärtige Amt habe ich von der von Eurer Excellenz unter 
dem 1. d. Mts. an dasselbe gerichteten Mitteilung über Einrichtung eines Aus­
kunftsbureaus über Zollfragen Kenntnis erhalten. Wenn ich auch meine mündlich 
ausgesprochene Ueberzeugung von der Nützlichkeit einer solchen Einrichtung nur 
wiederholen kann, so bin ich doch bei der ausführlicheren Entwicklung des 
Gedankens, wie sie sich in dem erwähnten Schriftstück findet, auf einige Be­
denken bezüglich der praktischen Durchführung gestoßen. Eure Excellenz er­
wähnen mit Recht, daß schon die Auskunft über deutsche Tariffragen um 
deshalb an Unsicherheit leiden würde, weil Tariffragen durch die einzelnen 
Bundesregierungen selbständig entschieden werden. Diese Selbständigkeit und 
die aus derselben resultirende Unsicherheit findet nun in noch höherem Grade 
bei ausländischen Regierungen statt, und es wird für die Konsuln, welche 
schließlich die Organe für Einziehen der Erkundigungen sind, kaum möglich 
sein, über Tariffragen amtliche und verantwortliche Gutachten abzugeben, welche 
frei von der Gefahr wären, daß die Entscheidung der betreffenden Staats- 
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regierung in praxi anders ausfällt. Es ist dies bei dem Mangel präziser 
Fassungen in den Zollgesetzen, bei der Unmöglichkeit, gewisse Kriterien der 
Waren so präzis zu bestimmen, daß Zweifel und widersprechende Auslegungen 
nicht möglich sind, kaum zu vermeiden, und die Reichsbehörden kommen dann 
in die Lage, eine amtliche Auskunft gegeben zu haben, welche, wenn sie sich 
nicht als definitiv zutreffend erweist, die beteiligten Geschäftsleute schädigen kann, 
so daß eine Art von moralischer Regreßpflicht entstehen könnte. Das analoge 
Institut der Eisenbahnverwaltung wird uns als Vorbild nicht dienen können, 
weil dasselbe in zweifelhaften Füllen sich stets von dem Ressortchef amtlich 
und definitiv Entscheidung einholen kann. In der gleichen Lage sind die 
Konsuln fremden Regierungen gegenüber bezüglich der Zollsätze nicht, sondern 
sie werden auf amtliche Anfragen voraussichtlich auf den Text der Gesetze 
verwiesen werden, ohne sicheren Anhalt über die Grenzen der einzelnen Kriterien 
und die Einschätzung der Waren durch die Zollbeamten geben zu können.

Angesichts dieser Erwägungen bin ich im Zweifel, ob die Regierung die 
Verantwortlichkeit übernehmen kann, welche mit der amtlichen Einsetzung eines 
solchen Bureaus für die responsa desselben verbunden sein würde." *)

*

i) Fürst Bismarck war auch im weiteren Verlauf der Verhaîtdluugen nicht geneigt, 
uif die Errichtung eines Auskunftsbureaus für Zollfachen einzugehen.



Jlmt Sismrck-Briefe

Pos chinger, Bismarck-Portefeuille l. 3





Neue Bismarck-Briese.')

5er Zauber, den die Privatbriefe des Fürsten Bismarck ausüben, zeigt 

sich am besten in den fortgesetzten neuen Ausgaben derselben. Tie Heraus­
geber schöpfen indessen, seitdem ich die drei letzten Bände „Neue Bismarck­
briefe" veröffentlicht habe, 2) immer aus demselben zwar unverwüstlichen, aber 
doch alten Vorräte, und sie bieten nur durch die abwechselnde Gruppierung der 
Auswahl etwas Neues.3) Die dem Versiegen nahe Urquelle wieder etwas zu 
beleben, scheint mir daher eine dankenswerte Aufgabe zu sein. Nicht ohne Mühe 
ist es mir gelungen, eine, wenn auch nur kleine Anzahl von Privatschreiben 
des Fürsten Bismarck, welche förmlich in Vergessenheit geraten sind, ausfindig 
zu machen. Die kleine Sammlung wird hiermit vorgelegt, ohne einen weiteren 
Anspruch zu erheben als den, zur Charakteristik des hohen Briefschreibers in 
seinem Verkehr mit Privatpersonen ein paar Bausteine zu liefern.

!) Die obigen Privatbriese des Altreichskanzlers wurden von mir im August-Heft 
der „Teutschen Revue" 1897 veröffentlicht.

2) Bismarckbriefe, Neue Folge, Bd. I, II und III. Berlin, Carl Heymanns Verlag.
3) Während der Drucklegung dieses Heftes kam die Mitteilung von dem Erscheinen 

einer stark vermehrten (6.) Auflage der von Hesekiel 1875 besorgten Sammlung von 
Bismarckbriefen, herausgegeben voit Horst Kohl.

An den Bürgermeister Baehr in Belgrad.
Berlin, den 24. Oktober 1863.

Mit verbindlichstem Dank habe ich die Zuschrift erhalten, welche der Magi­
strat und die Stadtverordneten gemeinschaftlich mit andern Unterzeichnern unterm 
6. dieses Monats an mich gerichtet haben. Auch vor Empfang derselben war ich 
nicht zweifelhaft darüber, daß die Unsitte, während des Aufenthalts der Züge die 
im Wagen sitzenden Reisenden durch unhöfliche Bemerkungen zu belästigen, von 
allen achtbaren Einwohnern Belgrads mit Entschiedenheit verurteilt würde. Nur 
um zur Abstellung des Mißbrauchs mitzuwirken, welcher mit dem freien Zu­
tritt Nichtreisender zum Bahnhof getrieben wird, habe ich die Aufmerksamkeit 
der Behörde auf das Vorgefallene gelenkt; wenn ich aber für dasselbe einer 
Genugthuung bedürfte, so würde ich sie in vollem Maße in der Erklärung der 
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Herren Unterzeichner des Schreibens vom 6. dieses Monats finden, und würden 
Eure Wohlgeboren mich verbinden, wenn Sie denselben meinen aufrichtigen 
Dank aussprechen wollten.

v. Bismarck.
*

An Frau Ministerialrätin v. Reichert in Berlin. *)
Berlin, den 5. Mai 1865.

Mit aufrichtiger Teilnahme habe ich die Nachricht erhalten, daß Ihr Herr 
Gemahl seinen Leiden erlegen ist. Gestatten Sie mir, daß ich der Anerkennung, 
deren er sich in seiner amtlichen Wirksamkeit nicht minder als in seinen persön­
lichen Beziehungen bei uns erfreute, zugleich mit dem warmen Anteil Ausdruck 
gebe, den ich an Ihrem gerechten Schmerze nehme. Die Trauer um seinen 
Hingang wird besonders von allen denen aufrichtig geteilt werden, welchen Ihr 
Herr Gemahl in schwierigen und wichtigen Geschäften in jüngster Zeit so thätig 
und treu zur Seite gestanden hat.

v. Bismarck.
*

An den Kaufmann Bädke in Berlin.
Berlin, den 5. Mai 1866.

Eurer Wohlgeboren und den übrigen Herren Unterzeichnern der unter 
dem 25. vorigen Monats an mich gerichteten Adresse sage ich für die mir darin 
ausgesprochenen Gesinnungen der Teilnahme und des Vertrauens meinen ver­
bindlichen Dank.

Es ist kein Irrtum, wenn Sie von der Voraussetzung ausgehen, daß ich 
ein warmes Herz und volles Vertrauen zum preußischen Volke habe, und ich 
gebe mich mit Ihnen der Hoffnung hin, daß die Zeit nicht fern ist, wo das 
Gefühl nationaler Zusammengehörigkeit die Gegensätze des Parteitreibens über­
winden wird.

v. Bismarck.
*

An den Geheimen Regierungsrat Scabell in Berlin.

Berlin, den 18. Juni 1866.

Wie mir mitgeteilt wird, haben Ew. Hochwohlgeboren sich um die Bildung 
des hiesigen Hilfsvereins für die im Felde stehende Armee ganz besonders be­
müht und verdient gemacht, und kann ich nicht unterlassen, Ihnen hierfür 
meinen verbindlichsten Dank auszusprechen. Es ist mir besonders erfreulich, 
daß die Parteigegensätze den gemeinsamen Aufgaben des preußischen Patriotis­
mus den Vorrang einzuräumen beginnen.

v. Bismarck.
*

i) Der Gemahl der Adressatin war bayerischer Bevollmächtigter bei der Berliner Zoll- 
konferenz.
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An Fräulein Emma Grabisch zu Ullersdorf bei Naumburg in Schlesien.

Pardubitz, den 7. Juli 1866.

In Ihrer Zuschrift vom 24. vorigen Monats sprechen Sie den Wunsch aus, 
Ihnen zu gestatten, in die Reihen der Vaterlandsverteidiger eintreten zu dürsen. 
Dieser Wunsch ist zur Allerhöchsten Kenntnis von mir gebracht und als Zeugnis 
einer patriotischen Gesinnung wohlgefällig ausgenommen, jedoch nach Lage der 
Verhältnisse abgelehnt worden.

Indem ich Sie hiervon benachrichtige, zweifle ich nicht, daß, da der Krieg 
Frauen und Jungfrauen ein weites Feld der Thätigkeit eröffnet, auch Ihr 
Patriotismus die rechte Stelle für seine Wirksamkeit finden wird.

v. Bismarck. 
*

An Herrn Hermann Deutsch in Elbing.
Berlin, den 11. August 1866.

Eurer Wohlgeboren sage ich für Ihre offene und darum vertrauensvolle 
Zuschrift i) vom 17. vorigen Monats meinen Tank.

Ich glaube zu der Hoffnung berechtigt zu sein, daß den Siegen nach außen 
die Versöhnung nach innen auf den: Fuße folgen wird.

v. Bismarck.
*

An den Rittergutsbesitzer, Rittmeister a. D. v. Arnstadt in Groß-Kreutz.

Berlin, den 9. März 1867.
Verehrter Freund!

Mit aufrichtiger Freude habe ich Ihr freundliches Schreiben vom 23. v. M. 
empfangen, da mir dasselbe nach längerer Zeit wieder einmal erwünschte Kunde 
von Ihrem Wohlergehen brachte.

Mit welchem warmen Herzen Sie stets für das Wohl des Vaterlandes 
gewirkt, ist mir persönlich am besten bekannt, und entspreche ich deshalb um 
so bereitwilliger Ihren Wünschen, auch dem, welchen Sie mir diesmal speziell 
ausgesprochen haben.

Es ist nicht begründet, daß ich die Meinung habe: der Graf Poninski zu 
Potsdam habe es im Jahre 1848 als Landrat an der gehörigen Energie bei 
Bekämpfung der Revolution fehlen lassen. Ich habe daher auch niemals etwas 
Aehnliches geäußert.

Im Gegenteil habe ich mich, so oft sich eine Gelegenheit bot, für eine 
entsprechende Beförderung des Grafen Poninski ausgesprochen, doch ist mir

J) Adressat hatte dem Grafen Bismarck einen „Offenen Bries" übersandt, den 
derselbe im „Neuen Elbinger Anzeiger" hatte abdrucken lassen. Die Energie Bismarcks nach 
außen fünde, nach Ausbruch des Krieges, den ungeteilten Beifall, nur fei jeder aufrichtige 
Freund des Vaterlandes auch fest überzeugt, daß auch im Innern der Friede hergestellt 
werden müsse, wenn der Krieg einen dauernden und segensreichen Frieden für Preußen 
und Deutschland herbeiführen soll.
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allerdings fast jedesmal der Einwand gemacht worden, daß derselbe einer ge­
steigerten Aufgabe nach seinem Gesundheitszustand nicht gewachsen sein werde.

v. Bismarck. 
*

An den Gymnasiallehrer Dr. ph. Rudolf Schulze in Altenburg.

Berlin, den 9. Mai 1867.

Eure Wohlgeboren haben mir durch die mittelst gefälliger Zuschrift vom 
23. vorigen Monats übersandte Schrift um so mehr eine große Freude bereitet, 
als ich daraus ersehe, mit welcher Sorgfalt und warmen Hingebung Sie 
meine bisherige öffentliche Wirksamkeit begleitet haben.

Wenn mein eigenes Bewußtsein mir sagt, daß Sie mich in mehr als einem 
Punkte günstiger beurteilen, als ich es verdiene, so acceptiere ich darin eine 
historische Gerechtigkeit, die den früher vorherrschenden Abweichungen des öffent­
lichen Urteils, nach der entgegengesetzten Seite hin, in Ihrer wohlwollenden 
Auffassung ein Gegenwicht verleiht. Für diese Herstellung des Gleichgewichts 
sage ich Eurer Wohlgeboren meinen herzlichen Dank und bedaure lebhaft, daß 
es mir bei meiner Abwesenheit zur Zeit nicht möglich ist, Sie während Ihrer 
hiesigen Anwesenheit bei mir zu sehen; ich hoffe jedoch, daß sich hierzu dem­
nächst eine anderweite Gelegenheit bieten wird.

v. Bismarck. 
♦

An den Königlichen Geheimen Regierungsrat Dr. Hahn in Berlin.

Berlin, den 8. März 1868.

Mit lebhaftem Interesse habe ich von der Schrift „Zwei Jahre preußisch­
deutscher Politik", welche Eure Hochwohlgeboren mir übergeben haben, Kenntnis 
genommen. Indem ich Ihnen für die mir bewiesene Aufmerksamkeit meinen 
verbindlichen Dank ausspreche, knüpfe ich daran die Hoffnung, daß Ihre Schrift 
zu einem lebendigen und eingehenden Verständnis der letztjährigen Ereignisse 
beitragen und dadurch die Königliche Regierung bei der Erfüllung der ihr noch 
obliegenden Aufgaben fördern und unterstützen werde.

v. Bismarck.
*

An den Geheimen Regierungsrat Zitelmann in Berlin.

Berlin, den 8. Dezember 1868.

Eurer Hochwohlgeboren danke ich für die Sammlung von Porträts branden­
burgisch-preußischer Minister, welche Sie mit dem Bericht vom 14. vorigen 
Monats mir überreicht haben. Es wird mir angenehm sein, wenn es Ihnen 
gelingt, die Sammlung zu vervollständigen, und durch die in jenem Bericht 
bezeichneten historischen Arbeiten die Geschichte der brandenburgisch-preußischen 
Zentralbehörden zu ergänzen.
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Daß die Sammlung der Ministerporträts im Sitzungssaale des König­
lichen Staatsministeriums ausgelegt werde, will ich hierdurch genehmigen.

v. Bismarck.
*

An den Pfarrer und Rektor Krabbes in Bochum.

Berlin, den 29. Januar 1869.

Indem ich Eurer Hochwürden für die in der Zuschrift vom 24. dieses 
Monats mir ausgedrückten freundlichen und teilnehmenden Gesinnungen meinen 
aufrichtigen Dank hierdurch ausspreche, bedaure ich, daß es mir nicht verstattet 
gewesen, Ihre persönliche Bekanntschaft zu machen.

Sobald Sie wieder nach Berlin kommen, bitte ich Sie, mir Ihre An­
wesenheit brieflich mitzuteilen, und werde ich mich freuen, Sie dann bei mir 
sehen zu können. Wenn der Portier Eure Hochwürden ohne eine schriftliche 
Einladung meinerseits nicht hat melden wollen, so erlaube ich mir, in dieser 
Beziehung zu bemerken, daß ich bei meiner von den verschiedensten Seiten 
in Anspruch genommenen Zeit zu einer genauen Tageseinteilung genötigt bin 
und daher diejenigen Herren, welche mich mit ihrem Besuch beehren wollen, 
ohne eine vorgängige schriftliche Mitteilung zu meinem Bedauern nicht em­
pfangen kann.

v. Bismarck.

*

An den Königlichen Geheimen Archivrat Dr. Riedel in Berlin.

Berlin, den 24. März 1869.

Eure Hochwohlgeboren haben die Aufmerksamkeit gehabt, mir mittels Zu­
schrift vom 8. dieses Monats ein vollständiges Exemplar des Codex diplo- 
maticus Brandenburgensis zu übersenden.

Mit lebhaftem und eingehendem Interesse habe ich von dem Abschluß dieses 
Werkes Kenntnis genommen, das nicht allein für die Vorfahren unseres er­
lauchten Herrscherhauses eine Reihe wichtiger Urkunden enthält, sondern auch 
die erste vollständig durchgeführte Sammlung der mittelalterlichen Geschichts­
quellen des Stammlandes der preußischen Monarchie bildet.

Wenn Eure Hochwohlgeboren der Abfassung dieses vaterländischen Werkes 
die ausdauernde Arbeit eines dreißigjährigen Zeitraumes gewidmet haben, so 
haben Sie die Genugthuung, dem Studium der brandenburgischen Geschichte 
eine vollständige und zuverlässige Grundlage gegeben und demselben einen reich­
haltigen Quellenschatz eröffnet zu haben.

Je mehr ich überzeugt bin, daß eine gedeihliche Wirksamkeit für das öffent­
liche Wohl sich wesentlich an die lebendige Erkenntnis des geschichtlichen Ent­
wicklungsganges unseres Vaterlandes knüpft, desto lebhafter weiß ich die Ver- 



40

diknste zu würdigen, welche Sie sich um die Förderung und Vertiefung des 
vaterländischen Geschichtsstudiums erworben haben.

v. Bismarck.

*

An den erb. Professor an der Königlichen Friedrich Wilhelms-Universität 
Dr. Curtius in Berlin.

Berlin, den 12. April 1869.

Eure Hochwohlgeboren haben die Güte gehabt, mir die von Ihnen ver­
faßte „Geschichte der Griechen" zu übersenden. Indem ich von derselben mit 
eingehendem Interesse Kenntnis genommen habe, sage ich Ihnen für diesen 
Beweis teilnehmender Gesinnung meinen verbindlichsten Tank.

Wenn Sie in Ihrer Schrift in ebenso anschaulichen als geistreichen Zügen 
den Entwicklungsgang eines Volkes schildern, das bei einer seltenen Fülle 
geistiger Gaben durch Uneinigkeit der Fremdherrschaft und inneren Zerrüttung 
anheimfällt, so gebe ich mich der Hoffnung hin, daß Ihre Darstellung dazu 
beitragen wird, die Treue gegen das deutsche Vaterland zu stärken und die Not­
wendigkeit nationalen Zusammenhaltens auch in weiteren Kreisen zum lebendigen 
Bewußtsein zu bringen.

v. Bismarck. 
♦

An den Oberpräsidenten z. D. v. Kleist-Retzow auf Kieckow, Kreis Belgard.

Berlin, den 3. März 1870.

Deinen Wunsch, die pommerschen Seitenbahnen ohne Beteiligung der 
Provinz, also mit stärkerer Subvention des Staates, ins Leben zu rufen, ’) 
würde ich teilen, wenn die Realisation desselben Aussicht auf Erfolg hätte. 
Ich besorge aber, daß die Appellation an die Staatssubvention in der Finanz­
verwaltung und im Landtage keinen Anklang finden wird, solange nicht nach­
gewiesen ist, daß der überwiegende Betrag der Kosten für die Seitenbahn von 
den Nächstbeteiligten aufgebracht wird, wie das auch beim Chausseebau geschieht. 
Das Interesse der ganzen Provinz ist dadurch wachgerufen, daß man in Aus­
sicht nimmt, allmählich alle Kreise, alle Städte mittels Lokalbahnen an das 
Eisenbahnnetz anzuschließen.

Ueber das Detail der Linie läßt sich streiten. Ich gehe heute nicht näher 
darauf ein.

v. Bismarck.
*

0 v. Kleist hatte diesen Wunsch in einem an den Grafen Bismarck gerichteten Privat- 
fchreiben vom 22. Februar 1870 zum Ausdruck gebracht.



— 41 —

An den Professor der Rechte Dr. v. Holtzendorsf in Berlin.

Berlin, den 11. Mürz 1870.

Eurer Hochwohlgeboren beehre ich mich auf das Schreiben vom 6. dieses 
Monats zu erwidern, daß, wenn auch meine eigene Ueberzeugung in betreff der 
Todesstrafe feststeht, ich nichtsdestoweniger gern von der Auffaffung und Be­
gründung eines mit der Sache so eingehend beschäftigten Fachmannes Kenntnis 
nehmen würde.'

Leider aber ist meine Zeit derart in Anspruch genommen, daß ich auf eine 
nähere Erörterung wenigstens für jetzt verzichten und mich auf den Aus­
druck meines verbindlichen Dankes für Eurer Hochwohlgeboren Erbieten be­
schränken muß.

v. Bismarck.
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Dreiundachtzig Briefe und Telegramme des Mrken Bismarck

aus den Jahren 1868—1889. 9

Äie sämtlichen folgenden Kundgebungen des Altreichskanzlers sind in 

Kohls Bismarck-Regesten übersehen. *)  Es kommt bei dieser Sammlung nicht auf 
die Bedeutung der Briefe rc. an, sondern lediglich auf die möglichst vollkommene 
Kenntnis aller Bismarcks Unterschrift tragenden Aktenstücke.

Je weniger Aussicht vorhanden ist, neue Aktenstücke Bismarcks im großen 
Stile publizieren zu können, um so mehr muß sich die Forschung darauf werfen, 
jene Quellen zu fassen, die früher bei der Reichhaltigkeit des damals fort­
während sich neu erschließenden Stoffes nicht gewiirdigt oder von den Sammlern 
nicht gefunden worden waren.

An das Stuttgarter Zentral-Komitee für die Saminlungen
zur Linderung der Not in Ostpreußen.2)

Berlin, den 31. März 1868.

Nach einer Mitteilung des Königlich preußischen Gesandten Freiherrn 
v. Rosenberg nehmen die im Königreich Württemberg veranstalteten Sammlungen 
zur Linderung des Notstandes in Ostpreußen hauptsächlich durch die höchst 
anerkennenswerte Thätigkeit des Zentral-Komitees einen sehr erfreulichen Fort- 
gang. Es gereicht mir zur aufrichtigen Genugthuung, dem Zentral-Komitee für 
seine erfolgreiche Wirksamkeit, im Namen der Notleidenden Ostpreußens hiermit 
meinen ganz ergebensten Dank auszudrücken.

Der Kanzler des Norddeutschen Bundes.

v. Bismarck. 
*

9 Korrespondenzen Bismarcks aus der obigen Zeitperiode, die erst nach dem Erscheinen 
des Kohlschen Werkes bekannt geworden sind, wurden in die obige Sammlung nicht aus­
genommen.

2) Wenn nichts andres bemerkt ist, so liegt ein Schreiben Bismarcks vor; wenn die 
Kundgebung auf telegraphischem Wege erfolgt ist, so ist das besonders bemerkt. In einzelnen 
Fällen ist die Frage unentschieden.
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An den Ober-Regisseur W ag e ner in Königsberg.

Versailles, den 29. November 1870.

Eurer Wohlgeboren Schreiben vom 17. dieses Monats habe ich nebst dem 
MedaillonSeiner Majestät dem Könige vorgelegt, und Allerhöchstderselbe hat 
das Geschenk des letzteren huldreichst anzunehmen und mir zu befehlen geruht, 
Eurer Wohlgeboren Allerhöchstseinen besten Dank dafür und die Würdigung 
der treuen patriotischen Gesinnung, die sich darin ausdrückt, auszusprechen.

v. Bismarck.

*

An die Versammlung zur Feier des deutschen Friedensfestes
in Pest (Telegramm).

Berlin, den 11. März 1871.

Ich danke für die freundliche Begrüßung und stimme aus vollem Herzen 
in das dort ausgebrachte Hoch auf die Eintracht zwischen Oesterreich-Ungarn 
und Deutschland ein.

v. Bismarck.

An den Komponisten An ton Waller st ein in Cannstatt.* 2)

9 Das Medaillon, aus Eisen getrieben, zeigte die Porträts des hohen Elternpaares 
Seiner Majestät, umgeben von einer silbernen Schlange, dem Zeichen der Unendlichkeit, und 
stammte jedenfalls aus schwerer Zeit. Der Geber sprach den Wunsch aus, daß Seine 
Majestät diesen Schmuck als Talisman tragen möchte.

2) Adressat hatte dem Reichskanzler eine Anzahl seiner Kompositionen eingeschickt.

Berlin, den 2. April 1873.

Die mir zu meinem Geburtstage mit so freundlichen Glückwünschen über­
sandte Festgabe hat mich aufrichtig gefreut, und ich danke herzlich für diesen 
Beweis Ihrer wohlwollenden Gesinnungen.

v. Bismarck.
*

Auf eine Ergebenheitsadresse von Einwohnern Breisachs.

Berlin, den 21. Dezember 1874.

Ich danke Ihnen und den Herren Mitunterzeichnern für die Zuschrift 
vom 9. dieses Monats und habe mit Freuden von den darin ausgesprochenen 
freundlichen Gesinnungen Kenntnis genommen.

v. Bismarck.
*
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An den in Dessau versammelten fünften Delegirtentag des Kriegerbundes, 
zu Händen des Generallieutenants Stockmarr (Telegramm).

Berlin, den 5. Juni 1876.

Meinen herzlichen Dank den tapferen Kameraden und Mitbegründern 
unserer Einheit. *)

*) Die obenstehende Depesche wurde von der Versammlung mit Begeisterung begrüßt 
und in folgender Weise beantwortet: Das soeben eingegangene Telegramm Eurer Durch­
laucht hat eine lebhafte Begeisterung in den Herzen der versammelten Deputirten des 
Kriegerbundes wach gerufen, die' in einem erneuten Hoch auf Eurer Durchlaucht Wohl sich 
Ausdruck gab. Indem wir dies Eurer Durchlaucht kund zu thun uns gestatten, verbinden 
wir damit die gehorsamste Bitte, Eure Durchlaucht wollen wie bis dahin so auch ferner 
unserer Sache und unseren Bestrebungen höchstdero Teilnahme und Wohlwollen nicht 
entziehen.

2) Die zur Feier des Sedantages versanunelten Honoratioren des Kreises Rummels- 
bürg hatten an den Fürsten Bismarck folgendes Telegramm gesendet : Eurer Durchlaucht, dem 
generator Germaniae, rufen die zur Sedanfeier aus dem Kreise Rummelsburg Versammelten 
ein donnerndes Hoch zu. Graf Königsdorff. Hilmer, Bürgermeister. Kantz, Kreisdeputirter.

3) Das an den Fürsten Bismarck gerichtete Telegramm, worauf derselbe antwortete, 
lautete: Heute — zehn Jahre nach Auferstehung des Deutschen Reichs — gedenken ihres 
großen Ehrenbürgers in inniger Dankbarkeit und begeisterter Vaterlandsliebe — Magistrat 
und Bürgervorsteher der Stadt Göttingen.

* v. Bismarck.

An den Grasen von Königsdorff in Rummelsburg in Pommern.

Varzin, den 2. September 1876.

Meinen verehrten Kreisgenossen danke ich herzlich für den Ausdruck ihrer 
freundlichen Gesinnung.2)

* v. Bismarck.

An die Direktion der Berliner Bockbrauerei, 
zu Händen des Herrn Hänel.

Berlin, den 4. April 1880.

Eurer Wohlgeboren sage ich für die freundliche Aufmerksamkeit, welche Sie 
mir zu meinem Geburtstage durch Uebersendung eines Fäßchens von Ihrem 
Biere erwiesen haben, meinen verbindlichsten Dank.

v. Bismarck.
*

An eine Festversammlung in Göttingen zur Feier des zehnjährigen Gedenktages 
der Wiederausrichtung des Deutschen Reichs.

Berlin, den 18. Januar 1881.
Für die freundliche Begrüßung des Magistrats und der Bürgervorsteher 

von Göttingen3) am heutigen Gedenktage bin ich um so dankbarer, als 
Göttingen für mich die Adresse für den Ausdruck der Dankbarkeit ist, die jeder 
Deutsche unseren Universitäten für die Bewahrung nationaler Gesinnung 
schuldet.

* v. Bismarck.
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An den stud. phil. Loban in Berlin (Telegramm). 9

Berlin, den 25. Januar 1881.

Ich danke dem Verein deutscher Studenten für seinen freundlichen Gruß 
und für die Zusage seiner Mitarbeit an der Förderung der nationalen Einigkeit 
in Treue für Kaiser und Vaterland.

* v. Bismarck.

An den Vorsitzenden des deutschen 
Reformvereins zu Dresden, Pinkert Waldegg.

Berlin, den 11. Februar 1881.

Eurer Hochwohlgeboren danke ich für das im Namen des deutschen 
Reformvereins mir zugesandte Telegramm und bin bereit, mit Ihnen die 
Hoffnung auf Anbahnung besserer sozialer Verhältnisse zu teilen, sobald wir 
aufhören, die Besserung derselben durch spontane Entstehung abzuwarten.

# v. Bismarck.

An den Vorstand des Landwehrvereins zu Berlin.

Friedrichsruh, den 22.Februar 1881.

Dem Vorstande des Landwehrvereins sage ich meinen verbindlichsten Dank 
für den durch das gefällige Schreiben vom 19. dieses Monats mir gegebenen 
Beweis von Wohlwollen, und übernehme gern die Ehrenmitgliedschaft des Vereins.

* v. Bismarck.

An die H. Wenkersche Bierhalle „Zur Krone" in Dortmund.

Berlin, den 11. April 1881.

Durch die mir zu meinem Geburtstage mit so herzlichen Glückwünschen 
übersandte Festgabe * 2) bin ich sehr erfreut worden, und sage ich für diesen 
Beweis Ihres Wohlwollens meinen verbindlichsten Dank.

 * v. Bismarck.

:) Das bei Beginn des Stiftungsfestes des Vereins deutscher Studenten in Berlin 
an den Reichskanzler abgesandte Telegrannn lautete: Eurer Durchlaucht sendet der Verein 
deutscher Studenten an feinem Stiftungsfeste ehrfurchtsvollen Grub. Das Ziel des Vereins 
ist, nationale Gesinnung und Einigkeit unter den deutschen Studenten zu fördern, sein erstes 
Gebot: treue Hingabe an Kaiser und Vaterland.

2) Die in fortschrittlichen Blättern seiner Zeit aufgetauchte Ankündigung, Fürst 
Bismarck werde diesmal wegen der geplanten Brausteuererhöhung kein Kronenbier erhalten, 
war also ebenso wie die Geschichte von den Eiern, welche die Getreuen in Jever dem 
Fürsten Bismarck diesmal vorenthalten wollten, eine tendenziöse Lüge.

* v. Bismarck.

An den Verein der Konservativen in der Louisenstadt von Berlin.

Berlin, den 11. April 1881.

Dem Verein der Konservativen in der Louisenstadt sage ich für die mir 
zu meinem Geburtstage in so freundlicher Weise übersandten Glückwünsche 
meinen besten Dank.
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An den deutschen Reforinverein zu Chemnitz, 
zu Händen des Buchhändlers E. Winter daselbst.

Kissingen, den 28. Juli 1881.

Die von Eurer Wohlgeboren unterzeichnete Kundgebung des Deutschen 
Reforinvereins zu Chemnitz*)  habe ich mit verbindlichstem Danke erhalten. Ich 
freue mich über den Ausdruck der Zustimmung zu unseren wirtschaftlichen 
Reformen, in deren Weiterführung, soweit meine Kräfte reichen, ich mich durch 
keinen Widerstand beirren lassen werde.

v. Bismarck.
*

An die Festversammlung in Königsbrunn zur Feier des hundert­
jährigen Jubiläums der schwäbischen Einwanderung in 
Preußen (Telegramm).

Varzin, den 28. August 1881.

Ich danke Ihnen für Ihren freundlichen Grusig) und freue mich, daß der 
tapfere und betriebsame Stamm unserer schwäbischen Landsleute auch in den 
Ostmarken gedeiht. * v. Bismarck.

An den Direktor Kuhn in Berlin.
Varzin, den 31. August 1881.

Eurer Wohlgeboren danke ich verbindlichst für das gefällige Schreiben vom 
27. dieses Monats, 3) welches mir ein erfreulicher Beweis für die Fortschritte ist, 
die das deutsche Gewerbe in seiner eigenen Würdigung und genossenschaftlichen 
Grundlage macht. * ». Bismarck.

1) Der Deutsche Resormverein zu Chenmitz hatte am 26. Juli 1881 au Bismarck 
eine Zustimmungsadresse gerichtet, worin er neben den zahlreichen Zeichen der Anerkennung 
und des Dankes, die der Reichskanzler aus ganz Deutschland für die seit 1878 inaugurirte 
Wirtschaftspolitik erhalten habe, sich erlaubte, demselben für die einzige Aufopferung und 
Thätigkeit zu dem Zwecke, das deutsche Volk wieder in Bahnen zu lenken, die zu Zufrieden- 
heit, Glück und Wohlstand führen werden, seinen auftichtigen Dank darzubringen. Mit 
der Bitte, in diesen Bestrebungen ohne Wanken auszuharren und sich durch eine prinzipielle 
Opposition nicht irre machen zu lassen, meinte der Verein, daß es keinem Zweifel unter­
liege, daß die besseren Elemente aus allen deutschen Gauen hierin voll und ganz zu 
Bismarck sieben und gern helfen werden, seine Pläne zu verwirklichen. Habe doch aus 
diesem selben Grunde auch in Chemnitz eine Spaltung der liberalen Partei stattgefunden, 
weil ein sehr großer Teil derselben bereit sei, in Gemeinschaft mit der Reichsregierung am 
Wohle des Vaterlandes zu arbeiten.

2) Am 28. August 1881 feierten die deutschen Bewohner der zwischen Jnowrazlaw 
und Strelno belegenen Ortschaflen Kaisershöh, Kaiserthal, Blumendorf, Ciechrz, Liliendorf, 
Gr. Slawsk, Königsbrunn und Hochkirch ein großes Fest zum Andenken an die vor hun­
dert Jahren (August 1781) erfolgte Niederlasfung ihrer aus Schwaben stammenden Vor­
fahren in Kujawien. Von den an der Festfeier in dem Dorfe Königsbrunn versammelten 
Teilnehmern war ein Telegramin an Bismarck abgesandt worden.

3) Die Direktion der Berliner Schneiderakademie batte Bismarck Kenntnis gegeben 
von der am 16. August 1881 stattgefundenen öffentlichen Prüfung und zugleich Nr. 16 der 
„Deutschen Schneider-Zeitung" eingesandt, in welcher über diese Prüfung berichtet war.

Posch in g er, Bismarck-Portefeuille I. 4
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An Dr. Brandes in Althof.
Varzin, den 28. September 1881.

Die Zustimmung *)  der Wählerversammlung zu unserer Wirtschaftspolitik, 
von der ich für die dortige Gegend besonders segensreiche Wirkungen erwarte, 
ist mir sehr erfreulich gewesen und ich spreche allen Beteiligten meinen Dank 

für die freundliche Begrüßung aus.
v. Bismarck.

*

An den Vorsitzenden des konservativen Vereins im Wahlkreise Duisburg
Frhrn. v. Plettenberg auf Haus Mehrum bei Vörde.

Varzin, den IO. Oktober 1881.

Eurer Hochwohlgeboren sage ich meinen verbindlichsten Dank für die in 
Ihrem gestrigen freundlichen Telegramm ausgesprochene Zustimmung?) und 
bitte Sie, den Ausdruck desselben den Mitgliedern des dortigen konservativen 
Vereins gefälligst übermitteln zu wollen.

v. Bismarck.
♦

An den Bürgermeister Blecken in Ottensen (Telegramm).

Berlin, November 1881.
Eurer Hochwohlgeboren danke ich für Ihre telegraphische Mitteilung vom 

18. dieses Monats 3) und wünsche im Interesse der Provinz dem in Ottensen 
neugebildeten Reformverein ein kräftiges Gedeihen.

v. Bismarck.
*

An den Konsistorialrat Natorp in Düsseldorf (Telegramm).

Berlin, den 8. Dezember 1881.

Aus Eurer Hochwürden gefälligem Telegramm vom 6. dieses Monats 
habe ich gern ersehen, welche freundliche Gesinnungen die zur Feier der Ein­
weihung der evangelischen Johanneskirche dort stattgehabte Bersamnilung mir 
entgegengebracht hat. Ich danke Eurer Hochwürden und allen an dem Tele­
gramm beteiligten Herren.

v. Bismarck.
*

0 Eine Wählerversammlung von Insterburg-Gumbinnen begrüßte die Politik und 
das Wirtschastsprogramm Bismarcks als segensreich sür Kaiser und Reich, für den Wohl­
stand des Volkes und sür Beseitigung sozialer Schäden.

2) Adressat hatte Bismarck Anzeige erstattet von dem Erfolge, welchen der Direktor 
im Reicksamt des Innern Bosse durch seine Wahlrede vor vierzehn Tagen gehabt batte.

3) Zur Unterstützung der von Euer Durchlaucht angebahnten Reformpolitik hat sich 
gestern in Ottensen ein Verein der deutschen Reformpartei für Schleswig-Holstein gebildet. 
Mit Gott für Kaiser und Reich! Bürgermeister Blecken.
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An ein Mitglied der sozial-konservativen Vereinigung.

Berlin, den 6. Januar 1882.

Auf das Schreiben vom 21. vorigen Monats, welches ich mit Tank 
empfangen habe, erwidere ich Eurer Hochwohlgeboren, daß, so sehr auch die 
von Ihnen ins Auge gefaßten Ziele mein Interesse erregen, ich doch außer 
stande bin, für dieselben aktiv einzutreten. Mein Gesundheitszustand nötigt 
mich, meine Thätigkeit auf die Lösung der mir bereits konkret vorgezeichneten 
Aufgabe zu beschränken. Ich habe mir jedoch erlaubt, die Aufmerksamkeit des 
Herrn Vizepräsidenten des Staatsministeriums von Puttkamer auf Ihre mir 
gegebene Anregung hinzulenken, und darf Ihnen anheimstellen, weitere Mit­
teilungen an die jüngere Kraft richten zn wollen.^

* v. Bismarck.

An den Oberlehrer Dr. Klipstein in Freiburg in Schlesien.

Berlin, den 19. Januar 1882.

Eurer Wohlgeboren erwidere ich auf das gefällige Schreiben vom 12. dieses 
Monats ergebenst, daß Seine Majestät der Kaiser von dieser Kundgebung 
nationaler Gesinnung mit hoher Befriedigung Kenntnis genommen hat.

* v. Bismarck.

An den Rittergutsbesitzer Adolf Gon tard in Mocken.

Berlin, den 5. März 1882.

Die Adresse, welche Eurer Wohlgeboren mir übermittelt habens) ist ein 
erfreulicher Beweis für den ungeschwächten Bestand der nationalen und monar­
chischen Gesinnungen in der dortigen Bevölkerung. Eurer Wohlgeboren sowie 
allen an der Adresse beteiligten Herren danke ich verbindlichst und bitte Sie, 
sich davon überzeugt zu halten, daß ich die Grundsätze, für welche ich am 
24. Januar dieses Jahres eingetreten bin, auch ferner vertreten werde, solange 
meine Kräfte reichen. * v. Bismarck.

i) Am 3. Februar 1882 erhielt der Adressat des vorstehenden Brieses, angeregt durch 
denselben, folgende Zuschrift: Berlin, 3. Februar 1882. Eurer Hochwohlgeboren danke ich 
für die Zuschrift vom 18. vorigen Monats. Ich entnehme aus derselben mit Genugthuung, 
daß sich die Bestrebungen Eurer Hochwohlgeboren in mehrfacher Beziehung mit den Zielen 
der Regierung decken, glaube aber meinerseits die Wahl der Mittel zur Förderung der­
selben und demzufolge auch die Beurteilung der Zweckmäßigkeit der in der Anlage zurück­
folgenden Handwerkeradresse Eurer Hochwohlgeboren eigenem bewährtem Ermessen überlassen 
zu sollen. v. Puttkamer.

2) Die mit 3630 Unterschriften bedeckte Adresse lautete: Eurer Durchlaucht gewaltige 
Rede vom 24. Januar dieses Jahres hat bei den Unterzeichneten den ungeteiltesten Beifall 
gesunden. Klarer und überzeugender ist noch nie die Bedeutung einer kräftigen monarchi­
schen Jntiative für das Wohl des Staates dargelegt worden. Gott gebe Eurer Durch­
laucht Kraft und Gefundheit, damit Hochdieselbe noch recht lange unseren: Kaiserlichen 
Herrn zur Seite stehen können in seinen so hohen und in immer weiteren Kreisen Zu­
stimmung findenden Bestrebungen für das Wohl und die Ehre der Teutschen Nation.
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Berlin, den 16. März 1882.

Eurer Wohlgeboren und allen an der Adresse vom 10. dieses Monats be­
teiligten Herren danke ich verbindlichst. Es freut mich, hinzufügen zu können, 
daß Seine Majestät der Kaiser und König Sich wohlthuend berührt fühlt 
durch die patriotische Gesinnung, welche in Ihrer und in den zahlreichen Kund­
gebungen gleichen Inhalts aus allen Landesteilen in jüngster Zeit ihren Aus­
druck gefunden hat.

v. Bismarck.
*

An einen konservativen Verein in Nebra.
Berlin, den 16. März 1882.

Für die freundliche Begrüßung durch die Adresse vom 10. dieses Monats 
danke ich allen beteiligten Herren. Es freut mich, in den Mitgliedern des 
konservativen Nereins zu Nebra treue Genossen der Gesinnungen zu finden, 
welche ich im Reichstage am 24. Januar dieses Jahres zum Ausdruck ge­
bracht habe.

v. Bismarck. 
♦

An die Redaktion der „Nordischen Presse" zu Lübeck.

Friedrichsrub, den 6. April 1882.

Für die zu meinem Geburtstage mir übersandten freundlichen Glückwünsche 
sage ich meinen verbindlichsten Dank.J)

. v. Bismarck.
*

An den Vorsitzenden des deutschen Bürgervereins für die Königstadt 
Dr. Jrmer in Berlin.

Friedrichsrub, den 6. April 1882.

Für die zu meinem Geburtstage mir gespendeten freundlichen Glückwünsche 

sage ich meinen verbindlichsten Dank.
v. Bismarck. 

*

An den Oberamtmann Thoma in Uspiaunen bei Pillkallen.

Varzin, den 9. Juli 1882.

Tie freundliche Begrüßung des konservativen Ostpreußischen Vereins habe 
ich mit verbindlichstem Danke erhalten, und ich bitte Sie, den Ausdruck des-

0 Antwort ans ein anläßlich des Geburtstages des Fürsten Bismarck von der 
Redaktion dieses Blattes und deren Mitarbeitern an denselbeit abgesandtes Glückwunsch­

telegramm.
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selben den Herren, welche mich durch diese Bethätigung ihrer Zustimmung er­
freut haben, übermitteln zu wollen.l)

9 Antwort auf das vom konservativen Kreisverein zu Pillkallen an den Fürsten 
Bismarck abgesandte Ergebenheitstelegramm.

2) Am Tage der Enthüllung des National-Teukmals auf dem Niederwald wurde von 
Düsseldorf an den Fürsten Bismarck, als den Grundstein der deutschen Einheit, ein Glück­
wunsch-Telegramm gesandt.

v. Bismarck.
*

Adressat (unbekannt) in Düsseldorf.
Friedrichs ruh, den 28. September 1883.

Tie freundliche Begrüßung durch das heutige Telegramm s erwidere ich mit 
dem Wunsche/ daß alle nationalen Elemente in ganz Deutschland sich fester 
als bisher aneinanderschließen mögen, um die großen Aufgaben, die dem Reiche 
gestellt sind, ihrer Lösung entgegenzuführen.

v. Bismarck.
*

An den Vorstand des Landwehrvereins in Berlin.

Friedrichs ruh, den 22. Februar 1884.

Dem Vorstand des Landwehrvereins sage ich meinen verbindlichsten Dank 
für den durch das gefällige Schreiben vom 19. dieses Monats mir gegebenen 
Beweis von Wohlwollen, und übernehme gerne die Ehrenmitgliedschaft des 
Vereins.

v. Bismarck.
*

An die Direktion der Berliner Bockbrauerei.
Berlin, im April 1884.

Nachdem ich von dem mir zu meinem Geburtstage freundlichst übersandten 
Fäßchen Bockbier gekostet habe, kann ich nicht unterlassen, der Direktion meine 
volle Anerkennung für die vorzügliche Qualität desselben, sowie meine Genug­
thuung darüber auszusprechen, daß unsere einheimische Industrie ein so aus­
gezeichnetes Produkt liefert.

v. Bismarck.
*

An den Vorstand der Heringsfischerei-Aktien-Gesellschaft 
Herrn Lindemann in Emden.

Varzin, den 12. Juli 1884.

Eurer Wohlgeboren danke ich verbindlichst für die Zusendung der Erst­
linge der Emder Fischerei. Bezüglich Ihrer Eingabe vom 5. dieses Monats 
bin ich mit den beteiligten Behörden in Beratung getreten.

v. Bismarck.
* * 2
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An das Präsidium des deutschen Kolonialvereins, zu Händen
Seiner Durchlaucht des Fürsten zu Hohenlohe-Langen­
burg in Eisenach.

Berlin, den 21. September 1884.

Der Generalversammlung des Kolonialvereins danke ich verbindlichst für 
die freundliche Begrüßung und für die thätige Unterstützung unserer überseeischen 

Bestrebungen. *)
* v. Bismarck.

An den Universitäts-Rektor Sohm in Straßburg im Elsaß.
(Telegramm.)

Berlin, den 28. Oktober 1884.

Mit verbindlichstem Dank habe ich Ihren freundlichen Gruß2) erhalten und 
erwidere denselben mit herzlichen Grüßen für das fernere Gedeihen der 
Universität; patriae et literis zum Heil und zur Förderung.

v. Bismarck.
*

An Herrn Robert Grässner in Braunschweig.

Berlin, den 20. Januar 1885.

Die freundliche telegraphische Begrüßung 3) habe ich mit herzlichem Dank 
empfangen und bitte Sie, den Ausdruck desselben den Herren, welche sich an 
dieser wohlwollenden Kundgebung beteiligt haben, gefälligst überntitteln zu 

wollen.
* v. Bismarck.

An den Bürgermeister Kübler in Worms.
Berlin, Januar 1885.

Auf das geschützte Schreiben vom 15. dieses Monats erwidere ich Eurer 
Hochwohlgeboren, daß ich es mir zur Ehre rechne, die Pathenstelle bei Ihrem 
jüngst gebornen Sohne zu übernehmen, und hoffe, daß derselbe zu einem 
würdigen Bürger der Stadt Worms und des Reiches heranwachsen wird.

v. Bismarck. 
------------------- ♦

r) Das Präsidium des Kolonialvereins sandte am 21. Sept. 1884 an den Fürsten 
Bismarck aus seinem Versammlungsorte Eisenach nachstehendes Telegramm: Die zum 
Festdiner versammelten Mitglieder der Generalversammlung des Kolonialvereins senden 
dem Fürsten Reichskanzler, dankerfüllt für das entschlossene und erfolgreiche Vorgeben auf 
dem Gebiete der Kolonialpolitik, ihre ehrfurchtsvollen Grüße.

Das Präsidium: Fürst Hohenlohe, Miquel.
2) Auf dem Festkommers vom 27. Oktober 1884 zu Ehren der Einweihung des neuen 

Universitätsgebäudes in Straßburg wurde nachstehendes Telegramm an den Fürsten Bismarck 
abgesandt: Seiner Durchlaucht dem Reichskanzler Fürsten Bismarck sendet bei Einweihung 
der neuen Universitätsbauten die Universität Straßburg mit ihren Gästen aus Elsaß- 
Lothringen und dein Reiche begeisterten und ehrfurchtsvollen Grnß. Rektor Sohm.

s) Antwort auf ein Begrüßungs-Telegramm einer ivegen Darbringung eines Ehren­
geschenkes znsammengetretenen Versammlung.
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An Dr. Chrysander in Bergedorf.
Berlin, den 23. Februar 1885.

Zu dem heutigen Jubiläum Händels *)  bringe ich Ihnen, als dessen be­
rufensten Vertreter in der Gegenwart, meine herzlichsten Glückwünsche dar und 
hoffe, daß Sie bald die Krönung Ihres nationalen Werkes erleben.

0 200 jähriger Geburtstag des Komponisten,
2) Der als Corpsphilister anwesende Rektor der Universität, Professor Dr. v. Roth- 

mund, brachte mit zündenden Worten, des Wahlfpruchs der „Hanovera" Göttingen ge­
denkend: «Fortes fortuna juvat et nunquam retorsum“, den Toast auf den Reichskanzler 
aus, der begeisterten Widerhall fand. Der Vorsitzende verlas folgendes Telegramm, das 
an den Fürsten Bismarck abgesendet roiirbe : Dem groben Kanzler des Deutschen Reichs 
bringen tausend Corpsstndenten und Corpsphilister zur Vorfeier seines 70. Geburtsfestes 
vereinigt ein begeistertes Hoch. Lange leuchte noch sein Stern dem deutschen Vaterlande.

3) Der Adressat des Briefes hatte einige Tage vorher an Bismarck im Namen des 
S. C. Heidelbexg ein Telegramm abgefandt.

4) In Jena hatte die Ferienkommission des 8. C. der vier Corps Frankonia, Guest- 
phalia, Saxonia und Thuriugia am 1. April an den Fürsten Bismarck folgendes Telegramm 
gesandt: „Auf das Wohlsein Sr. Durchlaucht reibt kräftigen Salamander der Jenenser 8. C. 
I. A.: Prinz Ernst v. S.-Weimar." Darauf erging am 2. April zur Frühschoppenzeit 
das obenstehende Antworttelegramm.

v. Bismarck.
*

An den Vorsitzenden des von sämtlichen Corps der beiden Münchener
Hochschulen abgebaltenen Bismarck-Kommerses in München.

Berlin, den 11. März 1885.

Mit verbindlichem Dank für freundliche Begrüßung 2) wünsche jedem 
der tausend Kommilitonen seiner Zeit einen fröhlichen 70. Geburtstag.

v. Bismarck. 
*

An den stuck, jur. Leyendecker in Erlangen.
Berlin, den 1. April 1885.

Eure Wohlgeboren bitte ich den Herren, welche mich durch die telegraphische 
Begrüßung vom 28. dieses Monats sehr erfreut haben,3) für Ihre freundlichen 
Glückwünsche meinen verbindlichsten Dank auszusprechen.

v. Bismarck.
*

An Se. Hoheit den Prinzen Ernst von Sachsen-Weimar in
Jena (Telegramm).

Berlin, den 2. April 1885.

Eure Hoheit bitte ich, meinen verbindlichsten Dank entgegenzunehmen und 
zu vermitteln.^)

v. Bismarck.
*
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An Seine Hoheit den Prinzen Hermann zu Sachsen-Weimar
in Stuttgart in seiner Eigenschaft als Ehrenpräsident des
Württembergischen Kriegerbundes.

Berlin, den 3. April 1885.

Eure Hoheit bitte ich ehrerbietigst, meinen verbindlichsten Dank entgegen­
nehmen und dem Kriegerbunde übermitteln zu wollen. 9

v. Bismarck.
*

An das Direktorium von „Sachsens Militärvereinsbund."

Berlin, den 20. April 1885.

Für die freundlichsten Glückwünsche zu meinem siebzigsten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichsten Dank entgegenzunehmen.

v. Bismarck.
*

An den ersten Bürgermeister Dr. v. Erhardt in München.

Berlin, den 20. April 1885.

Eure Hochwohlgeboren bitte ich, den Herren, welche mich mit ihren freund­
lichen Glückwünschen zu meinem siebzigsten Geburtstage beehrt haben, meinen 
verbindlichsten Dank auszusprechen. Die prächtige Gedenktafel, auf der Ihre 
liebenswürdige Begrüßung verzeichnet steht, ist ein Meisterwerk und wird ein 
Schinuck meines Arbeitszimmers sein, an dem auch meine Nachkommen das 
Wohlwollen erkennen werden, welches mir von so zahlreichen und angesehenen 
Kreisen der Haupt- und Residenzstadt Bayerns entgegengetragen wird.

* • > v. Bismarck.
An Herrn Gustav Wonsack.2)

Berlin, den 20. April 1885.

Die mir zu meinem Geburtstag übersandte Festgabe und die sie begleitenden 
Glückwünsche haben mich sehr erfreut, und bitte ich Sie, für diesen Beweis 
Ihres Wohlwollens meinen verbindlichsten Dank entgegenzunehmen.

* v. Bismarck.

An den Vorsitzenden des Vereins ehemaliger Pioniere, zu
Händen des Vorsitzenden Herrn Gerlach.

Berlin, den 20. April 1885.

Für die freundlichen Glückwünsche zu meinem siebzigsten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichsten Dank entgegenzunehmen. 3)

v. Bismarck. 
----------------— *

1) Das Präsidium des „Württembergischen Kriegerbundes" hatte es nicht versäumt, 
dem Fürsten Bismarck zu seinem 70. Geburtstag telegraphisch die wärmsten Glück- und 
Segenswünsche des Bundes darzubringen.

’) Gustav Wonsack ist der Herausgeber des genealogischen Werkes „Tie Großeltern 
des Reichskanzlers Fürsten Otto v. Bismarck".

3) Ein gleiches Schreiben ging auch dem Verein ehemaliger 2. Garde-Dragoner z. H. 
seines Vorsitzenden zu.
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An Herrn P. Ri ckm er s in Bremerhaven.

Berlin, den 20. April 1885.

Für die freundlichen Glückwünsche zu meinem siebzigsten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichsten Dank entgegenzunehmen.

v. Bismarck.
» *

An die Oberprima des Gymnasiums zu Dortmund.

Berlin, den 20. April 1885.

Für Ihre freundlichen Glückwünsche zu meinem siebzigsten Geburtstage 
bitte ich Sie, meinen verbindlichsten Tank entgegenzunehmen.

v. Bismarck.
*

An die kameradschaftliche Vereinigung der Berliner und benach­
barten Kriegervereine, zu Händen des Stadtverordneten 

- Di er sch.
Berlin, April 1885.

Für die freundlichen Glückwünsche, welche in der mir zu meinen siebzigsten 
Geburtstage übersandten Adresse einen für mich so ehrenvollen Ausdruck gefunden 
haben, sage ich meinen verbindlichsten Dank.

v. Bismarck.

An den Präsidenten des Bayerischen Veteranen-, Krieger- und 
Kampfgenossenbundes, Major v. Puchpeck in München 
(Telegramm).

Berlin, April 1885.

Herzlichen Dank sage ich meinen verehrten Kriegskameraden in Bayern 
für Ihre freundlichen Wünsche zum Geburtstage.

v. Bismarck.
*

An den Ober-Postdirektor Tybusch in Posen.
Berlin, den 25. April 1885.

Für die freundlichen Glückwünsche zu meinem siebzigsten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichsten Tank entgegenzunehmen.

v. Bismarck.

An den „Deutschen Kriegerverein Leipzigs, zu Händen des
Vorsitzenden Herrn L. Sperl.

Berlin, den 25. April 1885.

Für freundliche Glückwünsche zu meinem siebzigsten Geburtstage bitte ich 
Sie, meinen verbindlichsten Tank entgegenzunehmen.

♦
v. Bismarck.
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An den Redakteur der „Deutschen Krieger-Zeitung".

Berlin, den 28. April 1885.

Für die freundlichen Glückwünsche zu meinem siebzigsten Geburtstage bitte 
ich Sie, meinen verbindlichsten Dank entgegenzunehmen.

v. Bismarck.
*

An den Oberbürgermeister Hache in Essen.
Kissingen, den 7. Juni 1885.

Eure Hochwohlgeboren bitte ich, unseren Mitbürgern meinen verbindlichsten 
Tank für die freundlichen Glückwünsche auszusprechen, mit welchen sie mich 
zu dem Tage meines fünfzigjährigen Dienstjubiläums beehrt haben. *)

v. Bismarck.
*

An den Landrat in Düren, Geheimen Negierungsrat Stürk.

Friedrichsruh, den 13. Oktober 1885.

Eure Hochwohlgeboren bitte ich in Erinnerung an frühere Zeiten den 
freundlichsten Glückwunsch eines alten Kollegen aus demselben Jahrgange zu 
Ihrem fünfzigjährigen Dienstjubiläum entgegenzunehmen

v. Bismarck.
*

All den Vorsitzenden des Ausschusses der nationalliberalen
Partei in Mainz.

Berlin, Februar 1886.

Eurer Wohlgeboren und Ihren Herren Auftraggebern danke ich verbind­
lichst für den Ausdruck Ihrer Zustimmung und für die Zusage fernerer Unter­
stützung durch das Schreiben vom 5. dieses Monats.2)

v. Bismarck.
*

!) Am 7. Juni 1885 wurde in Essen das 50 jährige Amtsjubiläum des Fürsten 
Bismarck, Essens Ehrenbürgers, würdig begangen. Gegen 4 Uhr setzte sich ein aus 20 Ver­
einen mit etwa 2000 Teilnehmern und 5 Musikkorps bestehender Festzug von: Limbeckerplatz 
nach dem Stadtgarten in Bewegung. Hier sang ein Männerchor zunächst das Lied: „Was ist 
des Deutscheil Vaterland?" Anschließend an die Worte des alten Vaterlandsfreundes Ernst 
Moritz Arndt hielt Rechtsanwalt Niemer eine begeisterilde Rede, welche mit einem Hoch auf 
den Kaiser schloß, woraus die Versammlung „Heil Dir im Siegerkranz" anstiminte. Nachdem 
die Tausende im Saal lind den Gartenanlagen des Stadtgartens sich einen Platz gesucht 
hatten, erscholl das Lied „Dir möcht' ich diese Lieder weihen". Hierans hielt an Stelle des 
erkrankten Oberbürgerineisters Hache der erste Beigeordnete König die Festrede, welche, 
oft von Beifall unterbrochen, die Thätigkeit des Reichskanzlers während der letzten beiden 
Jahrzehnte und die großen, vornehmlich durch ihil vermittelten Errungenschaften unseres 
Vaterlaildes darlegte. Mit unbeschreiblichem Jubel stimmte die Festversammlung in das 
Hoch auf den Kanzler ein und richtete darauf ein Glückwunschtelegramm an Essens Ehren­
bürger.

2) Anläßlich der Polendebatte im preußischen Landtage hatte die nationalliberale Partei 
in Mainz eine Versammlung abgehalten, worin der Ausschuß der Partei beauftragt worden
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An die Vereinigung patriotischer Männer in Deschowitz, Kreis
Groß-Strelitz.

Berlin, Februar 1886.

Ihr Telegramms habe ich erhalten und sage den treuen Oberschlesiern 
in Deschowitz meinen verbindlichsten Dank für den Ausdruck dieser Gesinnung.

v. Bismarck.
*

An den Vorsitzenden der deutsch-ostafrikanischen Gesellschast, 
Abteilung für Schlesien, Herrn v. Wallenberg - 
Pachaly in Breslau.

Berlin, Ende März 1886.

Eure Hochwohlgeboren bitte ich, der Gesellschaft für deutsche Kolonisation 
in Breslau meinen verbindlichsten Tank für den Ausdruck des Vertrauens 
übermitteln zu wollen, mit welchem mich dieselbe durch telegraphische Begrüßung 
vom 19. dieses Monats beehrt hat.

v. Bismarck.
*

An den Vorstand des Kriegervereins in Ratibor.

Berlin, Anfangs April 1886.

Für Ihre freundlichen Glückwünsche zu meinem Geburtstage und für die 
Festgabe, welche dieselben begleitete, bitte ich Sie, meinen verbindlichsten Dank 
entgegenzunehmen.

v. Bismarck.
*

war, eine der Politik des Reichskanzlers zustimmende Adresse an denselben zu richten. 
Namens der Partei batte der Ausschuß infolge dessen nachstehendes Schreiben an den 
Fürsteil Bismarck gerichtet: Ew. Durchlaucht erlauben wir uns ganz ergebens! Kenntnis 
davon zu geben, daß der zur Sitzung versammelte Ausschuß der nationalliberalen Partei 
in Mainz einstimmig beschlossen hat, sich namens der Partei beit Zustimmungs-Adressen, 
welche aus allen Gauen Deutschlands an Ew. Durchlaucht in Betreff der jüngst im preu­
ßischen Abgeordnetenhause gehaltenen, jedes patriotische Herz erwärmenden Reden gelangten, 
aus voller Ueberzeugung anzuschließen. Empfangen Ew. Durchlaucht die herzlichsten Glück­
wünsche zu dem Erfolge, welche Ihre große nationale Politik von neuem gefunden hat — 
eine Politik, die, soviel sie auch von gewissen parlamentarischen Fraktionen angefeindet 
werden mag, im deutschen Volke tiefe Wurzeln schlug; eine Politik, für welche wir mit 
patriotischem Eifer stets eingetreten sind und auch fernerhin eintreten werden. Mit dem 
Wunsche, daß Ew. Durchlaucht in ungeschwächter Kraft und Gesundheit noch lange an der 
Spitze der Reichsgeschäfte stehen, und die Wahrung der nationalen Interessen in derselben 
sicheren und starken Hand verbleiben möge, verharren in ausgezeichnetster Verehrung

Der Ausschuß der nationalliberalen Partei.
9 Anläßlich der Polenrede des Reichskanzlers hatte eine Vereinigung patriotischer 

Männer in Deschowitz an denselben nachstehendes Telegramm gesendet: Dem mächtigen 
Redner, dem schlagfertigen Kämpen, dem eisernen Kanzler ein begeistertes Hoch
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An den Vorsitzenden des ersten ost- und westpreußischen Provinzial-
Glasertages Herrn Stornier zu Königsberg, Ostpr.

Berlin, 27. Juni 1886.

Dem ersten ost- und westpreußischen Prodinzial-Glasertage sage ich für 
die freundliche telegraphische Begrüßung meinen verbindlichsten Dank. *)

1) Die Königsberger Glaser-Innung hatte zu Sonntag den 27. Juni 1886 sämtliche
Glaser-Innungen der Provinzen Ost- und Westpreußen nach Königsberg eingeladen; am
Sonnabend fand die Vorberatung statt. Sonntag IP/t Uhr wurde die Versammlung durch
Begrüßung der Anwesenden unter dreifachem Hoch auf den Kaiser durch den Obermeister der
Königsberger Innung Lemke eröffnet. Vor Schluß der Verhandlung wurde einstimmig be­
schlossen, an den Reichskanzler Fürsten Bismarck eine telegraphische Begrüßung abzusenden
folgenden Inhalts: Dem Förderer des deutschen Handwerks Dank und Gruß.

8) Tas Telegramm lautete: Eurer Durchlaucht spricht die heutige große Versammlung 
reichstreuer Wähler zu Pritzwalk zugleich mit ihrem Reichstagsabgeordneten von Graevenitz 
ihre bewundernde Anerkennung und den wärmsten Tank für das hochherzige und mannhafte 
Eintreten für die deutsche Wehrkraft als der festesten Säule unseres Vaterlandes aus. Sie 
gelobt, bei der bevorstehenden Wahl in treuer Liebe zu Kaiser und Reich einmütig zusammen­
zuhalten.

* v. Bismarck.

An den Hosgartendirektor Jühlke in Sanssouci bei Potsdam.

Friedrichsruh, den 8. Dezember 1886.

Geehrter Herr Direktor! Mit tiefem Schmerze erhalte ich die Nachricht, 
daß Ihr Sohn, an dessen bisherige Wirksamkeit in Afrika sich so große und viele 
Hoffnungen anknüpften, ein Opfer feines Mutes und seiner Hingebung im Dienste 
der vaterländischen Interessen geworden ist. Ich kann dem Drange meines 
Herzens nicht widerstehen, Ihnen meine herzliche Teilnahme an dem schweren 
Schlage, der Sie nach Gottes Fügung betroffen hat, auszudrücken.

* v. Bismarck.
An Dr. Rackwitz in Nordhausen.

Friedrichsruh, den 7. Januar 1887.

Eurer Wohlgeboren und Ihren Auftraggebern danke ich verbindlichst für 
die freundliche telegraphische Begrüßung vom 2. dieses Monats, welche mich 
als Ausdruck patriotischer Gesinnung herzlich erfreut hat.

* v. Bismarck.

An den Freiherrn Gans Edler Herr zu P u t t l i tz in Laaske.

Berlin, Ende Januar 1887.

Für die telegraphische Begrüßung durch die Versammlung reichstreuer 
Wähler zu Pritzwalk danke ich verbindlichst, und bitte Eure Hochwohlgeboren, 
den Ausdruck meines Dankes allen Herren zu übermitteln, welche mich durch 
diese Kundgebung erfreut haben. 1 2 * * * * * 8)

v. B i s m a r ck.
*
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A» den Erblandmarschall v. Bülow zu Gudow.

Berlin, den 1. Februar 1887.

Aus Eurer Hochwohlgeboren Telegramm v) habe ich mit Freude ersehen, 
daß die nationalen Elemente in unsrer engeren Heimat sich zu gemeinsamem 
Handeln verbunden haben. Hoffentlich wird diese Verständigung auf das 
Ergebnis der Wahl eine günstige Rückwirkung ausüben und unserem friedlich 
und königstreu gesinnten Ländchen zu einer seiner Gesinnung entsprechenden 
Vertretung verhelfen. Den an dem Telegramm beteiligten Herren danke ich 
verbindlichst.

v. Bismarck.
*

An das Wahlkomitee der vereinigten national gesinnten Par­
teien in Striegau-) (Telegramm).

Berlin, Februar 1887.

Angaben sind unwahr und tendenziös erfunden.
v. Bismarck.

*

An den Vorstand der nationalliberalen Partei in Lübeck 
(Telegramm).

Berlin, Februar 1887.

Die Erzählung von der fraglichen Erklärung Seiner Majestät des Kaisers 
ist unwahr und beruht auf Erfindung.3)

v. Bismarck.
*

An Herrn Karl Holtzmann in Stockheim.
Berlin, den 23. Februar 1887.

Eurer Wohlgeboren Telegramm §) habe ich Seiner Majestät dem Kaiser 
vorgelegt. Allerhöchstderselbe hat eigenhändig darauf vermerkt: „Freundlichen 
Dank." In der Ueberzeugung, daß es für Ihren Herrn Großvater von Wert 
sein wird, dieses Zeichen Allerhöchster Anerkennung im Original zu besitzen, 
erlaube ich mir, Ihnen das Telegramm mit der Handschrift Seiner Majestät 
des Kaisers darauf hierneben zu übersenden.

v. Bismarck. 
------------------- *

1) Es war eilt Telegramm reichstreuer Wähler des Kreises Herzogtum Lauenburg vom 
30. Januar 1887.

2) Im freisinnigen Striegauer Anzeiger und in den freisinnigen Flugblättern, welche 
im Wahlkreise Schweidnitz-Striegau verbreitet worden waren, war zu lesen: Der Kaiser 
habe gesagt, es gibt keinen Krieg. Daraufhin hatte das Wahlkomitee der vereinigten national 
gesinnten Parteien in Striegau eine Anfrage an den Fürsten Bismarck gerichtet.

3) Antwort auf die Anfrage der Parteileitung bezüglich der Wahrheit einer von der 
deutschfreisinnigen Partei in Lübeck durch Maueranschlag verbreiteten angeblichen Erklärung 
Sr. Majestät des Kaisers: daß es keinen Krieg geben werde.

4) Dasselbe enthielt die telegraphische Mitteilung von der Beteiligung des 96 jährigen 
Großvaters des Adressaten an der Wahl zum Reichstage am 21. Febr. 1887.
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An den Vorsitzenden des Frankfurt-Lebuser Wahlvereins, ^)
Graf v. Finckenstein-Reitwein.

Berlin, den 24. Februar 1887.

Eurer Hochgeboren freundliche Begrüßung habe ich mit verbindlichem Tanke 
erhalten und hoffe, daß die reichskreuen Wähler bei der Stichwahl des Kreises 
einig zusammenstehen werden, um durch Einigkeit den gleichen Erfolg für Kaiser 
und Reich zu erzielen, der in der Mehrzahl der Wahlkreise vom Bodensee bis 
zur Memel bisher gewonnen wurde.

v. Bismarck.
*

An den Landschaftsmaler E. Zschimmer in Erfurt.* 2 3 4)

r) Im Greise Frankfurt-Lebus ivar durch die Ausstellung eines Nationalliberalen 
neben dem konservativen v. Steinrück eine Stichwahl zwischen letzterem und dem Fort­
schrittler Schröder nötig geworden.

2) Zschimmer hatte dem Fürsten Bismarck zu seinem Geburtstage ein Bild verehrt.
3) Das Telegramm, welches der König an den Fürsten Bismarck bei dessen 25 jährigem 

Ministerjubiläum richtete, lautete wie folgt: Ich kann Mir nicht versagen, Ihnen, hoch­
verehrter Fürst, Glück zu wünschen zu dem Doppeljubiläum, welches Sie in diesen Tagen 
feiern. Möchte Ihnen stets Treue und Anhänglichkeit zu teil werden in Anerkennung Ihrer 
Verdienste um Kaiser und Reich in so schweren Zeiten.

4) Der „Deutsche Antisemiten-Bund" sandte am 23. Sept. 1887 dem Reichskanzler 
nach Friedrichsruh folgende Depesche: Ew. Durchlaucht senden die am 23. September auf 
Veranlassung des „D. A. 93." in Niefts Sälen zahlreich erschienenen deutschen Antisemiten 
zum 25 jährigen Ministerjubiläum die treuesten deutschen Glückwünsche. Der Vorstand des 
„D. A. 93."

Berlin, Anfangs April 1887.

Eurer Hochwohlgeboren sage ich meinen verbindlichsten Dank für das denk­
würdige Gemälde, welches Sie mir mit so freundlichen Glückwünschen zu meinem 
Geburtstage übersandt haben, dessen Wert für mich durch die sich daran 
knüpfende patriotische Erinnerung noch erhöht wird.

v. Bismarck.
*

An den König von Württemberg (Telegramm).

Friedrichsruh, den 23. September 1887.

Eure Majestät bitte ich unterthänigst, für das huldreiche Telegramm meinen 
ehrfurchtsvollsten Dank in Gnaden entgegennehmen zu wollen. 3)

v. Bismarck.
*

An den Vorstand des deutschen Antisemitenbundes in Berlin.
(Telegramm).

Friedrichsruh, den 24. September 1887.

Für Ihre freundlichen Wünsche zum gestrigen Tage sage ich meinen ver­
bindlichsten Tank.

* v. Bismarck.



63

An den Rechtsanwalt Dr. Hans Stingl in Krems a. d. D.

Berlin, den 13. Februar 1888.

Ich danke Ihnen verbindlichst für die freundliche Anerkennung, mit welcher 
Sie mich aus Anlaß der Reichstagssitzung vom 6. c. beehrt haben.

v. Bismarck.
*

An Se. Königl. Hoheit den Prinzregenten von Bayern.

Berlin, den 11. März 1888.

Eure Königliche Hoheit bitte ich unterthänig, meinen ehrfurchtsvollsten Dank 
für den huldreichen Ausdruck der Teilnahme in Gnaden entgegenzunehmen?)

v. Bismarck. 
*

An den Gemeindevorstand von Bad Gastein.

Berlin, den 21. März 1888.

Ich habe durch den Kaiserlichen Botschafter in Wien von der Beileids­
adresse der Gemeinderäte und Bürgermeister von Gastein Kenntnis erhalten.

Ans eigener Anschauung die herzlichen Beziehungen kennend, welche sich 
zwischen meinem hochseligen Herrn und den Bewohnern des Gasteiner Thales 
im Laufe der Jahre herausgebildet hatten, danke ich der Gemeindevertretung 
aufrichtig für den Ausdruck Ihrer liebevollen Anhänglichkeit an Seine Majestät 
den verewigten Kaiser und werde nicht ermangeln, die Adresse zur Kenntnis 
Seiner Majestät des Kaisers Friedrich zu briugen.

v. Bismarck.
*

An die Getreuen in Jever.
Berlin, Anfangs April 1888.

Für die mir zu meinem Geburtstag übersandte Festgabe?) nnd die sie 
begleitenden freundlichen Glückwünsche bitte ich Sie, meinen verbindlichsten Dank 
entgegenzunehmen.

v. Bismarck.
*

An den italienischen Ministerpräsidenten Crispi in Rom
(Telegramm)3).

Berlin im Juni 1888.

Ich habe das Telegramm erhalten, durch welches Eure Excellenz mir 
gütigst Kenntnis gegeben hat von dem Verhalten der beiden Kammern gegen» 

1) Unterm 11. März 1888 richtete der Prinzregent von Bayern an den Fürsten 
Bismarck folgendes Telegramm: Mit Ihnen, lieber Fürst, beklage ich von Herzen das 
Ableben des von mir treu verehrten Kaisers und spreche Eurer Durchlaucht meine schmerz­
liche Teilnahme an dein unersetzlichen Verluste aus.

2) Bestehend aus den üblichen 101 Kibitz-Eiern.
3) Nebersetzung aus dem Französischen.
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über der Trauer, in welche der Tod Kaiser Friedrichs III. Deutschland neuerlich 
gestürzt hat. Ich bitte Eure Excellenz, die wiederholte Versicherung der Erkennt­
lichkeit entgegenzunehmen, welche die Sympathien des italienischen Volkes in 
allen deutschen Herzen erweckt haben, und den Ausdruck derselben gütigst zur 
Kenntnis der beiden Kammern zu bringen. Ich habe nicht verfehlt, Seiner Majestät 
dem Kaiser, meinem erlauchten Herrn, die Mitteilung der in Rede stehenden 
Beschlüffe der beiden Kammern, sowie die Wünsche zu unterbreiten, welche die 
befreundete und verbündete Nation, deren Politik Eure Excellenz durch das 
Organ ihres Parlaments und ihrer Regierung leitet, für das Glück und den 
Ruhm der Regierung des Kaisers Wilhelm II. ausgesprochen hat.

Ihr Bismarck.
♦

An die in Gelsenkirchen versammelten katholischen christlich­
sozialen Vereine Westfalens (Telegramm).

Friedrichsrub, 13. August 1888.

Verbindlichsten Dank für freundliche Begrüßung.

v. Bismarck.
*

An den Geh. Ober-Postrat Schisfmann in Berlin (Telegramm). •

Friedrichsrub, Ende September 1888.

Auf die freundliche Begrüßung!) der gestern aus Anlaß Ihres Jubiläums 
versammelt gewesenen Postbeamten kann ich meinen Dank nicht angemessener 
aussprechen, als indem ich mich den Ihnen zu teil gewordenen Glückwünschen 
von Herzen anschließe.

v. Bismarck.
*

An den Festausschuß zur Feier des 700 jährigen Jubiläums 
des Domes in Stendal (Telegramm).

Friedrichsrub, den 25. Oktober 1888.

Mit Rücksicht auf die mannigfachen Beziehungen der Gegenwart und Ver­
gangenheit, welche mich mit der Altmark und ihrer Hanptstadt verbinden, ist es 

9 Zu Ehren des fünfzigjährigen Dienstjubiläums des Geh. Ober-Postrats Schiffmann 
veranstalteten die Berliner Post- und Telegraphen-Sekretäre im Böhmischen Brauhause einen 
solennen Kommers. Etwa 2000 Teilnehmer hatten sich in dem festlich geschmückten Saale 
eingefunden. Die Festrede auf den Jubilar hielt Postsekretär Dicke. Nach Ueberreichung 
einer Adresse wurde ein sehr launiges Lied mit Anspielungen auf das Leben des Jubilars 
gesungen. Der Jubilar sprach den Vorgesetzten und Kollegen für ihr Erscheinen und dem 
Komitee für seine' große Mühe seinen Dank aus und schloß mit einem Hoch auf die Post 
und Telegraphie in Haupt und Gliedern, auf Bismarck, Stephan und die Kollegenschaft. 
Im Anschlüsse daran wurden auch an den Fürsten Bismarck und an Generalpostmeister 
von Stephan Telegramme abgeschickt.
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mir besonders schmerzlich, daß ich durch Alter und Gesundheit verhindert bin, 
der Gedächtnisfeier beizuwohnen, und bitte ich den Kirchenrat der Domgemeinde, 
den Ausdruck meines Bedauerns und meiner, ungeachtet der Abwesenheit, leb­
haften Teilnahme an der Feier des heutigen Tages entgegenzunehmen. *)

T) Als Erwiderung daraus ging von feiten des Festausschusses nachstehendes Tele­
gramm nach Friedrichsruh ab: Dem ruhmreichen Sohne der Altmark, dem Ehrenbürger 
Stendals, dankt die zum Jubelfeste des Domes erschienene Versammlung für den huldvollen 
Festgrub mit dem Wunsche: „Eisen und Erz sei unter Deinen Schuhen, Dein Alter sei 
wie deine Jugend."

2) Erwiderung auf ein Begrüßungstelegramm aus Anlab des Sieges des national­
liberalen Kandidaten Knauer bei der Wahl zum Abgeordnetenhaus über Professor Hänel.

3) Antwort auf das am Geburtstage des Kaisers an Bismarck abgesandte Begrüßungs­
telegramm.

4) Aus Anlaß der Bismarck- und Moltke-Feier in Stuttgart.
Poschinger, Bismarck-Portefeuille I. 5

v. Bismarck.
*

An den Vorstand des nationalen Vereins in Altona
(Telegramm).* 2 3)

Friedrichsruh, Anfangs November 1888.

Für Ihre freundliche Begrüßung danke ich verbindlichst und erwidere die­
selbe mit meinen Glückwünschen zu diesem Siege der nationalen Partei.

v. Bismarck.
♦

An den Obermeister der Schlächterinnung zu Berlin. 2)

Berlin, den 28. Januar 1889.

Für die freundliche Begrüßung vom gestrigen Tage sage ich meinen ver­
bindlichen Dank und bitte den Ausdruck desselben den an dieser wohlwollenden 
Kundgebung beteiligten Herren übermitteln zu wollen.

v. Bismarck.
♦

An Seine Hoheit den Prinzen Hermann zu Sachsen-Weimar,
Präsidenten des Vereins zur Förderung der Kunst in
Stuttgart (Telegramm).4)

Berlin, den 3. April 1889.

Eure Hoheit bitte ich meinen ehrerbietigen Tank für die gnädige Mit­
teilung vom 31. vorigen Monats entgegennehmen zu wollen.

v. Bismarck.

*
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An den Verein alter Krieger „Tugendbund" in Nordhausen1).

Berlin, den 11. April 1889.

Für die mir zu meinem Geburtstage übersandte Festgabe und für Ihre 
freundlichen Glückwünsche bitte ich Sie, meinen verbindlichsten Dank entgegen­

zunehmen.
v. Bismarck.

!) Der obenerwähnte Verein hatte dem Fürsten Bismarck zum Geburtstage ein 
Fäßchen alten Nordhäusers mit einer von einem Vereinsmitgliede (Maler Keil) künstlerisch 
ausgestatteten Adresse geschickt. Das Fäßchen war ebenfalls von einem Vereinsmitgliede 
(Böttchermeister Aurin) selbst gearbeitet worden und zeigte auf der einen Seite das Nord- 
häuser Stadtwappen, auf der andern einen Kelch in einem Eichenkranze, darunter „Prosit."
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Mrst Bismarck und feine Mitarbeiter tu der inneren Politik

von 1862—1878.

I. Abschnitt.

Die Minister.

à)ie Zeit vor 1866 kann man die Vorgeschichte der Aera des Bismarckschen 

Ruhmes nennen. Es waren die Jahre, die ihm am schwersten wurden, Jahre 
der Kämpfe nach außen und innen, der Sorge und unausgesetzten Arbeit, in 
die erst gegen das Ende ein Sonnenschein fiel.

Ter Schwerpunkt von Bismarcks Thätigkeit lag damals in der äußeren 
Politik. Das Haus des deutschen Volkes mußte erst aufgerichtet sein, bevor sein 
Baumeister die Hand an die innere Gestaltung legen konnte. Die Zeit, welche 
die auswärtige Politik übrig ließ, wurde durch die parlamentarischen Kämpfe 
und Stürme absorbiert, die Bismarck zu bestehen hatte, um die neuen Heeres­
einrichtungen, diese Grundlage und Vorbedingung aller seiner späteren Erfolge, 
zu retten und aufrecht zu erhalten. Sodann bedingte auch der Zustand des 
Verfassungskonfliktes eine gewisse Stagnation in der inneren Gesetzgebung. Der 
Hauptgrund, weshalb Bismarck vor 1866 verhältnismäßig wenig innere Politik 
treiben konnte, lag aber in der preußischen Ministerialverfassung. Nach derselben 
bildet die staatliche Selbständigkeit eines jeden Ministerressorts die Regel; die 
Ausnahme bildet die Verpflichtung, Gegenstände eines Ressorts zur Kenntnis 
und Beschlußnahme des Staatsministeriums zu bringen. 9

Bismarcks Klagen über seine Ohnmacht im Ministerium sind alt und zu 
verschiedenen Malenvorgebrachtworden. „DerPräsident des Staatsministeriums" 
— bemerkte er in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 25. Januar 1873 
— „hat keinen größeren Einfluß auf die Gesamtleitung der Geschäfte als irgend 
einer seiner Kollegen. Wenn er diesen Einfluß gewinnen will, so ist er genötigt, 
ihn durch Bitten, durch Ueberreden, durch Korrespondenzen, durch Beschwerden 
beim Gesamtkollegium — kurz und gut, durch Kämpfe zu gewinnen, welche 
die Leistungsfähigkeit des einzelnen in sehr hohem Grade in Anspruch nehmen."

Abgeordneteichausrede Bismarcks vom 10. Februar 1870.
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„Der Ministerpräsident ist nur ein ornamentales Glied; ich habe nur eine 
geschäftsordnende Leitung, aber durchaus keine Verfügung. Ich kann jahrelang 
überzeugt sein, daß einer meiner Kollegen nicht auf dem Wege ist, für den ich 
persönlich verantwortlich sein will — ich kann das aber nicht ändern, außer 
wenn ich ihn durch Ueberredung, durch Bitten oder durch Majorität im Staats­
ministerium dazu bringe, seine Ansicht in dem einzelnen Falle der meinigen 
unterzuordnen." (Reichstagsrede vom 1. Dezember 1874.)

In der Reichstagssitzung vom 5. März 1878 endlich bestritt Bismarck ge­
radezu die Existenz eines Ministerpräsidenten in Preußen; es gebe dort nur einen 
Minister, der diesen Titel führe und die Debatte geschäftlich zu leiten habe; er 
könne wohl seine Kollegen bitten, „aber zu sagen hat er nichts". Der wirkliche, 
faktische Ministerpräsident sei und bleibe der König. (Reichstagsrede vom 

29. Januar 1881.)
Aus diesen Aeußerungen, denen noch manche andere angereiht werden 

könnte, ersieht man, daß für Bismarcks Leib die Rüstung des Ministerpräsi­
denten zu klein war; der Apparat funktionierte ohne Friktionen nur dann, wenn 
im Ministerium sich ihm accomodierende Kräfte saßen, wie Bismarck sie später 
zu finden das Glück hatte. Inwieweit dies bis 1878 der Fall war, soll in 
Folgendem näher untersucht werden.

1. Kriegsmini st erGrafv. Roon (5. Dezember 1859 bis 9. November 1873). 

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. I. S. 198.

2.HandelsministerGrafJtzenplitz(9. Dezember 1862 bis 13. Mai 1873).

Persönlich hat Bismarck den Grafen Jtzenplitz als einen Mann von Cha­
rakter mit Kopf und Herz auf dem rechten Flecke gewiß geschätzt; das Mißliche 
war nur das, daß er bei der Uebernahme des Handelsministeriums i) die zur 
Leitung dieses Ressorts notwendigen technischen Kenntnisse (damals unterstanden 
diesem Ministerium auch noch die Eisenbahnen) nicht besaß.

Der Bureaukratismus, der gerade in diesem Ministerium zu Hause war, 
war Bismarck fortwährend ein Stein des Anstoßes. Auf allen Gebieten sehen 
wir ihn hier im Ansturm gegen althergebrachte Doktrinen und gegen den geheim- 
rätlichen Zopf2). Die Gründung kräftiger Grundkreditinstitute geht ihm viel zu 
langsam vorwärts; in der Handelspolitik wirft er dem Grafen Jtzenplitz vor,

0 Graf Jtzenplitz stand vom 18. März bis zum Dezember 1862 dem landwirtschaft­
lichen Ministerium vor.

2) Zahlreiche Belege finden sich in den „Aktenstücken zur Wirtschaftspolitik des Fürsten 
Bismarck". Ein Hieb auf die fchlechte Postverbindung nach Reinfeld in Pommern s. Roon 
a. a. O. Bd. II. S. 211.
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daß dieser in Sachen der von Oesterreich gewünschten Zolleinigung für die 
politische Seite kein Auge gehabt und dadurch wesentlich den Sturz des Grafen 
Rechberg mitverschuldet habe; den Bau des Nord-Ostsee-Kanals fürchtet Bismarck 
nicht mehr zu erleben; im Gebiete des Eisenbahnwesens hat er auf der ganzen 
Linie Wünsche, die nur allmählich und auch auf wiederholtes Drängen nicht in 
Erfüllung gehen.

In einem an den Ministerpräsidenten Grafen Roon gerichteteten Schreiben 
vom 1. Mürz 1873 bemerkte Bismarck, er habe im Laufe der Jahre bereits 
vielfach Gelegenheit gehabt, bei den Beratungen des Staatsministeriums über 
die staatliche Behandlung der Eisenbahnfrage seinen, von den bisher vom König­
lichen Handelsministerium befolgten Grundsätzen abweichenden Ansichten Ausdruck 
zu geben. „Wenn ich bisher meinem Dissense einen stärkeren Ausdruck als den 
eines abweichenden Votums in einzelnen Fragen nicht gegeben habe, so bin ich 
dabei von der Ueberzeugung geleitet worden, daß die unter schwierigen Ver- 
hältnissen geschaffene und unter wechselnden politischen Eindrücken befestigte 
politische Solidarität des Staatsministeriums von mir nach den mir bekannten 
Intentionen Seiner Majestät des Königs wegen solcher Fragen, die eine all­
gemeine politische Bedeutung nicht hatten, nicht in Frage zu stellen war. Diese 
Rücksicht fällt fort, wenn jetzt Seine Excellenz der Herr Gras v. Jtzenplitz, 
der seit zehn Jahren an den großen politischen Arbeiten der Regierung seinen 
vollen Anteil genommen hat, aus seiner Stellung als Handelsminister scheidet, 
und die Rücksicht auf die persönliche Ueberzeugung eines langjährigen Kollegen 
für mich nicht mehr maßgebend bleibt."

Noch in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 26. April 1876 be­
zeichnete Bismarck die Jtzenplitzsche Eisenbahnpolitik als eine nicht glückliche.

Die Seele der Handelspolitik unter Jtzenplitz war Delbrück, seit 1864 
Direktor im preußischen Handelsministerium. Die meisten handelspolitischen Akte, 
welche in dieser Zeit erlassen wurden, werden auf ihn zurückzuführen sein. In 
Eisenbahnsachen war der Ministerialdirektor Weishaupt der allmächtige Mann; 
mit ihm stand Bismarck — der es liebte, mit dem zu verhandeln, der die 
Detailkenntnisse besaß — nicht nur in persönlichem, sondern auch in schrift­
lichem Verkehr 2).

Auch in der Arbeiterfrage verfolgte Bismarck eine dem Grafen Jtzenplitz 
widerstrebende Politik. Der durch Lassalle, Bucher und Hermann Wagener be­
einflußte staatssozialistische Standpunkt3) Bismarcks wurde im Handelsministerium

i) Abgedruckt in meinem Werke „Aktenstücke zur Wirtschaftspolitik des Fürsten Bis­
marck" Bd. I. S. 174. Vergl. auch a. a. O. S. 16, 17, 72, 74, 95, 126, 131, 140, 148, 
158, 159, 168.

2) Schreiben an Weishaupt in den Aktenstücken Bd. I. S. 150.
3) Vergl. besonders die Denkschrift Bismarcks vorn 24. August 1867 in den Akten­

stücken Bd. I. S. 62 und 164.
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nicht ohne Aengstlichkeit betrachtet. Dem Handelsminister Grafen Jtzenplitz wäre 
der Verkehr mit Lassalle ein Greuel gewesen; in den aus seinem Ministerium 
stammenden offiziösen Preßartikeln wurde denn auch das Treiben und Sinnen 
desselben geradezu als ein „revolutionäres" hingestellt („Proviuzial-Korrespondenz" 
vom 15. Februar 1865). Man glaubte sich in den dortigen Bureaux bereits 
zu sehr hoher Unparteilichkeit aufzuschwingen, wenn man zugestand, „daß die 
Arbeiter gegenüber den Arbeitgebern nicht durchaus rechtlos 
seien. Auf keinen Fall dürfe aber — so wurde weiter argumentirt — 
unter den Arbeitern der Wahn Fuß fassen, als könne der Staat durch irgend 
welche gesetzliche Bestimmungen oder durch Verwaltungsanordnungen den Not­
ständen abhelfen, welche mit den Bedingungen der Arbeit überhaupt und damit 
dem in der Weltordnung begründeten Unterschied von Arm und Reich Zusam­
menhängen. Die Regierung würde eine schwere Schuld auf sich laden, wenn 
sie in dieser Beziehung durch ihr Vorgehen den Arbeiterstand zu unbegründeten 
Hoffnungen verleite." Ganz anders dachte Bismarck, welcher den Minister zur 
staatlichen Untersuchung und Behandlung der Arbeiterfrage drängte und für die 
Förderung von Arbeiterassoziationen eintrat. 9 Als Graf Jtzenplitz den Abge­
ordneten Schulze-Delitzsch als Mitglied der Enquête zur Beratung des Koalitions­
rechts der Arbeiter vorschlug, wandte Bismarck ein, die ganze agitatorische 
Richtung desselben sei überwiegend darauf gerichtet, politischen Einfluß auf die 
Arbeiter und Handwerker zu gewinnen, um die Fortschrittspartei gegen die 
Regierung zu stärken. 9

Der Rücktritt des Handelsministers Grafen Jtzenplitz fällt in die Zeit der 
Ministerpräsidentschaft des Grafen Roon (Mai 1873) und war veranlaßt durch 
die Laskerschen Enthüllungen über die Uebelstände bei dem Eisenbahnkonzessions­
wesen. Aus der darüber beschlossenen staatlichen Enquête ist die Amtsehre des 
Ministers ganz unbefleckt hervorgegangen.

3. Kultusminister Dr. v. Mühler (18. März 1862 bis 22. Januar 1872).

Mit dem Kultusminister v. Mühler hatte Bismarck vor 1866 keine 
Reibungen. Es war die Zeit des tiefsten Friedens zwischen Staat und Kirche. 
Das Verhältnis wurde erst getrübt, als Bismarck die Repolonisirung in West­
preußen auf das Konto der Wirksamkeit des Ministers setzen zu müssen glaubte. 
„Im Kultusministerium entdeckte ich die von der Nachsicht desselben und unter 
dem Einflüsse der katholischen Abteilung hervorgerufene Thätigkeit auf dem 
Gebiete der Bekämpfung der deutschen Sprache in polnischen Schulen." Fürst

9 Vergl. Aktenstücke Bd. I. S. 12, 22, 49, 61, auch S. 161 (Note 1, Standpunkt 
Jtzenplitz').

2) Aktenstücke Bd. I. S. 76.
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Bismarck machte dem Minister den Vorwurf, daß die Mitglieder der katholischen 
Abteilung ihrer Pflicht als preußische Beamte so weuig eingedenk gewesen wären, 
daß sie schließlich eine Behörde zur Wahrnehmung der Interessen der Kirche 
gegenüber den Rechten der Krone geworden seien.

In der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 9. Februar 1872 machte 
Bismarck Mühler den ferneren Vorwurf, daß unter ihm die meisten Schulrat- 
stellen an den Regierungen, also der höchsten Provinzialinstanz, von Leuten be­
setzt waren, die mit den polnischen Agitationen sympathisirten. *)

Gegen diese und ähnliche Vorwürfe hat sich Herr v. Mühler nach seinem 
Rücktritt in einer Denkschrift verteidigt, die in dem Werke „Bismarck nach dem 
Kriege" (Leipzig 1883) abgedruckt ist (S. 39 ff.).

In den Schluß von Mühlers Amtsthätigkeit fällt der Streit mit der katho­
lischen Kirche aus Anlaß der vatikanischen Dekrete. Mühler zeigte sich hier auf 
die Wahrung der staatlichen Souveränität so eifersüchtig bedacht, als nur 
irgendwie verlangt werden konnte, ja es ist charakteristisch für die ganze spätere 
Entwicklung des Konfliktes zwischen Staat und Kirche, daß der erste seitens 
des Staates gethane Schritt (Zwang der katholischen Kinder zum Besuch des 
von einem Altkatholiken erteilten Religionsunterrichts) zurückgethan werden mußte.

In der öffentlichen Meinung hatte sich aber die Vorstellung, daß ein 
konservativer und orthodoxer Kultusminister unmöglich Staatsinteressen gegen 
kirchliche Beeinträchtigungen schützen könne, und daß am allerwenigsten Herr 
v. Mühler der Mann dazu sei, dermaßen festgesetzt, daß in der Presse eine 
Art Wetteifer bemerkbar wurde, um Herrn v. Mühler das Verdienst einer 
energischen Abwehr der Durchbrechung staatlicher Ordnung möglichst abzuerkennen 
und es lediglich dem Fürsten Bismarck zuzuschreiben. So bemerkte unter anderem 
die „Madeburger Zeitung": „Der Bescheid an den Bischof von Ermeland ist 
zwar von Herrn von Mühler unterzeichnet, aber er ist aus einem Beschluß des 
gesamten Staatsministeriums hervorgegangen. Ob Herr v. Mühler die Schneide 
gehabt hätte, den Bischof von Ermeland rund abzuweisen, ist sehr zu bezweifeln. 
Was das Kultusministerium heute thut, widerspricht allem, was es in früherer 
Zeit gethan hat."

Die Liberalen krümmten und wanden sich, um nur ja dem Herrn v. Mühler 
kein Verdienst zuzuschreiben. Dieser ging auch auf die Aufhebung der

9 Nachdem Herr v. Mühler bereits einen Nachfolger halte, sprach der Minister­
präsident im Abgeordnetenhause einmal gelegentlich von kleinlichen Maßregeln, von Schikailen, 
von bloß rechtlichen Konsequeilzen, die zu einer Kollision führten, welche „zu losen, und in 
schicklicher Weise zu lösen" er als die Aufgabe einer weiteren Gesetzgebung betrachte. Er 
deutete dabei an, daß es dem Herrn v. Mühler an dem nötigen Eifer für eine Reform 
gefehlt habe. Hauptfächlich aber waren es wohl retrospektive Auseinaildersetzungen zwischen 
den beiden, namentlich in Bezug aus die katholifche Abteilung, welche die Krise herbei­
führten. (Wiermann, Geschichte des Kulturkampfes S. 40.)
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katholischen Abteilung im Kultusministerium bereitwillig ein, nur mit einer 
andern Motivirung als Fürst Bismarck, der den Anlaß von Dingen vor 1870 
hernahm, Herr v. Mühler dagegen von der neuen vatikanischen Lehre.

Im Sommer 1871 hieß es in den Zeitungen bereits, v. Mühler habe 
seine Entlassung eingereicht. Auf eine Anfrage des Abgeordneten Hans Viktor 
von Unruh, ob die Nachricht wahr sei, bemerkte Bismarck (am 19. Juni): 
„Das ist richtig, aber er (v. Mühler) steckt sich jetzt hinter die äußerste Rechte 
und hofft, daß sein Abschiedsgesuch abgelehnt werden würde." *)

Auch den Gedanken Bismarcks an ein Schulaufsichtsgesetz, das die Geist­
lichen von der Leitung der Schule ausschloß, und diese dem Einflüsse der Polen 
und ihren geistlich gesinnten Frennden entzog, adoptirte Herr v. Mühler rück­
haltslos. 2) Aber seine Person, bei den Liberalen so verhaßt wie selten eine, 
stand nun einmal dem Zusammenwirken mit ihnen entgegen, und ihre Partei 
war zur Vollbringung des Werkes, um das es sich handelte, vorzugsweise be­
rufen. Die Konservativen zögerten mehr und mehr, in den vollen Kampf 
wider den Ultramontanismus einzutreten, wie überhaupt den nationalen Gesichts­
punkt in dem Grade als maßgebenden anzuerkennen, als die Entwicklung und 
Kräftigung des Reiches in den Augen des Fürsten Bismarck es nötig machte. 
Herr v. Mühler mußte dem zur Herrschaft gelangten Liberalismus geopfert 
werden. Eine freie Kommission des Abgeordnetenhauses beschloß, bei Beratung 
des Schulaufsichtsgesetzes eine Resolution einzubringen, dahin lautend, daß das 
Schulaufsichtsgesetz des Herrn v. Mühler im Prinzipe gut sei, daß aber die 
Ausführung desselben dem gegenwärtigen Minister nicht anvertraut werden 
könnte. Diese Kommission bestand aus Mitgliedern einer ganzen Reihe von 
Fraktionen, von der fortschrittlichen bis zur freikonservativen.

Dieser parlamentarische Druck wie derjenige Bismarcks genügte, um im 
Januar 1872 die endliche Genehmigung seines Abschiedsgesuches herbei­

zuführen.

!) Vergl. die von mir herausgegebenen Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh, 
S. 342.

2) Anders stellt Majunke in seinem Werke „Geschichte des Kulturkampfes in Preußen- 
Deutschland", Paderborn-Münster 1886, den Vorgang dar. Majunke bemerkt: „In einer 
Sitzung des gesamten Staatsministeriums hatte sich v. Mühler bereit erklärt, den Entwurf 
des Schulaussichtsgesetzes, über dessen Prinzipien man sich geeinigt hatte, dem König zur 
Genehmigung zu unterbreiten, das that er auch; aber als der Entwurf im Kabinet lag, 
fühlte er Reue über seinen Schritt, er schrieb dem Monarchen, daß er außer stande sei, das 
Gesetz zu begründen. Fürst Bismarck, vom Könige von diesem Schritt in Kenntnis gesetzt, 
war darüber natürlich indignirt und fragte die andern Minister, was von einem Kollegen, 
der also verfahre, zu halten sei. Herr v. Mühler begriff es jetzt, daß feines Verbleibens 
nicht ferner sein konnte, und gab nun erst seinen Abschied ein." Die Verantwortung für 
diese Darstellung muß Majunke tragen; ich halte dieselbe für eine ganz unverbürgte und 
überdies nicht einmal für eine glaubwürdige.
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Viel ist gesprochen worden von der Einwirkung der Frau dieses Ministers 
seine Entschlüsse und seine gesamte Haltung. Anknüpfend hieran, beziehungs­

weise den Einfluß energischer Frauen auf ihre Männer, sagte Bismarck in Ver­
sailles : „Ja, wo so ein Verhältnis ist, weiß man oft nicht, wem man das Ver­
dienst oder den Schaden zuschreiben soll, quid ipse fecit, et quid mulier fecit. “])

4. Justizminister Graf zur Lippe (18. März 1862 bis 5. Dezember 1867).

Tie von dem Minister Grafen zu Eulenburg wiederholt gerühmte Einigkeit 
der Minister während der Konfliktszeit bestand auch zwischen dem Minister­
präsidenten und dem Justizminister Grafen zur Lippe. Letzterer wurde in dem 
Streite mit dem Abgeordnetenhause von Bismarck lebhaft unterstützt. Die 
Gegensätze schlummerten jedoch bereits damals unter der Oberfläche;'4) am 
20. Juni 1866 erklärte Bismarck Hans Viktor von Unruh gegenüber, daß er 
gegen die Entfernung des Grafen zur Lippe aus dem Ministerium nichts ein­
zuwenden habe.3) Nach Beendigung des Krieges von 1866 entstand eine ernste 
Differenz dadurch, daß sich Graf zur Lippe dem Anträge auf Einbringung der 
Jndemuitätsvorlage widersetzte. Von dieser Zeit ab arbeitete der Minister­
präsident allerdings auf die Entfernung Lippes hin, jedoch verschmähte er, zur 
Erreichung seines Zieles parlamentarische Hebel in Bewegung zu setzen. Bei 
zwei ersten Krastproben siegte der Justizminister insofern, als der König sein 
Entlassungsgesuch nicht annahm. Erst bei der zweiten Wiederholung derselben 
verstummte der Allerhöchste Widerspruch unter dem Drucke der liberalen Strö­
mung. Das Abschiedsgesuch war mit Gesundheitsrücksichten motivirt; eine 
aktuelle Differenz zwischen ihm und dem Ministerpräsidenten war nicht vor­
handen. Dem tiefen Groll,4) mit dem Graf Lippe schied, hat er später im 
Herrenhause wiederholt Luft gemacht, indem er Bismarck wegen des Kultur­
kampfes aufs heftigste befehdete. Auch an den Bismarck versetzten Nadelstich 
bei Einbringung des Antrages auf Wahrung der Rechte der preußischen Landes­
vertretung gegenüber der Reichsgesetzgebung darf erinnert werden. 5) 

5. Finanzminister v. Bodelschwingh (3. Oktober 1862 bis 28. Mai 1866).

Nicht gut stand Bismarck auch mit dem Finanzminister v. Bodelschwingh. 
In den Naturanlagen beider Staatsmänner lagen tiefe, unüberbrückbare Gegen-

0 Moritz Busch, Graf Bismarck und seine Leute, S. 450.
2) Nach Hermann Wagener war Lippe der Einwirkung auf sein Ressort ziemlich 

unzugänglich.
3) Vergl. die Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh, S. 247.
4) Vergl. Noon Bd. II. S. 311, 342, 355, 358.
5) Vergl. mein Werk „Fürst Bismarck und die Parlamentarier" Bd. IL S. 68 f., 

auch Bismarcks Auseinandersetzungen mit Lippe in der Herrenhaussitzung vom 18. Mai 1876.
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sätze. Der Finanzminister galt als ein bureaukratischer Tüftler, der Bismarck 
bei seinem temperamentvollen Verfolgen großer Ziele in einer Reihe von Fragen 
den Weg vertrat. Den Vorwurf, den Bismarck dem Grafen Jtzeuplitz in der 
österreichischen Handelsvertragsfrage machte, ') richtete er in erhöhtem Maße 
gegen Bodelschwingh. In der Reichstagssitzung vom 21. Februar 1879 bemerkte 
Bismarck, er traue dem Minister v. Bodelschwingh „eine solche intime Teil­
nahme für sein Ressort" nicht zu, daß er sich mit Tariffragen (Handelsvertrag 
mit Frankreich) beschäftigt hätte.

Die Gegensätze schürften sich, seitdem Bodelschwingh in dem Kronrate am 
28. Februar 1866 vor dein Bruderkrieg gewarnt und später, am 2. Mai, dem 
Kriegsminister sogar die Zumutung gestellt hatte, die beschlossene Vermehrung 
der Pferdeanküufe rückgängig zu machen.'9

Kurz vor Ausbruch der Feindseligkeiten soll er noch erklärt haben, die Löhnung 
für die Armee nicht befchaffen zu können.3) Bald darauf erbat er den Abschied.

9 Vergl. oben S. 70, 71.
2) Roon Bd. IL S. 257.
3) „Unsere Minister seit 1862", Erinnerungen eines Zeitgenossen, Berlin, Richard 

Eckstein, S. 119. Wenn ich nicht irre, hat dieses im Verlauf der Darstellung noch mehrfach 
benutzte Buch zum Verfasser Herrn Robolski, den anonymen Verfasser zahlreicher guter 
Bismarckschristen.

*) Vergl. die Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh, S. 247.
6) Roon Bd. II. S. 369-378.
6) In der Note zu diesem Briefe nennt Kohl in seinen „Bismarckreden", Bd. V 

S. 357, hier v. Bodelschwingh.
7) Roon a. a. O. Bd. I. S. 407 und Aktenstücke Bd. I. S. 124 f.

In einem Gespräche mit Hans Viktor v. Unruh am 20. Juni 1866 
bemerkte Bismarck, an dem Abgänge Bodelschwinghs habe er ein ganzes Jahr 
zu thun gehabt, und er würde denselben vielleicht noch nicht durchgesetzt haben, 
wenn ihm nicht der Gesundheitszustand Bodelschwinghs zu Hilfe gekommen wäre.4)

Rach seinem Austritt aus dem Amte stellte sich Bodelschwingh an die Spitze 
der gegen Bismarck frondirenden Konservativen3) und trug an dem Zerwürf­
nisse des Ministerpräsidenten mit den Konservativen im Jahre 1868 sogar die 
Hauptschuld. Bismarcks Unmut über Bodelschwingh war so groß, daß er keinen 
aus der Partei sprechen wollte, bevor derselbe nicht aus dem Vorstande der Partei 
vertrieben war. Roch in einem Briefe Bismarcks an Roon vom 13. Dezember 
1872 ärgerte er sich, daß die Konservativen Intriganten wie B. folgen. '•)

6. Landwirts ch aftsmini ster v. Selchow (9. Dezember 1862 bis 
13. Mai 1873).

Der Minister für Landwirtschaft v. Selchow nahm sich nach Bismarcks 
Ansicht seiner Ressortinteressen weder mit der nötigen Wärme noch mit dem 
nötigen Verständnis an. ')
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Sein Ausscheiden aus dem Dienst erfolgte nicht aus politischen, sondern 
aus Gesundheitsrücksichten. *) Die Bedeutung dieses Ministeriums war unter 
Selchow so sehr zurückgegangen, daß bei seinem Abgang im Schoße des Staats­
ministeriums die Frage erörtert wurde, ob dasselbe als solches überhaupt bei­
zubehalten sein werde oder nicht. Das Ministerium entschied sich für dessen 
Beibehaltung, damit der König eine Ministerstelle vergeben könne, die unter 
Umständen durch ihre politische Stellung, durch ihre Mitwirkung in politischen 
Fragen, das Ministerium in seinen Arbeiten unterstützen könne.* 2)

0 Rede Bismarcks vom 25. Januar 1873.
2) Abgeordnetenhausrede Bismarcks vom 25. Januar 1873.
8) August Freiherr von der Heydt war von 1848—1862 Handelsminister.
*) Vergl. die Erinnerungen von Hans Viktor v. Unruh S. 248.
6) „Die Gesellschaft von Varzin und Friedrichsruh" in der „Teutschen Revue", 

IX. Jahrgang, IV. Bd., S. 263 : „Der Goldonkel war dem Kanzler nichts weiter als ein 
brauchbarer Commis, dessen Scheiden für ihn nur die Folgen hatte, sich nach einem andern 
und womöglich besseren umzusehen." Ueber die Beeinflussung Bismarcks durch von der Heydt 
in gewissen Fragen s. Roon Bd. II. S. 382.

Die Bedeutung dieses Ministeriums ist überhaupt erst zur Geltung ge­
kommen, seitdem dasselbe den Händen Friedenthals anvertraut und sein Wir­
kungskreis wesentlich erweitert wurde.

7. Minister des Innern Friedrich Graf zu Eulenburg 
(9. Dezember 1862 bis 30. März 1878).

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. Hl. S. 196 f.

8. Finanzminister Freiherr von der Heydt (2. Juni 1866 bis 
26. Oktober 1869).

An Stelle von Bodelschwingh hatte von der Heydt unter dem Donner 
der Kanonen das Finanzministerium übernommen. In einer Unterredung des 
Abgeordneten Hans Viktor v. Unruh mit Bismarck am 20. Juni 1866 warf 
ersterer ihm vor, mit der Wiederanstellung3) des Ministers von der Heydt der 
öffentlichen Meinung einen Faustschlag gegeben zu haben; sein Wiedereintritt 
in die Regierung hieße — trotz aller Befähigung des Mannes — verfassungs­
widrige, willkürliche Regierung, und verletze allgemein. „Aber der Mann schafft 
Geld, und das brauchen wir," wendete Bismarck ein.4)

Geschäftlich war von der Heydt Bismarck eine, wenn auch nicht sympathische, 
doch bis zu einem gewissen Grade genehme und bequeme Persönlichkeit, da 
derselbe bei aller sonstigen Selbständigkeit und Energie es doch verstand, sich 
dem Ministerpräsidenten zu fügen, und anch den Ausspruch Goethes, „daß man 
nicht zu den Besten gehört, wenn man sich nicht zum besten haben lassen kann," 
in entsprechender Weise praktisch interpretirte.5) Im Laufe der Jahre gab es 
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aber allerlei Differenzen mit dem „Goldonkel", 9 den Bismarck „im geheim- 
rätlichen Joche" befangen wähnte, und von dem er fand, daß er in der Frage 
der Deckung des Defizits „Kapitulationspolitik" treibe. 2)

Bismarck hatte nachgeradezu Sorge, diese Sache im tête-à-tête mit Heydt 
zu besprechen, so daß er Roons Vermittlung in Anspruch nahm. Am meisten 
nahm er es dem Finanzminister übel, daß er, nach der Ablehnung des Steuer­
bouquets, um das Defizit zu decken, zu dem kleinlichen Mittel der Reduktion 
der Kreditfristen für die Branntwein- und Rübenzuckersteuer greifen wollte.1 * 3) 
In dieser Angelegenheit sagte Bismarck dem Minister in einem Schreiben d. d. 
2. Oktober 18694) so stark die Wahrheit, daß der Finanzminister es für nötig 
fand, sich der Fortdauer des Vertrauens des Königs zu vergewissern. Es bedurfte 
der Androhung Bismarcks, sich eventuell ganz auf den Norddeutschen Bund zurück­
zuziehen, 5) um schließlich den Rücktritt von der Heydts durchzusetzen. Offenbar 
rächte sich jetzt der Fehler von der Heydts, daß er nicht 1866 am Tage des 
Friedensschlußes das Portefeuille in die Hände des Königs zurückgegeben hatte.

1) Bezeichnung Bismarcks in einem Briefe an Roon, d. d. Varzin 27. 10. 1868
(Roon, Denkwürdigkeiten Bd. II. S. 399).

2) Vergl. hierüber Roon Bd. II. S. 396.
3) Vergl. Roon Bd. IL S. 407.
*) Aktenstücke Bd. I. S. 136.
6) Roon Bd. II. S. 407. Vergl. auch S. 409 wegen der Verleihung des Schwarzen 

Adler-Ordens an v. d. Heydt.
6) Erinnerungen von Unruhs S. 248.
7) Von der Heydt war vom 6. Dezember 1848 bis 1862 in seiner Eigenschaft als 

Handelsminister die Leitung der Eisenbahnen unterstellt.

Unruh hatte Bismarck am 20. Juni 1866 vorausgesagt, daß von der 
Heydt, sobald Bismarcks Stellung später irgendwo bedroht sei, eben so gut gegen 
ihn intriguiren werde, wie er dies zur Zeit der neuen Aera gegen seine damaligen 
Kollegen gethan habe. Bismarck stutzte bei diesen Worten und meinte dann, 
dies sei wohl möglich.6) Im November 1868 hatte es den Anschein, als ob 
Heydt an die Entfernung Bismarcks, der damals fortwährend schwer krank und 
gereizt war, in allem Ernste dachte. Entweder hatte Heydt erkannt, daß Bismarck 
ihn schon damals los sein und ihn dem Defizit dieses Jahres opfern wolle, 
oder er glaubte in seinem hochausgeprägten Selbstbewußtsein in allem Ernste, 
selbst Reichskanzler werden zu können.

In der Sitzung des preußischen Landtages vom 10. Februar 1870 nahm 
sich Bismarck, als ein nicht korrektes Verfahren des früheren Ministers von 
der Heydt zur Sprache gebracht worden war, desselben energisch an. „An 
seinem Patriotismus, an seiner Redlichkeit werden wir nicht zweifeln, höchstens 
an seiner Bedachtsamkeit in Fällen wie der hier getadelte." Auch ließ Bismarck 
in der Abgeordnetenhausrede vom 28. April 1876 von der Heydts früherer 
Eisenbahnpolitik7) Gerechtigkeit widerfahren.
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9) Iust izmini ster Leonhardt (5. Dezember 1867 bis 30. Oktober 1879). 

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. I. S. 280.

10. Generalmajor v. Podbielski, Stellvertreter des Kriegsministers 

(28. Dezember 1867 bis 23. Mai 1868).

• Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. I. S. 42 f.

11. Staatsminister Dr. Delbrück (26. November 1869 bis 1. Juni 

1876).
Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. I. S. 52 ff., Bd. III. S. 175 ff.

12. Finanzminister Camphausen (26. Oktober 1869 bis 23. März 

1878).

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. I. S. 199 f., Bd. III. S. 352 f.

13. Chef der Admiralität v. Stosch (2. Januar 1872 bis 20. März 

1883).

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. II. S. 125 ff.

14. Kultusminister Dr. Falk (22. Januar 1872 bis 30. Juni 1879).

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. II. S. 117 ff.

15. Handelsminister Dr. Achenbach (13. Mai 1873 bis 23. März 1878).

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. III. S. 13 ff.

16. Landwirtschaftsminister Graf Königsmarck (13. Mai 1873 

bis 19. September 1874).

Derselbe blieb zu kurze Zeit im Amt, als daß er Spuren seiner Wirksamkeit 
daselbst hätte hinterlassen können. Mit Bismarck stand er auf gutem Fuße, 
was sachliche Differenzen nicht ausschloß, deren Erledigung aber sine ira et studio 
erfolgte. Sie betrafen den Gesetzentwurf über Ausrottung des Schwarzwildes 
außerhalb geschlossener Gehege, um dessen Vorlegung das Abgeordnetenhaus im 
März 1872 das Ministerium ersucht hatte. Der betreffende Gesetzentwurf 
wurde im landwirtschaftlichen Ministerium ausgearbeitet, *)  er gedieh aber nicht

9 Vergl. die Erklärungen des Regierungskommissars in der Kommission sür die Agrar­
verhältnisse, Drucks. Nr. 109, Haus der Abgeordneten, 11. Legisl.-Per. Sess. 1872—1873.
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bis zur Vorlage an die Volksvertretung, da „von sachkundiger Seite überzeugende 
Gründe beigebracht wurden, daß der Zweck des Gesetzes durch dasselbe nicht 
erreicht werden würde, sondern daß es anderer legislativer Maßregeln, zum 
Teil weitgehender Natur bedürfe, um dauernd dem Ueberhandnehmen des 
Schwarzwildes entgegenwirken zu können." H Die sachkundige Seite, welche 
den ministeriellen Entwurf gründlich zerpflückt hatte, war, wie Eingeweihte 
wußten, Bismarck. '

Auch hinsichtlich der Wildschadenfrage soll eine Differenz zwischen Bismarck 
und dem Grafen Königsmarck bestanden haben.

Königsmarcks Rücktritt vom Ministerium erfolgte zum Teil mit Rücksicht 
auf die Gesundheitsverhültnisse seiner Frau.

17. Kriegsminister von Kameke (9. November 1873 bis 7. März 1883).

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. IL S. 133 f.

18. Landwirtschaftsminister Dr. Friedenthal (19. September 1874 
bis 30. Juni 1879).

Zu den wenigen preußischen Ministern, welche unter Bismarck das Porte­
feuille ihrer parlamentarischen Thätigkeit verdanken, zählt Dr. Friedenthal, 
welcher im Herbst 1874 zum Staatsminister und Minister für die landwirt­
schaftlichen Angelegenheiten ernannt wurde.

Ueber seine Wirksamkeit in dieser Stellung schreibt Friedenthal in einer 
mir von seiner Witwe zur Verfügung gestellten Autobiographie:

„Einige Zeit nach der Uebernahme des durch die Ueberweisung der Ober­
aufsicht über die Grundkreditinstitute und andere Materien verstärkten Ministeriums 
hatte ich Gelegenheit, bei einer in Gießmannsdorf stattgehabten Versammlung 
des oberschlesischen landwirtschaftlichen Vereins meinen Berufsgenossen die 
Richtung zu bezeichnen, in welcher ich mir vorsetzte, das mir anvertraute Ressort 
zu verwalten. Die Zeitungen brachten damals meine als Programm bezeichnete 
bezügliche Rede.

Unter Anerkennung der Thatsache, daß die Landwirtschaft, das wichtigste 
und bedeutungsvollste Gewerbe unseres Staates, bisher weder in der Gesetz­
gebung die ihr zukommende Berücksichtigung noch in dem Organismus der 
Verwaltungsbehörden, von den obersten bis zu den untersten Instanzen, die 
gebührende Stelle gefunden habe, erklärte ich es als meine Aufgabe, in beiden 
Beziehungen Besserungen anzustreben und meine Kräfte namentlich auch dafür

0 Erklärung des Ministers Grasen von Königsmarck in der Sitzung des Abgeord­
netenhauses vom 20. Februar 1873.
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einzusetzen, daß in den wirtschaftlichen Einrichtungen des Staates die legitimen 
Interessen der Landwirtschaft in erheblich höherem Maße als bisher gepflegt 
würden. Das Heil der Landwirtschaft könne ich nicht darin suchen, daß man 
sie als sozusagen apolitische Institution-, als ,Grundbesitzinteresse', von der Ge­
samtwirtschaft des Staates, von der Gesamtarbeit des Volkes ausscheide und 
dergestalt isolire, sondern darin, daß man ihr als integrirendes Glied in dem 
staatlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Organismus die gebührende 
Stelle erringe und durch Gesetze und Einrichtungen ihre Kraft entwickle. Preußen 
sei dazu bestimmt, weder ein Handels- und Industriestaat noch auch ein bloßer 
Ackerbaustaat zu sein. Zwischen dem Streit der Interessen den Frieden mit 
starker Hand zu wahren, aber auch gleichzeitig durch positive Schöpfungen die 
Form und das Ziel konzentrischen Wirkens, der Volkskraft Elemente zu schaffen, 
sei die Mission unserer Monarchie, und in diesem Sinne wolle ich dem Landes­
herrn und der Landwirtschaft dienen.

Die landwirtschaftliche Verwaltung, welcher im Frühjahr die bisher dem 
Finanzministerium zugeteilte Verwaltung der Domänen und Forsten hinzutrat, 
habe ich bis zum Sommer 1879 geführt.

Als im Herbst 1877 der Minister Graf F. Eulenburg um seine Ent­
lassung bat und von Seiner Majestät dem Kaiser und König zunächst nur einen 
sechsmonatlichen Urlaub erhielt, übernahm ich für diese Zeit nach dem mir direkt 
gegenüber ausgesprochenen Verlangen Seiner Majestät des Kaisers und auf den 
besonderen Wunsch des Fürsten Bismarck zugleich die Verwaltung des Ministeriums 
des Innern. Dasselbe definitiv zu übernehmen, wurde mir im Frühjahr 1878 
im Auftrage des Kaisers durch den Fürsten Bismarck angelragen. Ich bat, 
dasselbe ablehnen und mein altes, mir lieb gewordenes, durch die Verwaltung 
der Domänen und Forsten zu verstärkendes Ministerium, das hierdurch zu einem 
der bedeutendsten und dankbarsten Zweige der inneren Verwaltung geworden 
war, behalten zu dürfen, und führte dieses bis zum Jahre 1879, wo ich in 
das Privatleben zurücktrat."

Die Thatsache, daß der Minister Friedenthal sein auf Gesundheitsrücksichten 
begründetes Abschiedsgesuch inmitten der entscheidenden Beratungen über die 
Finanzreform einreichte, gab zu der Auslegung Anlaß, daß derselbe ein Gegner 
dieser Reform gewesen; er hatte aber den Plänen des Reichskanzlers auf eine 
wirtschaftliche und finanzielle Reform zugestimmt — die Tariffragen, welche die 
landwirtschaftliche Verwaltung näher berührten, waren in dem Entwurf der 
verbündeten Regierungen im Einverständnisse mit ihm festgestellt worden, er hat 
seine Stimme als Abgeordneter dem gesamten Tarif, nur mit Ausnahme der in 
der dritten Lesung beschlossenen Erhöhung der Getreidezölle, gegeben und in 
Betreff des Franckensteinschen Antrages, den man besonders als Grund seines 
Rücktritts angeführt hatte, die ausdrückliche Erklärung abgegeben, daß derselbe

P o s ch i n g e r, Bismarck-Portefeuille I. 6 
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nicht im mindesten zu seinen Entschließungen beigetragen habe, daß er vielmehr 
ebenso wie der Minister Falk für diesen Antrag stimmen würde, wie dies in 

der That geschah.
Der Umstand, daß der landwirtschaftliche Minister gerade in Sachen der 

Erhöhung der Getreidezölle, die Bismarck doch so sehr am Herzen lag, gegen 
ihn stimmte, machte seine Stellung im Staatsministerium allerdings unhaltbar. 
Sein Abschiedsgesuch wäre eingereicht worden auch ohne das Bekanntwerden 
einer von Bismarck bei Tisch über Friedenthals Abstimmung gefallenen Aeußerung, 
die jedenfalls nur durch eine Indiskretion in die Oeffentlichkeit kam, und dem­
nächst auch in die Presse („Tribüne") überging. Mit dem Abschied wurde 
Friedenthal — ohne sein Vorwissen — von dem König der Adel verliehen. 
In Ehrerbietung bat Friedenthal, in seinem bisherigen Stande verbleiben zu 
dürfen. Er hat wegen der Umstände, unter denen fein Ausscheiden aus dem 
Amte erfolgte, dem Fürsten Bismarck keinen Groll nachgetragen. Als im 
Jahre 1885 eine Ehrengabe für den Kanzler in Frage kam, war er es, der 
gegen den Herzog von Ratibor und die Mehrzahl der Komiteemitglieder dafür 
eintrat, daß Schönhausen dem Fürsten geschenkt werde. „Wird dieser Plan fallen 
gelassen" — so bemerkte er — „dann sorge ich dafür, daß eine neue Sammlung 
in Scene gesetzt wird, um dem Kanzler das Schloß seiner Väter zu sichern."

19) Staatsminister Hofmann (7. Juni 1876 bis 17. August 1880).

Vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. I S. 70, Bd. II S. 44 f. u.
Bd. III S. 187 f.



IL Abschnitt.

Hilfskräfte im auswärtigen Ministerium.

In der Reichstagssitzung vom 22. November 1875 klagte Bismarck über 
den Passiven Widerstand in den Ministerien gegen Anregungen, die nicht auf 
ihrem Boden gewachsen. Um diesen Widerstand überwinden zu können, gehörten 
technische Hilfskräfte in großer Menge, die ihm in seiner Eigenschaft als 
preußischer Ministerpräsident fehlten.

Sehen wir uns einmal die Kräfte näher an, die ihm in dieser Eigenschaft 
in unserer Periode zur Verfügung standen.

Vom auswärtigen Dienste kam zunächst

v. Keudell
in Betracht, welcher, solange er in der Umgebung Bismarcks sich befand (1864 
bis 1872), viele Aufträge in Sachen der inneren Politik erhielt.

Keudell hatte hauptsächlich den Verkehr mit denjenigen Personen, die 
Bismarck sprechen wollten, ihn aber niemals zu sehen bekamen. Auch mit 
Herrn v. Bleichröder hatte derselbe manches zu verhandeln. Bismarck benutzte 
Bleichröder, um durch seine Vermittlung dem Kaiser Napoleon das mitzuteilen, 
was sich durch den Botschafter Grafen von der Goltz offiziell nicht sagen 
ließ. Bleichröder schrieb alles an Rothschild, und dieser hatte seine Entrees 
bei Napoleon.

Zur Zeit der Verwicklung mit Polen und der dadurch veranlaßten Ueber- 
einkunft mit Rußland war Keudell noch nicht in Bismarcks Umgebung; zu seinem 
Bedauern; Bismarck darf gerade auf diese Aktion stolz sein, denn sie hat durch 
die Etablirung der Freundschaft mit Rußland der ganzen späteren Politik 
zur Basis gedient.

Keudell gehörte bis zu seiner Ernennung zum Gesandten in Konstantinopel 
zu den Intimen des Bismarckschen Hauses; seine Stellung war sehr einfluß­
reich, da zu seinem Dezernat die Verwaltung des Welfenfonds zählte, außerdem 
die Aufsicht des auswärtigen Ministeriums über die politische Presse; Keudell 
war Bismarcks Kommissar bei den Konferenzen über den Entwurf eines Genosten- 
schaftsgesetzes (Winter 1863), er begleitete denselben am 22. April 1864 nach 
dem Kriegsschauplatz, um der Königsparade der Düppelstürmer beizuwohnen; 
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er war bei dem gefahrvollen Sturze zugegen, den Bismarck am 22. August 1864 
in Varzin erlitt; er begleitete im September 1864 den Chef zuerst nach 
Heidelberg, dann (1. Oktober 1864) nach Baden-Baden; er vermittelte im 
Mai 1866 die erste Unterredung Bismarcks mit Bennigsen und folgte 1866 
dem Chef nach dem österreichischen Kriegsschauplatz. Am 8. August 1866 sagte 
er zu dem französischen Kriegskorrespondenten Vilbort: „Noch ehe vierzehn Tage 
um sind, werden wir den Krieg am Rhein haben, wenn Frankreich auf seinen 
Gebietsforderungen besteht. Es verlangt von uns, was wir ihm nicht geben können 
und geben wollen. Preußen wird keinen Zoll germanischen Bodens abtreten; 
wir könnten es nicht, ohne ganz Deutschland gegen uns zu empören, und 
wenn es sein muß, so wollen wir es doch lieber gegen Frankreich empören als 

gegen uns."
Im Spätherbst 1868 hielt sich Keudell zum Besuch bei dem Chef in Varzin 

auf (Rückkehr 27. November); er begleitete denselben während des Krieges gegen 
Frankreich und am 14. August 1871 auf seiner Reise nach Gastein. Auch 
nach der Ernennung zum Botschafter treffen wir Keudell wiederholt als Gast 
in Varzin (2. Oktober 1881 und Ende September 1886) und in Friedrichsruh 
(9. Oktober 1880 und 10. Oktober 1883).

Bismarck, der selbst nie ein Instrument gespielt hat, hatte doch für Musik 
jederzeit ein lebhaftes Interesse; besonders gern hörte er Keudells virtuoses 
Klavierspiel. In Versailles trug derselbe seinem Chef beim Kaffee sanfte Phan­
tasien auf dem Piano des Salons vor. Er sagte zu Moritz Busch auf dessen 
Frage, ob Bismarck viel Gefallen an solchen Produktionen finde: „Jawohl, 
Sie werden auch bemerkt haben, daß er leise mitsingt. Es ist das gut für 
seine Nerven, die heute sehr angegriffen sind."

In der Preste wurde seinerzeit viel Staub über die Frage aufgewirbelt, 
weshalb Keudell seine Stellung als Botschafter beim Quirinal in Rom auf­
gegeben habe. 9 Mehrfach wurde sein Eintritt in den Ruhestand auf Zerwürf­
nisse mit dem Kanzler zurückgeführt. Diese Annahme war ganz unbegründet. 
Keudell hat seine Stellung als Botschafter freiwillig niedergelegt, weil er seinen 
erst im späten Alter ihm geborenen Kindern eine deutsche Erziehung 
hatte geben und sie nicht in dem weichlichen und entnervenden südlichen 
Klima ihr Deutschtum vergessen lassen wollte.

Intensiver als Keudell wurde zur Bearbeitung der Fragen der inneren 
Politik

Lothar Bucher

herangezogen. Er stellte mir gegenüber in Abrede, daß er durch Ferdinand 
Lassalle zum Fürsten Bismarck gebracht worden sei. Nach einer Erzählung des

9 Die Italiener nannten die Uniform, welche der deutsche Botschafter v. Keudell 
bei Truppenparaden und so weiter trug: „Uniforma di Bismarck“.
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Generals Freiherrn v. Korff, welcher mit beiden näher bekannt war, Hütte sich 
die Sache aber wie folgt zngetragen. Um das Jahr 1863 gab es keinen 
Politiker, der in dem Streite zwischen Lassalle und Schulze-Delitzsch nicht 
Stellung genommen Hütte. Als in einer Abendgesellschaft des Ministers des 
Innern Grafen Eulenburg das Gespräch darauf kam, bezweifelte einer der 
Gäste die lauteren Absichten Lassalles. Baron Korff warf ein, diese Zweifel würden 
sich am besten durch Anknüpfung eines persönlichen Verkehrs mit Lassalle be­
seitigen lassen. Nach Verlaus einiger Zeit erklärte Graf Eulenburg dem Frei­
herrn v. Korff, Herr v. Bismarck habe sich bereit erklärt, Lassalle direkt zu hören. 
Kurze Zeit darauf kam es zu zwei eingehenden Aussprachen zwischen dem 
Ministerpräsidenten und Lassalle. Im Laufe derselben kam der letztere zu der 
Ueberzeugung, daß er bei seinem leidenschaftlichen und hochfahrenden Wesen bei 
dieser persönlichen Art der Verhandlung mit Bismarck seiner Sache eher schade 
als nütze. Deshalb schlug er zu kritischer Behandlung seiner Theorien dem 
Ministerpräsidenten seinen Freund Lothar Bucher vor, welcher Vorschlag von 
dem ersteren acceptirt wurde. r)

Als Bismarck Buchers Ernennung zum Legationsrat dem Könige vorschlug, 
zögerte der Monarch lange mit der Unterzeichnung des Patents. Nachher soll 
er — einer gut verbürgten Mitteilung zufolge — die Feder, womit er unter­
schrieb, zertreten haben aus Unmut darüber, daß Bismarck ihm angesonnen, 
einen so extremen Steuerverweigerer in das Auswärtige Amt aufzunehmen. 
Später sah der Monarch allerdings ein, welche schätzbare Kraft Bismarck dem 
Königlichen Dienst gewonnen hatte, und er trat mit Bucher verschiedenemale in 
direkte Beziehungen.

Kein Beamter der politischen Abteilung hat auf dein Gebiete der inneren 
Politik fo viel gearbeitet, als Bucher. Infolge seiner umfassenden Kenntnisse 
eignete er sich wie kein zweiter zum Sekretär Bismarcks, also zur Erledigung 
desjenigen Arbeitsstoffes, der jetzt in der Reichskanzlei zusammenfließt. Ein 
Institut dieser Art aber gab es in den sechziger Jahren noch nicht. Erst im 
Jahre 1873 dachte Bismarck daran, durch die Ernennung Lothar Buchers zum 
Generalsekretär sich eine dringend nötige Geschäftserleichterung zu verschaffen. 
Der Gedanke gelangte jedoch nicht zur Ausführung.

Zu dem, was ich über die Beschäftigung Buchers im Auswärtigen Amt 
im III. Bande meines über ihn verfaßten Werkes* 2) berichtet habe, kann ich 
noch Folgendes nachtragen:

!) Nach Gesprächen, die Lothar Bucher mit Dr. W. Gittermann geführt hat, ist die 
Lesart die richtige, wonach Rudolf Schramm die Berufung desselben in das Auswärtige 
Amt vermittelt hat. Vergl. Ein Achtundvierziger, Bd. III S. 108 ff.

2) Ein Achtundvierziger. Lothar Buchers Leben und Wirken. Karl Heymanns Verlag.

Bucher war zu Anfang im Amte von seinen Kollegen etwas unterdrückt; 
er wurde überhaupt in der allerersten Zeit von Bismarck wie eine heimliche
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Liebe gehalten, und seine Neider in den Kreisen der „National-Zeitung", die er 
jetzt „schnitt", triumphirten darüber, daß seine erste Anstellung im preußischen 
Staatsanzeiger thatsächlich totgeschwiegen wurde.

Nachdem das Herzogtum Lauenburg an die Krone Preußen übergegangen 
war, wurde Lothar Bucher mit der Ordnung der ganz antiquirten Verhältnisse 
dieses Ländchens betraut. Die Sache verursachte ihm viel Mühe. „Wohin 
man die Augen warf, — erzählte Bucher einem Freunde — überall in den 
Institutionen des Herzogtums mittelalterlicher Wust, ungeschmälert nnd un­
gemildert unter der Sonne des neunzehnten Jahrhunderts, allenthalben Aus­
beutung der Mehrheit durch eine kleine bevorrechtigte Minderheit; Lauenburg 
war mit anderen Worten -das Pompeji der deutschen Verfassungsgeschichte', 
es war, was ungefähr auf dasselbe hinausläuft, das Paradies des Junkertums 
und eines nach Herkommen ähnlich begünstigten Beamtenstandes."

Ganz vorzugsweise unterstützte Bucher Bismarck in dem Kulturkampf; er 
führte in dieser Materie im Auswärtigen Amt die Feder. Da nicht bekannt 
ist, daß Bucher in seinen jüngeren Jahren sich eingehend mit Kirchenrecht befaßt 

abe, so war er offenbar darauf angewiesen, sich jetzt die betreffenden Kenntnisse 
nachträglich anzueignen. Die Ratschläge Buchers krankten vielleicht auch an dem 
Umstande, daß er stets in protestantischen Ländern gelebt und von dem Wesen 
und der Macht der katholischen Kirche sich keinen rechten Begriff zu machen im 
stande war.

Eingehend verhandelte Bucher mit dem altkatholischen Professor Dr. v. Schulte 
in Sachen der Ernennung eines altkatholischen Bischofs. Am 1. Dezember 
1872 schrieb Bucher aus Varzin an Schulte, der Reichskanzler sei bereit, in 
der Sache vorzugehen, wünsche aber vorher noch mit Sachkundigen, womöglich 
auch mit Schulte selbst sich zu besprechen, was erst nach der Rückkehr Bismarcks 
nach Berlin möglich sei. Als später die Frage der staatlichen Anerkennung 
des Bischofs Dr. Reinkens und die Einstellung einer Summe von 20000 Thalern 
in den Staatsvoranschlag in Frage kam, war es wieder Bucher, der die Ver- 
verhandlungen zu führen hatte. Am 14. Februar 1873 ersuchte er den Professor 
Dr. v. Schulte um eine Mitteilung, welche Summe wohl zur ersten mise en 
scène der Bischofswahl erforderlich sein möchte; am 9. Juni 1873 schreibt er 
Schulte über die Schwierigkeiten, welche sich der Erledigung der Subventions­
frage entgegengestellt hätten.

Herr v. Keudell, der lange Jahre neben Lothar Bucher arbeitete, war über 
seine Leistungsfähigkeit erstaunt. Wenn in Varzin bei Tisch eine unaufgeklärte 
Frage von Keudell mit Bismarck besprochen wurde, pflegte Bucher mitunter 
ganz regungslos dazusitzen. Am andern Morgen fand Bismarck beim Frühstück 
ein Promemoria Buchers vor, das die Frage bis auf den Grund erschöpfte.

Professor Gneist war Buchers Studiengenosse. Schon auf der Schulbank 
beobachtete er an ihm ein verschlosfenes Wesen, das sich von Jahr zu Jahr 
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steigerte. Als Gneist Bncher einmal fragte, wie es dem Kanzler gehe, hauchte 
Bucher im Flüsterton, als ob es sich um das größte Staatsgeheimnis handle, 
hin: „Schlecht hat er geschlafen." Oft kamen Gaste vom Besuche des Fürsten 
Bismarck nach dessen Entlassung aus Friedrichsruh zurück, die auch nicht ein 
Wort aus dem Munde des gleichfalls an der Tafel sitzenden Geheimrats ge­
hört hatten.

Von der Zeit seines Eintrittes in das Auswärtige Amt bis zu seinem 
Tode stand Lothar Bucher in regem Briefverkehr mit seiner in Berlin lebenden 
Schwägerin. Ein Teil der betreffenden Korrespondenz ist bereits im dritten 
Band meines „Achtundvierzigers" veröffentlicht worden, i) Zur Ergänzung lasse 
ich noch einiges aus mir vorliegenden ungedruckten Briefen Buchers folgen.

Der älteste der mir vorliegenden Briefe Lothar Buchers d. d. 21. Dezember 
1865 ist an den Superintendenten Ungnad in Havelberg gerichtet, mit dessen 
Tochter Helene sich sein Bruder Arthur in den sechziger Jahren verheiratet hatte.

Bucher bedankt sich darin für den Glückwunsch aus Anlaß seiner Anstellung 
im Auswärtigen Amte. „Sie haben voriges Jahr wahr prophezeit. Ich habe 
nicht nur den Titel (seil. Legationsrat) erhalten, sondern bin auch etatsmäßig 
angestellt, also für meine Zukunft sicher gestellt. Ich kann jetzt den Wunsch 
ausführen, den ich längst gehabt habe, Arthur und Helenen das Leben etwas 
zu erleichtern."

Im Jahre 1882 war ihm durch Vermittlung seines Bruders Arthur unter 
anderen Süßigkeiten ein Plumpudding zugesandt worden. Bucher übermittelte 
dem Bruder seinen Dank, meinte aber, daß seine Berliner Freunde die Absicht 
hätten, ihn „mit englischen Gerichten zu Tode zu füttern".

In der Korrespondenz mit seiner Schwägerin Helene Bucher spielen die 
Blumen und deren Zucht eine große Rolle.

„Welch glückliche Hand Du hast", schreibt er ihr unterm 10. Februar 1885. 
„Aber beraube Dich nicht zu sehr." Die abgeblühte Zwiebel wollte Bucher 
der Geberin demnächst zurücksenden, „damit sie im Lande Junge ersetzt".

Am 28. Mai 1885 entschuldigt sich Bucher bei seiner Schwägerin, daß 
er infolge großer Arbeitslast nicht an den Geburtstag seiner Nichte gedacht hatte. 
„Helenchen wird aber noch einen unerfüllten Wunsch haben. Solange Bismarck 
in der Stadt ist, werde ich schwerlich zu Euch kommen können."

Der Zurdispositionsstellung Buchers (17. Mai 1886) ging, wie das bei 
* verdienten Beamten üblich ist, ein sechsmonatlicher Urlaub voraus, den derselbe

zum Teil an den Ufern des Genfer Sees zubrachte. Am 17. November 1885 
gab er von Clarens aus seiner Schwägerin ein erstes Lebenszeichen. „Ich habe

0 In einer Besprechung dieses Bandes ist bemerkt worden, diese Familienbriefe seien 
für dritte bedeutungslos; sie trügen zur Charakteristik Buchers nicht das mindeste bei. Ich 
bin der gerade entgegengesetzten Ansicht und bin darin durch das Urteil sehr berufener 
Kreise, die ich um Rat gefragt habe, bestärkt worden.
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mich vorläufig hier am Genfer See niedergelassen und bin sehr gut aufgehoben, 
habe mich auch schon mit einer holländischen Familie befreundet, so daß ich mich 
nicht mehr einsam fühle. Die Eingeborenen finden an dem Wetter allerlei zu 
mäkeln, ich aber bin ganz zufrieden, wenn ich mir vorstelle, wie es jetzt in 
Berlin sein mag. Regen haben wir nur einmal gehabt, dagegen an mehreren 
Tagen eine so kräftige Sonne, daß man ohne Paletot im Freien sitzen konnte. 
An den übrigen Tagen war es leicht bewölkt, aber windstill. Ich denke, ich 
werde bis zum Januar hier bleiben und dann nach Italien gehen, muß aber, 
bevor ich mich über den Ort entschließe, noch Studien über die klimatischen 
Verhältnisse machen."

Ueber seine weiteren Erlebnisse in Clarens berichtet er Anfangs Februar 
seiner Schwägerin: „Wir stecken seit zwei Monaten in tiefem Schnee, der erst 
jetzt von dem Ufer des Sees verschwunden ist. Man braucht aber nur eine 
halbe Stunde zu steigen, um wieder auf der Schlittschuhbahn zu fein. Der 
kleine Kamin in meinem Zimmer mit Knüppelholz darin reicht nicht aus, und 
der einzige warme Raum im Hause, der durch einen Calorifère geheizte ge­
meinschaftliche Salon, ist stets so voller Menschen und voller Gespräch in 
Englisch, Französisch und Holländisch (ich bin der einzige Teutsche im Hause), 
daß man dort nicht schreiben kann. Ich hatte eben, bevor ich mich an den 
Tisch setzte, meine Hände über das Feuer gehalten, und sie sind doch steif. 
Gleichwohl habe ich keine Beschwerden gehabt, und der Rest von Gicht in der 
Hand verschwindet sichtlich. Ein Vergnügen freilich ist der Aufenthalt nicht, 
aber ich weiß noch immer nicht, wo ich es besser fände. Aus Neapel schreibt 
mir ein Freund, es sei daselbst hundekalt. Die anliegenden Blümchen habe ich 
im Schnee gefunden.

A propos von Blumen habe ich eine Bitte. Schicke mir doch eine, aber 
nur eine Pflanze Edelweiß, ich werde sie aus meinem Vorrat zu Hause erstatten. 
Sie ist für eine holländische Dame bestimmt, die, wenn sie ein paar hundert 
Fuß gestiegen ist, hartnäckig nach Edelweiß sucht, obgleich ihr zehnmal aus­
einandergesetzt worden ist, daß sie einige tausend Fuß steigen müßte.

Euer Wetter verfolge ich in den Berichten der Sonnenwarte."



III. Abschnitt.

Hilfskräfte im Königlichen Stnatsministerium.

Die Stelle, auf die Bismarck in erster Linie angewiesen war, wenn er in 
seiner Eigenschaft als Ministerpräsident in Fragen der inneren Politik eingreifen 
wollte, war das Königliche Staatsministerium.

Als erster Vortragender Rat im Staatsministerium fungirte bei Bismarcks 
Eintritt in das Ministerium der Geheimrat

Co st e n o b l e. *)

Tie Stelle des ersten Vortragenden Rats im Staatsministerium war 
seinerzeit eine politisch hochbedeutsame, weil damit die Ehre verknüpft war, die 
regelmäßigen Vorträge beim König zu halten.

Eostenoble bekleidete die Stelle zur Zufriedenheit Bismarcks, bis im Jahre 
1868 seine im grauen Star bestehende fortschreitende Augenkrankheit ihn zwang, 
Bismarck die Bitte um seine Pensionirung zu unterbreiten. Im Juni 1868 
erhielt Eostenoble die nachgesuchte Verabschiedung unter Ernennung zum Wirk­
lichen Geheimen Rat mit dem Titel Excellenz.

Die Vertretung Costenobles bei den dem König zu erstattenden Vorträgen 
erhielt während der Erkrankung desselben der

Geheime Kabinetsrat v. Mühler.

Wie wir aus dem III. Bande (Heft 3) des von Horst Kohl herausgegebenen 
Bismarck-Jahrbuchs wissen, mischte sich der Geheime Kabinetsrat v. Mähler seiner 
Zeit in die Behandlung von Personalangelcgenheiten im Gebiete der Reichs­
postverwaltung. Das Bundeskanzler-Amt (gez. Delbrück) hatte in einem Bericht an 
den König die Anstellung eines ehemaligen hannoverschen Postbeamten für den

!) Eostenoble wurde im Dezember 1824 als Auskultator bei dem Land- und Stadt­
gericht zu Magdeburg verwendet; im Jahre 1832 schied er infolge seiner Wahl zum Stadtrat 
daselbst aus dem unmittelbaren Staatsdienste, in welchen er im Jahre 1838 als Regierungs­
und Ober-Präsidialrat in Magdeburg wieder eintrat. Im Jahre 1842 wurde derselbe zum 
Geheimen Finanzrat und vortragenden Rat befördert; die Stelle als erster vortragender 
Rat im Staatsministerium bekleidete er seit dem November 1846.
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Oberpostdirektorposten in Frankfurt am Main in Vorschlag gebracht. Kabinetsrat 
v. Mühler glanbte von dieser Besetzung abraten zu müssen. Er begründete 
seine Ansicht mit dem Hinweis, daß die Korrespondenzen des entthronten Königs 
von Hannover ihren Weg über Frankfurt nehmen, und daß es für den ehe- 
maligen hannoverschen Beamten peinlich sein müsse, etwaige angeordnete Be­
schlagnahmen auszuführen. Es wurde demgemäß vorn Zivilkabinet aus dem 
Bundeskanzler-Amte aufgetragen, einen anderen Vorschlag zu machen. Als Ver­
treter des in Varzin weilenden Bundeskanzlers hatte Roon die ablehnende Ent­
scheidung gegengezeichnet. Graf Bismarck sah sich infolge dessen veranlaßt, 
am 28. August 1869 eine Denkschrift an den König zu richten, in welcher es 
unter anderem heißt:

„Es ist bisher nie vorgekommen, daß die technische Beurteilung der Ouali- 
fikation einer Person in die Instanz des Zivilkabinets verlegt worden wäre. 
Wenn dem Generalpostdirektor nicht mehr die Fähigkeit zugetraut wird, die 
technische Qualifikation der Beamten seines Ressorts zu beurteilen, so müßte 
derjenige Kabinetsrat, der sie richtiger zu schätzen weiß, an seine Stelle gesetzt 
werden, falls Ordnung im Dienste verbleiben soll. Die letztere ist unvereinbar 
mit einem System, nach welchem die persönliche Qualisikation im Kabinet 
beurteilt und damit der Schwerpunkt der Personalfrage in eine dienstlich nicht 
verantwortliche Stelle verlegt würde. Es wäre mit einem solchen Systeul dem 
Nepotismus eine weite Thür geöffnet, über die bei uns, namentlich bezüglich 
der Verwendung in den neuen Provinzen, wie es scheint nicht mit Unrecht, 
geklagt wird. Der vorliegende Fall stellt sich als ein in der preußischen Dienst­
pragmatik unerhörter dar. Wenn der König persönlich eine Vorliebe für einen 
besonderen Beamten gehabt hätte, so würde Seine Majestät wohl mit seinem 
Wunsche nicht zurückgehalten haben. Die Beurteilung der dienstlichen Quali­
fikation eines Beamten hat Allerhöchstderselbe bisher dem Generalpostdirektor 
vertrauensvoll überlassen. Man kann daher die in diesem Falle ergangene 
Königliche Entscheidung, mit welcher ein amtlicher Antrag abgelehnt wird, nur 
den postalischen Einwendungen des Herrn Kabinetsrats v. Mühler zuschreiben 
— einer Art von Beeinflussung der Allerhöchsten Entschließungen im laufenden 
Dienst, welche mit der Stellung des Kabinetsrats unverträglich ist und die 
Geschäfte vermehrt und erschwert."

In dieser Denkschrift an den König hält naturgemäß der Bundeskanzler 
Graf Bismarck seinen Unwillen in den Schranken der Ehrerbietung zurück. 
Um so furchtbarer entladet sich sein Grimm in dem bei dieser Gelegenheit an 
Roon gerichteten Begleitbrief.

„Ich weiß nicht, ob Mühler (Kabinet) einen anderen Postkandidaten in 
petto hat, oder ob er nur jene frivole Motivirung der Allerhöchsten Entschei­
dung fabrizirt hat, um irgend welcher weiblichen Einblüserei (folgen die Namen 
einflußreicher Damen) den Mantel umzuhüngen. Aber ich kann weder mit der 
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Postkamarilla noch Haremsintriguen bestehen, und niemand kann verlangen, 
daß ich Gesundheit, Leben und selbst den Ruf der Ehrlichkeit oder des gesunden 
Urteils opfere, um einer Laune zu dienen. Ich habe seit 36 Stunden nicht 
geschlafen, die ganze Nacht Galle gespieen, und mein Kopf ist wie ein Glüh­
ofen, trotz Umschläge. Es ist aber auch, um den Verstand zu verlieren. Ver­
zeihen Sie meine Aufregung, nachdem Ihr Name unter der Sache steht, aber 
ich kann ja nicht annehmen, daß Sie bei der Form der Unterschrift sich die 
Sache angeeignet oder auch nur geprüft haben. Ich selbst überlasse dergleichen 
dem makellosen Philipsborn (dem damaligen Generalpostdirektor), aber nicht 
dem Kabinets-Mühler oder (Name einer Frau)."

Hierauf antwortet Roon am 1. September:
„Es thut mir herzlich leid, daß ich durch meine Kontrasignatur zum Mit­

schuldigen geworden bin. Aber zu meiner Entschuldigung darf ich wohl daran 
erinnern, daß wir nicht selten Dinge kontrasigniren, ohne sie materiell appro- 
fondirt zu haben. Hätte ich eine Ahnung von dem Effekt und der Bedeutung 
jener Ordre auf Sie gehabt, so würde ich dagegen remonstrirt haben. Dies 
zu thun bin ich auch heute bereit."

„Man kann aus diesem Verfahren des damaligen Bundeskanzlers Grafen 
Otto v. Bismarck — bemerkte das „Berliner Tageblatt" vom 31. August 1876 — 
unschwer abnehmen, daß er selbst bei verhältnismäßig unbedeutenderen Anlässen 
mit der allergrößten Entschiedenheit darauf drang, daß von den Räten in 
den Privatkanzleien des Königs, mochten sie dem Zivil- oder Militürkabinet 
angehören, anch nicht die mindeste Einmischung in die Regierungsangelegenheiten 
geschehen dürfe."

Hegel.

Als zweiter vortragender Rat *)  neben Eostenoble fungirte anfänglich 
Geheimer Rat Immanuel Hegel, der inzwischen verstorbene nachmalige Kon- 
sistorialpräsident. Derselbe hat auf die Anregung seiner Freunde in seiner- 
letzten Lebenszeit eine kurze Selbstbiographie geschrieben, welche unter dem 
Titel „Erinnerungen aus meinem Leben" erschienen ist nnd mancherlei enthält, 
was von Interesse ist. Hegel, der bis zu seiner Berufung zum Kousistorial- 
präsidenten vom Juli 1848 bis zum Jahre 1865 im Staatsministerium beschäftigt 
war, stand mit den führenden Männern in Preußen in ständigem Verkehr. 
Wenn er auch immer nur an zweiter Stelle zu schaffen hatte, so konnte er 
doch vielerlei Wichtiges aus der nächsten Nähe mit ansehen. Insgesamt hat

!) Als Hilfsarbeiter fungirten im Staatsministerium Freiherr v. Wangenheim und 
Dr. Duncker, gewöhnlich Geh.-Rat Duncker genannt, im Gegensatze zu dem fortschrittlichen 
Abgeordneten Franz Gustav Duncker. Duncker war der Ratgeber des Kronprinzen Friedrich, 
später Vorstand der preußischen Staatsarchive. Vergl. mein Werk „Fiirst Bismarck und 
die Parlamentarier" Bd. II. S. 90 f.



92

er in den 16 Jahren seines Dienstes im Staatsministcrium zehn verschiedene 
Männer an der leitenden Stelle stehen gesehen, Männer, welche in ihren An­
schauungen weit auseinander gingen. Am ausführlichsten von seinen Chefs 
gedenkt er Bismarcks.

„Ich betrachte es — sagt Hegel von Bismarck — als eine besondere Gunst 
meiner Lebensführung, daß es mir vergönnt war, diesem großen Staatsmanne 
über zwei Jahre lang in dem unmittelbaren Dienstverhältnis als Vortragender 
Rat persönlich nahe zu treten. Er überragte durch seine Ausrüstung mit außer­
ordentlichen Gaben an Leib, Seele und Geist weit alle gewöhnlichen Menschen­
kinder und machte auch bei seinen Untergebenen große Ansprüche an ihre 
Arbeitskraft, Hingebung und Treue. Wir hatten alle bei seinem Eintritt den 
Eindruck, daß er uns mit mißtrauischen Augen ansah, ob wir nicht etwa bestochen, 
oder sonst etwa unter anderem Einflüsse ständen. Als er aber sich überzeugte, 
daß wir im Bureau des Staatsministeriums sämtlich ehrliche Leute und gute 
Preußen waren, hatten wir uns seines Bertrauens zu erfreuen. Wir waren 
immerhin alle nur Werkzeuge seines Willens; für ein gemütliches Verhältnis 
blieb kein Raum, ich hatte aber von ihm die Anschauung, daß er als Unter­
than und Lehnsmann mit Gut und Blut, Leib und Leben voll und ganz im 
Dienste seines Königs und Herrn stand und alles für ihn einzusetzen bereit war.

Ich war durch meinen langjährigen Verkehr init dem vorgesetzten Minister- 
präsidenten in gewohnter Uebung; ich vermied darin ein eigentlich vertrauliches 
Verhältnis; bewegte mich unbefangen und in Bescheidenheit und war nach besten 
Kräften bemüht, meine Pflicht zu erfüllen und dem Ministerpräsidenten, soweit 
Sinn und Auge reichte, mit meiner Hilfe zu dienen. Auf diese Weise gewann 
ich auch das Vertrauen Bismarcks: ich blieb stets offen und aufrichtig und 
wurde von ihm darin nicht beschränkt; in der ganzen Zeit meiner Verbindung 
mit ihm habe ich keinen Konflikt erlebt und von ihm kein kränkendes Wort 
erfahren, was in späteren Jahren sich wohl verändert haben möchte. Er 
gestattete es, daß ich ihm zu seiner Erleichterung meine Ausfertigungen gleich 
im Konzept und Reinschrift vorlegte; wenn er etwas darin änderte, so war 
es keine große Mühe, sie noch einmal schreiben zu lassen. Wenn ich zum 
Vortrag bei ihm eintrat, faßte ich alle meine Geisteskräfte fest zusammen, um 
allem Unerwarteten gewachsen zu sein. Ein behagliches, selbstzufriedenes Sich- 
gehenlasfen war bei ihm nicht angebracht; man stand dabei in Gefahr, umgerannt 
oder übersprungen zu werden. Er vereinigte ein starkes Selbstgefühl, eine furchtlose 
Thatkraft, eine phantasiereiche Kombinationsgabe und bei leidenschaftlicher Erreg­
barkeit überraschende Nüchternheit im berechneten Maßhalten. Es war damals die 
Zeit des heftigen Perfassungskonflikts mit dem liberalen Landtag; in entscheidenden 
Momenten war ich mit Bewunderung Zeuge, wie er ohne zögerndes Erwägen 
der entgegengesetzten Gesichtspunkte mit genialer Intuition in zweifelloser Sicher­
heit seinen Beschluß faßte."



93

Wehrman«.])

Die Unterzeichnung des Berichts, in dem Bismarck dem König die Er­
nennung Wehrmanns zum Nachfolger Costenobles vorschlug, muß ihm einige 
Ueberwindung gekostet haben; denn er betrachtete Wehrmann als einen „alten 
Gegner der Krone," zu dem er sich, wie zu manchem andern, „nur in einem 
vielleicht übertriebenen Vertrauen zu seiner festen Zügelfaust verstanden Ijatte.* 2)

Wehrmann leistete Bismarck aber im Bureau gute Dienste, nnd zwar bessere 
als Geheimer Rat Wagener, auf den wir sogleich zu sprechen kommen werden.3) 
Im Jahre 1872 stellte Wehrmann — es war nicht zum erstenmal — den 
Antrag auf Versetzung in den Ruhestand, nachdem seine dienstliche Thätigkeit 
bereits seit einem Jahre wegen körperlichen Leidens geruht hatte. Bei seiner 
Verabschiedung im Dezember 1872 erhielt derselbe gleich seinem Amtsvorgünger 
den Charakter als Wirklicher Geheimer Rat mit dem Prädikate Excellenz.

Nachstehend lasse ich einige bisher unveröffentlichte Privatbriefe folgen, 
welche der Geheime Rat Wehrmann in der Eisenbahnfrage und in Bezug auf 
die Anklagen Laskers gegen Hermann Wagener an den Direktor der Berliner 
Diskontogesellschaft, Geheimen Ober-Finanzrat Scheeles richtete.

Am 17. Oktober 1871 schreibt Wehrmann an Scheele: „Dein Vorschlag, 
den deutschen Eisenbahnverein gleich dem Railway Waring House in England 
durch Gesetz mit Korporationsrecht und mit Beschließungsrecht über Waren­
klassen und Betrieb zu versehen, scheint mir prima vista sehr plausibel. Die 
frische Erinnerung an die Not des Zollvereins mit seinem liberum veto wird 
dem Gedanken förderlich sein. Die Bestimmungen der deutschen Reichsverfassung 
Artikel 41—47 wird Fürst Bismarck freilich nicht ändern wollen. Indes scheint 
das auch nicht nötig. Nach deutscher Art bleibt das Aufsichtsrecht des Reiches 
bestehen gleich der gewöhnlichen Staatsaufsicht über Korporationen; dasselbe 
wird nur nicht gehandhabt, solange die Beschlüsse der Korporation die Dinge 
befriedigend ordnen.

Gern will ich mit Fürst Bismarck sprechen, sobald ich mich durch Einsicht 
der noch fehlenden Artikel des wieder beigeschlossenen Zentralblattes und durch 
Rücksprache mit Dir näher informirt habe, namentlich auch über die Fragen:

9 Derselbe batte 1843 bis 1845 als Hilfsarbeiter im Ministerium des Innern fungirt, 
später als Regierungsrat die Administration der Bewässerungsanlagen in der Tucheler Heide 
geleitet und war nach einer kurzen Beschäftigung im Finanzministerium im Dezember 1848 
zum Geheimen Regierungsrat und vortragenden Rat im Ministerium für Landwirtschaft 
ernannt worden.

2) Brief Bismarcks an Roon d. d. Varzin, 26. Oktober 1868, bei Roon a. a. O. 
Bd. IL S. 397.

8) Ueber dessen Verhältnis zu Bismarck vergl. auch „Bismarck als Volkswirt" Bd. I, 
S. 65 und die Aktenstücke zur „Wirtschaftspolitik des Fürste» Bismarck" Bd. I. S. 134, 
140, 150, 167.

4) Vergl. über denselben „Fürst Bismarck und der Bundesrat" Bd. III. S. 6 ff. 
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wie unser preußisches Gesetz von 1838 zu der Einrichtung paßt,
ob der Umstand, daß viele Staatsbahnen in Deutschland existiren, Hin­

dernis bietet,
ob jede Bahn frei eintreten und austreten kann,
ob es möglich ist, auch ausländischen Bahnen (Oesterreich, Holland, Schweiz^ 

den Eintritt zu gestatten."
Am 2. März 1873 schreibt Wehrmann an Scheele aus Godesberg: 

„Daß Fürst Bismarck sehr dankbar ist, wenn Du ihm den Weg zeigst, die 
Eisenbahnparagraphen in der Reichsverfassung lebendig zu machen und die 
Macht des Reichskanzlers über das große Gebiet der Eisenbahnen auszudehnen, 
kann ich mir lebhaft denken. Wer die deutschen Eisenbahnen beherrscht, dessen 
Hand reicht in jeden Winkel des Landes. Das wußte L. Napoleon wohl, als 
er die französischen Bahnen in vier große Compagnien konzentrirte und deren 
Direktoren durch Zuckerbrot an die Regierung zu fesseln suchte. Freilich hat 
jede Macht auf solchem Gebiete auch ihre Gefahren, indem sie Neid und Feind­
schaft erzeugt. Das erfährt jetzt reichlich der ehrliche Jtzenplitz und wird jeder 
erfahren, der Konzessionen von Geldeswert zu vergeben hat.

Tie Laskerschen Reden habe ich hier in der Ferne mit nüchternem Sinn 
gelesen und habe mir die greifbaren Punkte daraus zusammengesucht. Ich sah 
dabei, daß viel politische Feindschaft gegen Wagener mitspielt. Dieser wird 
durch geschickte Gruppirung von an sich wenig bedeutenden Momenten zum 
Sündenbock des Systems Strousberg gemacht, welches man vor fünf Jahren 
hätte angreifen sollen, während es ja jetzt im Handelsministerium längst ver­
lassen und verurteilt ist. Wageners Stellung zu Schuster bleibt allerdings 
unklar. Im übrigen glaube ich kaum, daß im Disziplinarwege auf seine 
Amtsentsetzung erkannt werden kann."

Der vorstehend mitgeteilte Brief ist um deswillen interessant, weil wir 
daraus ersehen, daß Bismarck mit Scheele verhandelte, um seinen Lieblingsplan, 
den Einfluß des Reichs über das Eisenbahnwesen praktisch zu gestalten, zu ver­
wirklichen. Scheele wird Bismarck mutmaßlich geraten haben, ein Reichs- 
Eisenbahnamt zu errichten, eine Forderung, die um dieselbe Zeit auch im Reichs­
tage aufgestellt und von Bismarck sympathisch begrüßt wurde.J) Augen­
scheinlich bot Bismarck Scheele die Leitung dieses künftigen neuen Reichsamts­
an , und so wenigstens ist der folgende Brief Wehrmanns an Scheele d. d. 
Godesberg, 31. März 1873 zu verstehen.

„Der Reiz, Eisenbahnkönig von Deutschland zu werden, und Bismarcks 
Verführungskunst mag Dich mächtig anregen, und eine interessante Arbeits­
sphäre ist — toiç ich jetzt am lebhaftesten empfinde — für den Mann wertvoller 
als Geld und gut leben. Ich glaube daher, daß Tu Dich einfangen läßt.

9 Vergl. mein Werk: „Fürst Bismarck als Volkswirt" Bd. I. S. 69 u. 70. 
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obwohl ich nicht dazu raten kann, es müßte denn die Verwaltung des preu­
ßischen Eisenbahnwesens mit an die Reichsbehörde in Accord gegeben werden, 
ähnlich wie das mit den auswärtigen Angelegenheiten Preußens und dem Aus­
wärtigen Amte des Reiches geschieht. Wenn die preußische Regierung ihre 
Eisenbahnen für sich behalten und doch unter der Reichsaufsicht stehen soll, so 
gibt das entweder ein Gaukelspiel oder Konflikte. Ueber die Lösung bin ich 
in Spannung, werde mich aber dadurch in dem endlich etwas zunehmenden 
Schlaf nicht stören lassen."

Durch Gesetz vom 27. Juni 1873 (Reichs-Gesetzbl. S. 164) wurde dem­
nächst das Reichs-Eisenbahn-Amt errichtet, und Anfangs August 1873 meldete 
der Reichsanzeiger, der Kaiser und König habe geruht, den Ober-Finanzrat a. D. 
Alexander Scheele zum „Vorsitzenden des Reichs-Eisenbahn-Amts" zu ernennen. 
Scheele schien dieser Titel nicht angemessen, und er klagte Wehrmann darüber 
sein Leid, welch letzterer Scheele aus Badenweiler ant 17. August schrieb: „Der 
^Vorsitzende' ist wohl eine kleine Malice des Reichskanzler-Amts gegen das 
Reichs-Eisenbahn-Amt. Daß der Titel und Rang nebst Uniform in Ordnung 
gebracht werden muß, versteht sich von selbst. Der Präsident einer so wichtigen 
Reichs-Zentralbehörde muß bald unter die Excellenzen einrangirt werden, da 
er viele Excellenzen in seinem Vorzimmer sehen wird."

Bald darauf (Ende August 1873) meldete der „Reichsanzeiger" : Seine 
Majestät der Kaiser habe zu bestimmen geruht, daß der Vorsitzende des Reichs- 
Eisenbahn-Amts den Titel „Präsident des Reichs-Eisenbahn-Amts" führe. *)

Hermann Wa g ener.

Noch bevor Wehrmann sein Amt antrat, also noch unter Costenoble, war 
am 28. März 1866 die Ernennung des bisherigen Justizrats Friedrich Wilhelm 
Hermann Wagener zum zweiten Vortragenden Rat im Staatsministerium erfolgt. 
Tas Verhältnis, in welchem derselbe zu Bismarck stand, darf als bekannt 
vorausgesetzt werden.-) Dasselbe datirte vom Jahre 1848 und war fast zwei 
Dezennien hindurch ein intimes. Der Kanzler pflegte diesen seinen Rat mit 
Vorliebe als sein lebendiges Konversationslexikon zn bezeichnen; auch nahm 
man zu jener Zeit allgemein an, daß derselbe namentlich auf die Behandlung 
der sozialen Frage einen entschiedenen Einfluß ausübe. Die stets, auch in der 
Presse, wiederholte Betonung des sozialen Einflusses soll dem Kanzler mit der 
Zeit unbequem geworden sein, da derselbe bekanntlich nicht liebt, sich überhaupt 
beeinflussen zu lassen, geschweige denn in der Oeffentlichkeit als beeinflußt zu 
erscheinen. Zwischen Bismarck und Wagener entwickelte sich ein lebhafter per­
sönlicher Verkehr. Wagener hatte um so mehr zu thun, als er fast ein Jahr

9 S. auch Kohls Bismarck-Jahrbuch Bd. IV. S. 73 f.
2) Zu vergl. Hermann Wageners Werk: „Erlebtes. Meine Memoiren aus der Zeit 

von 1848 bis 1866 und von 1873 bis jetzt." Berlin, 1884.
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den erkrankten ersten Rat Costenoble in seinen Dienstgeschäften zu vertreten 
hatte. Als der Abgang des letzteren feststand, stellte Wagener im April 1868 
seine Kandidatur auf die erste Ratsstelle beim Staatsministerium; für den Fall 
der Präterirung erklärte er, den Abschied nehmen zu wollen. Bismarck hätte 
sich gewiß gern Wageners angenommen, die Schwierigkeit lag aber darin, daß 
der König entschieden abgeneigt war, Wagener an Stelle Costenobles mit den 
Jmmediatvorträgen zu betrauen. Mitte Oktober 1868 brach die Krisis aus, 
indem Wagener durch den Minister von der Heydt auf des Königs und Bis­
marcks Veranlassung den Auftrag bekain, den Staatsministerialbericht abzufassen, 
vermöge dessen nun doch Wehrmann auf Costenobles Stuhl gesetzt werden 
sollte. An demselben Tage meldete sich Wagener krank und erklärte die Absicht, 
den Abschied zu fordern. Ein paar Tage später wurde Wehrmann richtig auf 
die Stelle Costenobles befördert und Wagener durch Verleihung des Titels 
eines Geheimen Ober-Regieruugsrats entschädigt. Von diesem Tage stammt ein 
Brief Bisnmrcks an den Kriegsminister Roon, woraus wir ersehen, daß ersterer 
in Wagener mehr den Parlamentarier als den Beamten schätzte. „Mir ist 
Wagener" — so schreibt er unterm 26. Oktober 1868 — „geschäftlich nicht 
eine solche Hilfe, wie er seiner Begabung nach sein könnte. Unerfahrenheit im 
Bureaudienst, Eigensinn, Drohung von Abgang, Nebengeschüfte und vor allem 
die Erschütterung meines Vertraueus durch Senffts Drohuugen nomine Wagener 
für den Fall, daß letzterer abginge, treten störend dazwischen. Dennoch ist 
Wagener der einzige Reduer der konservativen Partei, hart und unbequem, 
aber doch nötig; und geht er, so schweigt er mindestens, wenn ich ihn auch 
nicht für so perfid halte, daß er dienstliche Kunde mißbrauchen würde. Aus 
parlamentarischen Gründen bitte ich Sie, im Staatsministerium diese Frage 
vor Ueberstürzung zu behüten, nötigenfalls auch auf Seine Majestät in der 
Richtung zu wirken. Man muß Wagener nicht bloß als Ministerrat, sondern 
auch als Abgeordneten und als einen Mann von Verdienst um die konservative 
und Königliche Sache abwügen. Ich weiß nicht, wer ihn in der Kammer 
ersetzen sollte, und man ist ihm seit Achtundvierzig Dank schuldig. Lediglich zu 
dessen Bethätigung habe ich ihn bei Seiner Majestät mit Mühe durchgebracht."

Das dienstliche Verhältnis, das zwischen Bismarck und seinem Geheimrat 
bestand, wird noch durch folgenden Schriftenwechsel recht deutlich illustrirt. Am 
27. Februar 1872, also im Beginne des Falkschen Kulturkampfes, hatte 
Wagener nachfolgende Eingabe an den Fürsten gerichtet: „Eurer Durchlaucht 
verfehle ich nicht ganz gehorsamst zu melden, daß ich heute sehr unwohl und 
arbeitsunfähig bin. Die Vorwürfe gestern abend haben mir fehr wehe gethan, 
um so mehr,' als ich daraus die Ueberzeugung gewinnen muß, daß meine 
Kräfte meiner Aufgabe nicht mehr gewachsen sind." Darauf erging nach-

!) Roon a. a. O. Bd. IL S. 396. 
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stehender Bescheid: „Ich hoffe, daß Sie bald wieder hergestellt sein werden, 
und bitte Sie, mir in meinem nervösen und kranken Zustande nicht durch Ver­
stimmung über Äußerlichkeiten das Leben noch schwerer zu machen, als es 
ohnehin mir schon ist. Sie sind der einzige in meiner Umgebung, mit dem 
ich rückhaltslos offen mich ausspreche, und wenn ich das nicht mehr kann, so 
sticke ich an meiner Galle. Vorwürfe habe ich Ihnen nicht sowohl als dem 
Geschäftsgänge im Staatsministerium gemacht, und wenn auch ersteres der 
Fall wäre, fo sollte ich meinen, daß Sie einem so alten und vielgequälten 
Freunde etwas zu gute halten könnten.

Febr. 72. Der Ihrige & $ „

Wagener empfahl Bismarck die Einführung des allgemeinen, direkten Wahl­
rechts ; in seiner vielberufenen Jesuitenrede vertrat er die Auffassung Bismarcks, 
der in dieser Frage persönlich im Hintergrund bleiben wollte.

Gegen Ende 1872 erhielt der Geheime Rat Wagener die durch den Abgang 
Wehrmanns erledigte Stelle als erster Vortragender Rat bei dem Staats­
ministerium verliehen. Wegen des mit dieser Stelle bisher verbundenen Jm- 
mediatvortrages behielt sich Bismarck vor, besonderen Bericht nach Maßgabe der 
ihm vom König mündlich erteilten Allerhöchsten Intentionen erstatten zu dürfen. 
1873 erfolgte der Sturz Wageners infolge der Laskerschen Enthüllungen. Der 
formelle Abschluß der von letzterem aufgerührten Untersuchung war ein Verweis 
Wageners, der denselben veranlaßte, um seinen Abschied zu bitten, welcher ihm 
auch mit der gesetzlichen Pension bewilligt wurde (1. Oktober 1873). Daß 
Bismarck durch diese Affaire Wageners Ehre nicht als verletzt betrachtete, hat 
er dadurch bewiesen, daß Wagener nach wie vor wiederholt Einladungen nach 
Varzin erhielt und daß ihm der Kanzler später sogar ein Kommissorium zur 
Teilnahme an dem Kongreß der Kathedersozialisten in Eisenach erteilte. Roch 
im Jahre 1875 nannte Bismarck Wagener, ihn in Schutz nehmend, „einen 
durchaus sachkundigen Mann und einen Mann von Geist". *)

Zitelmann.

Neben Wageners bedeutsamer Persönlichkeit arbeitete im Staatsministerium 
auch noch der Geheimrat Zitelmann, ein alter Bekannter aus „Preußen im Bundes­
tag", über deffen äußeren Entwicklungsgang Nachstehendes zu bemerken ist.

Zitelmann, zuerst bei der Regierung in Stettin beschäftigt, war 1852 von 
dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten der Bundesgesandtschaft in Frank­
furt a. M. überwiesen worden, um an den Beratungen über die Bundes- 
Preßbestimmungen teilzunehmen. In dieser Stellung wurde er im Jahre 1854

9 Zu vergl. auch Bismarcks Schreiben an Wagener, d. d. 8. September 1876 imb die 
Antwort desselben auf die Nachricht vom Ableben Wageners (Osternacht 1889), beide ab- 
gedrnckt in der „Deutschen Revue" 1890, I. Quartal S. 174. S. auch Kohls Bismarck- 
Jahrbuch Bd. IV. S. 83 f.

Posching er, BiSmarck-Portefeuille I. 7 
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zum Regierungsrat ernannt, auf die warme Empfehlung Bismarcks hin, der 
ihm täglich stundenlang und bis tief in die Nacht hinein Berichte und Noten 
zu diktiren pflegte. Im Jahre 1858 wurde Zitelmanu von Frankfurt a. M. 
abberufeu und als etatsmäßiger Rat bei der Negierung in Frankfurt a. O. an­
gestellt. Sobald Bismarck in das Ministerinm getreten war, erinnerte er sich 
alsbald seiner bewährten Hilfskraft aus der Frankfurter Zeit und berief ihn 
als kommissarischen Hilfsarbeiter in das Staatsministerium. Auf Bismarcks 
Antrag wurde Zitelmann Anfangs 1867 zum vortragenden Rat im Staats­
ministerium ernannt, welche Stelle er bis zu seinem Anfangs 1878 erfolgten 
Eintritt in den Ruhestand bekleidete. Zitelmann wurde vorzugsweise beim 
Reichs- und Staatsanzeiger verwendet. 9

Dr. Jacobi.
A gl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. III. S. 23 ff.

Nachdem Jacobi am 11. Mai 1874 zum Ministerialdirektor im Handels­
ministerium ernannt worden war, wurde die Stelle des ersten Vortragenden Rats 
im Staatsministerium im Juli 1874 mit Bismarcks Einverständnis dem General­
direktor der direkten Steuern

Paul Leopold Schuhmann 

verliehen. Persönlich trat derselbe dem Fürsten Bismarck nicht nahe. In 
höherem Grade traf dies zu von dem noch unter Schuhmann dienenden, da­
maligen Assessor

v. Kurowski.

Nachdem derselbe vom 19. April bis 9. Mai 1875 deu Geheimen Rat Aegidi 
in dem diesem unterstellten Departement der politischen Presse vertreten hatte, 
wurden ihm am 21. November 1875 die Geschäfte des Spezialbureaus des 
Reichskanzlers übertragen. Gleichzeitig wurde Kurowski aber auch im Staats­
ministerium beschäftigt; da Kurowski das Vertrauen Bismarcks besaß und als 
Privatsekretär in deffen unmittelbarer Nähe arbeitete, so kam es, daß derselbe 
vielfach den Vortrag in den Staatsministerialsachen zu erstatten hatte. Diese 
wichtigen Geschäfte führte er bis zum 11. November 1878, an welchem Tage 
Bismarck das Spezialbureau dem Grafen Wilhelm Bismarck übertrug. Um 
ermessen zu können, welche wichtige Stellung Kurowski drei Jahre lang ein­
nahm, ist zu bedenken, daß es bis dahin noch keine Reichskanzlei gab. Es 
fällt in seine Amtszeit der Kulturkampf in seiner höchsten Blüte, das Gezisch 
der Verleumdungsära, die Intriguen der Hofpartei, der Abgang Delbrücks, die 
Attentate von, Hödel und Nobiling, die Entwicklung der Sozialdemokratie, die 
Vorbereitung der Zolltarifreform. Die erinnerungsreichen Reisen, wie sie spätere 
Herren in der Umgebung Bismarcks mitmachten, waren ihm nicht beschieden.

9 Ein Brief Bismarcks an Zitelmann ist abgedruckt oben S. 38.
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Kurowski war einmal sieben Wochen in der Umgebung des Fürsten Bismarck 
in Varzin. Nachdem er das Amt eines Privatsekretärs des Kanzlers aufgegeben 
hatte, zählte er und seine Gemahlin zu den Intimen des Bismarckschen Salons, 
und er war einer der wenigen, die zum Berlobungsfeste der Gräfin Bismarck 
mit einer Einladung beehrt worden waren.

Seit dem Jahre 1873 war bei dem Staatsministerium als vortragender Rat 

v. Meyeren

angestellt, durch dessen Ernennung zum Mitglied des Oberverwaltungsgerichts 
im Sommer 1876 eine etatsmäßige Stelle in jener Behörde sich erledigte. Im 
Sommer 1876 beantragte Bismarck aus Varzin, diese vakante Ratsstelle dem 
Landrat

v. Tiedemann 
zu verleihen.

Vgl. darüber „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. IV.

(Erscheint im Frühjahr 1898.)

Tiedemanns Stelle erhielt im Juli 1878 der Geheime Regierungsrat und 
vortragende Rat im Ministerium der geistlichen rc. Angelegenheiten

Bosse, 

unser jetziger Kultusminister. Das Verdienst, diesen Beamten in eine leitende 
Stellung gebracht zu haben, darf wohl der damalige Stellvertreter des Reichs­
kanzlers, Graf Stolberg-Wernigerode, für sich in Anspruch nehmen. *)

Im Herbst 1876 beantragte der Vizepräsident des Staatsministeriums 
Camphausen mit Bismarcks Einverständnis die Versetzung des Unterstaats­
sekretärs Schuhmann in den Ruhestand, unter Verleihung des Titels Excellenz.

9 Mehrere durch Verstaatlichung des Unfallversicherungs-Geschäfts voraussichtlich 
brotlos werdende Beanite hatten sich seinerzeit in einem Immediatgesuch an den Kaiser 
gewandt; denselben ging folgende Antwort zu: „Berlin, den 18. November 1884. Die 
von Eurer Wohlgeboren in Gemeinschaft mit anderen Beamten der Magdeburger Allgemeinen 
Versicherungs-Aktien-Gesellschaft an des Kaisers Majestät gerichtete Jmmediat-Vorstellung 
vom 24. vorigen Monats ist mir zur Prüfung und Bescheidung überwiesen worden. Nachdem 
diese Prüfung stattgefunden hat, erwidere ich Ihnen ergebenst, daß ich außer stande bin, 
den Beamten der Privat-Unfallversicherungs-Gesellschaften, welche in ihrem Erwerbe durch 
den Erlaß des Unfallversicherungsgesetzes beeinträchtigt werden sollten, eine Entschädigung 
zu gewähren, nachdem der Bundesrat beschlossen hat, der hierauf gerichteten Anregung des 
Reichstags keine Folge zu geben. Ebensowenig vermag ich Ihnen Aussicht auf Verwendung 
inl Reichsdienst zu eröffnen. Wegen Anstellung im Dienst eines Bundesstaates stelle ich 
Ihnen anheim, an die zuständigen Bundesregierungen sich zu wenden. Die Mitunterzeichner 
Ihres Immediatgesuches wollen Sie mit entsprechender Mitteilung versehen. Der Reichs­
kanzler. Im Auftrage: Bosse." In Kohls Bismarck-Regesten ist dieses Aktenstück nach­
zutragen.
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Im Juli 1877 brachte Bismarck aus Varzin an dessen Stelle den Wirk­
lichen Geheimen Ober-Regierungsrat und Direktor der III. Abteilung im Mini­
sterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten

H o m e y e r

in Vorschlag, den Bismarck vermöge näherer Kenntnis seiner Persönlichkeit für 
geeignet hielt, die Stelle eines ersten vortragenden Rats im Staatsministerium 
zu bekleiden; dienstliche Mißhelligkeiten blieben aber auch ihm im Laufe der 

Jahre nicht erspart.

Wir haben im Vorstehenden die nächsten Mitarbeiter Bismarcks uns etwas 
näher besehen, seine Kollegen im Staatsministerium und seine Untergebenen in 
eben dieser Behörde, auf die er in Ermanglung einer Staats- oder Reichs­
kanzlei, wie sie erst 1878 ihm bewilligt wurde, vorzugsweise angewiesen war. 
Wir kennen die Bleigewichte, welche die preußische Ministerialverfassung seinen 
Füßen anhing, und wir begreifen die Klagen, die Bismarck über die Organi­
sation des preußischen Ministeriums im Munde zu führen pflegte, das seinen 
genialen Flug leider nur zu oft hemmte.

Als Bismarck nach 1866 daran ging, das Grundgesetz des Norddeutschen 
Bundes auszuarbeiten, da wußte er, wie er es nicht zu machen hatte. Die 
Verfaffung des Norddeutschen Bundes kannte darum, auch neben dem Bundesrat 
nur das Bundespräsidium, das der Krone Preußens zustand, und den Bundes­
kanzler ; den Gedanken an Bundesminister wies er weit von sich; er schuf nicht 
einmal die Stelle eines Vizekanzlers. Delbrück wuchs thatsächlich in dieselbe 
hinein; er blieb darin aber nur so lange, als er mit seinem Chef sich in den 
politischen Anschauungen eins wußte. Bei dem ersten trennenden Punkt nahm 
er seinen Abschied, und doch war er der mächtigste unter allen Bismarck unter- 
stehenden Bundes- und Reichsbeamten.
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Iluùolf Lindau über den Wrsten Bismarck.

Aufzeichnungen aus den Jahren 1878 und 1884.

I. Teil.

Aufzeichnungen aus dem Jahre 1878.

Mt der Größe Bismarcks hat seine Unnahbarkeit so ziemlich Schritt 

gehalten. Vor seinem Eintritt in den Staatsdienst war sein Verkehr ein eben­
so freier und ausgedehnter wie der anderer konservativer Abgeordneter. Als 
Gesandter in Frankfurt a. M. uud St. Petersburg standen die Thüren seines 
Salons weit offen; sein Haus galt für gastlicher als das des gastlichsten unter 
seinen Kollegen. Nach der Ernennung zum Ministerprüsidenten mußte sich 
Bismarck aber schon mehr und mehr von der Geselligkeit zurückziehen; die Flut 
der Geschäfte der inneren und auswärtigen Politik, die bis 1866 über ihn 
hereinbrach, zwang ihn in Bezug auf seine Zeiteinteilung zur größten Oekonomie. 
Die Geschäfte nahmen ihn damals täglich zehn bis zwölf und häufig noch mehr 
Stunden in Anspruch. Erst von Königgrütz ab datirt sein eigentliches Prestige; 
von jetzt ab war Bismarck der Mann, an den sich alles herandrüngte. Die 
jahrelangen Arbeiten für das Gelingen seines großen Werkes: die Einigung 
Deutschlands, Arbeiten, wie sie kein zweiter Staatsmann aufweisen mag, hatten 
aber seine Gesundheit untergraben; es beginnen seine längeren Abwesenheiten 
auf dem Lande, 1867 erstmals in Varzin; in Berlin aber erneuerten sich die 
aufregenden Arbeiten, und es kamen dazu die Sorgen um die Einrichtung 
und den Ausbau des Norddeutschen Bundes, die Angliederung der neuen 
preußischen Provinzen und das Jnschachhalten der durch Sadowa erweckten 
französischen Aspirationen. Bismarck hatte jetzt in vier parlamentarischen Körper­
schaften zu erscheinen: im Reichstag, Zollparlament, Herrenhaus und Ab­
geordnetenhaus. Zu dem Vorsitz im Staatsministerium war jener im Bundesrat 
hinzugekommen. Wir kennen aus dieser Periode eine Fülle staatsmännischer 
Akte Bismarcks, aber über Bismarck als Mensch haben damals nur wenige 
Gelegenheit gehabt, Beobachtungen zu sammeln, und wer dies ausnahmsweise 
konnte, dem fehlte vielleicht die Gabe, die gewonnenen Eindrücke wiederzugeben. 
Erst nach Ausbruch des Krieges mit Frankreich wurde Bismarck wieder 
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zugänglicher, sein diplomatischer und sonstiger Generalstab mußte ihm die 
Familie ersetzen, und Moritz Busch verdanken wir es, daß uns die Gestalt des 
Gründers des Deutschen Reichs demnächst auch menschlich näher gerückt wurde. 
Von den späteren Leuten Bismarcks hat bisher keiner etwas über den Herrn 
und Meister veröffentlicht. Am meisten Material besitzen die Vorstände der 
Reichskanzlei, v. Tiedemann und Dr. v. Rottenburg, von denen wir wohl 
hoffen dürfen, daß sie dereinst ihre Erinnerungen herausgeben. Nächst diesen 
beiden Beamten hat Bismarck, wenn man von den Ministern und Staats­
sekretären absieht, am meisten mit den Beamten des Auswärtigen Amts H 
dienstlich und außerdienstlich verkehrt. Am nächsten unter ihnen stand ihm 
Lothar Bucher; aus seinem litterarischen Nachlaß ist aber für unsern Zweck 
nichts zu erwarten. Eine von Bucher ganz verschiedene und eigenartige 
Stellung nahm unter den Kollegen in der Wilhelmstraße Rudolf Lindau ein, 
der Bruder von Paul Lindau. Geboren am 10. Oktober 1829 in Gardelegen, 
machte derselbe seine höheren Studien in Frankreich und erwarb sich daselbst 
in der französischen Sprache Kenntnisse, die ihm für seine spätere litterarische 
und dienstliche Stellung von größtem Werte waren. 1860 zog er nach Japan, 
vermittelte einen Handelsvertrag zwischen Japan und der Schweiz und wurde, 
wohl zum Lohne hierfür, zum schweizerischen Generalkonsul ernannt. Alsdann 
verweilte er mehrere Jahre in China, Cochinchina und Amerika und legte 
daselbst durch erfolgreiche Thätigkeit in der Industrie den Grundstock zu seinem 
Vermögen, mit dem er sich nach Frankreich zurückzog. Ten Krieg gegen 
Frankreich machte Lindau als Sekretär des Prinzen August von Württemberg 
und Berichterstatter des „Staatsanzeigers" mit. Nach dem Friedensabschluß 
wurde er der deutschen Botschaft in Paris attachirt und 1878 in die politische 
Abteilung des Auswärtigen Amts berufen, nachdem er durch seine umsichtige 
Berichterstattung Bismarcks Aufmerksamkeit auf sich gelenkt hatte. 2) Von da ab 
arbeitete er in einer Vertrauensstellung beim Fürsten Bismarck bis zu dessen 
Entlassung, avancirte 1880 zum Wirklichen Legationsrat, 1885 zum Geheimen 
Legationsrat.

Ich bin weit entfernt davon, Rudolf Lindau als Mitarbeiter Bismarcks 
mehr Bedeutung beimessen zu wollen, als seinen sämtlichen Kollegen in der 
politischen Abteilung gebührt; ob der Kanzler aber einem dieser Herren mehr

9 Aus dem innern Dienst kann man die Geheiniräte, welche das Glück hatten, ihm 
Vortrag zu erstatten und im kleineren Kreise zu Tisch gezogen zu werden, an den Fingern 
aufzählen.

2) Im Handbuch für das Teutsche Reich 1874 bis 1877 figurirt Rudolf Lindau als 
Attache für Handelsangelegenheiten bei der Botschaft in Paris unter dem Fürsten Hohenlohe. 
Im Handbuch für das Jahr 1879 und 1880 erscheint er als kommissarisch beim Aus­
wärtigen Amt beschäftigt mit dem Titel eines Legationsrats. Seit 1891 ist Lindau Ver­
treter des Teutschen Reichs bei der Verwaltung der türkischen Staatsschuld in Konstantinopel. 
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persönliches Wohlwollen schenkte als Rudolf Lindau, möchte ich bezweifeln. 
Dieses Wohlwollen verdankte Lindau in erster Linie seiner Bescheidenheit ober 
richtiger der Selbsteinschätzung seines geschäftlichen Wertes für den Fürsten 
Bismarck, sodann aber dem Zauber seiner Persönlichkeit, dem sich niemand zu 
entziehen vermag. Rudolf Lindau ist ein geistvoller und angenehmer Causeur, 
in dessen Gesellschaft nach des Tages Arbeit und Mühe bei einem Glase Bier 
nebst Cigarre sich trefflich plaudern läßt. Man konnte, wenn er die Thüre 
hinter sich schloß, nicht sagen, großartige Gesichtspunkte gehört, einen Blick in 
neue Bahnen oder Welten gethan zu haben, aber Lindau hatte gewiß manches 
gesagt, woran man auch schon gedacht hatte, und er wußte aus Sphären zu 
erzählen, die Bismarck interessirten. Es giebt Menschen, die einem auf die 
Nerven gehen. Bei Lindau ist das gerade Gegenteil der Fall; er wirkt 
beruhigend auf die Nerven; das fühlte auch Bismarck, und deshalb zog er ihn 
gern in sein Haus. Rudolf Lindau würde es als einen taktlosen Mißbrauch 
des Vertrauens betrachtet haben, mit dem er beehrt tourbe, wollte er von dem, 
was er bort gehört unb wahrgenommen, außerhalb bes Hauses sprechen; er 
hätte aber bie Diskretion zu weit getrieben, wollte er es sich versagen, einige 
Notizen über ben größten Staatsmann bieses unb aller früheren Jahrhunberte 
nieberzuschreiben, Bismarcks Persönlichkeit unb Charakter unter bie Lupe zu 
nehmen unb bemnächst zu beschreiben.

Um beut folgenben Urteil Rubolf Linbaus gerecht zu werben, bitte ich 
zu erwägen, baß basselbe im August 1878 gefällt würbe, also kurz nach 
Beenbigung bes Berliner Kongreffes (17. Juni bis 13. Juli 1878), nach 
Auflösung bes Reichstags auf Grunb bes Nobilingschen Attentats, um bie 
Zeit, als Bismarck anfing, zu seinen bisherigen Erfolgen noch ben neuen 
hinzuzufügen, Deutschlanb auch in wirtschaftlicher Beziehung in ben Sattel 
zu heben, nachbem bas Delbrück-Camphausensche Freihanbelssystem grünblich 
abgewirtschaftet hatte.

1. Aenßere Beschreibung ber Persönlichkeit Bismarcks.

Er ist ein kraftvoller Mann. Das füllt jebem sogleich auf, ber ihn zum 
erstenmal sieht. Er ist sehr groß unb von enormer Schwere, aber nicht 
unbehülflich. Jeber Teil seiner gigantischen Gestalt ist wohlproportionirt — 
ber große runde Kopf, ber massive Nacken, bie breiten Schultern unb bie 
kräftigen Gliebmaßen. Er ist jetzt über breümbsechzig, unb bie Lasten, welche 
er zu tragen hatte, sinb ungewöhnlich schwer gewesen; aber obgleich sein Schritt 
langsam unb schwer geworben ist, so trägt er sein Haupt hoch — wobei er 
sogar auf bie, welche so groß wie er selbst sinb, herabsieht —, unb seine 
Haltung ist noch aufrecht.
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Während der letzten Jahre hat er an häufigen und schweren körperlichen 
Schmerzen gelitten, aber niemand konnte ihn für einen alten oder zu 
bemitleidenden Mann ansehen. Im Gegenteil, jeder, der ihn sieht, fühlt, daß 
Fürst Bismarck noch immense physische Kraft besitzt.

Die Photographie hat seine Gesichtszüge allbekannt gemacht. Es ist ein 
ungewöhnliches Gesicht, welches überall die Aufmerksamkeit auf sich ziehen würde, 
selbst wenn man nicht wüßte, daß es einem Mann angehörte, deffen Thaten 
unsere moderne Welt geändert haben. Es ist ein unvergeßliches Gesicht — 
durchaus nicht ein schönes, aber noch weniger ein häßliches Gesicht. Es war 
auffallend heiter, voller Humor, sogar voller lustiger Possen in längstvergangenen 
Tagen. Es ist jetzt ernst geworden, fast feierlich, mit einem Ausdruck unbeug­
samer Energie und Furchtlosigkeit.

Die kahle runde Stirn — ein Gegenstand der Bewunderung für den 
Phrenologen 9 — ist von ganz ungewöhnlichen Dimensionen; die großen her- 
vorstehenden blauen Augen sehen aus, als ob sie ohne Blinzeln in die Sonne 
blicken könnten. Sie sind nicht leicht beweglich, sie wandern langsam von 
einem Gegenstand zum andern; wenn sie aber auf einem menschlichen Antlitz 
ruhen bleiben, werden sie so intensiv forschend, daß viele, wenn sie diesem 
durchdringenden Blick unterworfen sind, sich unbehaglich sühlen; und alle, 
selbst Bismarck Gleich- oder Höherstehende, werden gewahr, daß sie einem 
Manne gegenüberstehen, mit dem nur ein ehrlich Spiel zu empfehlen ist, da 
er wahrscheinlich die schlausten Kniffe entdecken werde. Seine dicken, wohl­
geformten Augenbrauen sind besonders lang nnd buschig; sie tragen nicht 
wenig zu dem ernsten nnd zeitweilig etwas grimmigen Ausdruck seines 
Gesichtes bei. Von der Nase ist nichts Besonderes zu sagen, als daß sie 
nicht so lang ist, wie bei dem Gesicht erwartet werden könnte; das Kinn ist 
groß nnd massiv.

Fürst Bismarck hat einmal von sich gesagt, daß er der „bestgehaßte Mann 
in Europa" wäre. Er hat in der That viele wütende Feinde in verschiedenen 
Teilen der Welt: mit seinem Vaterlande zu beginnen, unter den Partikularisten, 
den Ultramontanen und Sozialisten, und dann weiter in Rom, in Oesterreich, 
in Frankreich. Man hat nicht oft gehört, daß er sich darüber beklagt; indes 
kann ein Heller Verstand nicht von einer solchen Thatsache Kenntnis besitzen, 
ohne darüber Trauer zu empfinden. Fürst Bismarck ist durchaus kein leicht­
herziger Mann. Kummer und Sorge haben sich bei ihm aufgehalten. Sie 
werfen einen Schatten auf seine Stirn und machen sich fühlbar im Klange 
seiner Stimme, in der häufigen Bitterkeit seiner stockenden Rede. Er ist nicht 
mehr jung; er anerkennt völlig die Thatsache, daß der beste Teil seines Lebens

9 Den Durchmesser von Bismarcks Schädel habe ich in Band I. der „Neuen Tisch­
gespräche" 2C. S. 119 angegeben.
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dahin ist, daß seine größten Kämpfe ausgefochten sind, und iin Innern seines 
Herzens mag er das Gefühl haben, daß, während er für die Größe seines 
Landes vieles vollbracht, er nur wenig für sein eigenes Glück gethan habe. 
Bisweilen, wenn er unter seinen persönlichen und vertrauten Freunden sitzt — 
er hat deren neben seiner Familie fünf oder sechs —, von allem Zwange 
befreit, seine lange Pfeife raucht, den Kopf seines geliebten Hundes streichelt 
und der in gedämpftem Tone um ihn herum geführten Unterhaltung gleich, 
giltig zuhört, da läuft über sein kaltes Gesicht etwas wie ein leiser durchsichtiger 
Schleier, hinter welchem seine harten Züge weich werden und einen nicht vor­
hergesehenen Ausdruck gedankenvoller Schwermut annehmen.

2. Bismarcks inneres und Familienleben. Nach dem Blindschen 

Attentat.

Im ganzen ist Otto v. Bismarck, ein Kind der Mark, wo seine Familie 
seit dem dreizehnten Jahrhundert bekannt ist, durch und durch ein Deutscher. 
Obgleich einer der größten Männer der That, die die Welt je gesehen, trägt 
er in seiner Brust eine verborgene Ader tiefen Gefühls; und obgleich dies 
Gefühl sicherlich nicht von jener Art ist, welche die krankhafte Sentimentalität 
hervorbringt, und es schwer zu glauben ist, daß der junge Bismarck je 
seine Klagen an den Mond richtete, so befähigt es ihn doch, alles fein zu 
empfinden, was ein fühlendes Herz während des Ganges durch das Leben zu 
ertragen hat.

Seine Liebe zu Weib und Kindern ist groß, und diese tragen für ihn in 
einer Weise Sorge, welche beweist, daß die tiefste Zuneigung sie mit dem 
Familienhaupte verbindet. Sie sehen alle diejenigen, welche dem Fürsten 
Arbeit, Störung und Schwierigkeiten bereiten, als persönliche Feinde an; sie 
beschützen seinen Schlaf, seine Ruhe, seine Mußezeit sogar als die wertvollste 
Sache der Welt. Ist er krank, so pflegen sie ihn mit unermüdlicher Sorgfalt; 
seine leisesten Wünsche sind strengbefolgte Gesetze; sie sind erfreut, wenn er 
Freude hat, und wenn es jemand gelungen ist, den Fürsten zu belustigen oder 
ihn gar zum Lächeln zu bringen, so kann man versichert sein, daß die Fürstin 
und ihre Kinder ihm danken, als wenn er ihnen einen persönlichen Dienst ge­

leistet hätte.
Was den Fürsten anbetrifft, so hat er während seines Lebens Beweise 

nicht nur einer treuen und ehrlichen Liebe zu der von ihm erwählten Ehefrau 
und zu den Kindern, welche sie ihm geboren hat, sondern auch einer delikaten, 
man kann sagen ritterlichen Zärtlichkeit gegen dieselben gegeben. Die Jahre 
haben darin nichts geändert. Wer zum vertraulichen Verkehr mit der Bismarck- 
schen Familie zugelassen worden ist, vermag über den herzlichen und zugleich 



108

würdevollen Charakter des Verhältnisses zwischen dem Fürsten und der Fürstin 
zu urteilen. Hunderte von Stellen könnten zur Bestütiguug hierfür aus 
den Briefen Bismarcks an seine Frau, von welchen einige veröffentlicht 
worden sind, angeführt werden. Es mag genügen, hier sein Verhalten in 
ihrer Gegenwart zu erwähnen, einige Minuten, nachdem der verwegene 
Angriff gegen sein Leben von Julius Cohen — besser bekannt als Blind, nach 
dem Namen Karl Blinds, der ihn als Sohn adoptirt hatte — gemacht worden 

war. l)
Es war im Jahre 1866. Bismarck — damals Graf Bismarck — kehrte 

aus dem Palais zurück, wo er zum Besuche des Königs gewesen war. 
Während er die breite „Unter den Linden" genannte Straße Berlins passirte 
und ganz nahe der Stelle war, wo Hödel und Nobiling inzwischen die Atten­
tate gegen Kaiser Wilhelm unternommen haben, hörte er plötzlich einen dicht 
hinter sich abgefeuerten Schuß. Er drehte sich rasch um und sah einen jungen 
Menschen, der mit einem rauchenden Revolver auf ihn zielte. Er schritt sofort 
auf den Mann zu und ergriff den Arm, welcher den Revolver hielt, während 
er mit der andern Hand nach der Kehle des Mörders griff. Blind aber hatte 
Zeit gehabt, feine Waffe in die linke Hand gleiten zu lassen, und feuerte nun 
drei Schüsse schnell hintereinander ab. Bismarck fühlte sich an der Schulter 
und an einer Rippe verletzt, hielt aber seinen wütenden Angreifer fest, bis 
einige Soldaten hinzukamen und ihn festnahmen. Darauf wanderte Bismarck 
in frischem Schritt nach Hause und erreichte sein Haus lange bevor irgend 
jemand dort wissen konnte, was vorgefallen war.

Die Gräfin hatte einige Freundinnen zu Besuch, als ihr Gemahl in das 
Empfangszimmer trat. Er begrüßte alle in freundlicher Weise und bat um 
Eutschuldigung für einige Minuten, da er ein dringendes Geschäft zn erledigen 
habe. Er ging darauf in das nächste Zimmer, wo sein Schreibtisch stand, und 
schrieb eine Mitteilung über den Vorfall an den König. Nach Erledigung 
dieser Pflicht kehrte er in das Empfangszimmer zurück und machte einen seiner 
kleinen ständigen Scherze, indem er seine eigene Unpünktlichkeit ignorirte und 
zu seiner Frau sagte:

„Nun, giebt es heut bei uns kein Mittagessen? Tu läßt mich immer 

warten."
Er setzte sich zu Tisch und sprach den ihm vorgesetzten Gerichten tüchtig 

zu; erst nach dem Essen ging er auf die Gräfin zu, küßte sie auf die Stirn, 
wünschte ihr nach alter deutscher Weise „Gesegnete Mahlzeit" und setzte dann 

hinzu:
„Du sichst, ich bin ganz wohl."

0 Vergl. über dieses Attentat meine Werke: „Neue Tischgespräche" Band I. S. 26 
und „Bismarck und die Parlamentarier" Band I. S. 81, 82.
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Sie blickte ihn an. „Ja," fuhr er fort, „Du mußt nicht ängstlich 
sein, mein Kind. Jemand hat nach mir geschossen, aber es ist nichts, wie 
du siehst."

3. Bismarcks Herzensgute. Liebe zur Natur.

Bismarck war der Abgott seiner Bauern, solange er unter ihnen in 
Kniephof und Schönhausen verweilte. Obgleich sein Leben mit außerordentlicher 
Genauigkeit von seinen Freunden sowohl als von seinen Feinden durchforscht 
worden ist, so ist niemals etwas zum Vorschein gekommen, das ihn in einem 
andern Lichte als in demjenigen eines gütigen Herrn erscheinen ließe. Er ist 
in keiner Weise das, was manche Leute „streng, aber gerecht" nennen, was aber 
in den meisten Fällen einfach „sehr streng" bedeutet. Er war immer wahrhaft 
gütig gegen alle, welche ein Recht hatten, sich um Hilfe an ihn zu wenden. 
Eines Tages besichtigte er die Deiche von Schönhausen. Er kam zu einer 
Stelle, wo Ausflüsse aus der Elbe ein großes Stück Land bis zu einem Fuß 
Tiefe überschwemmt hatten. Er mußte hinüber, da er aber für diesen Fall nicht 
angekleidet war, so sah er sich nach einer passenden Übergangsstelle um. Ein 
in der Nähe angelnder Bauer aus Schönhausen sah seine Verlegenheit.

„Steigen Sie auf meinen Rücken," sagte er zu dem jungen Bismarck, 
welcher damals ungefähr vierundzwanzig Jahre alt war, „ich will Sie hinüber­

tragen."
„Ihr wißt nicht, was Ihr anbietet," antwortete Bismarck lachend, „ich 

hab' ein höllisches Gewicht."
„Thut nichts", versetzte der Mann. „Wir alle würden Sie überall 

durchtragen, wenn Sie auch noch ein Teil schwerer wären. "
Bismarck hat sich in Bezug auf sein gütiges Wesen gegen Personen niedern 

Standes nicht geändert. Während unter den hohen Persönlichkeiten, welche sich 
ihm nähern — Geheimräte, Minister, Botschafter, sogar Prinzen — sich viele 
befinden, welche sich bis zu einem fast unglaublichen Grade vor ihm fürchten 
und buchstäblich vor ihm zittern, sprechen seine alten Diener von ihm und zu 
ihm mit jener besondern achtungsvollen Vertraulichkeit, welche nur zwischen 
einem gütigen Herrn und anhänglichen Dienern besteht.

Jrn Jahre 1877, als Bismarcks Lieblingshund „Sultan" im Absterben 
lag, wachte er neben dem alten Tiere mit einem so tiefen Kummer, daß Graf 
Herbert, des Fürsten ältester Sohn, endlich seinen Vater wegzubringen versuchte. 
Der Fürst machte einige Schritte nach der Thür zu, aber beim Umsehen be­
gegneten sich seine Augen mit denen seines alten Freundes. „Nein, laß mich 
allein," sagte er und ging zu dem armen Sultan zurück. Als der Hund tot 
war, wendete sich Bismarck zu einem in der Nähe stehenden Freunde und sagte: 
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„Unsere alten deutschen Vorväter hatten eine freundliche Religion. Sie glaubten, 
sie würden nach dem Tode in den himmlischen Jagdgründen alle die guten 
Hunde wieder antreffen, welche ihre treuen Gefährten im Leben gewesen waren. 
— Ich wünsche, ich könnte das glauben."

Bismarcks Liebe zu seinen Hunden i) kann bis in seine früheste Jugend ' 
verfolgt werden und ist ganz besonderer Art. Sie gleicht nicht im geringsten 
dem gewöhnlichen Wohlgefallen, das die meisten Menschen für ein Lieblingstier 
zu empfinden vermögen. Sie ist eine wirkliche Zuneigung, tief in seinem Herzen 
wurzelnd und eng mit jener Güte verbunden, welche er gegen alle beweist, auf 
deren Treue er sich verlassen kann und die auf ihn um Schutz blicken.

Ein anderes, durchaus deutsches charakteristisches Kennzeichen des Fürsten 
Bismarck ist seine Liebe zur Natur und besonders zu den Wäldern. In vielen 
seiner Briefe an seine Frau aus Biarritz, Fontarabia, San Sebastian und 
anderen Orten spricht er auch mit Enthusiasmus von der Schönheit der See. 
„Mein Gewissen schlägt mir", sagt er in einem dieser Briefe, „daß ich alle diese 
Schönheit für mich genieße — daß ich sie ohne Dich sehe."

Wenn Bismarck auf dem Lande ist, ist sein größtes Vergnügen, lange Ritte 
und Spaziergänge, häufig ganz allein, durch die dichten Wälder zu machen; 
die mit ihm zusammen Lebenden haben bemerkt, daß er niemals in besserer 
Stimmung ist, als wenn er von einem dieser Besuche bei „seinen alten Freunden", 
wie er die Bäume nennt, zuriickkehrt. Ist er in Berlin mit Arbeit und Ver­
antwortlichkeit überbürdet, so ist seine Haupterholung, aus der Stadt zu gelangen 
und Frieden und Ruhe in dem nahen Walde zu suchen. In Berlin, im Radziwill- 
schen Palaste, wo der Fürst jetzt wohnt, — dem nämlichen Palais, wo der Berliner 
Kongreß seine Sitzungen abgehalten hat — hat des Fürsten Amtszimmer Aus­
sicht auf einen schönen alten Park, der sich hinter dem Hause ausdehnt. Bismarck 
sitzt hier gern allein nach heißen politischen Erörterungen; in der sanften Musik 
der Bäume scheint er einen besänftigenden Balsam für seine überreizten Nerven 
zu finden.

Als er im Jahre 1878 darauf bestand, sich vom Amte zurückzuziehen, 
trotzdem ihm viele wichtige Zugeständniffe gemacht worden waren, gebrauchte 
er ein Argument, welches nicht leicht zu bekämpfen war.

„Die Geschäfte werden mich in Berlin zurückhalten," sagte er. „Ich hasse 
die Wilhelmstraße. Ich habe nicht mehr viele Jahre zu leben; ich möchte sie 
lieber in der Nähe meiner Bäume zubringen."

Des Kanzlers Entlaffungsgesuche sind oft von „kundigen Leuten" bespöttelt 
worden. Diese kennen Bismarcks Privatcharakter wenig, sonst würden sie nicht 
daran zweifeln, daß er sich wirklich nach Frieden und Ruhe sehnt. Er ist ein 
sehr ehrgeiziger Mann gewesen, aber sein klares Urteil, das der erstaunlichste

O Vergl. hierüber Band I. der „Neuen Tischgespräche" S. 100, 169, 173.
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Erfolg im Leben nicht hat trüben können, sagt ihm, daß er über die Stellung, 
welche er seit dem Schluß des französischen Krieges einninunt, nicht hinaus 
kann. Der Fürst hat keinerlei persönliches Interesse mehr an dem Verbleiben 
im Amte; wenn er verbleibt, so ist es hauptsächlich aus Liebe und Achtung für 
seinen Königlichen Herrn.

4. Bismarcks Loyalität gegen das Herrscherhaus. Sein Pflichtgefühl.

Ausländer können sich kaum vorstellen, wie tief die Loyalität gegen die 
Hohenzollern in allen preußischen Familien und in der Bismarckschen insbesondere 
wurzelt. Dies Gefühl ist durch neuzeitige Einflüsse nicht geändert, es gehört 
dem Mittelalter an. Der richtige preußische Junker — und Bismarck ist stolz 
darauf, ein solcher zu sein — blickt auf seinen König als auf seinen Souverän 
„von Gottes Gnaden", der Gewalt hat über das Leben und Blut seiner treuen 
Vasallen. Oft hat Graf Bismarck — wie später Fürst Bismarck — nicht mit 
dem König übereingestimmt, und viel öfter, als das Publikum glaubt, ist Bismarck 
derjenige gewesen, der nachgegeben hat. Wenn er vom Könige spricht, so sagt er 
„Seine Majestät", ein Ausdruck, welcher durchaus nicht allgemein gebräuchlich 
ist, uud die Worte werden niemals ohne die tiefste Ehrfurcht ausgesprochen.

„Ich kann niemals vergessen," sagte Fürst Bismarck einstmals, „daß Seine 
Majestät in Befolgung meines Rates zweimal seine Krone gefährdet hat. Er 
geruhte meinen Rat anzunehmen, als er in den Krieg mit Oesterreich ging, und 
vier Jahre später, als es zum Kriege mit Frankreich kam. Er wußte vollkommen, 
als er dies that, daß alles, was er in der Welt galt, auf dem Spiele stand. Aber 
er vertraute mir unbedingt. Aus biesem Grunde allein würde ich ihm nach 
meinen besten Kräften dienen, solange meine Dienste von ihm verlangt werden."

Nur um den alten Kaiser zufriedenzustellen, willigte Bismarck im Jahre 
1878 ein, im Amte zu verbleiben. Seine Gesundheit verbot ihm indes, seine 
Arbeit in dem Umfange fortzusetzen, wie er es bis dahin gethan. Es wurde 
ihm ein langer Urlaub bewilligt. Graf Stolberg-Wernigerode wurde zum stell­
vertretenden Reichskanzler ernannt, und man kam überein, daß die Leitung der 
gewöhnlichen Geschäfte erfahrenen Staatsmännern wie v. Bülow und Camp­
hausen überlassen werden sollte. Es wurde indes bestimmt, daß alle außer­
gewöhnlich wichtigen Fragen Bismarck selbst zur Entscheidung vorgelegt werden 
sollten. Sein Versprechen, persönlich wichtige Geschäfte zu besorgen, gelangte 
in der Form eines merkwürdigen Gleichnisses zum Ausdruck.

U Vergl. über dieses Gleichnis auch mein Werk „Fürst Bismarck als Volkswirt" 
Bd. I. S. 111 ; den Artikel des „Berliner Tageblatts" vom 9. April 1877 : „Die müden 
Jäger", abgedruckt bei Hahn, „Fürst Bismarck. Sein politisches Leben" Bd. III. S. 320, 
und die „Post" vom 17. April 1877. Kohl, Bismarck-Regesten, ermähnt das Gleichnis 
Ende März 1877.
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„Wenn ein Mann früh morgens auf die Jagd geht," sagte er bei einem 
seiner parlamentarischen Empfänge, „beginnt er auf alle Arten Wild zu schießen 
und ist leicht bereit, einige Meilen über schweren Boden zu gehen, um auf einen 
wilden Vogel zum Schuß zu kommen. Wenn er aber den ganzen Tag lang 
umhergegangen ist, wenn seine Jagdtasche voll ist und er sich nahe seiner Be­
hausung befindet — hungrig, durstig, mit Staub bedeckt und todmüde — ver­
langt er nur noch Ruhe. Er schüttelt mit dem Kopfe, wenn der Jagdhüter 
ihm sagt, er brauche nur wenige Schritte zu machen, um auf einige Feldhühner 
auf dem angrenzenden Felde, ganz nahe dem Hause, zu stoßen. ,Jch habe genug 
von diesem Wild', sagt er. Aber kommt jemand und sagt zu ihm: ,Jn dem 
dichtesten Teile des Waldes dort drüben können Sie auf ein Wildschwein an­
kommen', so werden Sie sehen, daß dieser müde Mann, wenn er Jügerblut in 
seinen Adern hat, seine Müdigkeit vergißt, sich aufrafft, losgeht und in den 
Wald eindringt, nicht eher befriedigt, als bis er das Wild gefunden und 
erlegt hat. Ich bin wie dieser Mann. Ich bin seit Sonnenaufgang auf zur 
Jagd gewesen. Es wird jetzt spät. Ich habe ein schweres Tagewerk vollbracht, 
und ich bin müde. Andere Leute mögen auf Hasen und Rebhühner schießen; 
ich habe genug von dieser Art Wild . . . Aber, meine Herren, wenn ein Keiler 
zu erlegen ist, lassen Sie mich davon wissen, ich will in den dichtesten Wald 
gehen und ihn zu erlegen versuchen."

Er hat sein Wort gehalten. Er hat gänzlich in Varzin und Friedrichs- 
ruh gelebt, solange nur kleine Vögel über den politischen Horizont hinzogen; 
sobald aber der Kongreß zusammentrat, war Bismarck zum Prüsidiren da. Und 
wir können sicher sein, daß er das Schlachtfeld nicht verlassen wird, solange 
der Kampf gegen den Sozialismus in Deutschland wütet.

5. Bismarcks Verhältnis zu Frauen.

Frauen scheinen besonders wenig Einfluß auf Bismarck ausgeübt zu haben. 
Es giebt eine alte Geschichte, wonach er einmal vor seiner Verheiratung verliebt 
gewesen sein soll; aber die Geschichte ist so schwankend, daß wir billig bezweifeln 
können, daß sie auf einer sicheren Grundlage beruht. Es ist mehr als wahr­
scheinlich, daß er nicht ganz der süßen Jugendkrankheit, genannt „Liebesfieber", 
entronnen ist, aber er hatte sie sicherlich in milder Form, und sie ging bald 
vorüber. Auf alle Fülle hinterließ sie keine Spuren. Thatsache ist, daß er im 
Alter von zweiunddreißig Jahren heiratete und daß seit dieser Zeit niemand 
— selbst sein ärgster Feind nicht — versucht hat, den leisesten Argwohn auf 
seinen Charakter als Ehemann oder Vater zu werfen. Sein Familienleben ist 
vollkommen rein gewesen, und es ist allen in seiner Umgebung wohlbekannt, 
daß er eine unbeugsame Strenge gegen alle Uebertreter des sechsten Gebotes
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zeigt. Während er gegen die meisten jugendlichen Extravaganzen und Streiche, 
von welchen seine eigenen Jugendjahre voll waren, nachsichtig ist, kann er 
Libertins nicht ausstehen, welche ihm einen an Ekel grenzenden Widerwillen ein- 
zuflößen scheinen. Obgleich Bismarck immer freundlich und höflich in weiblicher 
Gesellschaft ist, hat er niemals eine der zahlreichen Schönheiten, denen er im 
Leben begegnet, derartig ausgezeichnet, um auch nur den Verdacht zu erregen, 
daß er irgend einer Frau besondere Aufmerksamkeit geschenkt oder gar den Hof 
gemacht habe. Er hat warme und hochgeachtete Freundinnen — worunter die 
Großfürstin Helene von Rußland gerechnet werden muß — gehabt, aber die 
einzigen Frauen, welche allem Anschein nach Raum in seinem Herzen gefunden 
und dasselbe besessen haben, sind seine Mutter, seine Schwester, seine Frau 
und seine Tochter.

Bismarcks Mutter, Louise Wilhelmine Menken, war im Jahre 1789 
geboren und heiratete im Jahre 1806, erst sechzehn Jahre alt. Sie starb am 
1. Januar 1839, ohne Augenzeuge der Größe ihres Sohnes gewesen zu sein. 
Sie gebar ihrem Manne Karl Wilhelm Ferdinand v. Bismarck (geboren 1771, 
gestorben 1845) sechs Kinder, von denen drei: Ferdinand, Johanna und Franz, 
als Kinder starben, während die drei anderen: Bernhard (geboren 1810),9 
Otto (geboren 1815) und Malwine noch am Leben sind.

Malwine, Bismarcks jüngste und allein noch lebende Schwester, wurde 1827 
geboren und heiratete im Jahre 1844 den Freiherrn Oskar v. Arnim-Kroechlen- 
dorff. Die Beziehungen zwischen dieser Dame und ihrem Bruder Otto sind 
immer besonders herzlicher Natur gewesen. Er Pflegte sie, wenn sie beide zu 
Hause waren, mit einer zarten Rücksicht zu behandeln, welche studirende Brüder 
selten gegen ihre jüngern Schwestern zeigen. Diejenigen, welche sich erinnern, 
sie als junge Leute zusammen gesehen zu haben, sagen, daß er so freundlich 
und rücksichtsvoll gegen sie war, als wenn sie seine Braut gewesen wäre. Als 
sie heiratete, schrieb er einen Brief an sie, der eine komische Mischung von Scherz­
haftigkeit und Bedauern ist. „Es ist sehr unnatürlich und egoistisch," sagt er, 
„daß Mädchen, welche Junggesellen zu Brüdern haben, in unbedachter Weise 
hingehen und sich verheiraten, gerade als ob sie nichts anderes in dieser Welt 
zu thun hätten, als ihren eigenen Neigungen zu folgen." In diesen Briefen 
gibt er ihr allerlei Arten von zärtlichen Namen, und selbst wenn er bei schwerster 
Arbeit auf seinem segensreichen Wege ist, und wenn alle ihm sich Nähernden 
vor dem Ausdruck fast schrecklicher Strenge auf seinem Gesicht Scheu empfinden, 
bleiben seine Briefe an „seine geliebte Schwester, seine liebste Malwine, liebe 
Kleine" unverändert freundlich und sind oft voll von ausgezeichnet gutem Humor. 
Er macht Scherze über wichtige Angelegenheiten, über Menschen, die sich sehr 
groß dünken, und über sich selbst. Wenn aber seine Schwester Kummer hat.

0 Inzwischen auch gestorben.
P o s ch i n g e r, Bismarck-Portefeuille I. 8
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findet er wundervoll treffende Ausdrücke eines zarten und tiefen Mitgefühls, 
und durch die ganze Korrespondenz läuft sozusagen ein ununterbrochener Faden 
einer tiefen brüderlichen Liebe.

Bismarcks Gemahlin, Johanna v. Puttkamer, aus einer alten adeligen 
pommerschen Familie, wurde im Jahr 1824 geboren. Er machte ihre Bekannt­
schaft bei der Hochzeit eines Freundes, wo sie als Brautjungfer fungirte, und 
zwei Jahre später — im Jahre 1847 — hielt er um ihre Hand an. Ihre 
Familie war anfangs nicht zur Annahme seines Antrages geneigt.

Zu dieser Zeit genoß Herr v. Bismarck eines etwas sonderbaren Rufs. 
Er hatte den Beinamen „der tolle Bismarck" und hatte diesen Titel durch seine 
zahlreichen Duelle, seine verwegenen Reiterstücke und einige weitverbreitete Anek­
doten über sein Berhalten gegen Professoren, Bürgermeister und andere Respekts­
personen, die die deutschen Studenten „Philister" nennen, erlangt. Aber mehr 
noch verdankte er seinen Beinamen den sehr geräuschvollen Gelagen, welche 
er mit einer Anzahl junger Männer in Kniephof und Schönhausen abzuhalten 
pflegte.

Ruhigen, achtbaren, religiösen Leuten wie den Puttkamers schien er nicht 
ein passender Freier für ein einziges geliebtes Kind. Bismarck indes brachte 
die Frage schnell ins reine. Er ging zu Fräulein Johanna, und nachdem er 
sich durch einen Blick vergewissert, daß sie auf seiner Seite war, schloß er sie 
in die Arme und sagte, sich zu ihren erstaunten Verwandten wendend: „Was 
Gott zusammengethan, soll der Mensch nicht scheiden."

Die Fürstin Bismarck hat sich die ganze Einfachheit ihrer Jugend bewahrt. 
Sie ist das vollkommene Muster einer deutschen Hausfrau im besten Sinne 
des Wortes. Sie ist sehr ruhig, trägt ihre Würden als das natürlichste Ding 
von der Welt, hält fest an den alten Freunden bescheidenerer Tage und hat nur 
einen großen Lebenszweck — ihren Mann und ihre Kinder glücklich zu machen. 
Sie sorgt für sie in ruhiger, mütterlicher Weise, und ihre gelassene Heiterkeit 
und Geduld, welche Bismarck immer ein ruhiges Heim gesichert haben, haben 
sicherlich zu seinem Erfolge im Leben beigetragen. „Sie hat mich," sagte er 
einst zu einem Freunde, „zu dem gemacht, was ich bin."

Fürst Bismarck hat drei Kinder — Marie, Herbert und Wilhelm. Graf 
Herbert ist in den diplomatischen Dienst getreten und ist jetzt seines Vaters 
Privatsekretär; sein Bruder hat die Rechte studiert. Beide Brüder werden 
wahrscheinlich dieses Jahr in das Parlament eintreten. *)

Gräfin Marie soll ihres Vaters Lieblingskind sein und ihm am meisten 
im Charakter ähneln. Sie war vor zwei Jahren mit dem Grafen Eulenburg 
verlobt; aber ihr Verlobter wurde während eines Aufenthalts in Varzin krank

!) Zunächst wurde 1878 nur Graf Wilhelm Bismarck in den Reichstag gewählt. 
Vergl. „Fürst Bismarck und die Parlamentarier" Bd. II. S. 283 und Bd. III. S. 268. 
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und starb plötzlich am typhösen Fieber. Dieses tragische Ereignis brachte eine 
Zeit lang tiefe Betrübnis über die Bismarcksche Familie.

6. Charakterisirung von Bismarcks privater und amtlicher 

Korresp ondenz.

Wir haben schon verschiedene Briefe des Fürsten Bismarck erwähnt. Aus 
seiner Korrespondenz könnte eine sehr merkwürdige Blumenlese gehalten werden, 
denn er ist ein vollendeter Briefschrieber. Seine Schrift ist ungewöhnlich groß, 
kühn und bestimmt. Sie sieht nicht aus wie die Hand eines Mannes, der 
schnell schreibt. Es ist wahrscheinlich, daß er schreibt, wie er spricht, eher 
langsam, immer nach dem möglichst klaren Ausdruck seines Gedankens suchend. 
Besonders sind ihm Unklarheit und Abschweifungen zuwider. Er weiß, bevor 
er irgend etwas schreibt oder spricht, genau, was er zu sagen hat, und ist nicht 
eher zufrieden, als bis er die genaue Uebertragung seiner Gedanken in Worte 
gefunden hat. Daher sein Stocken in der Rede, und daher wahrscheinlich eben­
falls seine Langsamkeit im Schreiben. Sein Stil indes enthält kein Zeichen 
von Unschlüssigkeit; er ist klar und fließend.

In seinen Privatbriefen ist Bismarck witzig, voll munteren, aber nicht sar­
kastischen Humors, ein scharfer Beobachter von Menschen und Dingen und ein 
Richter, der alles Niedrige, Gemeine verachtet. Seine Briefe enthalten selten 
etwas anderes als Thatsachen und Beschreibungen, er überläßt sich kaum je den 
Gefühlen. Hin und wieder indes begegnet man einer kurzen Stelle, welche 
echtes, die Tiefe seines Herzens zeigendes Gefühl verrät. Seine Bilder und 
Vergleiche sind meist sehr gut und manchmal außerordentlich humoristisch.

Bismarcks amtliche Korrespondenz zeichnet sich durch ihre Klarheit aus. 
Er läßt keinen Zweifel darüber, was er sagen will, und er ist so bündig, daß 
es schwer sein würde, aus seinen längsten Depeschen auch nur wenige Worte 
auszustreichen, ohne dem Sinn des ganzen Dokuments Eintrag zu thun. Er 
hat eine starke Abneigung gegen Uebertreibungen, und selten brauchte er einen 
Superlativ irgend welcher Art. Gebraucht er aber einen starken Ausdruck, so 
kann man sicher sein, daß es seine feste Meinung ist — so wenn er sagte: 
„Nach Kanossa gehen wir nicht."

Neuerdings hat Fürst Bismarck es aufgegeben, seine Depeschen selbst zu 
schreiben. Nur bei wichtigen Anlässen greift er jetzt zur Feder. Manchmal 
schreibt er gewisse kurze, in einer Depesche zu verwendende Sätze mit Bleistift 
nieder. Er thut dies nur, wenn er wünscht, seine Meinung über einen Punkt 
in den von ihm selbst gewählten Worten wiedergegeben zu sehen. In den 
meisten Füllen aber begnügt er sich damit, seinen Sekretären, welche für ihre 
Arbeit gut geschult sind, wenige mündliche Instruktionen zu erteilen, wobei er 
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entweder im Zimmer auf und ab geht oder an seinem Schreibtisch sitzt und 
mit einem Falzbein spielt. Der anwesende Beamte, oft selbst ein Funktionär 
don hohem Range, hört zu, während der Kanzler spricht, und notiert sich seine 
Worte. Das Gesicht des Fürsten Bismarck ist bei dieser Art der Arbeit sehr 
merkwürdig. Wenn er zu einer solchen Zeit gemalt werden könnte und dem 
Bilde ein abstrakter Name gegeben würde, so würde es zu benennen sein: 
„Konzentration der Gedanken."

Wie alle Menschen, welche Großes vollbracht haben, hat Bismarck die 
Fähigkeit, in einem gegebenen Augenblick seine ganze Geisteskraft auf einen 
einzelnen Punkt zu konzentrieren, und es ist wundervoll, wie klar und gut er 
dann diesen einen Punkt sieht. Er könnte sicherlich nicht ein halbes Dutzend 
Briefe auf einmal diktieren, wie von Cäsar und Napoleon I. erzählt wird; es 
ist sogar wahrscheinlich, daß er es als eine Art von Humbug ansehen würde, 
gut geeignet, die Zuschauer in Erstaunen zu setzen, aber von geringem Zweck 
für die Beschleunigung der Arbeit. Bismarck hat oft die Ansicht ausgesprochen, 
daß eine Sache nicht gut gemacht ist, wenn sie nicht so gut wie möglich gethan 
ist, und daß keine Sache, selbst die unbedeutendste, so gut wie möglich geleistet 
werden kann, wenn nicht die ganze Aufmerksamkeit darauf verwendet wird. 
Aber während er dagegen ist, mehr als eine Sache zur selben Zeit zu thun, 
vermag er schnell von einer Sache zur andern überzugehen. Gerade wie sein 
Auge, welches an dem Gegenstände, auf dem es ruht, befestigt zu sein scheint, 
deswegen nicht lange auf demselben Punkte beharrt, so sieht und durchschaut 
sozusagen sein Geist eine besondere Frage, verläßt sie aber plötzlich und gänzlich, 
sobald die Aufmerksamkeit durch einen andern Gegenstand erfordert wird. Die 
Gründlichkeit der Bismarckschen Depeschen, welche selten irgend einen Teil einer 
Frage unbeleuchtet lassen, ist dem Umstande zuzuschreiben, daß er sich durch 
Uebuug angewöhnt hat, dem gerade vorliegenden besondern Gegenstände aus­
schließlich seine Aufmerksamkeit zu schenken.

7. Bismarck als Redner.

Viele von Bismarcks Besonderheiten als Schriftsteller sind auch bei ihm 
als Redner zu bemerkeu. Es mangeln ihm einige Eigenschaften, welche als 
unentbehrlich für einen Redner gelten. Er spricht nur leise, er stockt thatsächlich 
— wenigstens bei Beginn seiner Reden — bei jedem dritten oder vierten Wort; 
man könnte vermuten, er hätte organische Schwierigkeiten bei dem Aussprechen 
seiner Worte zu überwinden. Er neigt sich etwas nach rückwärts und vorwärts, 
er dreht mit den Daumen und blickt von Zeit zu Zeit auf ein Stück Papier, 
auf welchem er sich einige Notizen vor dem Sprechen gemacht hat. Jemand, 
der ihn nicht gut kennt, würde er sicher verwirrt erscheinen — nein, sogar ein-
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geschüchtert. Aber das ist nicht der Fall. Er zieht diejenigen, welche ihm zu­
hören, durchaus in Betracht, aber er ist wahrscheinlich durch ihre Anwesenheit 
weniger gestört als irgend ein anderer öffentlicher Sprecher. Er ist mit Leib 
und Seele bei der Arbeit, er hat das Bedürfnis, alles zu sagen, was er über 
die Sache denkt, und macht sich dabei wenig Sorge, ob seine Sprechweise an­
genehm ist oder nicht. Hält er mal inne, so fühlen seine Zuhörer, daß sie doch 
etwas Anhörenswertes vernommen haben und daß jedes Wort, das Bismarck 
gebraucht und das er sich so viel Mühe gegeben hat, zu finden, das richtige, 
direkt die Frage treffende war. Jemand unterbricht ihn; er geht nicht schnell 
wie der Blitz darauf ein, sondern nach einigen Sekunden — die Zeit zur Er­
wägung dessen, was er soeben gehört — da kommt eine vernichtende Antwort, 
welche schwer auf den Unterbrecher niederfällt und nicht selten ein Gelächter 
auf seine Kosten erregt.

Nach einer Weile wird er bei der Sache wärmer, und der Schluß einiger 
seiner Reden ist sehr gut, selbst vom ausschließlich rethorischen Standpunkte aus. 
Der größte Teil dessen, was er in der Debatte gesprochen, liest sich gut; es ist 
voll von gesundem Menschenverstand und Logik und gänzlich frei von hoch­
tönenden leeren Phrasen. Wäre das, was Bismarck sagt, nicht gut und wirksam, 
so würde ihm niemand Aufmerksamkeit schenken; aber im allgemeinen erscheint 
das, was er sagt, von vornherein so gewichtig, daß, obgleich er kein brillanter 
Redner ist, keinem Redner aufmerksamer zugehört wird. Dies war bereits der 
Fall, ehe er ein großer Mann wurde. Im Jahre 1848, als seine Gegner 
ungehindert über den preußischen Junker zu spötteln pflegten und er nur wenig 
Einfluß besaß, ermangelte keine seiner Reden im preußischen Parlamente, mehr 
oder weniger Aufmerksamkeit zu erregen.

8. Bismarcks persönlicher und politischer Wagemut.

Man mag Bismarck lieben oder hassen, so muß doch jeder anerkennen, 
daß er in geistiger Hinsicht dasselbe ist wie in physischer, ein kraftvoller Mann. 
Er selbst weiß das wohl und verläßt sich bis zu einem außerordentlichen Grade 
auf seine eigene Kraft. Daher sein Wagemut, der auch einen so hervorstechenden 
Zug in seinem Charakter bildet.

Bismarcks Leben ist voll von authentischen Anekdoten hinsichtlich seiner 
außerordentlichen Furchtlosigkeit. Als Kind scheint er nicht gekannt zu haben, 
was Gefahr ist. Seine Mutter ist in beständiger Angst um ihn: wenn er 
nicht ertrinkt, so wird er sicher den Hals brechen. Es begegnen ihm viele Un­
fälle, nnd er entkommt oft mit genauer Not, aber irgendwie entkommt er stets. 
Als er älter wird, wird er vorsichtiger, aber noch immer kennt er keine Furcht. 
Nichts schreckt ihn zurück. Er liebt seine Lehrer, wenn sie ihn freundlich be- 
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handeln, und in diesem Falle finden sie ihn gelehrig, fleißig sogar; aber er 
lehnt sich auf gegen diejenigen, welche ihn durch Strenge zu zwingen versuchen, 
und sie können niemals irgend welche Autorität über ihn erlangen.

In Göttingen, wohin er zum Studium der Rechte ging, wurde er noch 
am Tage seiner Ankunft in vier Duelle verwickelt, weil er die Achtung, welche 
ein Fuchs den älteren Studenten schuldet, ganz vernachlässigte und vier derselben, 
welche sich die Freiheit genommen hatten, über ihn zu lachen, kühl und mit 
Bedacht beleidigte.

Während seines Militärdienstes rettete er seinen Diener mit Gefahr des 
eigenen Lebens vom Ertrinken. Für diese That erhielt er eine Medaille, welche 
viele Jahre seine einzige Dekoration war. Er trägt sie noch, und es wird 
erzählt — und wir glauben es gern —, daß er darauf ganz ebenso stolz ist 
als auf die. zahllosen Ordensbänder, Kreuze und Sterne, die jetzt seine Brust 
bedecken. Eine österreichische Excellenz fragte ihn eines Tages in Frankfurt, 
was diese ärmliche Medaille vorstelle. „Ach," versetzte Bismarck kühl, „ich 
rette gern Leute vom Ertrinken, wenn ich dazu Gelegenheit habe. Dafür erhielt 
ich diese Medaille."

Nach 1848 entfaltete sich Bismarcks Mut auf andern Gebieten. Er gehörte 
zu den ersten und sicherlich zu den bedeutendsten derjenigen Männer, welche, 
während alle rings umher von der Revolution mit fortgerissen wurden oder 
an der Möglichkeit des Widerstandes gegen dieselbe verzweifelten, kühn dagegen 
auftraten und offen dagegen agitirten. Er ergriff die Leitung der reaktionären 
Partei und wurde sehr unpopulär. Die liberale Presse in Preußen griff ihn 
mit großer Heftigkeit an. Im Parlamente begegnete er heftiger Opposition. 
Er verlor selten seine Gemütsruhe, aber er nahm niemals ein einziges Wort 
von seinen Angriffen auf die Revolution zurück. Als einige Anspielungen auf 
das Schicksal, das diejenigen allgemein erwarte, welche sich den Forderungen 
eines großen Volkes nach Freiheit zu widersetzen versuchen, gemacht wurden, 
zuckte er lediglich mit den Schultern. Er ist der Ansicht, daß „der Tod auf 
dem Schafott ein sehr ehrenhafter Tod sein kann".

Als er sich um die Wahl in Rathenow bewarb, fragte ihn ein alter 
Bauer, ob er dächte, daß es zweckmäßig sei, „gegen diese Berliner Demokraten 
zu kämpfen."

„Es ist besser, Hammer zu sein als Amboß," versetzte Bismarck, „wir 
wollen sie auf alle Weise angreifen." Dies ist Bismarcks Politik durchs ganze 
Leben gewesen., Sobald er einen Gegner vor sich sieht, beginnt er den Angriff. 
Er hat immer so gehandelt, daß er der Hammer war.

Als er im Begriff war, Rathenow zu verlassen, umringte ein Volkshaufen 
den Wagen, in welchem er mit seinem Freunde Herrn v. Stechow saß. Man 
warf mit Steinen nach ihm, und ein Stein traf ihn an der Schulter. Er 
erhob sich, nahm den in den Wagen gefallenen Stein auf und schleuderte ihn 
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auf die Menge zurück. Es war ein großer Haufen gegen zwei Mann; aber 
niemand wagte, Bismarcks Wagen aufzuhalten.

Im Jahre 1851, als die Flut der politischen Leidenschaft noch sehr hoch 
ging, trat Bismarck eines Tages in ein Gasthaus in Berlin, um ein Glas Bier 
zu trinken. Ein Mann in seiner Nähe, der sich durch die Anwesenheit seiner 
Freunde unterstützt fühlte, begann über ein Mitglied der Königlichen Familie zu 
schimpfen. Bismarck sah ihn an und sagte ruhig: „Wenn Sie diesen Raum 
nicht verlassen haben, bevor ich mein Bier aus habe, so werde ich diesen Krug 
auf Ihrem Kopf zerschlagen." Dann leerte er bedächtig sein Glas, und da der 
Mann die Warnung nicht beachtete, führte er seine Drohung aus. Er ging auf 
den Burschen zu und schlug ihn mit dem Glas auf den Kopf, bis er heulend 
zu Boden siel. Dann fragte er den Kellner: „Was kostet das Glas?" bezahlte 
es und ging gemächlich davon, ohne daß einer ihn zu belästigen gewagt hätte. 
Zu dieser Zeit war er schon ein Mann von politischer Stellung und der an­
erkannte Führer der konservativen Partei; aber getreu seinem Grundsatz nahm 
er stets die Ostensive, indem er seine Gegner, wo immer er sie traf, mit allen 
Masten angriff.

Bismarcks Haltung im Parlament war natürlich viel vom Hofe bemerkt 
worden. Der König Friedrich Wilhelm IV. hatte ein großes Gefallen an dem 
„Junker" gefunden, und als die Stelle des preußischen Ministers in Frankfurt 
frei wurde, gedachte er sie Bismarck anzubieten. Er war indes doch ein wenig 
überrascht, als der letztere, ohne Zeit zur Ueberlegung zu erbitten, sich zur An­
nahme des Vorschlags des Königs bereit erklärte.

„Aber Sie wissen doch, daß es ein sehr schwieriger Posten ist, und daß er 
große Verantwortlichkeit bringt?" sagte der König.

„Eure Majestät können mir auf alle Fälle die Gelegenheit bieten," er­
widerte Bismarck; „wenn ich nicht Erfolg habe, kann ich ja jederzeit zurück­
berufen werden."

Die Stellung, welche er mit einemmal in Frankfurt übernahm, verursachte 
dort großes Erstaunen. Oesterreich war zu der Zeit die leitende Macht im 
Bundestag, und die kleineren deutschen Staaten duldeten dies nicht nur als 
gesetzmäßig und unvermeidlich, sondern sie begünstigten thatsächlich die Ansprüche 
Oesterreichs; denn sie sahen in dem Hause Habsbnrg ihren natürlichen Beschützer 
gegen die Hohenzollern. Der letzte Vertreter Preußens bei dem Bunde hatte 
dafür keine Empfindung besessen und ruhig eingewilligt, eine niedere zweite 
Rolle zu spielen, indes Graf Thun, der österreichische Bundestagsgesandte und 
der Präsident der Versammlung der Gesandten, unverkennbar Nummer eins 
war. Dies war so weit gegangen, daß Bismarcks Vorgänger wie seine übrigen 
Kollegen dem Grafen Thun gestattet hatten, als einziger während der Ausschuß­
sitzungen zu rauchen. Keine Rücksicht konnte Bismark abhalten, dagegen zu 
protestiren. Er nahm eine Zigarre aus der Tasche, bat den Grasen Thun zu 
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dessen Entsetzen um Feuer und paffte frei weg, lange nachdem der österreichische 
Minister seine Zigarre weggeworfen hatte. Das war nur eine Lappalie, aber 
diese Lappalie verlangte mehr Mut, als irgend einer seiner Kollegen besaß, und 
Bismarck erlangte dadurch eine persönliche Stellung, deren sich sein Vorgänger 
nie erfreut hatte.

Wir haben diese Geschichten wiedergegeben, obgleich sie an sich unwichtig 
sind, weil wir es für interessant gehalten haben, zu zeigen, daß Bismarcks 
„historische" Kühnheit — wenn ein solcher Ausdruck gebraucht werden darf — 
ihren Ursprung in seinem natürlichen, angeborenen Wagemut hat. Es ist nicht 
schwer, eine furchtlose Stirn zu zeigen, wenn man sicher ist, der Stärkste zu 
sein; Kühnheit kann in solchen Fällen mit Arroganz und Insolenz verwandt 
sein. Aber es ist sehr verschieden, wenn ein Mann, allem Anschein nach der 
schwächere Teil, zur Verteidigung dessen, was er für richtig hält, mächtigen 
Feinden mutig ins Gesicht sieht. Bismarck ist niemals verzagt gewesen. Er hat 
nicht erst begonnen, laut und stolz zu sprechen und aggressiv zu werden, seit er 
ein großer Mann geworden; im Gegenteil, er hat sich zu dem, was er jetzt ist, 
erhoben, weil er kühn und stolz sprach und handelte, als er nur eine sehr 
kleine Persönlichkeit war. Er hatte zu jener Zeit nicht mehr Furcht vor seinem 
Pferde, seinen Lehrern, den älteren Studenten, die ihn ducken wollten, vor dem 
Ertrinken, vor einem Volkshaufen, als er sich in späteren Jahren vor einem 
nach ihm schießenden Mörder, vor parlamentarischen Mehrheiten, vor dem 
Haß einer großen politischen Partei und schließlich vor großen Nationen, die 
die Waffen gegen seine Politik erhoben, fürchtete. Er hat Gefahren jeder Art, 
obgleich er nicht blind dagegen war, mit demselben unerschütterlichen Mute 
Trotz geboten.

Er war nicht entmutigt, als er von seinen Landsleuten Verräter genannt 
wurde, noch als sie ihn anklagten, die preußische Verfassung verletzt zu haben; 
er zeigte sich besonders heiter in jenen ereignisvollen Tagen, als Wilhelm I. 
auf seinen Rat zuerst in den Kampf mit Oesterreich und dann mit Frankreich 
ging. Preußen hat sich stärker erwiesen als eins von diesen Reichen, aber man 
sollte berücksichtigen, daß, als es ins Feld zog, fast allgemein selbst bei seinen 
Freunden der Glaube herrschte, daß es geschlagen werden würde. Aber Bismarck 
war mit jenem grenzenlosen, beinahe an Tollkühnheit streifenden Optimismus 
begabt, ohne welchen keine große That je vollbracht worden ist, dem Optimis­
mus, welcher Kühnheit gibt, und der zn allen großen Eroberern gehört, zu 
Alexander, Cäsar und Napoleon. Er hoffte sicherlich, das Spiel, welches er 
spielte, zu gewinnen, aber er konnte sich nicht verbergen, daß alles mit ihm 
vorbei sei, wenn er es verlor. Wie ein Mensch, der immer willens ist, seine 
Einsätze zu verdoppeln, und welcher, obgleich er lange Zeit ununterbrochen Glück 
gehabt hat, nichtsdestoweniger bei jedem neuen Spiel wieder und wieder sein 
ganzes Vermögen auf eine einzige Karte setzt, so hat Bismarck höher und höher 

*
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gespielt. Was wäre Fürst Bismarck jetzt, wenn nach Düppel Preußen bei 
Sadowa oder nach Sadowa bei Gravelotte geschlagen worden wäre? Er 
bedachte dies, aber er scheute nicht davor zurück. Der arme Gutsbesitzer, der 
Junker, welcher Schulden machen mußte, um in der Stadt leben zu können, 
wurde allmälich ein einflußreicher Politiker, ein parlamentarischer Führer, 
Minister in Frankfurt, St. Petersburg, Paris; Ministerpräsident, Kanzler, 
Graf, Fürst, aber er blieb immer bereit, seinen Gegnern neue Chancen zu geben, 
sie zu zerdrücken und zu vernichten, und es ist unsere feste Meinung, daß 
er im gegenwärtigen Angenblick, wo er auf dem Gipfel der Macht steht und 
sozusagen das Schicksal der Welt lenkt, den Handschuh aufnehmen würde, 
wenn er ihm zugeworfen wäre, alles, was er besitzt, alles, was er gewonnen, 
riskiren und kühn und furchtlos mit aller Macht, mit allen seinen Waffen 
kämpfen würde, wie er es stets gethan.

Von dem Marschall Soult wird eine Geschichte erzählt. In einer Schlacht, 
wo eine starke Position von seinen Truppen zu nehmen war, die schon ver- 
schiedenemal zurückgeworfen waren und zauderten, einem neuen Befehl zum 
Angriff zu gehorchen, soll Soult vor die Front getreten und seinen Soldaten 
zugerufen haben: „Ihr fürchtet euch? Was habt ihr zu verlieren? Ihr könnt 
nur gewinnen. Ihr seid nichts und habt nichts. Ich bin Marschall von Frank­
reich; ich habe zweihunderttausend Franken im Jahre; ich kann nichts gewinnen, 
aber alles verlieren — ich fürchte mich doch nicht. Vorwärts, folgt mir!" 
Und er führte den Weg und gewann die Schlacht.

Ein solcher Mann ist Fürst Bismarck. Er hat nichts mehr zu gewinnen; 
er kann alles, was er besitzt, verlieren, und das ist immens viel; aber er er­
scheint vor der Front, wenn irgend Gefahr da ist — und er hat keine Furcht. 
Das sollte berücksichtigt werden, wenn man ihn beurteilt. Das Glück hat ihn 
nicht verdorben, oder vielleicht müssen wir eher sagen: hat ihn nicht geändert. 
Er ist nicht übermütig geworden. Er ist nie Amboß, immer Hammer gewesen. 
Er ist in dieser Beziehung jetzt, was er vor vierzig Jahren war; nur empfand 
man damals seinen Willen nicht über Schönhausen und Kniephof hinaus, 
während er jetzt auf der ganzen Welt gefühlt wird.

9. Bismarcks Reservirtheit und Belästigung.

Ein Mensch kann sich nicht ungestraft über die große Mehrzahl seiner Mit­
geschöpfe erheben. Er erlangt unvermeidlich einen überhohen Begriff von seinem 
persönlichen Werte und ist verleitet, sich gleichzeitig eine nur geringe Meinung von 
der Menschheit im allgemeinen zu bilden. Ein Mensch, welcher trotz mannigfacher 
Hinderniffe große Tinge vollbracht hat, ist geneigt, zu glauben, daß er immer 
recht hat, und daß diejenigen, welche ihm opponiren, sich im Unrecht befinden.
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Außerdem ist auch zu erwägen, daß in der Regel die Menschheit nicht viel 
Stolz und Selbstachtung besitzt, und daß die meisten Menschen betteln gehen 
— nach Brot, nach Geld, Titeln, Begünstigungen, sogar nach bunten Bändern 
für das Knopfloch ihres Rockes. Die Bettelei ist mehr verbreitet in der Welt 
als Lügenhaftigkeit, und niemand hat darunter so viel zu leiden wie diejenigen, 
welche, nachdem sie selbst durch Energie, Kühnheit und Selbstvertrauen sich eine 
hohe Stellllng erwarben, aus diesem Grunde einen besonders unbarncherzigen 
Widerwillen gegen Bettler empfinden.

Die an einen Mann wie Fürst Bismarck gelangenden Bettelbriefe können 
thatsächlich nach Tausenden gerechnet werden. Vor einiger Zeit, als der Kanzler 
krank in Varzin war, wurden alle an ihn gerichteten Briefe, welche nicht streng 
privater Natur waren, nach Berlin zurückgesandt, um dort gelesen und beant­
wortet zu werden. Der größte Teil dieser Briese enthielt „gehorsamste Gesuche", 
jedoch kaum einer dieser Bettelbriefschreiber hatte irgend einen Anspruch an den 
Fürsten. Einer der Beamten, deren Geschäft es war, diese Gesuche zu lesen — 
ein ordnungsliebender Mann und augenscheinlich ein Liebhaber der Statistik — 
machte sich das Vergnügen, eine Liste aller Gesuche, nur soweit sie Geld betrafen, 
sich aufzustellen. Sie beliefen sich auf zehn Millionen Mark. Der Fürst lachte 
nicht, als man ihm dies erzählte, sondern zuckte die Schultern mit einem Blicke 
bitterer Verachtung. Andererseits ist es natürlich, daß ruhige, anständige Leute 
von Selbstachtung, welche nichts vom Fürsten verlangen und ihn nicht mit 
ihren Privatangelegenheiten zu stören wünschen, niemals mit ihm in Berührung 
kommen, sofern sie nicht in irgend einer amtlichen Beziehung zu ihm stehen, 
oder ein wirkliches Geschäft sie zu ihm führt. So ist es ganz natürlich gekommen, 
daß Fürst Bismarck einen großen Teil der niedrigen Seite der menschlichen 
Natur sieht, und es überrascht kaum, daß er skeptisch oder sogar misanthropisch 
geworden sein soll. Seine Erfahrung beweist, daß die Menschen in der Regel 
— eine Regel, welche glücklicherweise viele Ausnahmen erleidet — nicht den 
richtigen Stolz besitzen, daß sie geneigt sind, sich wegen ganz geringer Dinge 
zu demütigen; daß es viele Prahler unter ihnen giebt, und daß diese selben 
Prahler leicht übertölpelt werden können. Bismarck ist es sicherlich wohl bewußt, 
daß es viele sehr ehrenwerte Leute in der Welt giebt, aber die Erfahrung hat 
ihn gelehrt, daß es sein Mißgeschick ist, mit einer verhältnismäßig kleinen Zahl 
derselben Verkehr zu haben. Er hält fest zu den wenigen Männern und Frauen, 
denen er vertraut, weil er sie als seine wahren Freunde kennt, aber er ist 
argwöhnisch gezgen Fremde. Sein erster Gedanke, wenn er ein neues Gesicht 
sieht, mag natürlich sein: „Nun, was verlangt dieser Mann von mir?" Dies 
erklärt, warum er allgemein gefürchtet ist, obgleich seine intimen Freunde feine 
Freundlichkeit und Liebenswürdigkeit hoch rühmen.
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10. Bismarcks Gesundheit und Leben auf dem Lande.

Fürst Bismarcks Gesundheit ist seit einiger Zeit dahin. Er ist mit seiner 
Kraft nicht haushälterisch umgegangen und hat nie, was man vom hygienischen 
Standpunkte eine rationelle Lebensweise nennt, geführt. Seine Nerven, welche 
überangestrengt worden sind, sind empfindlich geworden. Sein Schlaf ist nicht 
gut: er geht zu abnorm später Stunde zu Bett und findet oft erst Ruhe, wenn 
die Sonne über dem Horizont steht. *)  Unter diesen Umständen bekommt ihm 
das Leben auf dem Lande, wo er niemand sieht, außer Mitgliedern seiner 
Familie oder einigen Freunden, die entweder als Gäste eingeladen sind oder 
ihm als Sekretäre dienen, am besten. Seine Besuche in Varzin und Friedrichs- 
ruh sind allmälich länger und länger geworden. Es ist wahrscheinlich, daß 
dies so weiter geht und daß er sein ereignisvolles Leben als der „Einsiedler 
von Varzin" enden wird — eine Bezeichnung, welche bereits auf ihn angewendet 
worden ist.

Wenn Bismarck auf dem Lande ist, führt er das Leben eines Gutsherrn 
der alten Schule. Er sieht sorgfältig nach seinem Eigentum, nimmt großes 
Interesse an seinen Bauern, reitet, jagt und ist kein Freidenker. Er hat sich 
immer — ohne Ostentation, aber mit großem Ernste — als religiösen Mann 
bekannt. „Das Leben würde nichts wert sein," schreibt er an seinen Schwager, 
„wenn es mit dem Tode hienieden zu Ende wäre." Und in einem andern 
seiner Briefe findet sich folgende Stelle: „Ich begreife nicht, wie ein Mensch, 
der über sein eigenes Dasein nachdenkt, die Bekümmernisse und Sorgen dieses 
Lebens ertragen kann, wenn er nicht einen festen Glauben an Gott hat."

11. Schlußbetrachtung.

Auf vorstehenden Seiten haben wir versucht, die Umrisse des Bismarckschen 
Charakters zu skizziren. Wir behaupten nicht, den Gegenstand erschöpft zu haben. 
Der Charakter eines Menschen ist eine wunderbar komplizirte Sache — eine 
merkwürdige Mischung von guten und bösen, großen und niedrigen Dingen. 
Befremdliche und sogar unerklärliche Widersprüche verwirren den Beobachter, 
und wer in seiner Beschreibung vollständig zu sein strebt, muß immer fehlgehen. 
Es ist unmöglich, bei solchen Dingen „die ganze Wahrheit" zu sagen. „Nur 
die Wahrheit" kann jemand sagen, der Auswahl trifft; wir haben versucht, um 
jeden Preis diesen Teil der Pflicht eines ehrenwerten Zeugen zu erfüllen.

0 Es ist das Verdienst Schweningers, wofür ibm die deutsche Nation nicht genug 
danken kann, Bismarcks Leben rationell gestaltet zu haben. Seine Gesundheit ist heute, 
nach fast zivanzig Jahren, befestigter als im August 1878, da Lindau obiges schrieb.
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Bismarck kann noch einmal kämpfen müssen. Wer kann sagen, daß er wieder 
siegreich sein wird? Aber wenn er seiner Vergangenheit treu bleibt — und 
es kann kein Zweifel sein, daß er es wird —, wird er niemals nachgeben. Er 
wird bis zum Aeußersten kämpfen für das, was er als das Richtige betrachtet; 
und wenn er füllt, bevor der Tag gewonnen, so wird es nach einem furcht­
baren Ringen, nachdem er seinen Feinden schwere Wunden beigebracht hat, 
und mit dem Gesichte gegen den Feind sein. Seine Grabschrift sollte lauten: 
„Es war ein kraftvoller und furchtloser Mann."



IL Teil.

Aufzeichnungen nus dem Jahre 1884.

5aâ erste Bild, das Rudolf Lindau uns von Bismarck gezeichnet hat, 

entstand im Jahre 1878, kurz nach dem Berliner Kongresse. Im Juli 1884 
machte sich derselbe noch einmal an die Arbeit, nachdem Bismarck inzwischen 
sechs Jahre lang für die Erhaltung des europäischen Friedens gearbeitet, 
nachdem er die Zolltarisreform durchgeführt, die Gesetzgebung zum Besten 
der wirtschaftlich Schwachen inaugurirt und Deutschland zu einem Kolonialreich 
umgestaltet hatte. 1878 hatte man geglaubt, Bismarck sei auf dem Zenith 
seines Ruhmes und seiner Größe angelangt; er hat bis 1890 ungezählte neue 
Lorbeeren gepflückt, und man würde staunen, wenn man sähe, wo wir heute 
stündeu, wenn auf die Dienste dieses einzigen Staatsmannes nicht vorzeitig verzichtet 
worden wäre. Wenige Wochen bevor Rudolf Lindau zum zweitenmal seine Ge­
danken über Bismarck aufzeichnete, wurde in Berlin der Grundstein zu dem jetzigen, 
neuen Reichstagshause gelegt. Bei diesem feierlichen Anlaß waren drei Männer 
anwesend, welche den Blick aller auf sich zogen: der Kaiser Wilhelm, der Reichs­
kanzler Fürst Bismarck und der Generalfeldmarschall Graf Moltke — die edelsten 
Vertreter der deutschen Einigkeit, Größe und Macht, die Verkörperung deutscher 
Zähigkeit, deutscher Furchtlosigkeit, deutscher Disziplin und deutschen Pflichtgefühls; 
drei seltene Männer — ein großer Herrscher, ein großer Staatsmann, ein großer 
Soldat! Als Rudolf Lindau sie so sah, kam ihm plötzlich der Gedanke, daß Berlin 
etwas besitze, worauf es stolz sein könne; daß dort etwas Herrliches zu sehen sei 
und daß jene armseligen Leute, welche nach Berlin kommen und nichts zu bewundern 
sehen, indem sie alles gewöhnlich, gemein und häßlich finden, selbst sehr klein­
liche Wesen sein müssen. Kaiser Wilhelm und Moltke erfreuten sich unzweifel­
haft der größten Popularität, die Persönlichkeit aber, die jeder Bewohner und 
Besucher Berlins am liebsten sehen wollte, war Fürst Bismarck. Hören wir, 
was Rudolf Liudau noch weiter über ihn zu erzählen weiß:
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1 Bismarcks frühere Abgeschlossenheit und Neugeburt seit 

Schweninger. !)

Bis in die letzten sechs Monate konnte man kaum hoffen, den Fürsten Bis­
marck auch nur ganz vorübergehend zu Gesicht zu bekommen; denn er lebte in 
vollständiger Abgeschloffenheit und ging, wenn er sich in Berlin befand, nie aus 
seinem Palais, außer zum Vortrage beim Kaiser oder um im Parlament über 
eine Frage von besonderem Interesse zu sprechen. Aber selbst bei diesen seltenen 
Gelegenheiten war es kaum möglich, etwas von ihm zu sehen. Er fuhr durch 
die Straßen in einem ganz geschlossenen Wagen, welcher nicht die Aufmerksam­
keit erregen konnte. Ein Fremder, welcher zufällig an einem Tage im Par­
lamente war, wo der Reichskanzler sprach, konnte sich für sehr vom Glück 
begünstigt betrachten; denn niemand hätte ihm eine Stunde vorher sagen können, 
ob Fürst Bismarck überhaupt anwesend sein würde. Sonst war es hoffnungs­
los, ihn anderwärts zu sehen zu bekommen: er ging nie in Gesellschaft noch 
zu Hofe, noch zu den Empfängen der Botschafter oder Minister; und Eintritt 
in sein eigenes Haus zu erlangen, war nur denjenigen möglich, welche einen 
sehr hohen Rang in ihrem Lande einnahmen oder eine besondere geschäftliche 
Angelegenheit mit ihm zu besprechen hatten. Alte Freunde oder nahe Ver­
wandte erfreuten sich allein des Vorrechts, ihn privatim zu sehen. Neuerdings 
ist in dieser Beziehung etwas Wechsel eingetreten. Vor ungefähr einem Jahre, 
als er körperlich leidend war, vertraute sich der Reichskanzler der Behandlung 
eines Arztes, Dr. Schweninger, an, dessen Verfahren sich als sehr erfolgreich 
erwies, und seitdem vermag er wieder die gewohnten körperlichen Bewegungen 
auszuführen. In Friedrichsruh oder in Varzin geht er tüchtig spazieren; in 
Berlin zieht er vor, seine Leibesübung hauptsächlich zu Pferde vorzunehmen. 
Tie Bewohner Berlins waren sehr überrascht, als die Zeitungen vor einigen 
Monaten mitteilten, der Kanzler sei zu Pferde im „Tiergarten" erschienen. Seit­
dem hat man ihn oft dort gesehen. In seiner Jugend war er ein passionirter 
Reiter, und er zeichnet sich noch jetzt durch einen guten Sitz und eine gefällige 
Haltung im Sattel aus. Er reitet manchmal mit einem seiner Söhne aus, 
meist aber allein, gefolgt von einem Reitknechte. Ein Fremder, der ihn nie 
vorher gesehen und ihm zufällig begegnet, würde nicht nötig haben zu fragen, 
wer er sei; er würde sogar in einiger Entfernung diese starke, machtvolle Gestalt 
in Kürassieruniform und diesen massiven runden Kopf erkennen, dessen 
charakteristische Züge jedem durch Tausende von Zeichnungen und Photographien 
vertraut sind. '

!) Dem jetzigen bayerischen Gesandten in Wien Freiherrn von Podewils gebührt das 
große Verdienst, daß sich der Fürst in die ärztliche Behandlung Schweningers begab.
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2. Bismarck in Lenbachscher Auffassung.

Es gibt verschiedene mehr oder weniger gute Porträts des deutschen Reichs­
kanzlers ; aber kein fremder Besucher Berlins sollte versäumen, in die National­
gemäldegalerie zu gehen und ein von Franz Lenbach, einem der besten Maler 
der Jetztzeit, gemaltes Porträt anzusehen. Es ist ihm in bewundernswerter 
Weise gelungen, Bismarck, wie er vor drei Jahren, sechsundsechzig Jahre alt, 
und wie er noch jetzt aussieht, darzustellen — schon alt, müde und furchtbar 
ernst, aber sicher weder streng noch unfreundlich aussehend, und der richtige 
Typus ungeschwüchter kühner Energie und gewaltiger Intelligenz. Daß Fürst 
Bismarck ein bejahrter Mann, beweist das Datum seiner Geburt, daß er müde 
ist, überrascht nicht, denn er hat sein Leben lang eine so schwere Arbeitslast 
und Verantwortlichkeit getragen, daß die meisten Menschen schon lange darunter 
niedergebrochen wären. Wie könnte er anders als nachdenklich und ernst sein 
bei seinem klaren Erkennen der Armseligkeit und der Leiden des Menschen­
geschlechts und nachdem er so viel Niedriges und Klägliches während seines 
langen Lebens mitangesehen hat? Aber daß er andererseits ein gütiger Mann 
ist, werden alle, die ihm näher treten, bestätigen; und daß seine Energie 
ungebrochen, seine hohe Einsicht ungeschwächt, zeigt sich jeden Tag durch seine 
Thätigkeit als leitender Staatsmann Europas und durch seine unermüdlichen 
Anstrengungen, trotz mächtigen und heftigen Widerstandes die großen sozialen 
Reformen, denen er sich gewidmet hat, zur Ausführung zu bringen.

3. Bismarck ein Heros, der Einiger Deutschlands.

Bevor ich weitergehe, halte ich es für angezeigt, kurz den Gesichtspunkt 
darzulegen, den ich bei der Beurteilung Bismarcks einnehme. Ich bekenne, 
daß ich stark von gewissen Grundsätzen eingenommen bin, welche Carlyle in 
seinem Werke über das Heroische in der Geschichte niedergelegt hat. Ich weiß 
wohl, daß diese Grundsätze keine sichere Festung sind — daß sie Angriffen aus­
gesetzt und oft, manchmal mit offenbarem Erfolge, angegriffen worden sind. 
Andererseits bieten sie feste, leicht zu verteidigende Punkte, und ich bin der 
Meinung, daß sie wissentlich oder unwissentlich allgemein von allen Schrift­
stellern festgehalten werden, welche mit Sympathie für ihren Helden letzteren 
anderen so darzustellen versuchen, wie sie selbst ihn sehen. Dies Verfahren 
erhält indes selten Billigung, besonders wenn es auf eine Person angewendet 
wird, die noch lebt. Wenn man bei der Beschreibung eines Führers der Menschen 
populären Erfolg haben will, so wird man seinen Zweck viel besser dadurch 
erreichen, daß man feststellt, der große Mann sei im ganzen nicht bester als 
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gewöhnliche Sterbliche, als daß man zeigt, er stehe auf einer höheren Linie und 
seine Zeitgenossen müßten zu ihm aufsehen. Unsere Zeit leugnet, wie Carlyle 
sagt, das Vorhandensein von Helden. Zeigt einen solchen unseren Kritikern, 
und sie werden sagen, daß er lediglich das Erzeugnis seiner Zeit, daß seine 
Zeit alles und er nichts that! Aufrichtige Bewunderung für das wirklich Große 
betrachten sie als einen Mangel an Urteilskraft oder brandmarken es als 
„interessirte" Schmeichelei. Die letztere Art der Verurteilung ist besonders volks­
tümlich; denn, obwohl außerordentlich niedrig stehend, ist sie sehr leicht und 
bietet den Vorteil, gleichzeitig den verhaßten Bewunderer und den Gegenstand 
der Bewunderung zu treffen. Aber wie steht es mit dem, der so unwillig 
gegen „interessirte Schmeichelei" protestirt? Während er nicht veranlaßt werden 
kann, an die einsichtige und natürliche Bewunderung für einen großen Mann 
zu glauben, findet er es ganz natürlich — nein, er findet es kühn und edel — 
die höchsten Eigenschaften jener unfaßbaren, undefinirbaren, millionenköpfigen 
Einheit, genannt „das Volk", zuzuschreiben. Dem Volke will er auf das 
äußerste schmeicheln, und wenn er dabei Insulten auf einen einzelnen großen 
Mann herabregnen lassen kam, so wird er glauben, eine große Unabhängigkeit 
des Charakters bewiesen zu haben, „die große Nation, die edle Nation, die 
tapfere Nation!" wird er sagen und dann verächtlich von seinem „Unterdrücker" 
sprechen. Hört man eine gewisse Klasse deutscher Politiker, so wird man erstaunt 
sein, zu erfahren, daß es in keiner Weise Bismarck war, der unter der Regierung 
König Wilhelms und mit Hilfe Moltkes an der Spitze des deutschen Heeres 
Deutschland zu dem gemacht hat, was es ist, sondern daß die deutsche Nation 
es niemand als sich selbst zu verdanken hat, wenn sie zu dem Range, den sie 
jetzt einnimmt, aufgestiegen ist. Nichts kann weniger wahr sein! Bismarck an 
der Spitze einer Horde Samojeden oder Hottentotten würde sicherlich nicht 
haben vollbringen können, was er gethan hat; aber andrerseits würde Deutsch­
land niemals in den Krieg mit seinen mächtigen Nachbarn gezogen sein, es würde 
niemals die Stellung, die dasselbe jetzt inne hat, erreicht haben, hätte Bismarck 
nicht, trotz einer zahlreichen und aufgeregten Opposition, den Wert der Deutschen 
als Soldaten richtig beurteilt. Man betrachte das italienische „Volk" vor 
Victor Emanuel, Cavour führte es nach Rom! Man betrachte, wohin Frank­
reich, früher „die große Nation" par excellence, gekommen ist, weil es an 
Stelle eines Königs Wilhelm, eines Bismarck und eines Moltke einen Na­
poleon III., einen Ollivier und einen Leboeuf hatte! Hätte es im Jahre 1870 
einen französischen König Wilhelm, einen französischen Bismarck und einen 
französischen Moltke gegeben, wie stände es wohl dann heute damit?

Die politische Geschichte der Nationen ist die Biographie ihrer leitenden 
Staatsmänner, gerade wie die Geschichte der Zivilisation im allgemeinen die 
Geschichte großer Reformatoren, Kriegsmünner, Gelehrten, Künstler und Schrift­
steller ist — kurz, die Geschichte der großen Männer, welche in der Welt gelebt 
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haben. Wenn man sagt, das deutsche Volk schuf das neue Deutsche Reich, so 
könnte man ebenso gut sagen, daß es „Faust" und „Wallenstein" schrieb und 
die Bibel übersetzte; daß das englische Volk das Gesetz der Schwere entdeckte 
und daß Italien Raffaels und Tizians Gemälde schuf. Man kann zwar die 
Sache umdrehen und sagen, Goethe, Schiller, Newton, Molière, Raffael, 
Tizian wären nicht möglich gewesen, wenn es kein deutsches, englisches, fran­
zösisches oder italienisches Volk gegeben hätte, so, wie diese Völker waren, 
als jene große Männer lebten. Es liegt etwas Wahrheit darin, aber meiner 
Meinung nach nicht geniigend, um die den großen Männern schuldige ehr­
erbietige Bewunderung zu vermindern. Ich will meinerseits nicht die Be­
friedigung verkleinern, welche es mir gewährt, die Helden des Menschengeschlechts 
dadurch zu bewundern, daß ich versuche, ihnen gerecht zu werden. Sie waren 
alle Menschen und hatten als solche ihre Fehler. Aber Millionen und aber 
Millionen teilten ihre Mängel, und nur wenige besaßen bis zu einem gewissen 
Grade jene charakteristischen Eigenschaften, welche sie zu dem machten, was jene 
waren — Heroen! Daß Beethoven taub und wunderlich, Tizian jämmerlich 
servil, Raffael ausschweifend, daß Goethe sich gern „Ew. Excellenz" nennen 
hörte, daß Friedrich der Große die Flöte spielte und Tabak schnupfte — hat 
keine Konsequenz irgend welcher Art. Daß diese Männer große Männer waren, 
ist allein wichtig, das übrige thut gar nichts.

4. Bismarck Gegenstand der größten Publizität.

Wir kennen alle aus eigener Erfahrung die außerordentliche Leichtigkeit, 
mit der sich Legenden bilden. . .

Hätte Bismarck zur Zeit der Kreuzzüge gelebt, so würden wir wahr­
scheinlich Bilder von ihm haben, in welchen er als Riese von acht Fuß Höhe 
dargestellt wäre.

Das Anwachsen der Tagespresse während der letzten fünfundzwanzig Jahre 
und der Einfluß des elektrischen Telegraphen und der Stenographie auf die­
selbe haben das Ergebnis gehabt, daß das öffentliche Leben eines großen Mannes, 
all sein Reden und Thun, in den Zeitungen wie in einem Spiegel und von 
jedem denkbaren Gesichtspunkte wiedergegeben werden. Ich glaube sicher, daß 
niemals ein Mann gelebt hat, dessen ganzes Leben, soweit es das Leben eines 
Mannes der Oeffentlichkeit gewesen ist, so gründlich untersucht und so treu 
beschrieben worden ist, wie dasjenige des Fürsten Bismarck; sein Porträt ist 
mit Sonnenlicht ausgenommen worden, das jede Falte wiedergegeben hat; seine 
Reden sind von unerbittlich unparteiischen Reportern niedergeschrieben worden; 
Fürst Bismarck hat in einem Glashause gelebt. Wenn er ein Pfund Körper­
gewicht verliert — wenn er seinen Bart wachsen läßt oder ihn wieder abrasirt

P o s ch i n g e r, Vismarck-Porteseuille I. 9
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— wenn er einen Ritt im Tiergarten macht oder ans einen Tag nach Friedrichs- 
ruh geht — wenn er einen Fremden jn seinem Hanse empfängt oder wenn 
er einen Brief schreibt — das Pnbliknm wird sogleich davon in Kenntnis 
gesetzt. Bei dieser Lage der Dinge ist es überraschend, daß er seinen Feinden 
so wenig Waffen gegen sich geliefert nnd daß kein Gegner im stande gewesen 
ist, trotz wiederholter und heftiger Angriffe, sein Charakterbild zu schädigen.

5. Bismarcks unvergleichliche auswärtige Politik.

Es würde unmöglich sein, eine Geschichte seiner politischen Handlungen zu 
schreiben, denn das würde gleichbedeutend mit dem Schreiben einer zeitgenössischen 
Geschichte Europas sein. Es wird genügen, auf die Thatsache hinzuweisen, 
daß, als Bismarck im September 1862 leitender Minister von Preußen wurde, 
dies Land das letzte unter den Großmächten Europas war und vollständig von 
Frankreich, England, Rußland und Oesterreich in den Schatten gestellt wurde. 
In weniger als zehn Jahren bewirkte Bismarck eine vollständige Umwälzung in 
dieser Hinsicht: Deutschland ist die mächtigste Nation des Kontinents geworden, 
und das Ansehen seines politischen Leiters ist derart, daß es sich weit über 
Deutschlands Grenzen hinaus erstreckt. Es geht kaum zu weit, wenn man 
sagt, daß heutigen Tags eine politische Frage als gelöst bezeichnet werden kann, 
wenn Fürst Bismarck seine Ansicht geäußert hat. Es kann kein Zweifel sein, 
daß viele große Mißgriffe von europäischen Staatsmännern gethan worden 
sind, seitdem Fürst Bismarck einen dominirenden Einfluß auf die europäischen 
Angelegenheiten ausgeübt hat; aber es ist eine bemerkenswerte Thatsache und 
sicherlich nicht einem Glückszufall allein zu verdanken, daß keiner dieser Miß­
griffe sich den deutschen Interessen schädlich erwiesen hat, und daß einige ihnen 
thatsächlich von Nutzen gewesen sind. Wenn der Politik Englands in Aegypten, 
Rußlands in Asien und den französischen Unternehmungen in Tunis, Madagaskar 
und Tonkin von feiten Deutschlands nicht entgegengetreten worden ist, so ist 
sicherlich der Grund der gewesen, daß Deutschland ruhig ansehen konnte, was 
vorging, ohne irgend welche Befürchtung, seine Macht oder Interessen aufs 

Spiel gesetzt zu sehen.
In dem Zeitraume von acht Jahren hat Bismarcks Politik Deutschland 

in drei Kriege geführt — gegen Dänemark, Oesterreich und Frankreich; 
das Ergebnis davon war die Errichtung des deutschen Kaiserreichs und 
seine Stellung als größte Militärmacht Europas. Seitdem hat diese Politik 
Deutschland an die Spitze eines auf Bismarcks Antrieb gebildeten Friedens­
bundes gestellt, welcher starke Garantien für die Aufrechterhaltung des 
status quo, soweit die Grenzen des Deutschen Reiches in Betracht kommen, 
bietet. Die gegenwärtig bestehenden freundlichen Beziehungen zwischen Deutsch- 
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land einerseits und Oesterreich, Rußland, Italien und Spanien andererseits 
sind ganz der geschickten auswärtigen Politik des Fürsten Bismarck zu verdanken. 
Was Frankreich anbetrifft, so ist es Thatsache, daß die Beziehungen zwischen 
den beiden Regierungen ausgezeichnete sind. Nationen werden in ihrem Ver­
kehr mit anderen Mächten allein durch ihre Regierungen vertreten; ein direkter 
Verkehr von Volk zu Volk ist unmöglich. Deutschland stand auf gutem Fuße 
mit der Regierung des Herrn Thiers und der des Marschalls Mac Mahon, 
und es steht auf sehr befriedigendem Fuße mit der gegenwärtigen Regierung 
Frankreichs. Politisch ausgedrückt: die Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern können als gut bezeichnet werden. Daß viele Franzosen die Deutschen 
und den Fürsten Bismarck insbesondere hassen, ist eine Sache, für welche es 
kein Heilmittel giebt. Fürst Bismarck hat diese Frage sicherlich sorgfältig in 
Betracht gezogen, aber er scheint zu der Schlußfolgerung gekommen zu sein, 
daß der Preis, zu welchem das französische Wohlwollen erkauft werden könnte, 
zu hoch ist; in der That, weder Straßburg, noch Metz, noch Elsaß-Lothringen 
sogar könnten es erkaufen. Französische Chauvinisten werden fortfahren, die 
Deutschen zu hassen, bis sie ihre „Rache für Sedan" gehabt haben — das 
heißt, bis sie Deutschland auf dem Schlachtfelde geschlagen haben. Kein deutscher 
Staatsmann kann ihnen freiwillig diese Genugthuung geben. Die deutsche 
Regierung muß deshalb mit der Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu der 
französischen Regierung zufrieden sein. Und insofern hat Fürst Bismarck, wie 
ich schon gesagt habe, völlig Erfolg gehabt.

Was England anbetrifft, so wird es genügen, zu sagen, daß, wie auch 
immer die persönlichen Gefühle beschaffen sind, welche Fürst Bismarck und Herr 
Gladstone für einander empfinden, dieselben in keiner Weise die Beziehungen 
zwischen England und Deutschland beeinflußt zu haben scheinen, welche allem 
äußeren Anschein nach niemals aufgehört haben, sehr freundlich zu sein. Fürst 
Bismarck macht es sich als Politiker zur Regel, niemals sein Urteil von seinen 
Gefühlen beeinflussen zu lassen.

Mit einem Worte, Bismarcks Werk ist bis jetzt gewesen: das — durch 
seine Politik geeinte — Deutschland zum mächtigsten Reiche des Kontinents zu 
machen und so freundliche Beziehungen zu den anderen europäischen Mächten 
zu schaffen, daß sie sich als eine starke Garantie für die Aufrechterhaltung des 
Friedens Europas erweisen können. Wir haben nur zu prüfen, wie er dieses 
große Werk vollbracht hat.

6. Die Schwierigkeiten, mit denen Bismarcks Werk 

zu kämpfen hatte.

Ein Mensch, der schwere physische Arbeit zu vollbringen hat, bedarf des 
unbehinderten Gebrauchs seiner Glieder. Will er einen Baum fällen, zieht er 



132

seinen Rock aus, und der beste Schwimmer kann ertrinken, wenn er mit 
gefesselten Händen und Füßen ins Wasser stürzt. Diese Regel findet auch auf 
geistige Arbeit Anwendung. Soll ein Mensch sein Bestes thun, so muß ihm 
der unbeschränkte Gebrauch seiner Fähigkeiten gestattet sein. Ich gebe zu, daß 
er sorgfältiger und infolge dessen besser arbeiten mag, wenn er sich unter einem 
Zwange befindet, aber er wird in diesem Falle außerordentliche Anstrengungen 
zu machen haben, um das zu vollbringen, was er mit vergleichsweiser Leichtigkeit 
ausgeführt haben würde, wenn er unkontrollirter Herr seiner Handlungen 
geblieben wäre. Eine unter großen Schwierigkeiten geleistete gute Arbeit beweist 
große Kraft bei dem Manne, der sie geleistet.

Wir haben gesehen, daß Bismarck ein großes Werk vollbracht hat. Er 
leistete es unter außerordentlichen Schwierigkeiten. Solche Schwierigkeiten 
werden wahrscheinlich mit der Zeit aufhören, außergewöhnliche zu sein, und 
seine Nachfolger werden mit denselben zu kämpfen haben wie er, aber sie 
hemmten sicherlich seine Vorgänger nicht, mit welchen allein wir ihn ver­
gleichen können. Die großen Staatsmänner und politischen Reformer der 
Vergangenheit waren im Vergleich mit Bismarck freie Männer. Was sie thaten, 
thaten sie nach ihrem eigenen freien Willen und Urteil. Niemand stand — 
um nur Beispiele aus der preußischen Geschichte anzufiihren — zwischen dem 
Willen des Großen Kurfürsten oder Friedrichs des Großen und der Ausführung 
dieses Willens in Handlungen. Die Ueberlegenheit ihres hervorragenden 
Intellekts befähigte sie, zu begreifen, was für die Größe ihres Landes not­
wendig war, und sie unternahmen es kühn. Kühnheit ist das charakteristischste 
Zeichen der Größe. Sie hatten die ganze Kraft der Nation zur alleinigen 
Verfügung: die Reformen, welche sie für gut hielten, führten sie aus; sie 
nahmen das Heer und das Geld des Staates, ohne jemand um Erlaubnis zu 
fragen, — es war ihr eigenes Heer, ihr eigenes Geld — und schritten kühn 
auf ihrem Wege vor. Hütten sie „verantwortliche" Minister zu befragen und 
deren Unterschrift für ihre gewagten Unternehmungen zu erlangen gehabt, 
hätten sie mit einem Parlament verhandeln müssen — so ist es zum mindesten 
zweifelhaft, ob sie so erfolgreich gewesen wären. Wenn ich das sage, so klage 
ich nicht die konstitutionelle Regierungsform an. Ich will damit nur aus­
drücken, daß es ihr Zweck und ihr Ergebnis ist, wie ein Hemmschuh auf den 
Mann an der Spitze der Regierung zu wirken.

Dieser Hemmschuh ist immer ein Hindernis für Bismarcks Handeln 
gewesen. Er wollte große und schwierige Dinge ausführen, und er ha 
dieselben vollbracht, obgleich er niemals den freien Gebrauch seiner Fähigkeiten 
gehabt hat. Er stürzte sich kühn in den reißenden Strom, obgleich ihm Arme 
und Beine gefesselt waren, und er ist trotz alledem über den Strom gesetzt.

Einst hat er in seiner politischen Laufbahn, ungeduldig und ärgerlich über 
die Kurzsichtigkeit und Zaghaftigkeit seiner parlamentarischen „Bremser", die 
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Ketten, die ihn hemmen sollten, zerbrochen und ist auf seine Gefahr, unter 
Riskirung seines Lebens und seiner Freiheit, allein vorwärts gegangen, weil er 
lieber uutergehen wollte, als seine Arme verschränken und ruhig zusehen, wie 
eine Gelegenheit, sein Land groß zu machen, unbeachtet vorüber ging — eine 
Gelegenheit, welche er, und er allein, sah. Aber er kehrte von seinem Siege 
nicht übermütig zurück; er nahm die Ketten, welche er gebrochen, wieder auf 
und band sie sich wieder an, indem er das Parlament um „Indemnität" für 
das, was er gethan, ersuchte — indem er um Amnestie dafür bat, daß er den 
ersten, den kühnsten und schwierigsten Schritt zur Einigung Deutschlands unter­
nommen hatte. Es ist mehr als befremdlich, daß die Männer, welche ihm im 
Parlament entgegentraten, als er das deutsche Heer für den Kampf bereit 
machen wollte, der zur Gründung des Norddeutschen Bundes und später zur 
Errichtung des Deutschen Reiches führte, dieselben Männer sein sollen, welche 
jetzt zu verlangen wagen, daß sie, nicht er, Deutschland groß, mächtig und 
einig gemacht haben. Nicht ein Pfennig preußisches Geld, nicht ein Soldat 
des preußischen Heeres würde Bismarck zur Verfügung gestanden haben, als 
er in den Krieg für Deutschlands Größe zog, hätte er nicht eigenhändig nach 
der Macht gegriffen, welche das Parlament ihm versagte. Ob vom theoretischen 
Standpunkte Bismarck deswegen zu tadeln ist, ist eine Frage, welche der Er­
örterung der Professoren des Konstitutionalismus überlassen bleiben kann. Vom 
politischen Gesichtspunkte aus — Politiker tragen nur den praktischen Ergeb­
nissen Rechnung — war Bismarcks Handeln von ungeheurem Erfolge gekrönt; 
er wurde der volkstümlichste Manu des Landes und überall als der Heros 
Deutschlands gepriesen.

7. Die Verkleinerer Bismarcks.

Das war eine große Zeit für Deutschland — eine Zeit warmen, unver­
fälschten Patriotismus und Enthusiasmus. Die Deutschen waren stolz auf 
ihren alten Kaiser, ihr bewundernswertes Heer, ihren schweigsamen, kalten 
Generalstabschef Grafen Moltke, über alles aber waren sie stolz auf ihren 
politischen Leiter, den furchtlosen und klugen Bismarck, den sie den „Abkömm­
ling der Nibelungen" benannten. Sie fühlten sich viel stolzer, stärker und 
besser als je zuvor, und sie wußten und sprachen es offen aus, daß sie dies 
Bismarck zu verdanken hätten. Er hatte sie stolz darauf gemacht, Deutsche zu 
sein; er hatte wie mit einem magischen Zauberstab das demütigende Gefühl 
der Minderwertigkeit zerstört, welches Deutsche bis dahin so oft empfunden 
hatten, wenn sie in fremden Ländern die Position Deutschlands mit der Macht 
und dem Ansehen Englands und Frankreichs betrübt verglichen. Das war 
jetzt alles verändert; die Landsleute der Helden von Gravelotte und Sedan 
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und des eisernen Kanzlers waren berechtigt, stolz zu sein — und recht stolz 
waren sie.

Diese Zeit des reinen Enthusiasmus dauerte gerade so lange, wie solche 
Zeiten dauern können. Sehr bald wurden die Deutschen an ihre neue Lage 
in der Welt gewöhnt, und nun machten sich deutsche Skeptiker ans Werk und 
begannen mit ihrem Helden „abzurechnen". Was hat Bismarck im ganzen 
genommen gethan, um solche Lobpreisungen zu verdienen? Hat er denn die 
Höhen von Spichern und St. Privat erstürmt, Straßburg, Metz, Paris belagert 
und eingenommen, sein Leben in den mörderischen Schlachten gewagt, wo teures 
Blut die süßen Früchte des Sieges erkaufte, die sie jetzt verdientermaßen genossen? 
Er hatte seine Pflicht gethan! Natürlich hat er das! Das hatte jeder Deutsche; 
welchen Dank hatten jene dafür erhalten? Hatte er im Gegenteil nicht den 
vollsten Lohn empfangen? War er nicht zu nie dagewesener Macht, Ehre und 
Stellung gestiegen? Daß Deutschland eine gewisse Schuldverbindlichkeit gegen 
ihn eingegangen, war richtig; aber war diese Schuld nicht voll und anstündig 
bezahlt worden? Was erwartete er noch mehr? Suchte er das ganze Gut­
haben für das durch die vereinigten Anstrengungen Deutschlands geschaffene große 
Werk allein für sich in Anspruch zu nehmen? Ernstlich, eine solche Frage 
konnte gar nicht debattirt werden.

Ach die menschliche Natur! Sie ist immer so gewesen und wird immer 
so sein: der Held hat seine Arbeit gethan — der Held kann nun gehen! 
Eitelkeit, Selbstsucht und Haß haben immer die Gefühle der Völker gegen große 
Männer geleitet. Tote Männer hören auf, Mitstreber zu sein. Nationen ehren 
im allgemeinen ihre toten Heroen, aber sie fühlen sich nicht in gleicher Weise 
geneigt, der mitlebenden Größe Ehren zu erweisen. Undankbarkeit oder ab­
sichtliche Blindheit bezüglich derselben ist die allgemeine Regel. Millionen von 
Deutschen widmen ohne Zweifel auch ferner Bismarck eine aufrichtige und 
dankbare Bewunderung; aber diese Menschen, meist von ruhiger, zufriedener 
und konservativer Gemütsrichtung, die ihm allmälich Vertrauen geschenkt hatten 
und jetzt fest auf seiner Seite standen, ließen sich der Regel nach nicht ver­
nehmen; deshalb wurde die Opposition, ermutigt durch ihren Erfolg mit den 
„Enterbten der Nation", täglich lauter und aggressiver. Die politische Zu­
friedenheit verhält sich im allgemeinen ruhig, während es das Wesen der 
Opposition ist, geräuschvoll zu sein. In der Presse wie im Parlament wurde 
es bald Sitte, heftige Angriffe gegen den Kanzler zu richten, und viele Politiker 
ohne persönliches Verdienst, die nie etwas zum Wohle ihres Landes gethan, 
erlangten allmälich eine gewisse politische Stellung lediglich als Gegner Bis­
marcks und erregten Aufmerksamkeit, weil sie sich in dem Lichtkreise, der ihn 
umgab, bewegten. Diese Politiker machten niemals selbst Vorschläge; sie waren 
entweder zu furchtsam oder zu unbedeutend dazu. Was sie gern in Vorschlag 
gebracht hätten, wagten sie nicht offen zu bekennen, oder sie hatten nichts zu 
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bekennen und vorzuschlagen. Aber es gehörte weder große Einsicht noch großer 
Mut dazu, „Nein" zu jedem vom Kanzler ausgehenden Vorschläge zu sagen 
und zu beweisen, daß diese Vorschläge wie jeder menschliche Plan ihre Fehler 
hatten. Unter den Gegnern Bismarcks gab es zweifellos gute und durchaus 
ehrenwerte Männer, welche es wirklich für ihre Pflicht ansahen, ihm entgegen­
zutreten; aber es gab viele andere, welche gefunden hatten, daß die „Opposition" 
zu einem einträglichen Geschäft gemacht werden konnte, welches diejenigen, die 
es klug ausführten, zu Wohlsein und Ruf brachte. Einige von dieser letzteren 
Klasse von Männern waren außerdem von schlechter Erziehung und schlechten 
Manieren, und gegen solche Mängel ist Bismarck merksam empfindlich und 
besonders unduldsam.

Er hatte kein Recht, zu erwarten, daß seine Vorschläge ohne Widerspruch 
durchgehen würden, und sein klarer Geist mußte sehr wohl wissen, daß die Diskussion 
die Seele des Konstitutionalismus ist; aber jeder Deutsche war ihm für das, 
was er vollbracht, Achtung und Dankbarkeit schuldig, und kein Deutscher durfte 
ihm anders als höchst respektvoll opponiren. Dies ist nicht der Fall gewesen. 
Es haben sich Männer gefunden, welche es augenscheinlich für sehr fein 
gehalten haben, den Kanzler in sehr roher Weise zu kritisiren, wie wenn sie 
ihn zu Ungeduld und zu Bitterkeiten treiben wollten, während viele andere 
solcher Niedrigkeit Beifall gezollt und sich an dem Schauspiel von Bismarcks 
Zorn belustigt haben.

Wahrscheinlich in dieser Zeit sind gewisse scharfe Worte des Kanzlers über 
Zeitungsschreiber und öffentliche Redner als Agitatoren allgemein bekannt 
geworden; aber man sollte sich erinnern, daß diese Aussprüche aus der Zeit 
herrühren, als Bismarck am populärsten war, und auf tief eingewurzelten Ueber­
zeugungen und Ansichten beruhten, statt daß sie, wie angenommen wird, das 
Ergebnis des Zorns oder schlechter Laune sind.

Bismarck als Monarchist.

Fürst Bismarck ist durch und durch monarchisch. Treue gegen den Souverän 
wird von ihm nicht nur als eine Haupttugend, sondern als die erste aller 
politischen Tugenden bei einem Manne seiner Stellung angesehen. Er hat oft 
von sich gerühmt, ein treuer „Vasall" seines Königs zu sein. Für ihn ist dies 
eine Frage persönlicher Ehre. Er konnte auf sehr gutem Fuße mit einem aus­
wärtigen Republikaner stehen; für Herrn Thiers zum Beispiel hegte er auf­
richtige Sympathie, und er ehrt noch jetzt das Andenken dieses Staatsmannes, 
dessen warmer, selbstloser und zugleich kluger Patriotismus ihm wahlverwandt 
war; jedoch gegen einen Deutschen, welchem, nach seinem eigenen Maßstabe 
gemessen, es an Loyalität gegen seinen Souverän mangelt, hat er mit Gefühle 
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der Verachtung oder des Mitleids. Er ist so aufrichtig überzeugt, daß Deutsch­
lands Größe und Macht fest mit der Größe und der Macht der Monarchie 
verbunden ist, daß er jeden Angriff auf die Rechte, die Würde oder die Pri­
vilegien des Souveräns als Verrat gegen Deutschland ansieht. Unternimmt 
dies ein Teutscher, so wird er Bismarcks persönlicher Feind; denn er betrachtet 
ihn als einen Menschen, welcher entweder kein Urteil oder keinen Patriotismus 
besitzt, und welcher auf alle Fälle eine schlechte Handlung begeht. Die Mehrheit 
der Deutschen ist sicherlich monarchisch; aber es gibt viele unzufriedene Leute 
in Deutschland — wie auch überall — und unzufriedene Leute wünschen Ver­
änderung und hören willig auf diejenigen, welche solche Vorschlägen. Ver­
änderungen aller Art in Vorschlag zu bringen, ist das Hauptgeschäft einer 
gewissen Klasse dunkler, unverantwortlicher Zeitungsschreiber, welche täglich Rat­
schläge vorbringen, deren Befolgung allmälich die Rechte und Privilegien des 
Souveräns vermindern und Deutschland dein Republikanismus zutreiben würde. 
Die Schreiber, welche diese antimonarchischen Reformen Vorschlägen, sind natürlich 
dieselben, welche am heftigsten den Kanzler als Vorkämpfer des König­
tums angreifen; aber wenn Bismarck solche Leute mit bitterlicher Verachtung 
behandelt, so geschieht es, weil er sie die Monarchie unterminiren sieht, die er 
als den Schlußstein der Größe Deutschlands ansieht. Fürst Bismarck kennt die 
Macht der Presse und schützt sie vollkommen, aber er haßt gründlich diejenigen, 
welche einen schlechten Gebrauch davon machen. Der Mißbrauch einer solchen 
Macht ist leicht, denn derjenige, welcher sie handhabt, kann, sofern er es wünscht, 
mit nur wenig Klugheit und Diskretion anonym bleiben.

9. Bismarcks Rücktritt — Deutschlands Rückschritt.

Es gibt kleine, aber mit jener so sehr von Zeitungsherausgebern geschätzten 
Leichtigkeit des Stils begabte Menschen, welche kaum wagen würden, die Augen 
in Gegenwart des großen Kanzlers zu erheben, und welche nichtsdestoweniger 
täglich ihren Lesern — und einige derselben haben recht viele Leser — mit­
teilen, daß „Fort mit Bismarck" der Ruf jedes wahren Deutschen sein sollte. 
„Fort mit Bismarck" wird eines Tages eine Thatsache werden, denn eines 
Tages wird er gegangen sein; aber zum Heile Deutschlands und im Interesse 
des Friedens Europas ist zu hoffen, daß dieser Tag noch sehr fern ist; denn 
Bismarck an der Spitze der deutschen Staatsgeschüfte bedeutet nichts Geringeres 
als die vollkommene Sicherheit Deutschlands. Sein Ansehen ist ein derartiges, 
daß, solange er die politischen Geschicke Deutschlands leitet, man ruhig behaupten 
kann, keine fremde Macht werde ernstlich daran denken, es anzugreifen oder 
zu beleidigen. Ebenso sicher ist es, daß die Hoffnungen der Feinde Deutsch­
lands hauptsächlich auf dem Umstande beruhen, eines Tages werde der Wunsch 
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jener Zeitungsschreiber erfüllt und Bismarck „weg" sein. Haben sich die Deutschen, 
welche in diesen Ruf mit einstimmen, überlegt, was für Sorge und Kummer 
danach folgen kann? Deutschlands Macht wird an diesem Tage nicht dahin 
sein. Dies zu sagen hieße ungerechtfertigte Zweifel an seiner nationalen Größe, 
an der Zähigkeit, der Tüchtigkeit und beni Patriotismus seiner Bürger aus­
sprechen; aber das Gefühl vollkommener Sicherheit, welches Deutschland jetzt 
genießt, wird sicherlich dahin sein, und dann wird vielleicht der ungeheure 
Vorteil der gegenwärtigen Befreiung von Befürchtungen richtig geschützt werden. 
Nichts beweist, meiner Meinung nach, treffender die Größe Bismarcks als die 
Thatsache, daß er gegenwärtig „die Wacht am Rhein" des volkstümlichen 
deutschen Liedes personifizirt, und daß Deutschland fühlt, es sei sicher, solange 
Bismarck in Waffen steht und Wache hält.

Ich habe manchmal überlegt, welchen Preis Frankreich zum Beispiel wohl 
bereit sein würde zu zahlen, und berechtigterweise zu zahlen, um sich die 
Dienste eines Bismarck zu sichern. Das sind unnütze Betrachtungen! Mag 
sein, aber die Deutschen könnten nichts Besseres thun, als sich denselben hin­
zugeben ; es würde sich ihnen auf alle Fälle zeigen, daß sie in ihrem leitenden 
Staatsmann einen unschätzbaren Besitz haben, den sorgfältig so lange wie 
möglich zu halten sie gut thun würden.

1U. Bismarcks Ansicht über Beredsamkeit und den 

Parlamentarismus.

Einige der vorstehenden Bemerkungen finden auch auf Bismarcks Empfin­
dungen für die parlamentarische Regierung, oder ich sollte vielmehr sagen, gegen 
eine gewisse Klasse von Parlamentsmitgliedern Anwendung. Er hört eine 
schöne Rede gerade so an wie er einen gewandt geschriebenen oder sensationellen 
Leitartikel liest; keines von beiden macht großen Eindruck auf ihn. Mit einem 
Wort, Beredsamkeit steht nicht in hoher Achtung bei ihm. Er ist der Ansicht, 
daß in dieser Zeit der parlamentarischen Regierung jeder Politiker im stande 
sein müßte, einer Versammlung in klarer Weise die Gründe darzulegen, warum 
eine Maßregel angenommen oder abgelehnt werden solle; aber er scheint zu 
denken, daß in einer solchen Rede keine Kunst enthalten zu sein brauche: sie sollte 
ein nüchterner und klarer, an die Urteilskraft, nicht an die Gefühle der Zuhörer 
appellirender Bericht sein. Das Gefühl ist nach Bismarck in politischen Dingen 
etwas Ueberflüssiges und Gefährliches. Kein Staatsmann sollte sich davon 
leiten lassen. Die Beredsamkeit wendet sich hauptsächlich an das Gefühl; ihr 
Zweck ist oft, die Leute zu etwas zu veranlassen, was sie bei kühlerer und 
besserer Ueberlegung ablehnen würden, und sie mit fortzureißen „fast gegen 
ihren Willen". Ein Bericht müßte, um gut zu sein, klar, sorgfältig und wahr- 
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hastig sein. Nun kann ein Meisterstück der Beredsamkeit unsorgfältig und 
trügerisch sein — kann thatsächlich eine Lüge sein. Der Anwalt, welcher einen 
Angeklagten verteidigt, von dem er weiß, daß er schuldig, und welcher durch 
seine Fähigkeit die Jury zu einem freisprechenden Urteil überredet, kann ein 
sehr guter Redner sein, aber er ist nicht aufrichtig. Bismarck achtet einen solchen 
Mann nicht, er betrachtet ihn als ein gefährliches Wesen. Eine schöne Rede, 
lediglich als Rede beurteilt, kann eine schlechte Handlung sein. Bismarck, dessen 
Lauterkeit als patriotischer Deutscher niemand anzweifeln kann, und dessen beste 
und mächtigste Reden ganz nüchterne, sorgfältige und wahrhafte, allein an den 
Verstand und die Urteilskraft der Zuhörer sich wendende Berichte sind, mag 
wohl der Meinung sein, daß in einigen Fällen, ^wo seine politischen Gegner 
durch ihre Klugheit und Beredsamkeit Erfolg gehabt haben, dieselben so gewissen­
los wie der Anwalt gehandelt haben.

In Bezug auf Bismarcks Ansichten über den Parlamentarismus ist noch 
ein anderer Punkt zu erwähnen: wenn man einige der volkstümlichsten par­
lamentarischen Führer ihrer Beredsamkeit oder vielmehr ihrer besonderen Be­
fähigung, über jeden möglichen Gegenstand fließend zu sprechen, entkleidete, so 
würde man häufig finden, daß sie als politische Charaktere ohne wirklichen Wert, 
daß sie thatsächlich lediglich „Dilettanten" sind. Nun ist Bismarck selbst ein 
berufsmäßiger Staatsmann, ein praktischer Geschäftsmann, und als solcher hat 
er eine starke Abneigung gegen den Dilettantismus. Er machte eine lange 
Lehrzeit durch, bevor er Meister wurde, und als Meister, der alle Geheimnisse 
seines Geschäfts gut kennt, hat er nur eine geringe Meinung von der Amateur­
arbeit und verwahrt sich streng dagegen, daß die Staatskunst als eine Art 
Himmelsgabe betrachtet werde, wie es von den meisten Leuten geschieht. Es ist 
klar, daß ein Mann ein Gelehrter erster Klasse, ein gewandter Schriftsteller, 
ein verdienstlicher Bankier und ein beredter Sprecher und zugleich doch ein 
armseliger Politiker sein kann. Auf Rechnung einiger von Fürst Bismarcks 
einflußreichsten Gegnern können gewisse politische Mißgriffe gesetzt werden, welche 
kein berufsmäßiger Fachmann begangen hätte, und welche das Vertrauen 
erschüttern sollten, das sie und ihre Freunde unzweifelhaft auch ferner in ihre 
eigene Weisheit setzen. Es ist sicher, daß das deutsche Parlament eine große 
Zahl politischer Dilettanten enthält, welche nichtsdestoweniger beträchtlichen Ein­
fluß auf die parlamentarischen Beschlüsse ausüben, und es ist nicht überraschend, 
daß Fürst Bismarck, indem er auf seine eigenen Erfolge als Staatsmann und 
auf die zahlreichen Versäumnisse seiner Gegner zurückblickt, sich in keiner Weise 
geneigt zeigt, die überlegene Weisheit der Gegnerschaft anzuerkennen, daher die 
gegen ihn gerichtete offene und heftige Feindseligkeit gewisser politischer Führer. 
Sie empfinden es als eine persönliche Beleidigung, daß, wie groß auch immer 
ihre Gelehrsamkeit, Beredsamkeit oder Popularität sein mag, der Kanzler hoch 
über ihnen auf der hervorrageuden Stelle steht, auf welche sein Verstand und
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Charakter ihn erhoben, und wo die öffentliche Meinung nicht allein in Deutsch­
land, sondern in ganz Europa ihn verbleiben läßt. Der Ruhm und die 
Geschichte können die Menge kleiner Leute nicht berücksichtigen, welche vereinigt 
hin und wieder Erfolg haben, indem sich die Wagschale zu ihren Gunsten gegen 
den einzigen gewichtigen Mann wendet, der allein ihnen allen entgegentrilt.

11. Bismarcks Größe ist unerreichbar.

Ruhm und Geschichte verzeichnen große Handlungen und die Namen der 
wenigen großen Männer, die sie vollbrachten. Die Größe besteht in der Kraft, 
zu wollen, zu wagen und zu handeln. Es gibt keinen lebenden Mann, der 
dem deutschen Kanzler in der Kraft und Zähigkeit der Absicht und im furcht­
losen Wagen gleicht, und daß er vollbringen kann, was er will und wagt, 
haben die Geschichte seines Lebens und die zeitgenössische Geschichte Deutschlands 
und Europas gezeigt. Es sind zweifellos Männer von großer Fähigkeit unter 
Bismarcks politischen Gegnern zu finden; aber nicht allein als Politiker, sondern 
auch einfach als Menschen kann keiner von ihnen ihm das Gegengewicht halten. 
In allen zivilisirten Ländern wird man viele andere Gelehrte, Schriftsteller, 
Redner, Künstler und ausgezeichnete Männer aller Art finden, mit welchen 
jene wohl verglichen werden können — einen zweiten Bismarck wird man nicht 
finden. Er ist ein ganz außerordentlicher Mann, und man muß bis zu dem 
heroischen Typus zurückgehen, um andere zu finden, die zu der gleichen großen 
Spezies von Menschen gehören. Gemeinsam mit allen Gliedern der heroischen 
Familie — die so spärlich über die Erde verbreitet, in deren Thaten aber 
die Geschichte der Welt beschrieben ist — besitzt er einen unbeugsamen Willen, 
unerschrockenen Mut und jene besondere Größe der geistigen Fähigkeiten, welche 
ihm gestattet, die Absichten anderer richtig zu beurteilen, während seine eigenen 
Pläne ein Geheimnis für jedermann bleiben. Wie der wirklich große Mann 
aller Zeiten zeigt er außerdem einen wunderbaren Mangel an gewöhnlichen, 
Egoismus, äußerste Nichtberücksichtigung seiner persönlichen Position und nie 
fehlende Bereitwilligkeit, wieder und wieder alles, was er gewonnen, behufs 
Förderung der nichtpersönlichen Zwecke seines Lebens aufs Spiel zu setzen.





Kisimrck in Kinrritz
(1862-1864).





Bismarck in Biarritz ')

(1862-1864).
s

Sie erste Steife nach Biarritz unternahm Bismarck im Jahre 1862, noch 

bevor er Ministerpräsident geworden war, also in seiner Eigenschaft als preußi­
scher Botschafter am Hofe Napoleons. Bismarck war damals sozusagen 
zwischen Thür und Angel. Er war zum Leiter der preußischen Politik bereits 
bestimmt, die Not war aber noch nicht groß genug, um bei dem König den 
Entschluß zu seiner Ernennung reifen zu lassen. Dieses Uebergangsstadium 
war ganz geeignet, Bismarck nervös zu machen; seine Sachen lagen noch in 
Petersburg und liefen Gefahr, dort einzufrieren, seine Wagen waren in Stettin, 
seine Pferde bei Berlin auf dem Lande, seine Familie in Pommern; er selbst 
empfand in Paris alle Unbehaglichkeiten eines garçon marié. Das in Paris 
geführte „Hunde-Bummelleben" bekam ihm schlecht, und er fühlte das dringende 
Verlangen einer körperlichen Stärkung durch Berg- und Seeluft. Da Napoleon 
anfangs Juli Paris verließ, so stand 'der Realisirung seiner Pläne nichts im 
Wege. Auf seinem Programm stand eine Brunnenkur in Vichy, ein Seebad 
in Trouville, eine Reise nach Neapel oder dem Süden von Frankreich. Bismarck 
entschied sich zuerst auf einige Tage für Trouville und trat am 25. Juli die 
Reise nach dem südlichen Frankreich an. Nach einem Besuche der Schlösser 
Chambord und Amboise langte er am 27. Juli abends in Bordeaux, „der 
Stadt des roten Weines", an. Am 28. Juli machte er eine Tour durchs 
Medoc, um Lafitte, Monton, Pichon, Latour, Margaux, St. Julien und andere 
Weine „in der Ursprache von der Kelter zu trinken". Ain 29. abends reiste 
er von Bayonne zu Wäger: nach Biarritz, da es darnals eine andere Ver­
bindung zwischen beiden Orten noch nicht gab. Jetzt fährt man von Bayonne

i) Der nachstehende Aufsatz ist das Ergebnis einer Studie, welche ich im Herbste des 
Jahres 1895 in Biarritz und Bayonne über den Aufenthalt Bismarcks in dem Pyrenäen­
bade gemacht habe, bei gleichzeitiger Zurateziehurrg unserer heimatlichen Quellen. Besonders 
zu Tanke bin ich verpflichtet Herrn E. Ardoin, welcher zur Zeit, da Bismarck bei Napoleon 
zu Gast war, die Stellung als „Lieutenant-Adjutant du Palais“ in der Kaiserlichen Villa 
versah. Derselbe hat eine wertvolle Monographie über die Villa Eugénie, betitelt „Souvenir 
de Biarritz“ geschrieben, die in Bayonne bei Lamaignère gedruckt wurde. 
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nach dem eleganten Seebade in 35 Minuten mittelst Dampfstraßenbahn und 
außerdem alle halbe Stunden in 15 Minuten mit der Eisenbahn. Zum ersten­
male berührte Bismarck das pyrenüische Seebad nur kurze Zeit aus der Reise 
nach San Sebastian. Der Strand in dem spanischen Seebade gefiel ihm zwar 
besser als jener von Biarritz, gleichwohl wollte er hier einige Tage zubringen, 
da er es hübscher fand, als er es sich gedacht hatte, und vor allem „zivilisirter 
zu leben". Bismarck erwähnt, daß man in Biarritz beim Baden bereits damals 
Kostüme anlegen mußte, was in San Sebastian nicht der Fall war, weil dort 
die Damen fünfzig Schritte entfernt von den Herren badeten. Die Rückreise 
von San Sebastian nach Bayonne erfolgte in einer Diligence, „ziemlich un­
behaglich eingepackt zwischen niedlichen Spanierinnen, mit denen er leider kein 
Wort sprechen konnte". Heute legt man auch diesen Weg mit der Eisenbahn 
zurück, ohne Bayonne zu berühren. Daß Bismarck den etwa 50 Kilometer 
langen Weg in einem Postwagen, also nicht in einem eigenen Fuhrwerk zurück­
legte, beweist, daß er nicht gesonnen war, unnötig Geld auszugeben.

Am 4. August traf Bismarck also zum zweiteumale in Biarritz ein, um im 
Hotel de l'Europe abzusteigen. Er war so glücklich, ein Eckzimmer zn erhalten 
„mit reizender Aussicht auf die blaue See, die ihren weißen Schaum zwischen 
wunderlichen Klippen hindurch gegen den Leuchtturm treibt". In einem an seine 
Gemahlin gerichteten Briefe gibt Bismarck von San Sebastian ein anschauliches 
Bild. „Deuke Dir das Siebengebirge mit dem Drachenfels ans Meer gestellt, da­
neben den Ehrenbreitstein, und zwischen beiden dringt ein Meeresarm, etwas breiter 
als der Rhein, ins Land, und bildet hinter den Bergen eine runde Bucht. In 
dieser badet man in durchsichtig klarem Wasser, so schwer uud so salzig, daß 
man von selber oben auf schwimmt und durch das breite Felsenthor ins Meer 
sieht oder landeinwärts, wo die Bergketten immer höher und immer blauer sich 
überragen. Die Frauen der mittleren und unteren Stände sind auffallend 
hübsch, mitunter schön; die Männer mürrisch und unhöflich, und die Bequemlich­
keiten des Leben, an die wir gewöhnt sind, fehlen."

Am 20. August schreibt er seiner Schwester von demselben schönen Gestade:

„Mein liebes Herz!

Ich bin in Biarritz hängen geblieben an der Schwelle der Pyrenäen, die ich 
vielleicht noch betrete. Das Seebad bekam mir zunächst so ausgezeichnet, daß 
ich die Abreise von einem Tage zum andern verschob, obschon ich mich etwas 
einsam fühlte. Seit die Orlows gekommen sind, lebe ich mit ihnen, als ob 
wir allein auf dem Bade wären.... Wir baden des Morgens, gehen dann 
auf die Klippen, frühstücken in einer entlegenen Schlucht hinter dem Leucht­
turm, wo ich augenblicklich neben einer gelb und blauen Robe auf dem Rasen 
sitze, zwischen zwei heidebraunen Feldern auf grüne Wellen und weißen Schaum 
blickend, diese Zeilen schreibe; große weiße Möwen mit schwarzen Flügeln 
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schweben und kreischen in der Höhe, und die allgegenwärtige Tamarinde be­
schattet uns ausreichend gegen die glühende Sonne eines „schönen Wetters", 
d. h. 25 Grad im Schatten, nur hier nicht, wo die Seebrise kühlt. Einige 
Birnen, Pfirsiche und Hunde liegen neben uns, Orloff (Du kennst ihn doch 
mit der schwarzen Binde auf dem Auge, der Gesandte in Brüssel) sitzt 
rauchend und lesend, seine Frau schreibt wie ich. Sie würde Dir auch sehr 
gefallen . . . sehr originell, gescheit und lustig . . ., aber zivilisirt durch französisch­
deutsche Erziehung; ihre Eltern (Trubetzkoi) wohnen seit 20 Jahren in Fontaine­
bleau. Um 3 nehmen wir das zweite Bad, essen um 5, gehen dann wieder 
spazieren und lagern im Seewind bis zur Schlafenszeit auf dem Heidekraut. 
Ein behagliches Stillleben, bei dem ich Berlin und Paris (aber nicht Reinfeld) 
vergesse und von dem ich mich mit sehr lieben Erinnerungen trennen werde. 
Wann? Die Frage lege ich mir täglich vor und schiebe die Beantwortung auf 
morgen, indem ich mit Recht mich darauf berufe, daß ich seit 6 Jahren nicht 
so gesund gewesen bin wie jetzt hier. Ich klettere und gehe den ganzen Tag 
wie eine Ziege, liege im feuchten Gras ohne Furcht vor Rheuma und werde 
täglich ein Jahr jünger, also wenn ich noch lange bleibe, studentisch oder kindisch. 
Außer meiner Nachbarin kenne ich hier nur eine alte Gräfin B . . . und ihre 
Enkelin, ein hübsches, tanzlustiges Fräulein, mit der ich einigemal walzen 
mußte, ehe Orloffs kamen. Das Gros der übrigen Gesellschaft sind Spanier 
von guter Familie und schlechter Erziehung; sie sprechen keine europäische Sprache, 
und ich weiß nichts mit ihnen aufzustellen . . . Wenn Du mir schreiben willst, 
so adressire nach Paris, als ob ich dort wäre, von da behält man mich im 
Auge. Ich trete meinen Rückzug von hier jedenfalls über Pau, Barrages, 
Toulouse, Marseille an, nur heute noch nicht. Bon Bernstorff hatte ich vor 
einigen Tagen einen veralteten Brief vom 5. Er wünscht, daß der Stellen­
wechsel, „wenn er sich überhaupt auf das Fachministerium erstrecken soll", 
jedenfalls vor Ende September stattfinde. Ich gehe nicht vor Ende meines 
Urlaubs, der etwa den 14. ablüuft, nach Berlin und Pommern. Vorher habe 
ich Angst, in Berlin im sonnigen Gasthof vor Anker gelegt zu werden. Dann 
muß sich mein Geschick entscheiden, mir ist es einerlei, wie. Leb wohl, liebes 
Herz, die Sonne kommt aufs Papier, und dafür, daß ich auf meinem rechten 
Bein schreibe, ist der Brief recht leserlich; Mendelsohns Briefe liegen freilich 
noch darunter. Herzliche Grüße an Oskar.

Dein treuester Bruder
v. B."

Biarritz war damals bereits seit lange die bevorzugte Sommerresidenz des 
Kaiserlichen Hofes; diesem selbst verdankt der Ort erst seinen Aufschwung. Die 
erste träge Entwicklung erfolgte in den Jahren 1825 bis 1840, als die großen 
spanischen Familien ansingen, in Biarritz die in ihrem Vaterlande unerträglichen 
heißen Sommermonate zuznbringen. Diesen schloß sich im Jahre 1838 die

P o sch in g er, Bismarck-Portefeuille I. 10
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Gräfin bon Montijo an, und als ihre Tochter, Eugénie Marie de Guzman, 
Gräfin bon Teba, am 30. Januar 1853 auf den Thron Frankreichs erhoben 
wurde, wußte sie ihren Gemahl bereits im folgenden Jahre zu bestimmen, das 
ihr bon früher her teure Biarritz zu besuchen.

Den ersten zweiundbierzigtägigen Aufenthalt in Biarritz nahmen der Kaiser 
und die Kaiserin im Juli 1854 in Château de Gramont, einer wunderbollen Be­
sitzung bon Jules Labat, damals Deputirter der Basses-Pyrénées. In dem ihm 
als Arbeitszimmer dienenden Raume unterzeichnete Napoleon die Kriegserklärung 
gegen Rußland. Jetzt hat das alte Schloß einem Prachtbau Platz gemacht, in 
dem ich in diesem Sommer Gelegenheit hatte, die erste französische Gesellschaft 
bon Biarritz,'sowie die Königin Natalie bon Serbien zu sehen.

Bereits im Oktober desselben Jahres wurde mit der Erbauung eines 
Kaiserlichen Schlosses, der „Villa Eugenie", in der Mitte der oben bon Bis­
marck beschriebenen großen Bucht, der grande plage oder plage des fous, 
begonnen. Die Villa ist auf zwei Felsen erbaut, welche bom Meere umspült 
werden, sie hat eine 38 Meter lange Fassade gegen das Meer und nach rück­
wärts zwei 39 Meter lange Seitenflügel, welche den Schloßhof (la cour 
d’honneur) bilden. Vor der Front gegen das Meer zu befindet sich eine 
65 Meter lange prächtige Terrasse, bon der man einen geradezu entzückenden 
Blick auf den Ozean, das staffelförmig aufgebaute Biarritz, die prächtigen 
Felsen des Kap Saint-Martin und den Leuchtturm hat, dessen Lichtstrahlen 
20 Kilometer weit gesehen werden. Die Villa war ursprünglich bon einem 
nur 11 Hektar großen Park umgeben, der an Stelle der bisherigen Sandwüste 
herborgezaubert wurde. In einem Nebengebäude des Schlosses waren die 
Stallungen untergebracht und in 4 Baracken die aus 120 Mann bestehende 
militärische Bedeckung. Im Laufe der Jahre erweiterte sich die Besitzung bis 
auf 20 Hektar, zuerst durch die Erwerbung eines für die Hofbediensteten 
bestimmten Anwesens, sodann durch den Bau einer Kapelle und eines Wirt­
schaftsgebäudes mit Ställen für Ochsen, Kühe und Schafe, durch Anpflanzung 
bon Reben, Herstellung eines kleinen Sees und so weiter.

Zum erstenmal bewohnte die Kaiserliche Familie die Villa Eugenie 3 Tage 
lang im Juli 1855; daran reihten sich meist 4—6 wöchentliche Besuche in den 
Jahren 1856 (17. August bis 26. September), 1857 (22. August bis 
29. September), 1858 (19. August bis 27. September), 1859 (2. Sep­
tember bis 10. Oktober), 1861 (29. August bis 30. September), 1862 
(4. September bis 3. Oktober), 1863 (30. August bis 5. Oktober), 1865 
(4. September bis 10. Oktober), 1866 (Ende September bis 21. Oktober), 
1867 (7. September bis 16. Oktober), 1868 (12. September bis 17. Oktober).

Im Gefolge der Kaiserlichen Familie befanden sich die Prinzessin d'Albe, 
Schwester der Kaiserin (1857 und 1867, 1868), der Herzog bon Alba (1857), 
die Gräfin Montijo, Napoleons Schwiegermutter (1858, 1861), der Prinz 
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Napoleon (1857), die Prinzessin Anna Murat (1863) und der Herzog von 
Huescar (1866, 1867, 1868).

Von gekrönten Fürstlichkeiten fanden sich in der Villa Eugenie ein: der 
König von Württemberg (1857), der König von Belgien (1859), die Königin 
von Spanien, ihr Gemahl und der Prinz von Asturien (1865), und der König 
und die Königin von Portugal (1867).

Von sonstigen hohen Persönlichkeiten waren zu verschiedenen Zeiten als 
Gäste daselbst anwesend: die Großfürstin Marie von Rußland, die Großherzogin 
von Baden, der Prinz von Oldenburg, Prinz Adalbert von Bayern mit Ge­
mahlin, die Marschälle Serrano, O'Donnel, Niel, Narvaez, die Herzoge von 
Hamilton, Tarente, Zaragoza, Frias, Fernandina, d'Osiuna, die Herzoginnen 
von Torre, Tetuan, Medinaceli, Malakoff, Tarente, Frias, Fernandina, d'Osiuna, 
die Prinzen von Monaco, Metternich, Meschtschersky, Georg Bibesco, Czartoriski, 
Brancoran, die Prinzessinnen Orloff, Olga Gagarin, Gortschakoff, Kortzakoff, 
Radziwil, Bariatinski, Galitzin, Kotschoubey, Trubetzkoi, die Grafen Ezpeleta, 
Generallieutenant Baron Chazal, Lord Cowley, Graf von der Goltz, Baron 
von Werther, Herr von Radowitz, John Bigelow, Herr Duruy, Lord und Lady 
Hougton, Baron und Baronin von Rothschild, Georges Lawrence, Andrassy 
und andere.

Man sieht, wie begierig die große Welt sich drängte, die Gastfreundschaft 
Napoleons in Biarritz zu genießen.

Zwei dieser Persönlichkeiten hatte ich das Glück, im Herbst 1895 in Biarritz 
zu sehen: Herrn von Radowitz, unsern Botschafter am spanischen Hofe, und die 
Fürstin L. Trubetzkoi. Die letztere, eine politische Dame par excellence, war 
die langjährige Vertraute von Thiers und des Fürsten Gortschakoff, und sie 
galt eine Zeit lang für so einflußreich, daß selbst Bismarck sich veranlaßt sah, 
ihr in Paris eine Visite zu machen, welche die ungewöhnliche Dauer einer 
Stunde hatte.

Mit Napoleon kam Bismarck im Jahre 1862 in Biarritz nicht zusammen; 
der Kaiserliche Hof traf daselbst erst zu einer Zeit (4. September) ein, da der 
preußische Staatsmann bereits seine Kreuz- und Ouerzüge in den Pyrenäen 
fortgesetzt hatte.

Im Herbst 1864 sehen wir Bismarck in Baden-Baden in Begleitung des 
am 28. September dort eingetroffenen Königs von Preußen. Die Anwesenheit 
des Ministerpräsidenten in der Nähe des Königs war bedingt durch die 
Friedensverhandlungen mit Dänemark, die bisher nur einen sehr langsamen 
Fortschritt genommen hatten. Bismarck, welcher bei der Abreise nach Baden- 
Baden auf den dringenden Rat seines Arztes von vornherein beabsichtigt 
hatte, sich nach kurzem Aufenthalte daselbst zu seiner Erholung nach Biarritz 
zu begeben, war in Baden-Baden etwas länger zurückgehalten worden, hatte 
jedoch dann sein Vorhaben ausführen können und reiste am 5. Oktober zunächst 
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nach Paris und von da am folgenden Tage nach Biarritz. „Es ist leicht 
erklärlich," — so schrieb die „Provinzial-Korrespondenz" über diesen Ausflug 
— „daß man, bei den vertraulichen Beziehungen, welche Herr von Bismarck 
seit einer Reihe von Jahren am französischen Hofe hat, seinem Aufenthalt 
in Frankreich allerlei politische Absichten unterlegt; diesmal jedoch ganz mit 
Unrecht, da die Reise einzig und allein zur Stärkung der Gesundheit des 
Ministerpräsidenten nach den großen Anstrengungen des letzten Jahres unter­
nommen ist."

Bismarck selbst gedachte in Biarritz nur etwa 15 Bäder zu nehmen, also 
bereits am 21. oder 22. Oktober die Rückreise anzutreten.

Die Reise in das Pyrenäenbad kam der politischen Welt ziemlich über­
raschend; in Paris tauchte das Gerücht erst am 4. Oktober auf. Große Be­
klemmungen verursachte die Nachricht in Wien, da man dahinter heimliche 
Intriguen vermutete. Es trat etwas Beruhigung erst dann ein, als man ver­
nahm, Bismarck habe Paris berührt, ohne jemand gesprochen zu haben, und 
daß er in Biarritz Aufenthalt nehme, lediglich um seine etwas erschütterte Ge­
sundheit zu befestigen. Erst auf der Rückreise, so hieß es, wolle er sich einige 
Tage in Paris aufhalten.

Aus Berlin wurde dorthin geschrieben, daß die Reise Bismarcks nach 
Biarritz gewissermaßen eine Art Demonstration dem Könige gegenüber sei, 
der sich geweigert habe, eine von seinem Minister vorgeschlagene große 
politische Aktion zur Ausführung zu bringen. Das war ganz aus der Luft 
gegriffen.

Am 7. Oktober 1864 faß Bismarck wieder in dem geliebten Biarritz 
im Angesicht des Meeres und hörte sein Brausen durch das offene Fenster 
in der wärmsten Sommernacht, die er in diesem Jahre erlebt hatte. Er 
stieg diesmal im Maison rouge ab und bekam Zimmer zu ebener Erde, die 
später jahrelang den Fremden als Sehenswürdigkeit gezeigt wurden. Das 
Haus ist seit Jahren abgebrochen und hat dem Prachtbau des Grand Hotel 
Platz gemacht.

Bismarcks erstes Bedürfnis nach der Ankunft waren Sommerkleider, von 
denen er sich nicht hatte träumen lassen, als er am 5. Oktober früh fröstelnd 
durch das bereifte Baden fuhr. Am Tage der Ankunft in Biarritz nahm der 
preußische Ministerpräsident sein erstes Bad und befand sich nach demselben 
so wohl, daß er auf dieser Welt kein Verlangen weiter hatte als gute Nach­
richt von seiner Frau; die letzten, die er ein paar Tage vorher in Baden 
erhalten hatte; waren vollständig erwünschte, aber bei 300 Meilen Entfernung 
von Hause wurde er die Sorge nicht los, daß es inzwischen anders sein könnte. 
„Ich sitze" — so schrieb er einem Freunde — „um die ungewöhnliche Stunde 
von halb acht hier am offenen Fenster, und das Meer sieht im Sonnenlicht so 
blendend wie im Juli aus. Gestern abend saßen wir um zehn Uhr noch an
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der See, und nach dem Bade wird auf einer Klippe im Freien gefrühstückt. 
Ich glaube nicht, daß ich hier jemals wieder fortgehe, wenn ich meine Frau 
nur erst hier hätte..."

Ein paar Tage später (9. Oktober) schreibt Bismarck an seine Ge­
mahlin:

„Wenn ich bedenke, wie emsig wir in Baden und selbst in Paris geheizt 
haben, und wie mir hier die Sonne den Paletot und die Tuchhosen ab- 
komplimentirte, und ich Dir am offenen Fenster schreibe, den Blick auf die 
blaue, sonnige See und auf badende Leute, die ziemlich uubekleidet am 
Strande wandeln mit den bloßen Füßen im Wasser, so muß ich doch sagen, 
daß im Klima eine wunderbare Gnade Gottes gegen den Südländer liegt. 
Ich lasse es jetzt noch bei einem Bade, werde aber bald auf zwei übergehen, 
wenn auch nicht à la ** auf mehr. Mir fehlt zum Behagen nur Nachricht 
von Dir. Wenn wir freie Leute wäre», so würde ich Dir Vorschlägen, 
mit Kind und Kegel herzukommen und den ganzen Winter hier zu bleiben, 
wie es viele Engländer der Wohlfeilheit wegen thun, die im Winter hier herrscht."

Am 12. Oktober schreibt Bismarck seiner Schwester:
„Ich bin so glücklich unbeschäftigt, daß ich einige Zeilen in die Richtung 

meiner Gedanken entsenden kann. Es geht mir wohl, besonders seit ich gestern 
und heut endlich Nachricht von Johannas fortschreitender Besserung erhalten 
habe. Seit gestern ist es Nordwind und kühler, aber immer noch wärmer, 
als ich den Sommer über erlebt habe. Ein sehr leichter Sommerpaletot 
wurde mir bei abendlicher Strandpromenade zu heiß. Ich schreibe Dir bei 
offenem Fenster mit flackernden Lichtern und das mondbeglünzte Meer vor 
mir, dessen Rauschen von dem Schellengeklingel der Wagen auf der Bayonner 
Straße begleitet ist; der Leuchtturm gerade vor mir wechselt mit rotem und 
weißem Licht, und ich sehe mit einigem Appetit nach der Uhr, ob die Essens­
zeit, sieben, noch nicht voll ist. In so behaglichen Zuständen habe ich mich 
klimatisch und geschäftlich lange nicht befunden, und doch hat die üble Ge­
wohnheit des Arbeitens schon so tiefe Wurzeln bei mir geschlagen, daß ich 
einige Gewissensunruhe über mein Nichtsthun fühle, fast Heimweh nach der 
Wilhelmstraße, wenigstens wenn die Meinen dort wären. ,Monsieur, le diner 
est servi1 meldet man eben."

Und am folgenden Tage (13.):
„Ich konnte gestern nicht weiter schreiben; nach dem Essen machten wir 

einen Mondscheinspaziergang am südlichen Strande, von dem wir um elf sehr 
müde zurückkehrten. Ich schlief bis neun, badete um zehn bei 14 Grad im 
Wasser, aber wärmer, als ich die Ostsee jemals im August gefunden, und jetzt 
fahren wir zusammen nach Fuentarabia, jenseits der Grenze, essen auf dem 
Rückwege in St. Jean de Luz. Das Wetter ist himmlisch heut, das Meer 
still und blau, zum Gehen fast zu warm in der Sonne."
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Am 16. Oktober 1864 endlich schrieb Bismarck dem Kriegsminister 
v. Roon, es gehe ihm gut. „Die Bäder thun mir wohl, obschon seit vier 
Tagen kalter Ostwind weht. Ueber acht Tage hoffe ich den Heimweg an­
zutreten."

Bismarck machte von Biarritz, wie bereits benierkt, noch weitere Ausflüge 
nach Jzazu, drei Meilen östlich von Biarritz, und nach Pau. Lourdes war 
damals noch nicht entdeckt, sonst hätte derselbe wohl unzweifelhaft seine Schritte 
auch dorthin gelenkt.

Am 20. Oktober hatte Bismarck in Biarritz das mir während eines fünf­
wöchentlichen Aufenthalts nur einmal vergönnte Schauspiel, bewegte See zu 
sehen. „Nachdem sie" — so schreibt Bismarck an diesem Tage an seine 
Schwester — „einige Tage bei Landwind still wie ein Ententeich gewesen, sieht 
sie heut wie ein brodelnder Kessel aus; dabei ist der Wind lau und feucht, 
Sonne wechselt mit Regen, sehr atlantisches Wetter.

„Ich nehme heute das 14. Bad; schwerlich bringe ich es über 15, denn 
es scheint, daß ich diesen warmen Strand verlassen muß. Noch kämpfe ich 
zwischen Pflicht und Neigung, aber ich fürchte, die erstere siegt. Erst werde 
ich mein Bad nehmen und dann mich entscheiden, ob es das vorletzte sein soll. 
Jedenfalls haben mir die 14 Tage hier sehr gut gethan, und ich wollte nur, 
daß ich Dich ohne Reisebeschwerden hierher oder nach Pau versetzen könnte."

Bismarcks Arzt war der Dr. Adena, noch heute in Biarritz Rue Gambetta 
Nr. 2 wohnhaft.

Ob dieser vorsichtige Arzt Bismarck erlaubt hat, zweimal des Tages in 
die Wellen zu steigen, bezweifle ich. Bismarck pflegte weit in die See hinaus 
zu schwimmen, und einmal soll er nur dadurch vom Ertrinken gerettet worden 
sein, daß sein Bademeister dem durch den langen Kampf mit den Wogen 
schon Erschöpften noch gerade zur rechten Zeit zu Hilfe kam. Der alte 
Bademeister, den ich über den Vorgang befragte, meinte: „Hätten wir geahnt, 
daß er uns das Jahr 1870 bringen würde, so Hütten wir ihn ruhig ertrinken 
lassen."

Es hat Federn gegeben, welche mit Vorliebe Bismarck als einen Mann 
hinzustellen suchten, an dessen Thür die Armut vergeblich klopft, dessen Herz 
durch die Politik ganz versteinert ist; an zahlreichen Beispielen aber könnte ich 
nachweisen, wie unrecht ihm von dieser Seite geschieht. Hier nur ein Fall 
aus Biarritz. Bei meiner Umfrage gelangte zu meiner Kenntnis, daß Bis­
marck der Wohlthäter des Sohnes eines verunglückten dortigen Seemanns 
geworden sei;. da mir über den Sachverhalt von den Einwohnern ver­
schiedene und sich widersprechende Angaben gemacht wurden, so fand ich es 
geraten, bei den etwa noch lebenden Familienmitgliedern des verunglückten 
Seemanns direkt Erkundigungen einzuziehen. Meine Nachforschungen waren 
auch bald von Erfolg gekrönt, denn ich erfuhr, daß die Witwe desselben noch 
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am Leben und eine zweite Ehe mit dem Leuchtturmwüchter Maurice auf Kap 
Ferrel bei Arcachvn geschlossen habe. Frau Jeanne Maurice teilte mir Nach­
stehendes mit:

„Ich lebte zu Anfang der sechziger Jahre in Biarritz, woselbst mein erster 
Mann, Lafleur, bei dem Leuchtturm als Wächter angestellt war, während ich 
selbst in der Badeanstalt als Badefrau zu thun hatte. Als eines Tages Herr 
von Bismarck in Gesellschaft mit dem russischen Gesandten in Brüssel, dem 
Fürsten Orloff, und seiner Gemahlin den Leuchtturm besuchte, sprachen Herr 
von Bismarck und die Fürstin Orloff den Wunsch aus, zusammen Paten des 
Kindes zu werden, welchem ich in kurzer Zeit das Leben geben sollte; dieser 
Wunsch wurde natürlich bereitwillig erfüllt, und so kam es, daß unser einige 
Wochen später geborener Sohn in der heiligen Taufe den Namen ,Othon 
Lafleur- erhielt. Herr v. Bismarck und die Fürstin Orlow sorgten in der 
wohlwollendsten Weise für ihr Patenkind und vermehrten noch ihre demselben 
erwiesenen Wohlthaten und ihre Sorgfalt für mich, als ich kurze Zeit darauf 
das Unglück hatte, meinen Mann zu verlieren, da derselbe beim Fischsange 
auf hoher See von einem furchtbaren Sturme überrascht wurde und seinen 
Tod in den Wellen fand. Mein armer Sohn starb im Alter von fünf­
undzwanzig Jahren an den Folgen einer Fußoperation, welcher er sich als 
Marinesoldat unterziehen mußte. Ich bewahre Herrn v. Bismarck das wärmste 
Andenken und werde den Edelmut nie vergessen, mit dem er mich in meinem 
Unglücke unterstützt hat."

Bismarck war noch nicht drei Tage in Biarritz, als ihm seine Ferien­
stimmung bereits durch unliebsame politische Nachrichten aus Berlin gestört 
wurde. Oesterreich, das damals mit Preußen über einen Handelsvertrag unter­
handelte, verlangte, daß in demselben für die spätere Zukunft eine Zoll­
einigung zwischen Oesterreich und dem Zollverein in Aussicht genommen werde, 
gleichwie dies im Jahre 1853 geschehen war. Die inneren Ressorts in Preußen, 
Delbrück an der Spitze, widerstrebten diesem Verlangen, weil sie eine Zoll­
einigung für unmöglich hielten, solange Oesterreich nicht seine bisherige schutz- 
zöllnerische Handelspolitik änderte, und weil es ihnen nicht angemessen schien, 
in einem Vertrage Bestimmungen. aufzunehmen, deren wirkliche Erfüllung gar 
nicht möglich war. Oesterreich nahm aber die Sache sehr ernst und drohte 
mit dem Abgang des Preußen freundlich gesinnten Ministers v. Rechberg für 
den Fall, daß Preußen die Klausel wegen der zukünftigen Zolleinigung 
ablehnen sollte. Bismarck, vom König am 9. Oktober telegraphisch zum Bericht 
aufgefordert, antwortete am folgenden Tage erst telegraphisch und sodann 
schriftlich in dem Sinne, Rechberg in der Zolleinigungsfrage so weit als 
möglich entgegen zu kommen. Die Zusage eines Termins zur Verhandlung 
über eine Zolleinigung schien ihm unverfänglich und ohne praktische Bedeutung; 
er hielt die ganze Sache entweder für eine Intrigue gegen Rechberg oder für 
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einen Probirstein, ob Preußen noch Wert auf die Allianz mit Oesterreich lege, 
oder ob es bereits mit Frankreich engagirt sei. Bismarck wiederholte dasselbe 
Votum durch ein zweites Telegramm vom 15. und in drei Schreiben vom 
16. Oktober, von denen das eine an die Adresse des Königs, das andere an 
die des Kriegsministers v. Roon und das dritte an den Unterstaatssekretär 
im Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten v. Thile gerichtet war. 
Dem Minister Roon gegenüber sprach Bismarck ganz offen aus, daß, wenn der 
Handels- und der Finanzminister Delbrücks Politik gegen ihn durchführen wollten, 
sie dann auch Delbrück zu ihrem Kollegen für das Auswärtige machen und 
ihm nicht zumuten sollten, daß er (Bismarck) den beabsichtigten politischen 
Fehler ausbade.

Der König verkannte das Gewicht der von Bismarck vorgebrachten Gründe 
nicht, war aber doch nicht völlig überzeugt, zumal die Fachminister ganz ent­
schieden auf ihrem Widerspruch gegen die Zolleinigungsklausel beharrten; damit 
wurde dann schließlich Rechberg, der alles aufgeboten hätte, um den Krieg zu 
vermeiden, aus dem Amte getrieben.

Außerdem ist noch eine Besprechung zu erwähnen, die Bismarck in Biarritz 
mit einem dänischen Agenten Namens Jules Hansen hatte, welcher ihm einen 
Vorschlag zur Lösung der dänischen Frage unterbreitete, Nach Hansens Bericht 
— er ist, wie ich gleich vorausschicken will, nicht unangefochten geblieben — 
verlief der Empfang in folgender Weise: Hansen traf am 12. Oktober 1864, 
ausgerüstet mit einem Empfehlungsbriefe des Vicomte de la Gueronnivre, in 
Biarritz ein und schickte unmittelbar darauf ein Gesuch um eine Audienz an 
Bismarck. Am andern Tage morgens erhielt er die Nachricht, daß Bismarck 
bereit sei, ihn um ein Uhr desselben Tages zu empfangen. Als Hansen in 
das Arbeitszimmer des preußischen Staatsmannes eintrat, war er nicht allein; 
er plauderte mit einer Persönlichkeit von distinguirtem Aeußern und ein­
nehmender Physiognomie, die sich mit den Worten zurückzog, er werde die 
Herren allein lassen. Hansen erfuhr später, daß es der bereits früher erwähnte 
Fürst Orloff war. Bismarck stand vor einem großen Tisch, der mit Karten 
und Büchern bedeckt war, und spielte mit einem jener großen katalonischen 
Messer, die damals mit Vorliebe von den Fremden den spanischen Händlern 
abgekauft wurden. Es war das erstemal, daß Hansen Bismarck gegenüber­
stand ; derselbe schien die Unterredung fast mit einiger Verlegenheit zu beginnen. 
Endlich nahm er das Wort, und nachdem er den von Hansen ihm über­
gebenen Brief gelesen hatte, äußerte er seinen Unmut über den Vicomte de la 
Gueronnière.

„Ich kann" — sagte Bismarck — „diesem Herrn das Recht nicht zugestehen, 
mir irgend jemand zu empfehlen. Er hat besonders bezüglich der polnischen 
Angelegenheiten große Lügen auf meine Rechnung in der ,La France' berichtet. 
Ich empfange Sie als Dänen, und obgleich der Vicomte Sie Hausen anstatt 
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Hansen genannt hat. Ihr Name ist mir nicht unbekannt; ich weiß sehr 
wohl, daß Sie sehr hart gegen uns Preußen in der französischen Presse 
gewesen sind."

„Das ist vollkommen wahr," erwiderte Hansen. „Ich habe alle meine 
Anstrengungen darauf gerichtet, Ihnen die Lage in Frankreich so unangenehm 
wie möglich zu machen."

„Wohl" — erwiderte Bismarck — „das kann Ihnen nur Ehre machen. 
Aber was ist der Zweck Ihres Besuches?"

Hansen erklärte darauf sein Verlangen, aus Bismarcks Munde zu erfahren, 
ob er die gegenwärtige Lage in Schleswig-Holstein als endgiltig betrachte, oder 
ob er aus Gründen der Billigkeit und in der Absicht, die Wege zu besseren 
Beziehungen zwischen Dänemark und Deutschland zu öffnen, nicht geneigt sei, 
dem ersteren den dänischen Teil Schleswigs zurück zu geben. Hansen ließ durch­
blicken, daß die Großmächte Preußen für einen solchen Ausweg dankbar sein 
würden, und daß namentlich Frankreich, dessen Politik auf dem Nationalitäts- 
prinzip beruhe, dies mit Vergnügen sehen würde.

Bismarck erwiderte: „Lange vor dem Kriege hatte ich das Vorgefühl, daß 
die Feindseligkeit zwischen den Universitäten in Kopenhagen und Kiel zum 
Kriege zwischen beiden Völkern führen würde. Ich habe meinerseits die Um­
triebe der Kieler Professoren niemals mit günstigem Auge angesehen; aber der 
Tod Friedrichs VII. und der Zustand der Gärung in Deutschland zwangen uns 
zum Kriege. Ich persönlich wäre mit der Linie von Flensburg nach Tondern 
zufrieden gewesen, und auf der Londoner Konferenz war Preußen geneigt, 
Dänemark die Linie von Gjelting nach Bredstedt zuzugestehen. Die militärische 
Linie der Schlei hätte als Grenze genügt; ungefähr 70 000 Deutsche wären 
freilich unter dänischer Herrschaft verblieben. Die Haltung Dänemarks auf 
der Konferenz hat aber eine Teilung sehr schwierig gemacht und die Wieder­
aufnahme der Feindseligkeiten jede solche Kombination außer Frage gestellt. 
Heute, gegenüber den Gefühlen der Bevölkerung Deutschlands und des Königs 
Wilhelm, ist es nicht möglich, die Friedensstipulationen zu ändern. Der König 
von Preußen betrachtet das Erbrecht des Prinzen von Augustenburg als begründet 
und erklärt infolge dessen, daß der Prinz ein Recht auf ganz Schleswig hat, 
wenn er ein Recht auf eine einzelne Parzelle dieses Gebiets besitzt. In anderer 
Weise hätte der König nach seiner Ansicht kein Recht, dem König Christian IX. 
seine Besitzungen zu entreißen. Der König von Preußen und seine ganze 
Familie sind für den Prinzen von Augustenburg eingenommen. Was mich 
betrifft, so habe ich Zweifel über die Rechte dieses Bewerbers und ich glaube, 
daß die Sache sich mindestens in die Länge ziehen wird. Wenn ich die Wahl 
zwischen den zwei Alternativen hätte, entweder die Herzogtümer bis Flensburg 
Preußen einzuverleiben oder dem Herzog von Augustenburg ganz Schleswig 
und Holstein zu geben, so würde ich, ohne zu zögern, die erstere acceptiren.
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Ich glaube, daß weder Frankreich noch Rußland sich einem Arrangement wider­
setzen würden, welches die Herzogtümer Preußen ließe, und Oesterreich würde 
deshalb vielleicht nicht Krieg anfangen. Aber es gibt noch ein ernsteres 
Hindernis, das ist der König Wilhelm. Er glaubt, daß ein anderer Rechte 
auf die Herzogtümer habe, und ich kann nicht königlicher sein als der König. 
Nichtsdestoweniger erkenne ich an, daß es in Schleswig mehr als 100000 Dänen 
gibt, die in Zukunft sehr viel Spektakel machen werden, und daß es schwierig 
sein wird, das gute Verhältnis zwischen Deutschland und Dänemark zu erhalten, 
solange diese Dänen von ihren Landsleuten getrennt sind. Ich würde es 
nicht als ein großes Unglück betrachten, wenn Nordschleswig in einem gegebenen 
Augenblicke Dünemarck zurückgegeben würde."

Hansen antwortete Bismarck, daß sich in dem, was er ihm gesagt habe, 
Stützpunkte für die Politik fänden, welche er sich in Zukunft zu verteidigen 
vornähme, und drückte die Hoffnung aus, die Regierung seines Landes und die 
von Preußen in einer nicht allzu weit entfernten Zeit zu einer Verständigung 
kommen zu sehen.

Bismarck erwiderte, das wäre wohl möglich, und er habe gegen eine Ver­
ständigung mit Frankreich über diese Frage keine Einwendung, wenn dies nicht 
in zu naher Zeit erfolge. Zum Schluß bemerkte Bismarck, daß er ein ander­
mal gern mit Hansen über diesen Punkt sprechen wolle.

So weit die Darstellung Hansens, deren schwache Stellen der Leser selbst 
unschwer entdecken wird.

Am 24. Oktober mittags verließ Bismarck Biarritz. „Man heute die Wiesen, 
als ich in heißer Sonne abfuhr; die Freundschaft geleitete mich bis Bayonne."

Am 25. Oktober, morgens 6 Uhr, kam der Minister in Paris an. Es 
war für ihn ein bewegter Tag: erst zweistündiger Empfang bei Kaiser Napoleon 
in St.-Cloud und sodann Diner bei dem Minister der auswärtigen Angelegen­
heiten Drouyn de -Lhuys, gemeinschaftlich mit dem preußischen Botschafter in 
Paris Grafen von der Goltz und dem französischen Botschafter in Berlin 
Grafen Benedetti.

Es verlautete, Bismarck warte die Ankunft des Kaisers von Rußland in 
Compiègne ab, um sich auch dort einzufinden (der Kaiser von Rußland, der 
sich nach Nizza begeben hatte, wurde Ende Oktober in Compiègne erwartet). 
Dies mutmaßliche Zusammentreffen veranlaßte das Gerücht einer ernsten An­
näherung zwischen Rußland, Preußen und Frankreich; es wurde bestärkt durch 
mehrfache Besprechungen des Ministers Drouyn de Lhuys mit den Botschaftern 
Budberg und Goltz.

Am 26. Oktober speiste Bismarck zu Mittag bei dem Grafen von der Goltz; 
unter den Gästen befand sich der Minister Drouyn de Lhuys.

Sowohl mit dem Kaiser als auch mit seinem auswärtigen Minister wurde 
natürlich die politische Lage besprochen. Napoleons Weisheit war, Preußen 
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möge durch Volksabstimmung die Herzogtümer annektiren und dann kraft des 
Nationalitütsprinzips Nordschleswig an Dänemark herausgeben. Dies Pro­
gramm war für Bismarck unannehmbar, weil es den Bruch mit Oesterreich zur 
unmittelbaren Folge gehabt hätte, er hoffte damals vielmehr noch immer, die 
schleswig-holsteinische Frage nicht im Streite, sondern im Einvernehmen mit 
Oesterreich zu lösen; noch zog er ein Bündnis mit Oesterreich einem solchen 
mit Frankreich vor, wenn Oesterreich nur etwas Verständnis für Deutschlands 
und Preußens Interessen in den Herzogtümern zeigte. Auch in politischen 
Gesprächen, die Bismarck in Biarritz geführt, hatte er von dieser Auffassung 
kein Hehl gemacht. Ganz offen sprach er insbesondere aus, daß er den Herzog 
von Augustenburg entfernen wolle, dabei aber immer wieder auf den hart­
näckigen Widerstand jener stoße, welche ihn nicht fallen lassen wollten, weil sie 
in ihm den Prätendenten der Legitimität erblickten.

Bismarcks Pariser Aufenthalt fetzte die politische Welt in große Aufregung. 
Ein französisches Blatt brachte ihm folgenden schmeichelhaften Nachruf: Le 
premier ministre de Prusse appartient à l’école des hommes d’Etat, qui 
ramènent tout au pouvoir et au commandement. C’est un franc absolutiste. 
Mais toutes les personnes qui ont vu de près cet homme d’Etat, sont 
frappées de la simplicité de sa mise et de ses manières et de la rondeur 
avec laquelle il s’exprime sur les affaires.

Ueber den letzten Besuch Bismarcks in Biarritz im Jahre 1865 und die 
bei dieser Gelegenheit erfolgten Verhandlungen mit Napoleon wird in einem 
folgenden Schlußartikel berichtet werden.

Am 6. September 1865 teilte die „Provinzial-Korrespondenz" mit, Bis­
marck, dessen Thätigkeit für das Wohl des Landes in den letzten Monaten 
wiederum in so hohem Maße in Anspruch genommen wurde, werde nach Er­
ledigung der dringendsten Geschäfte in kurzem vermutlich einen mehrwöchent­
lichen Aufenthalt in dem Seebad Biarritz nehmen, wo er auch im vorigen 
Jahre Erfrischung und Stärkung gefunden habe. Am 13. September ver­
kündete das offiziöse Blatt, Bismarck werde gegen Ende des Monats die 
beabsichtigte Reise nach Biarritz antreten.

Am 4. Oktober 1865 meldete dasselbe hochoffiziöse Organ: „Der Minister­
präsident Graf Bismarck hat sich mit seiner Familie nach dem Badeorte Biarritz 
in Frankreich begeben. Diese Reise war bekanntlich schon seit Monaten beab­
sichtigt und angekündigt, der Augenblick der Ausführung war jedoch durch die 
Erbhuldigung in Lauenburg, bei welcher die Anwesenheit des Ministers für 
Lauenburg erforderlich war, verzögert worden. Der Zweck der Reise ist lediglich 
die Erholung des Ministerpräsidenten nach der ununterbrochen angestrengten 
Thätigkeit des letzten Jahres; seit Jahren hat derselbe die notwendige Erfrischung 
und Stärkung am sichersten in dem ihm liebgewordenen Badeorte gefunden. 
Einige Zeitungen wollen sich aber an jenem so natürlichen persönlichen Zwecke 
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durchaus uicht genügen lassen: sie behaupten, daß der Reise noch wichtige 
politische Absichten zu Grunde liegen müssen, zumal der Ministerpräsident in 
Biarritz wohl noch mit dem Kaiser Napoleon Zusammentreffen dürfte, welcher 
sich bereits seit mehreren Wochen dort aufhült. Man mag allerdings wohl 
annehmen, daß eine Begegnung zwischen dem Kaiser Napoleon und dem Grafen 
Bismarck, auch wenn derselben bestimmte Absichten und Zwecke nicht zu Grunde 
liegen, doch vermöge der bedeutenden Persönlichkeit des Kaisers wie des Ministers 
und bei dem hohen Wert, welchen beide auf die freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen Frankreich und Preußen fort und fort legen, nicht ohne politische Be­
deutung und Wirkung bleiben könne. So berechtigt jedoch diese Annahme 
im allgemeinen sein mag, so ist doch auf das bestimmteste festzuhalten, daß alle 
Mitteilungen über besondere politische Absichten und Verhandlungen mit welchen 
die Reise des Ministerpräsidenten in Verbindung gebracht wird, irrtümlich und 
grundlos sind."

Die politische Situation war, als Bismarck die Reise nach dem südlichen 
Frankreich antrat, folgende: Die Konvention von Gastein, welche Bismarck am 
14. August 1865 abschloß, hatte die Ausübung der Rechte auf die Herzog­
tümer derart geteilt, daß dieselbe in Bezug auf das Herzogtum Schleswig von 
dem König von Preußen, in Bezug auf das Herzogtum Holstein von dem 
Kaiser von Oesterreich bewirkt wurde, und das Herzogtum Lauenburg gegen 
Zahlung einer Abfindungssumme an Oesterreich endgiltig auf Preußen über­
ging. Die öffentliche Meinung in Frankreich erblickte in dem Gasteiner Ver­
trage einen entschiedenen Sieg der preußischen Politik, und von derselben getragen, 
war es dem Minister Drouyn de Lhuys gelungen, von Napoleon am 27. August 
die Weisung zu einem den Vertrag tadelnden Rundschreiben zu erlangen. Am 
28. August hatte der Botschafter Graf von der Goltz eine eingehende Unter­
redung mit Napoleon, bei welcher Gelegenheit der Kaiser dem Botschafter mit­
teilte, welchen peinlichen Eindruck ihm der Gasteiner Vertrag hinterlafsen habe.

Goltz suchte den Kaiser zu beschwichtigen, indem er den provisorischen 
Charakter des Vertrages hervorhob. Der König habe eine auf kurze Dauer 
berechnete Verbesserung der völlig in Konfusion geratenen Landesverwaltung 
einem Bruche vorgezogen, dessen Folgen unübersehbar gewesen wären.

Am Tage nach dieser Unterredung erließ der Minister Drouyn de Lhuys 
das oben erwähnte Rundschreiben an die französischen Missionen. Nachdem 
es auf Grund der Zeitungsberichte über den Gasteiner Vertrag in demselben 
die Verletzung der Vertrüge von 1852 und die Beseitigung des bestberechtigten 
Erben, die Zerreißung der Schleswig-Holsteiner Unteilbarkeit und die Hinweg­
setzung über das populäre Selbstbestimmungsrecht, die Nichtachtung der dänischen 
Nationalität und die Uebergehung der deutschen Bundesgenossen beklagt, kam 
es zu dem Schluffe, der Vertrag habe keine andere Grundlage als die Gewalt, 
keine andere Rechtfertigung als die Konvenienz der Teilungsmächte; es sei das 
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eine Praxis, an welche das heutige Europa nicht mehr gewöhnt sei, und deren 
Vorbilder nur in den verhängnisvollsten Epochen der Geschichte sichtbar würden.

Mit der aggressiven Sprache dieses amtlichen Aktenstückes ließ es sich 
schwer vereinbaren, daß, als Napoleon am 7. September seinen üblichen Herbst­
aufenthalt in Biarritz nahm, der Botschafter Graf von der Goltz und sein 
Sekretär v. Radowitz, gegenwärtig deutscher Botschafter in Madrid, die ehrende 
Einladung empfingen, den Hof dorthin zu begleiten, und dann fortdauernd des 
intimsten Verkehrs gewürdigt wurden. Die Lage schien Bismarck so wider­
spruchsvoll, daß er dem König den Wunsch aussprach, dort mit eigenen Augen 
den Stand der Verhältnisse zu erkunden. Der König war anfangs zweifelhaft, 
ob nach der erlittenen Beleidigung dies passend sei. Indessen meldete Goltz auf 
Grund wiederholter Mitteilungen des Kaisers selbst, daß dieser das Rund­
schreiben lebhaft bedaure; auch habe er schon am 20. September dem Minister 
befohlen, etwas zur Abschwächung des Rundschreibens zu thun, und wolle ihn 
jetzt anweisen, in einer neuen Depesche wegen des provisorischen Charakters 
des Vertrages den Inhalt des Rundschreibens zurückzunehmen. Bei dieser 
Sachlage genehmigte der König Bismarcks Reise nach Biarritz unter dem Vor­
behalte, daß dort zurzeit keine Verpflichtungen gegen Frankreich übernommen 
würden, da zunächst die Wirkung Gasteins ans die deutschen und schleswig- 
holsteinischen Verhältnisse abzuwarten sei. Bismarck ging darauf am 30. Sep­
tember nach Paris.

Daselbst besuchte er am 2. Oktober zunächst den Staatsminister Rouher 
und fand bei demselben eine den preußischen Interessen durchaus günstige 
Stimmung vor. Derselbe hatte gehört, daß es zweifelhast sei, ob Bismarck 
bei seiner Anwesenheit von nur einem Tage in Paris dem auswärtigen Minister 
einen Besuch machen würde; er redete ihm lebhaft zu, es zu thun, damit die 
Beseitigung der durch das Zirkular vom 29. August geschaffenen Verstimmung 
nicht durch persönliche Verletzung des Herrn Drouyn de Lhuys erschwert werde. 
Ohnehin entschlossen, den fraglichen Besuch zu machen, ließ Bismarck Herrn 
Rouher, der ein politischer und persönlicher Gegner Drouyn de Lhuys war, 
das Verdienst, ihn dazu überredet zu haben. Es schien Bismarck um so not­
wendiger, den Vorgang vom 29. August der Vergessenheit zu übergeben, nachdem 
er von Rouher mit Bestimmtheit erfahren hatte, daß der Kaiser selbst jenes 
Zirkular vor dem Abgänge in seinem Wortlaute gesehen und gebilligt hatte.

*

Wie bereits oben erwähnt, befand sich der Kaiser Napoleon und die 
Kaiserin mit dem kaiserlichen Prinzen bereits seit dem 7. September in Biarritz. 
Im unmittelbaren Gefolge befanden sich: Prinzessin Anna Murat (später 
Herzogin von Mouchy), Prinz Joachim Murat, die Hofdamen Gräfin La Bedoyöre 
und Gräfin Lourmel, der erste Kammerherr Graf La Ferriäre, der dienst- 
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thuende Kammerherr Graf Cosse Briffac, der dienstthuende Stallmeister 
M. de Caux, der Sekretär des Kaisers, der Gouverneur des Prinzen General 
Frossard, der dienstthuende Flügeladjutant Ch. Tuperré und andere, sich 
abwechselnde Adjutanten.

Gräfin La Bedoyère, geborene Gräfin Laroche Cambert, war mit ihrer 
Schwester, Gräfin La Poëze, in der Umgebung der Kaiserin das speziell preußische 
Element. Beide Damen hatten ihre frühe Jugend in Berlin verlebt, wo der 
Vater französischer Gesandter war; ihre Mutter, geborene Gräfin Bruges, gehörte 
zu einer nach Preußen emigrirten französischen Legitimistenfamilie. Gräfin 
La Bedoyère ist stets mit der preußischen Botschaft in Paris, auch mit Bis­
marck, intim befreundet gewesen. Sie heiratete später den General Ney, prince 
de la Moskowa, Oberjägermeister des Kaisers.

Der Kaiser und die Kaiserin lebten, wenn sie Biarritz besuchten, wie reiche 
Leute in einem vornehmen Badeorte. Napoleon kam dorthin einzig und allein, 
um sich auszuruhen, um den Aufregungen zu entfliehen, welche der Aufenthalt 
in der Hauptstadt mit sich brachte. Daraus ergab sich die ganze Tagesordnung 
des Hofes von selbst. Der Kaiser erteilte in der Regel in Biarritz keine 
Audienzen; wenn solche erbeten wurden, so war seine stereotype Antwort: „Je 
suis ici pour être tranquille.“ Es gab während der Kaiserlichen Hofhaltung 
in Biarritz jedes Jahr nur ein großes Diner, zu dem die offiziellen Persönlich­
keiten des Ortes und der Nachbarschaft, insbesondere die höheren Offiziere der 
großen Garnison und Festung Bayonne eingeladen wurden. Im übrigen wurde 
nur selten jemand mit einer Einladung zum Frühstück beehrt und noch seltener 
mit einer solchen zum Mittagessen.

Während seines Badeaufenthalts in Biarritz stand Napoleon bereits um 
6 Uhr auf, ließ sich von seinem Kammerdiener Cuxac rasiren und ankleiden, 
worauf er um halb 7 Uhr allein das erste Frühstück, bestehend aus Kaffee und 
Milch, einnahm. Gleich darauf setzte er sich an seinen Arbeitstisch, um die 
laufenden Staatsgeschüfte ju erledigen. War diese Arbeit erledigt, so pflegte er, 
nur von seinem Adjutanten begleitet, einen Spaziergang zu Fuß zu machen, 
gewöhnlich längs des Meeres in der Richtung nach den Hafenbauten zu, die er 
in der Nähe des Port vieux errichten ließ. Der Gedanke, aus Biarritz einen 
Zufluchtshafen zu machen, wo allenfalls auch Vergnügungsjachten einlaufen 
könnten, interessirte den Kaiser auf das lebhafteste. Leider sind diese Arbeiten 
nach dem Sturze des Kaiserreichs nicht fortgesetzt worden. Wie dieses die 
Revolution, so hat die von Napoleon errichteten gewaltigen Wasserbauten der 
Ozean hinweggespült.

Von der Besichtigung der Hafenbauten pflegte der Kaiser gegen 11 Uhr 
in die „Villa Eugenie" zurückzukehren; bald darauf folgte das zweite Früh­
stück, das die Einfachheit selbst war: Eier, Kotelett und Dessert, und darum 
auch schnell servirt war. Ter Nachmittag wurde gemeinsamen Ausflügen zu 
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Land und zur See gewidmet. Zwischen 6 und 7 Uhr war die Tinerstunde; 
nachher wurde im Salon der Kaffee servirt; den Abend verbrachte der Kaiser 
in Gesellschaft der Kaiserin, ihrer Hofdamen, der Adjutanten und des Sekretärs 
Mocard; dann und wann wurden Familienspiele arrangirt. War das Wetter 
schön und warm, so wurde der Kaffee auf der Terrasse servirt und dort im 
Angesicht des Ozeans auch der Abend zugebracht. Die Liebhaberei des Kaisers 
für Cigarretten ist bekannt. Seine Gesundheit war bis 1868 eine gute; zu 
Pferde stieg er in Biarritz nicht, auch nahm er keine Seebäder.

Napoleon trug in Biarritz stets Zivil und zwar die Kleidung, wie sie in 
Badeorten getragen wird, also runden Hut, ebenso sein Adjutant. Uniform 
trug in der Billa Eugenie nur E. Ardoin, Lieutenant Adjutant du Palais, 
und der militärische Ehrendienst, welcher durch eine Elitecompagnie von Gre­
nadieren oder Voltigeurs der Bayonner Garnison unter dem Kommando von 
drei Offizieren gebildet wurde. Da die Villa Eugenie von keiner Mauer 
umgeben war, vielmehr ganz offen dastand, so waren um dieselbe stets acht 
Posten aufgestellt; die polizeiliche Aufsicht über den ganzen Schloßkomplex war 
Herrn Hyrvoix anvertraut.

Der Kaiser zeigte sich in Biarritz in hohem Grade menschenfreundlich; er 
überzeugte sich selbst, daß feine Bediensteten gut untergebracht waren, auch gab 
er viel für Wohlthätigkeitszwecke aus. Wenn er auf dem Wege zum Leuchtturm 
einer armen, kümmerlich aussehenden Frau begegnete, so zog er wiederholt, ohne 
um ein Almosen angesprochen worden zu sein, einen Louisd'or aus der Tasche, 
um damit die Bedürftige zu beschenken; kein Wunder, daß seine Popularität 
eine große war.

Des Sonntags ging der Kaiser in die unweit des Schlosses erbaute kleine 
Kapelle, um dort mit dem ganzen Hofstaat die Messe zu hören. Ohne pietistisch 
angelegt zu sein, wollte er doch nicht unterlaßen, ein gutes Beispiel zu geben. 
Mit der Erlaubnis des Lieutenant Adjutant du Palais war es den Badegästen 
gestattet, dem Gottesdienst beizuwohnen.

Die der Notre Dame de Guadeloupe gewidmete Kapelle wurde erst im 
Jahre 1864 erbaut, und zwar nach dem Vorbilde maurischer Baudenkmäler von 
Toledo, Avila und Granada. Drei Fauteuils und drei Betschemel von schwarzem 
Holz, mit Gold verziert, bezeichneten die für den Kaiser und die Kaiserin 
bestimmten Plätze.

Ter Privatsekretär des Kaisers, Mocard, war viel beschäftigt. Wohl 
zwanzigmal rief ihn der Kaiser zu sich: „Venez ici“, auch wohl „Viens, 
Mocard“.

Die Kaiserin stand ebenfalls bereits gegen halb 7 Uhr auf, worauf die 
Kammerfrau, Madame Pollet, ihre Toilette besorgte. Die Seebäder nahm sie 
des Morgens, vierzig Meter von der Villa entfernt, nach rechts gegen den 
Leuchtturm zu in einem sinnreich und geschmackvoll konstruirten Badehaus. (Die 
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Badefrau der Kaiserin hieß Pasqualin Loustfou.) Darauf machte sie mit ihren 
Ehrendamen einen Spaziergang. Zumeist endete derselbe im Port vieux, wo 
ihr Sohn, der Prinz Lulu, badete, und wo sie vor dem Frühstück ihre guten 
Freunde zu empfangen pflegte, ganz ohne Zeremonie, wie eine andere große 
Dame. Biele ihrer Landsleute duzte sie. Die Spanier sind von einer großen, 
im Grunde bewunderungswürdigen Naivität: die Herren im einfachen Bade- 
kostüm gingen ruhig an die Kaiserin heran, begrüßten sie und unterhielten sich 
mit derselben.

Alle Montag war soirée dansante bei der Kaiserin. Junge Leute von 
Familie, In- und Ausländer, erhielten dort Zutritt. Um 10 Uhr war Schluß, 
aus Rücksicht auf den Kaiser, worauf die fröhliche junge Gesellschaft nach dem 
Kasino zog, um dort bis in die späte Nacht weiter zu tanzen.

Auch die Kaiserin zeigte sich in Biarritz nur von ihrer liebenswürdigsten 
Seite. Napoleon hatte sie zu seiner Gemahlin gemacht, weil sie ihm wegen 
ihrer Schönheit und Anmut gefiel. Als die Gräfin Montijo seinerzeit mit 
ihrer Tochter in Compiègne sich unter den Jagdgästen befand, war der Kaiser 
von der Erscheinung der letzteren hingerissen; es zeigte sich in ihr eine glück­
liche Mischung von spanischem und englischem Blute, war doch ihr Großvater 
ein Engländer, welcher sich in Spanien als Kaufmann niedergelassen und dort 
ein großes Vermögen erworben hatte.

In Biarritz erfüllte die Kaiserin die Aufgabe einer Frau, die ihrem Manne 
die Last der Geschäfte und Sorgen zu erleichtern bestrebt ist, die ihn zerstreuen 
will mittelst anständiger und sich geziemender Vergnügungen. An ihren Wohl- 
thätigkeitssinn wurde in Biarritz vielfach, aber sicher niemals vergeblich appellirt.

Den Kaiserlichen Prinzen konnte man täglich auf der grande plage, mitten 
in der Schar der übrigen Jungen, sich herumtummeln sehen, mit dem Spaten 
bewaffnet, um die üblichen Sandfestungen zu bauen, in deren Mitte die heran­
stürmende Meeresflut mit Hurra empfangen wurde. Seine Bäder nahm er in 
dem bereits erwähnten Port vieux, meist in Gegenwart seiner Mutter. Der 
Port vieux, gegen die spanische Kiiste zu gelegen, eine von mächtigen Felsen 
eingeschlossene natürliche Bucht, wird noch heute von der spanischen Gesellschaft 
als Badeplatz bevorzugt, desgleichen von den Aerzten Kindern und schwächlichen 
Personen empfohlen, weil hier der Wellenschlag nicht so stark ist als auf der 
grande plage.

Die Erziehung des Prinzen lag in den Händen der Madame de Brancion, 
der Frau eines Obersten, der am 7. Juni 1855 bei der Erstürmung des 
Mamelon vert gefallen war; sein Bademeister hieß Péliot.

Ueber die Kaiserlichen Wohnräume in der Villa Eugenie ist nur noch 
weniges zu bemerken. Dieselben befanden sich alle zu ebener Erde, so daß 
Napoleon niemals eine Treppe zu steigen hatte. Beim Eintritt in die Villa 
Eugenie gelangte man zunächst in das Vestibül und dann in die Salle des 
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gardes, woselbst sich die Kaiserliche Dienerschaft beziehungsweise der dienst­
habende Huissier aufhielten. Die Reihenfolge der Gemächer war dann, von 
dem gegen Biarritz gelegenen Flügel angefangen, folgende: Speisesaal, Em­
pfangszimmer, kleiner Salon, woselbst sich die im Dienst des Kaisers befind­
lichen Offiziere aufhielten. Daran schlossen sich die Apartements des Kaisers, 
sein Arbeitszimmer mit drei großen Thüren gegen die Terrasse, sein Schlaf­
zimmer und das Badezimmer, sodann Schlafzimmer der Kaiserin, Cabinet de 
toilette der Kaiserin. Daran reihten sich in dem gegen den Leuchtturm hin 
gelegenen Flügel vier Zimmer für den Privatsekretär des Kaisers, den dienst­
thuenden Adjutanten, den Ordonnanzoffizier und den Stallmeister.

In der ersten Etage befanden sich die Gemächer des Kaiserlichen Prinzen, 
dann drei Fremdenzimmer mit der Aussicht auf das Meer, woselbst unter anderen 
gewohnt haben die Herren Panizzi, Graf Walewski, Fould, Marschall Mac- 
Mahon, Prinz de la Moskowa, der Herzog von Huescar, Prosper Mérimée, 
General Fleury, Rouher, der Marquis de la Valette. Daran reihte sich das 
Zimmer des Herzogs d'Albe.

*

Graf und Gräfin Bismarck nebst Comtesse Marie kamen am 3. Oktober 
an; Graf Goltz und Herr von Radowitz holten sie an der Régresse, der Bahn­
station, ab. Am 4. Oktober wurde Graf Bismarck von dem Kaiser in beson­
derer Audienz empfangen. Bismarcks Unterredungen mit dem Kaiser fanden 
am 4. und 8. Oktober statt. An letzterem Tage war Bismarck in der Villa 
Eugenie zum Frühstück geladen und ging dann lange mit dem Kaiser allein 
auf der Terrasse vor dem Speisesaal auf und nieder.

Es war ersichtlich, daß der Kaiser selbst lebhaft gewünscht hätte, das 
Zirkular vom 29. August ungeschehen machen zu können. Er schien nicht zu 
wissen, daß Bismarck von seiner vorgängigen Billigung desselben Kenntnis hatte, 
denn er hob bei seiner ersten Unterredung mit Bismarck hervor, daß er die 
auswärtigen Geschäfte zwar in Situationen von Bedeutung unmittelbar in die 
Hand nehme, sich aber um die Einzelheiten des gewöhnlichen Geschäftsganges, 
solange die Wichtigkeit derselben sich ihm nicht erkennbar gemacht habe, wenig 
kümmern könne. Er tadelte wiederholt die Veröffentlichung des Aktenstücks und 
die Uebereilung, mit welcher es, ohne vorgängigen Gedankenaustausch mit dem 
Grafen von der Goltz, abgefaßt worden sei. Auf diese Weise habe man in 
Paris die Tragweite des Gasteiner Abkommens für die Gesamtpolitik Preußens 
überschätzt, zumal man nicht hätte glauben können, daß ein für Preußen so 
günstiges Resultat durch keine geheimen Zugeständnisse an Oesterreich erkauft 
worden fei.

Der Kaiser ließ durchblicken, was Drouyn de Lhuys Bismarck mit voller 
Bestimmtheit angedeutet hatte, daß die österreichischen Mitteilungen, welche durch 
ganz vertrauliche Kanäle (anscheinend die Kaiserin Eugenie) an ihn gelangt 

P o s ch i n g e r, Bismarck-Portefeuille I. 11 
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seien, der Voraussetzung einer geheimen, gegen Frankreich gerichteten koali- 
tionistischen Verständigung der deutschen Mächte Vorschub geleistet hätten. Napoleon 
legte daraufhin Bismarck nochmals mit einiger Feierlichkeit die Gewissensfrage 
vor, ob Preußen Oesterreich keine Garantie wegen Venetien geleistet hätte. 
Bismarck verneinte es mit der Versicherung, daß der Kaiser seiner Aufrichtigkeit 
um so gewisser sein könne, als solche Verabredungen, wenn sie getroffen würden, 
doch nicht lange geheim blieben und er (Bismarck) das Bedürfnis hätte, bei 
ihm den Gedanken an seine Zuverlässigkeit zu erhalten; außerdem hielt Bismarck 
auch für die Zukunft ein Abkommen für unmöglich, vermöge dessen Preußen 
Oesterreich in die Lage setzte, nach Belieben einen Krieg herbeizuführen, welchen 
Preußen ohne eigenen Vorteil zu dem seinigen zu machen gezwungen sein 
würde. Der Kaiser versicherte demnächst, daß er keine Pläne anzuregen beab­
sichtige, durch welche der europäische Friede gestört werden könne, und daß 
Herr von Lefebvre, dessen Briefe über seine Unterredungen mit Bismarck er 
erhalten habe, in seinen Eröffnungen weiter als in seinen Instruktionen gegangen 
sei. (Napoleon verwahrte sich insbesondere gegen die Annahme, daß er eigen­
nützige Pläne gegen Belgien hege.) Fast in denselben Worten, mit welchen 
Bismarck einige Tage zuvor den Gedanken gegen den Minister Drouyn de 
Lhuys ausgesprochen, und welche dieser inzwischen ohne Zweifel dem Kaiser 
gemeldet hatte, sagte er, man müffe die Ereignisse nicht machen wollen, sondern 
reisen lassen; dieselben würden nicht ausbleiben und alsdann den Beweis liefern, 
daß Preußen und Frankreich diejenigen Staaten in Europa seien, deren Interessen 
sie am meisten auf einander anwiesen, und daß er dann jederzeit bereit sein 
würde, die Freundschaft und die Sympathie zu bethätigen, von der er für 

Preußen erfüllt sei.
Der Kaiser knüpfte hieran die Frage, auf welchem Wege Preußen glaube, 

sich mit Oesterreich über Holstein auseinanderzusetzen. Bismarck erwiderte offen, 
daß Preußen hoffe, Holstein durch Geldentschädigung zu erwerben und zu 
behalten. Napoleon machte hierzu keine Einwendung und erklärte ausdrücklich sein 
Einverständnis zu den Motiven, mit welchen Bismarck die Besorgnis des Ministers 
Drouyn de Lhuys wegen des Wachsens der preußischen Macht ohne Aequivalent 
für Frankreich widerlegt hatte. Der Erwerb der Elbherzogtümer, so führte 
Bismarck aus, sei an sich noch keine Machtverstärkung Preußens, lege im 
Gegenteil die Kräfte desselben nach mehr als einer Richtung, behufs Ent­
wicklung seiner Marine und seiner Defensivstellung gegen Norden hin, in einem 
Maße fest, welches durch den Zuwachs von einer Million Einwohner nicht aus­
gewogen würde. Der Erwerb der Herzogtümer sei nur ein Angeld (arrhes) 
für die Erfüllung der Aufgabe, welche die Geschichte dem preußischen Staat 
gestellt habe, und bei deren weiterer Verfolgung Preußen freundschaftlicher Be­
ziehungen zu Frankreich bedürfe. Es scheine ihm im Interesse der französischen 
Politik zu liegen, den Ehrgeiz Preußens in Erfüllung nationaler Aufgaben zu 
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ermutigen; denn ein strebsames Preußen werde stets hohen Wert auf Frank­
reichs Freundschaft zu legen haben, wahrend ein entmutigtes feinen Schutz in 
defensiven Bündnissen gegen Frankreich suchen würde. Diese Argumentation 
bezeichnete der Kaiser als eine ihm vollständig einleuchtende und sympathische.

Nach dem oben erwähnten Dejeuner, zu dem Bismarck bei Napoleon geladen 
war, erkundigte sich dieser lebhaft nach der Richtung, welche Preußen angesichts 
der Wirren in den Donaufürstentümern einhalten würde. Die Aussicht, daß 
diese Länder dermaleinst dazu dienen könnten, Oestereich für Venetien zu ent­
schädigen, ließ sich besonders im Hinblick auf bestimmte Andeutungen, welche 
der Geschäftsträger Lefebvre Bismarck früher gegeben hatte, im Hintergründe 
erkennen. Bismarck entgegnete, daß Preußens direktes Interesie an dem Schicksal 
der Donaufürstentümer bisher nicht über die Sicherstellung des deutschen Ver­
kehrs in denselben hinausgehe, und daß Preußens Mitwirkung zu etwaiger 
Neugestaltung der Zukunft jener Länder durch die Notwendigkeit bedingt feir 
mit Rußland über eine für Preußen verhältnismäßig weniger wichtige Frage 
nicht in Verwicklungen zu geraten. Die Zuverlässigkeit der freundschaftlichen 
Verhältnisse Preußens zu Rußlands und die Bedeutsamkeit seiner nachbarlichen 
Beziehungen machten es Preußen zur Pflicht, das seit lange zwischen den beiden 
Höfen bestehenden Vertrauen nicht zu untergraben. Der Kaiser schien der Wahr­
heit dieser Bemerkung Gerechtigkeit widerfahren zu lasien.

Napoleon entwickelte sodann das Interesse, welches Enropa daran habe, 
die Quelle ansteckender Krankheiten zu verstopfen, welche, wie damals die Cholera, 
ihren Ursprung aus den Wallfahrten nach Mekka entnähmen und sich durch die 
heimkehrenden Pilger dem Westen mitteilten. Er glaubte, daß durch gemein­
same Schritte der europäischen Mächte Gefahren dieser Art erheblich vermindert 
werden könnten, und sprach die Hoffnung aus, daß Preußen geneigt sein würde, 
hierzu mitzuwirken. Obschon Bismarck die Gefahr nicht verkannte, daß durch 
die Eingriffe in die Wallfahrtsangelegenheiten der Fanatismus der Mohamedaner 
erregt und der Orient, absichtlich oder unabsichtlich, in Aufruhr versetzt werden 
könnte, so glaubte derselbe doch in allgemeinen Worten die Ueberzeugung aus­
sprechen zu sollen, daß Preußen sich bei jedem Werke der Zivilisation in jener 
Richtung bereitwillig beteiligen würde, soweit es in der Lage sei, einen Einfluß 
in diesen entfernteren Gegenden zu üben.

Nach seinen allgemeinen Wahrnehmungen bezeichnete Bismarck die damalige 
Stimmung des Hofes in Biarritz als eine für Preußen äußerst günstige. *)

*

1) Es entbehrt vollständig der Unterlage, ivenn Oskar Rieding in seinen Memoiren 
Bd. II. S. 53 über die Biarritzer Entrevue bemerkt: „Obgleich der Kaiser sich über die 
Möglichkeiten der Zukunst nicht aussprach, so machte er doch dem Grafen Bismarck den 
Eindruck, als hoffe er auf eine Niederlage Preußens und werde dann bereit sein, gegen 
Entgelt Hilfe zu leisten."
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Die Gräfin Bismarck hatte sich zunächst bei der Kaiserin Eugenie nur 
eingeschrieben; vorgestellt wurden sie und die Comtesse Marie der Kaiserin erst 
am 5. Oktober früh im Port vieux (bei strömendem Regen!). Die Bismarcksche 
Familie hat wiederholt während des Aufenthalts in Biarritz die Kaiserin dort 
gesehen und sich ihrerseits immer des freundlichsten und ungezwungensten Ver­
kehrs zu erfreuen gehabt.

Nachmittags war die Familie Bismarck regelmäßig bei der Musik, die nach 
fünf Uhr auf dem großen plage des fous (vor dem Eingang zur Kaiserlichen 
Villa) spielte, und wo sich dann die ganze Biarritzer Badegesellschaft vereinigte. 
Oft kam auch der Hof dorthin und machte dort Cercle.

Bismarck machte in der Villa Eugenie den besten Eindruck. Ich schließe 
das aus der schmeichelhaften Bemerkung, welche Prosper Mérimée, der Freund 
der Kaiserin Eugenie, über ihn gefällt hat. Der gedachte französische Schrift­
steller schreibt in einem Briese, der preußische Minister habe ihm sehr gut 
gefallen. „C’est un grand Allemand, très poli, qui n’est point naïf. Il 
a l’air absolument dépourvu de Gemüth, mais plein d’esprit. Il a fait 

ma conquête.“
Auch Mérimée bestätigt, es habe eine lange Aussprache zwischen Bismarck 

und Napoleon stattgefunden; über den Inhalt habe ihm aber weder der eine 
noch der andere etwas erzählt; der Eindruck Mérimées war, Bismarck sei 
höflich, aber ziemlich kalt ausgenommen worden. „Er hat mir einen guten 
Eindruck gemacht; er hat mehr Geist, als man bei den Deutschen zu finden 
pflegt; ich möchte ihn eine Art diplomatischen Humboldt nennen."

Zum Schlüsse erzählt Mérimée folgende ergötzliche Geschichte, welche den 
Ton, der in der Villa Engenie herrschte, trefflich charakterisirt. Eine der 
Damen der Kaiserin, Frau v. N., welche Bismarck sehr verehrte, wurde deshalb 
von den Bewohnern der Villa stark aufgezogen, indem ihr mit den Kühnheiten 
dieses großen Mannes, die sie zu begünstigen schien, gedroht wurde. Dies 
brachte Prosper Mérimée auf den Gedanken, Bismarcks Kopf zu malen und, 
nachdem eine große Aehnlichkeit erzielt worden war, denselben auszuschneiden. 
Beim Einbruch der Nacht begaben sich der Kaiser, die Kaiserin und Mérimée 
in das Schlafzimmer der Frau v. N. ; sie legten den Kopf auf das Bett, eine 
Schlafrolle unter die Decke, um die durch einen menschlichen Körper gebildete 
Erhöhung zum Ausdruck zu bringen; schließlich machte die Kaiserin ein Taschen­
tuch als Schlafmütze zurecht und legte es auf die Stirn des Bismarckkopfes. 
In dem Halbdunkel des Schlafzimmers war die Täuschung eine vollendete. 
Nachdem die Kaiserlichen Majestäten das Zimmer verlassen hatten, hielten 
Mérimée und die Gesellschaft Frau v. N. noch einige Zeit zurück, damit der 
Kaiser und die Kaiserin am Ende des Ganges eine geschützte Stellung nehmen 
konnten. Darauf machte jeder Miene, in sein Schlafzimmer zu gehen. Frau 
v. N. trat in das ihrige, blieb darin einen Augenblick, um sich aber dann heraus- 
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zustürzen, an die Thüre der Frau v. Lourmel zu klopfen und ihr mit einer 
jammernden Stimme zu sagen: „II y a un homme dans mon lit!“ Leider 
blieb Madame de Lourmel nicht ernsthaft, und das Lachen der Kaiserin am 
anderen Ende des Korridors verdarb schließlich das Spiel. Das Beste erfuhr 
Mérimée erst später. Einer der Kammerdiener des Kaisers war vorher schon 
in das Schlafzimmer der Frau v. N. eingetreten, hatte sich aber, als er den 
Kopf im Bette bemerkte, lebhafte Entschuldigungen stammelnd, zurückgezogen. 
Draußen aber erzählte er, es liege ein Mann in dem Bette. Einzelne hatten 
die Meinung geäußert, es sei Herr v. N. gewesen, der seine Frau habe besuchen 
wollen; aber diese Annahme sei — als ganz unwahrscheinlich — zurückgewiesen 
worden. Einer, welcher Mérimée bei der Arbeit des Bismarckkopfes beobachtet 
hatte, verhinderte, daß man der Sache weiter auf den Grund ging.

Am 11. Oktober, abends spät, reisten der Kaiser und die Kaiserin nach 
Paris ab. Graf Goltz und Herr v. Radowitz waren noch zum letzten Diner 
in der Billa Eugenie eingeladen und blieben dort, bis die Majestäten sich in 
den Wagen setzten. Da Graf Bismarck sich auf der Rückreise in Paris auf­
halten wollte, hatte er keine formelle Abschiedsaudienz in Biarritz gehabt.

Am Tage der Abreise Napoleons von Biarritz brachte die „Provinzial- 
Korrespondenz" einen längeren Artikel, in welchem die „ehrenvolle und herzliche 
Aufnahme", welche Herr v. Bismarck bei dem Kaiser gefunden habe, mit der 
Bemerkung erwähnt wurde, daß sich der Kaiser ganz offen ausgesprochen habe. 
Dies gebe „eine Bürgschaft für die unveränderte Fortdauer der erfreulichen Be­
ziehungen, welche zwischen den beiden Regierungen seit längerer Zeit bestehen 
und welchen es wesentlich mit zu verdanken ist, daß die schleswig-holsteinsche 
Frage ihrer Lösung in deutsch-nationalem Sinn ebenso wie im Interesse Preußens 
entgegengeführt werden konnte, ohne eine europäische Verwicklung zu veranlassen. 
Es ist außer Zweifel, daß der Kaiser Napoleon III. seine ebenso besonnene 
wie ehrenhafte und uneigennützige Politik, für welche ihm Deutschland 
und Europa Dank wissen, auch ferner zu bewahren entschlossen ist."

An demselben Tage (11. Oktober) wurde aus Paris gemeldet, Drouyn 
de Lhuys hat nach erfolgter Notifikation von der Gasteiner Konvention und 
der Nachricht über ihren provisorischen Charakter ein zweites Zirkular erlassen, 
worin er bekannt gab, daß er die erfolgten Versicherungen mit Genugthuung 
cntgegennehme.

*

Sehen wir uns die Biarritzer Entrevue auch noch im Spiegel der fran­
zösischen Presse etwas näher an. Am 2. Oktober 1865 wurde dem „Courier 
de Bayonne" aus Biarritz geschrieben, da der Kaiser erst zwischen dem 10. 
und 15. Oktober in Paris erwartet werde, so werde Bismarck ihn noch in 
Biarritz antreffen; ein Besuch desselben sei natürlich. Wenn diese Begegnung 
die Frage der Elbherzogtümer um einen Schritt fördern würde, so wäre das 
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ein Glück; aber die Hoffnung sei eine geringe; denn Bismarck komme nach 
Biarritz in der Eigenschaft eines Touristen und nicht als Botschafter.

Am 3. Oktober wurde demselben Blatte aus Paris geschrieben: es gebe 
in Europa nur sehr wenige Menschen, die so sehr von sich sprechen machten 
als Bismarck. Augenblicklich unternehme er eine Reise nach Frankreich und 
sei der Gegenstand der schärfsten Beobachtung. Man konstatirt, daß er nur 
wenige Stunden sich in Paris aufgehalten. Man fragt, ob er von einem 
Sekretär der Botschaft begleitet sei, und man versichert, daß er nur von zwei 
subalternen Beamten seines Ministeriums begleitet sei. Man fügt hinzu, er reise 
mit Frau und Tochter. Man ist so begierig, über ihn etwas zu erfahren, 
als man es seinerzeit in Bezug auf d'Abd-el-Kader war. Gleichwohl trägt 
Bismarck keinen arabischen Mantel; er ist gekleidet wie andre gewöhnliche 
Sterbliche; er ist von keiner Eirkassierin begleitet. Wie kommt es doch, daß 
man sich so sehr für eine Persönlichkeit interessirt, die wie andere Menschen reist 
und die nichts an sich hat, das geeignet wäre, die Augen der Menge auf sich 
zu ziehen? Wir wollen das Rätsel lösen. Der Minister des Königs Wilhelm 
ist eine machtvolle Individualität; er ist kampfeslustig, er hat stets zahlreiche 
Feinde und eine sehr kleine Zahl von Alliirten gehabt, endlich hat er — 
unbekümmert um alle, ohne Rücksicht auf Deutschland, ja selbst auf Preußen, 
den Mut gehabt, sein Ziel zu verfolgen und seine Projekte zu verwirklichen. 
Der Erfolg, umgeben von Gefahren, das ist der Schlüssel zu dem Geheimnis 
des Ansehens, das Bismarck besitzt. In kurzer Zeit wird derjenige, der der 
Polignac der preußischen Monarchie zu werden drohte, gesiegt haben, sowohl in 
seiner inneren wie in seiner äußeren Politik. Schon sind Oesterreich und die 
Mittelstaaten nur noch die willfährigen Instrumente in der Hand des preußischen 
Ministers. Die nächste parlamentarische Session wird den Beweis erbringen, 
daß die Abgeordneten ihm Dank wiffen für das, was er für die Macht Preußens 
gethan hat, und es ist nicht unmöglich, daß sie kein so energisches Veto mehr 
einlegen gegen die militärischen Reformen, die man übrigens ohne ihren Willen 
durchführt. Immer waghalsig, wollte Bismarck durch seinen Besuch in Frankreich 
zeigen, daß die neueste Zirkulardepesche des Ministers Drouyn de Lhuys nicht 
in dem Maße, wie man es in Deutschland glauben will, eine Verurteilung 
seiner Politik in Bezug auf die Elbherzogtümer ist.

In einem Blatt war die Rede, Bismarck sei nach Biarritz gekommen ganz 
ebenso, wie seinerzeit Graf Cavour den Kaiser Napoleon in Plombières besuchte; 
das war gewiß vielsagend.

Am 9. Oktober schrieb der Pariser Korrespondent eines Provinzblattes: 
Da Bismarck gemeinschaftlich mit Napolen sich in Biarritz aufhalte und den­
selben bereits zweimal unter vier Augen gesehen habe, so erklärte man sich die 
immer wieder hinausgeschobene Abreise Napoleons von dort mit der Wichtigkeit 
der Verhandlungen, die er mit Bismarck einging, und die er nun auch zum 
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Abschluß zu bringen wünsche. „Man will überdies genau wissen, um was 
es sich bei diesen geheimen Perhandlungen handelt. Eine belgische und eine 
schweizerische Zeitung wollten genau wissen, daß an dem und dem Tage, zu 
einer bestimmten Stunde der Kaiser, in einem Fauteuil sitzend, und Bismarck 
auf einem Stuhle, bei geschlossenen Fenstern, die Thüren wohl verschlossen, dies 
und jenes zu Bismarck gesagt habe, worauf dieser so und so geantwortet habe. 
Darauf sei dann die Annexion Belgiens durch Frankreich und die der Elb- 
Herzogtümer durch Preußen beschlossen worden. „Es ist also beschlossene Sache, 
daß wir den Rhein wieder nehmen, und daß Preußen dafür mit den Herzog­
tümern entschädigt wird. Kommt es dazu nicht, so wird man in allem Ernst 
erzählen, das habe so sein sollen, das Projekt habe aber in Biarritz eine andere 
Richtung genommen."

Am 10. Oktober verlautete in Paris, Fürst Metternich sei nach Wien 
gerufen worden, weil die Anwesenheit Bismarcks in Biarritz die österreichischen 
politischen Kreise ernsthaft zu beunruhigen beginne.

Unterm 13. Oktober wurde dem „Courier de Bayonne" geschrieben: Es 
sei vergebens, sich die Bedeutung von Bismarcks Reise zu verhehlen. In 
Deutschland betrachte man seine Aufnahme durch Napoleon gewissermaßen als 
die Billigung seiner Politik durch Napoleon.

Jin Gegensatze hierzu erhielt der „Nord" eine Nachricht ans Biarritz, 
worin gesagt war, der Empfang Bismarcks durch den Kaiser sei ein recht kalter 
gewesen. Das „Memorial Diplomatique" brachte ein Entrefilet, welches zu 
verstehen gab, Bismarcks Aufnahme in Biarritz habe nicht die politische Be­
deutung gehabt, welche ihr die preußischen Zeitungen beimessen.

*

Tie Famlilie Bismarck blieb nach Napoleons Abreise von Biarritz daselbst 
noch bis Ende Oktober. Graf Goltz und Herr v. Radowitz reisten gleich nach 
dem Hofe, am 12. Oktober, nach Paris zurück. In Biarritz waren mit Bis­
marcks, seit dem 8. Oktober, Herr und Frau v. Savigny. An Fürstlichkeiten 
waren nach dem Abgänge des französischen Hofes geblieben: die Großfürstin 
Katharina von Rußland mit ihrem Gemahl, dem Herzog Georg von Mecklenburg.

Am 1. November kam Graf Bismarck mit Familie in Paris an und stieg 
im Hotel du Rhin ab; Herr v. Savigny war mit ihm gereist. Arn 2. No­
vember fand für Bismarck auf der preußischen Botschaft ein Herrendiner statt, 
an dem, außer den Herren der Botschaft, Graf Goltz, Graf Solms, Herr 
v. Radowitz, Graf Lynar, Baron Saurma, noch teilnahmen: der russische 
Botschafter Baron Budberg, der italienische Gesandte Nigra, der sächsische 
Gesandte Graf Seebach und der österreichische Geschäftsträger Graf Müllinen. 
Nach dem Diner hatte Bismarck mit Drouyn de Lhuys, Budberg und Nigra 
längere Gespräche.
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An demselben Tage hörten Bismarck und seine Tochter das Konzert an, 
das die Musikkapelle des 34. Regiments, der pommerschen Füsiliere, im Zirkus 
des Champs Elysêes gab. Diese Kapelle erregte in Paris Aufsehen. Jedermann 
wollte sie sehen, um ihre Uniformen zu bewundern, jedermann wollte ihre aus­
gezeichnete Musik hören. Am 3. November wurde Bismarck von dem Kaiser 
in Saint-Cloud empfangen, und dabei sind noch einmal die schwebenden Fragen, 
über die Bismarck sich unterrichten wollte, genügend für seine Informationen 
erörtert worden.

Einen ausgezeichneten Eindruck machten die Bestellungen, welche die 
preußische Regierung bei den Rhedern in Bordeaux vornahm. Man schätzte 
die Summe, welche hierfür ausgeworfen war, auf fünfuudzwanzig Millionen 
Franken. Die Bestellungen erfolgten bei der Werft von Arman in Bordeaux, 
welche Bismarck auf seiner Rückreise aus Biarritz einer eingehenden Unter­
suchung unterzog.

Die Pariser Preffe konstatirte, daß der äußere Eindruck Bismarcks ein 
günstiger gewesen sei. „On lui a trouvé une physionomie fixe et douce 
faisant contraste avec le sans-façon, j’allais dire la brutalité de sa 
politique. On a remarqué la beauté et les cheveux blonds de MIL de 
Bismarck. Bref, le dehors du ministre et de son entourage ont effacé 
un peu de l’impression produite de sa politique. “

Ein anderer Pariser Korrespondent faßte die Situation wie folgt zusammen: 
„Malgré l’accueil fait à M. de Bismarck et aux clarinettes du 34e 

r égiment de fusiliers de Poméranie, tenez pour certain que nous avons 
gardé une indépendance complète à l’égard de la Prusse. M. de Bis­
marck voudrait frapper de grands coups ; le gouvernement français désire 
au contraire que la paix ne soit troublée sous aucun prétexte!“J)

Am 5. November ist Bismarck zur Jagd bei Rothschild in Ferrières gewesen 
und am 6. mit seiner Familie nach Berlin zurückgereist.

Am 8. November 1865 schrieb die „Provinzal-Korrespondenz" : Alle Nach­
richten aus Paris stimmten darin überein, daß Graf Bismarck überall in der 

französischen Hauptstadt, besonders aber von feiten des Kaisers, mit überaus 
großer Aufmerksamkeit und Auszeichnung empfangen worden ist.

*

Wenn Bismarck heute das Schloß wiedersähe, woselbst er 1865 so erfolg­
reiche Politik getrieben hat, so würde er darüber nicht erbaut sein. Nach dem 
Zusammenbruch des Kaiserreichs wurde die „Billa Eugenie" mit dem dieselbe 
umgebenden großen Terrain von der Kaiserin Eugenie, wie man mir sagte,

J) Bemerkungen des „Constitutionnel" über den Besuch Bismarcks in Paris, vergleiche 
die „National-Zeitung" Nr. 566 vom 2. 12. 1865. Urteil Prosper Mêrimêes in dessen 
Lettres, Band II. S. 154.
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für den Preis von drei Millionen Franken an eine Pariser Gesellschaft ver­
kauft, welche die ganze Besitzung demnächst parzellirte. Das ist sehr zu bedauern. 
Es wäre weit pietätvoller gewesen, wenn die Kaiserin aus ihrer Villa ein 
Krankenhaus für diejenigen französischen Soldaten gestiftet hätte, die ihr Blut 
in den Feldzügen ihres Mannes vergossen, oder wenn sie dieselbe der Stadt 
geschenkt hätte zur Etablirung eines städtischen Kasinos oder als Sitz der Mairie.

Statt dessen ist die Villa vollständig umgebaut, durch einen zu dem 
ursprünglich harmonischen Bau in gar keinem Verhältnisse stehenden mächtigen 
Seitenflügel erweitert und zu einem Hotel umgestaltet worden, das den stolzen 
Titel „Hotel du Palais" führt. Von der alten Herrlichkeit sind nur noch 
wenig Spuren vorhanden, so die Kaiserlichen Initialen N. E. auf dem Fußboden 
beim Eingang in das Vestibül, auf den Thürschlössern und dem Kamin im 
großen Empfangssalon. Der das Schloß umgebende Park ist bis auf drei bis 
vier Morgen zusammengeschrumpft; der Rest ist in private Hände übergegangen 
und allmülich mit Privathäusern und Hotels bebaut worden. Auch die russische 
Kirche steht auf dem Boden des alten Kaiserlichen Schlosses. Die Preise in dem 
Palast-Hotel sind dieselben wie in den übrigen ersten Hotels von Biarritz. Nur 
eine Stelle in dem Tarif des Hotels ist mir aufgefallen: „Pour les petits 
chiens il est compté par jour à 5 francs. Les gros chiens ne sont pas 
admis dans l’hôtel.“ Hoffen wir, daß bei Regulirung dieses Preises die 
Abschreckungstheorie mitgespielt hat.





Kismarck im Antiquariat.





Bismarck im Antiquariat.

'ïSenn mich jemand über das Maß der Berühmtheit einer Persönlichkeit 

fragen würde, so wüßte ich ihm keinen besseren Rat zu geben, als in ein Ge­
schäft zu gehen, wo mit Autographen ein Handel en gros betrieben wird, und 
dort einen Brief des Betreffenden vorzulegen. Wenn der Händler das Auto­
graph mitleidig lächelnd zurückweist, dann ist der Name des Verfassers noch so 
gut wie unbekannt; je populärer und bedeutsamer derselbe aber ist, um so 
mehr wird der Händler für das Schriftstück bieten, zumal wenn der Inhalt 
desselben auch noch Interesse bietet; der Gipfel der Berühmtheit ist erreicht, 
wenn man nach dem Inhalt des Schriftstückes gar nicht mehr fragt und sich 
schon mit der Unterschrift allein begnügt, mag dieselbe unter einem noch so 
gleichgiltigen Inhalt stehen, zum Beispiel unter einer Quittung, einer Ein­
ladungszusage oder gar einem gerichtlichen Aktenstücke. Eine Berühmtheit dieser 
letzten Gattung — heutzutage auch nicht annähernd mit irgend einem gekrönten 
Haupte der Welt vergleichbar — ist Bismarck. Schon im Jahre 1847, also 
in seinem zweiunddreißigsten Lebensjahre, war er zu einer politischen Persönlich­
keit geworden. War es doch der liberalen Presse gelungen, aus Bismarck in­
folge seines ersten parlamentarischen Auftretens eine Figur zu machen, die halb 
Schreckgespenst, halb lächerlicher Popanz war; den lächerlichen Popanz mußte 
sie freilich bald fallen lassen; um so fester hat sie aber an dem Schreckgespenst 
gehalten und damit bis in eine späte Zeit hinein die alten politischen Kinder 
fürchten gemacht.

Während seiner Gesandtenzeit in Frankfurt am Main, Petersburg und 
Paris trat Bismarcks Berühmtheit verhältnismäßig zurück. Ein Gesandter hat 
nur die Instruktionen seiner Regierung auszuführen und bleibt deshalb immer 
mehr oder minder im Schatten seines Chefs. In Frankfurt lag das Verhältnis 
wegen der Teilnahme Bismarcks an den Beratungen der Bundesversammlung 
allerdings etwas anders. Diese letzteren Beratungen waren aber geheim, und 
die immense Bedeutung der politischen Korrespondenz, welche der preußische 
Bundestagsgesandte damals mit dem Minister Freiherrn von Manteuffel und 
zum Schluffe kurze Zeit mit dem Freiherrn von Schleinitz geführt hat, ist erst 
bekannt geworden, als dieselbe von mir, mit Bismarcks Erlaubnis, in den Jahren 
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1882—1884 publiziert worden ist. Wer zur Gesandtenzeit Bismarcks ein Auto­
graph desselben hätte in den Verkehr bringen wollen, würde damit nicht viel 
Glück gehabt haben. Während der Konfliktszeit stieg Bismarcks Berühmtheit, 
und er war zu dieser Zeit bereits Gegenstand der schärfsten Beobachtung. Wie 
kam es doch, daß man sich so sehr für ihn interessirte? Bismarck war eben 
eine machtvolle Individualität, kampflustig und kühn in seinen Konzeptionen, 
erfolgreich auf der ganzen Linie. Bismarck glaubte felsenfest an den Erfolg 
seiner Politik und hat diesem Glauben auch sicher gesprächsweise Ausdruck ge­
geben, wenn auch die ihm in den Mund gelegte, in das Jahr 1863 fallende 
Aeußerung: er würde in zwei Jahren der populärste Mann im Staate sein, 
bestritten wird, 9 Nach dem Blindschen Attentat, also im Mai 1866, soll 
Bismarck eine ähnliche Redewendung gebraucht haben: „Jetzt möchte mich das 
Volk aufhängen, aber in einigen Jahren werde ich der beliebteste Mann in 
ganz Deutschland sein!" Diese Prophezeiung ist jedenfalls buchstäblich ein­
getroffen, und zwar schon gleich nach Königgrätz. Nach 1870 hat der Glanz 
seines Namens den Gipfel erreicht, der nun keiner Steigerung mehr fähig ist. 
In gleichem Verhältnis ist auch der Preis gestiegen, der für seine Schriftstücke 
im Handel gezahlt wird. Seit dieser Zeit wird auf Bismarck-Autographen 
förmlich Jagd gemacht. Er könnte sich mit seiner Unterschrift allein noch heute 
leicht eine Million verdienen. Eine mit seiner Unterschrift versehene Photographie 
in Kabinetsformat ist mir kürzlich für dreißig Mark zum Kaufe angeboten worden. 
Daß Fürst Bismarck, welcher den Unfug kennt, der mit seiner Unterschrift bis­
weilen getrieben worden ist, mit der Hergabe derselben geizt, kann nicht wunder­
nehmen ; fort und fort laufen Gesuche um Photographien Bismarcks mit seiner 
Unterschrift in Friedrichsruh ein, denen natürlich nicht entsprochen werden kann. 
Eine dem Hause Bismarcks sehr befreundete Dame, selbst in Varzin und Friedrichs­
ruh ein gern gesehener Gast, besitzt keine Unterschrift des Fürsten. Auf ihre 
Bitte darum erwiderte Bismarck, er vergebe an Private grundsätzlich keine Auto­
graphen; sie würden sonst alle kommen. „Ich will Sie aber mit etwas Wert­
vollerem entschädigen," sagte er, und damit holte er aus seinem Arbeitszimmer 
ein Briefcouvert heraus, worauf der Kaiser seine, des Kanzlers, Adresse eigen­
händig geschrieben hatte. „Das nehmen Sie und bewahren Sie es wohl zum 
Andenken an den ritterlichsten unter den Königen."

Seit dem Herbst 1887 verfolge ich die Kataloge von zur Versteigerung 
gelangenden Autographen und habe dabei manchen Fund gemacht, der sich in 
meiner Bismarck-Biographie verwerten läßt. Der älteste dabei zu Tage getretene 
Brief Bismarcks, der freihändig in den Besitz eines bekannten Berliner Auto­
graphensammlers überging, ist an den Rittmeister von Arnstädt in Groß-Kreutz 
gerichtet und lautet:

i) Vergl. mein Werk: Erinnerungen aus dem Leben von Hans Viktor von Unruh. 
Stuttgart 1895, S. 346.
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An den Rittmeister von Arnstadt in Groß-Kreutz.

Berlin, den 28. Jannar 1850.

Verehrtester Freund!

„Sie sagen, daß Sie auf meine Antwort wegen der Vereinssache gespannt 
sind; Sie tverden wenig darin finden, was diese Spannung befriedigt. Das 
Uebel liegt in der Gesetzgebung; das einzige, was diese gestattet, habe ich be­
trieben, nämlich Anweisung der Potsdamer Regierung zur strengeren Kontrolle 
dieses Vereins durch die Polizeibeamten und Benutzung der Sache bei der Be­
ratung des Vereinsgesetzes in der Kommission, der ich angehöre, und bei den 
Ministern. In letzterer Richtung hat meine Schilderung der Wirkungen dieses 
als Beispiel benutzten Vereins in der That wesentlich dazu beigetragen, bei 
Ministern und Kommission mehrere Verschärfungen der Gesetze gegen Vereine 
herbeizuführen. Wenn aber mein Antrag auf gänzliche Unterdrückung der Vereine 
auf vorläufig ein Jahr nicht durchgeht, so hilft die Sache doch nicht viel. Von 
dem angeblichen Siege der Regierung in der Botschaftssache, am Sonnabend, 
werden Sie in den Zeitungen schon gelesen haben. Noch ein solcher Sieg, und 
wir sind verloren. Mündlich Näheres über die gespielten Intriguen.

„Nach Ihren Nachrichten habe ich wenig Aussicht bei der Wahl am 31. 
Indes, man muß abwarten und sehen.

„Ich möchte am 30. selbst nach Brandenburg, vorher aber gern in Kreutz 
vorsprechen. Ich weiß nur nicht, wann und wie die Züge gehn, und was am 
Mittwoch in der Kammer vor ist; ob man nicht vielleicht hier sein muß. Die 
Fideikommisse fielen wieder mit einer Stimme vorgestern.

„Sind Sie der Meinung, daß gar keine Aussicht für die Wahl ist, so 
ist es allerdings schlauer, wenn ich mich in Brandenburg nicht weiter bemühe. 
Ich bringe eben heraus, daß ein Zug morgens um 11 Uhr von hier geht, wenn 
Sie erlauben, werde ich also mit diesem am Mittwoch, den 30. bei Ihnen 
eintreffen. Bis dahin leben Sie wohl und legen Sie mich der gnädigsten Frau 
zu Füßen.

Der Ihrige

von Bismarck."

Aus der Frankfurter Gesandtenzeit fand ich einen an den Königlich sächsischen 
Obersten und Militärbevollmächtigten von Spiegel gerichteten Brief, worin 
Bismarck sein Nichterscheinen bei einem Diner mit Rücksicht auf das Eintreffen 
des Herrn von Balan, preußischen Gesandten in Stuttgart, entschuldigt. Vom 
9. Juli 1863 datirt ein Brief Bismarcks aus Karlsbad an den Freiherrn von 
Rothschild, worin es sich um eine Anlage handelt, die der Ministerpräsident zur 
Kenntnis des Königs brachte; ein vier Seiten langer eigenhändiger Brief 
Bismarcks vom 30. Juni 1864 beschäftigt sich mit der Erweiterung seines 
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Varziner Grundbesitzes (Preis 200 M.); ein Brief Bismarcks an den Grafen 
von Bismarck-Bohlen, d. d. 24. Mai 1864, betraf die Erwerbung von 
Wrangelsburg für den Feldmarschall Grafen von Wrangel. In einem Briefe, 
d. d. 4. Februar 1864, gerichtet an den damaligen Kronprinzen, späteren 
Kaiser Friedrich, empfiehlt Bismarck einen jungen Mann zur Einstellung in eine 
dienstliche Stelle. Der Brief ist unterzeichnet: Eurer Kgl. Hoheit unterthünigster 
von Bismarck. Der Brief erzielte 105 Mark. In einem andern Schreiben 
vom Spätherbst 1864 entschuldigt sich Bismarck bei der Prinzessin Friedrich 
Karl, weil er einer Einladung derselben nicht Folge leisten kann. Am 11. No­
vember 1871 kündigt der Staatsmann betu Vetter Gustav zu Putlitz gewiste 
auf den Lehengütern steh'ende Kapitalien, um seine Lauenburger Güter möglichst 
schuldenfrei zu machen; in einem an den Regiernngspräsidenten Bitter gerichteten 
Briefe, d. d. 30. November 1874, freut sich der Kanzler, seine seit frühem 
Lebensalter bestehenden Beziehungen zu demselben zu erneuern. Selbst ein 
Strafantrag Bismarcks, d. d. Varzin, 4. Juli 1882, gerichtet gegen die 
Zeitschrift „Deutsche Union" in Berlin „wegen Beleidigung des Unterzeichneten 
in Beziehung auf seinen Beruf", kommt zum Verkauf. Von einem Briefe 
Bismarcks aus dem September 1865 kommt nur das zweite Blatt des Briefes 
in den Handel; es sind im ganzen nur neun Zeilen folgenden Inhalts:

„können, so daß ich den Abend in Berlin zu sein hoffe, vielleicht mit dem ersten 
Stettiner Zuge am Freitag erst. Sie haben wohl die Güte, dies einem der 
Herren Minister mit der Bitte mitzuteilen, diese Verspätung bei Sr. M. ent­
schuldigen zu wollen. Mit aufrichtiger Hochachtung

Ew. Hochwohlgeboren 
ergebenster 

v. Bismarck."

Augenscheinlich waren die beiden ersten Briefseiten so intimer Natur, daß 
der Besitzer sich doch geschämt hat, dieselben auf den Markt zu werfen; vielleicht 
hätte ihr Inhalt ihn auch selbst verraten. Der Erlös dafür in der Auktion 
betrug einundzwanzig Mark. Er war sehr niedrig; der Händler bemerkte mir, 
er habe sich zum mindesten vierzig Mark versprochen; zwanzig Mark bringe ihm 
schon ein Brief des Grafen Herbert Bismarck ein, wovon er mir sogleich zwei 
zur Ansicht vorlegte. Der erste, an den vorerwähnten damaligen Unterstaats­
sekretär Bitter gerichtet, lautet:

Friedrichsruh, den 21. Mai 1873.

„Ew. Hochwohlgeboren sehr geehrtes Schreiben hat mein Vater heute mit 
Dank erhalten und mich beauftragt, Ihnen zu sagen, daß er sich sehr freuen 
würde, Sie am nächsten Dienstag hier zu sehen. Noch lieber würde es meinem 
Vater sein, Ew. Hochwohlgeboren statt um 1 Uhr, zu Tische um 5 Uhr bei sich 
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zu sehen, und läßt er Sie bitten, wenn Ihnen das paßt, ihm die Ehre zu geben, 
am kommenden Dienstag im Ueberrock hier bei ihm zu essen.

„Mit der vorzüglichsten Hochachtung
zeichne ich mich

Ew. Hochwohlgeboren 
ganz ergebenster

Graf Herbert Bismarck."

Ein zweiter an dieselbe Adresse gerichteter Brief des Grafen Herbert 
Bismarck lautet:

Berlin, den 20. März 1879.

Verehrtester Herr Staatssekretär! *)

„Der Wegebaukünstler, über dessen Thätigkeit in Lauenburg ich gestern mir 
Ihnen Vortrag zu halten erlaubte, heißt B., seine Titulatur kenne ich leider 
nicht. Ich habe meinem Vater von der Petition des Schwarzenbeker Gemeinde­
vorstehers wegen der anderweitigen Gutsbezirks-Einteilung von Aumühle ge­
sprochen; es war ihm nicht ganz klar, wie die Gemeinde Schwarzenbek die 
Zulegung der Gemeinde Aumühle beanspruchen könne, und vermutet er, daß 
letztere mit dem herrschaftlichen Bezirk vereinigt werden will? Dem würde er 
sich aber ganz bestimmt widersetzen: er würde Ihnen sehr dankbar sein, wenn 
Sie ihm eine kurze Mitteilung über die Begründung der Petition und über den 
darauf von hier intendirten Bescheid zugehen lassen wollten, da ihn diese Sache, 
wie alle lauenburgischen, interessirt, und seine persönlichen Besitzverhältnisse 
dadurch berührt werden.

„Ich werde mir erlauben, gegen 12 Uhr wieder auf dem Ministerium an- 
zufragen, ob Sie noch empfangen können.

„In ausgezeichneter Hochachtung bin ich

Ew. Hochwohlgeboren
ganz gehorsamster

Gf. Bismarck."

Der Erlös des ersten dieser Briefe des Grafen Herbert Bismarck betrug 
elf Mark, der zweite brachte siebenzehn Mark.

Am bedeutsamsten von allen mir bekannten Bismarck-Autographen, die 
durch die Hände von Händlern gingen, ist wohl ein Brief Bismarcks, d. d. 
Varzin, 30. November 1879, betreffend das Schanksteuergesetz. Der Adressat 
ist nicht genannt, derselbe kann aber für Kenner der Situation kein Geheimnis 
sein. Der Brief ist ganz von der Hand des Grafen Herbert Bismarck (dem 
letztem wohl in die Feder diktirt) und trägt nur die Unterschrift des Fürsten. 
Zur Erläuterung des bisher unveröffentlichten Briefes bemerke ich Nachstehendes:

9 Bitter war um diese Zeit Unterstaatssekretär im preußischen Ministerium des 
Innern. Gras Bismarck gibt ihm aus Courtoisie den Titel „Staatssekretär".

Poschinger, Bikmarck-Portefeuille I. 12
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Am 8. November 1879 legte die preußische Regierung dem Landtage einen 
Gesetzentwurf, betreffend die Steuer vom Betriebe geistiger Getränke, vor, welcher 
den Gemeinden eine bisher nicht in dem zulässigen Maße berücksichtigte Steuer­
quelle eröffnen und zugleich den Zudrang zu einem Gewerbe einschränken sollte, 
dessen übermäßiges Anwachsen in wirtschaftlicher und sittlicher Beziehung nach­
teilig wirkte.

Das vorstehend bezeichnete Ziel suchte der Gesetzentwurf dadurch zu er­
reichen, daß

alle Geschäfte, welche sich mit dem Ausschanke geistiger Getränke irgend 
einer Art sowie mit dem Kleinhandel von Spiritus und Branntwein be­
faßten, einer besonderen Abgabe unterworfen werden sollten, welche zwar 
als Staatssteuer veranlagt und erhoben, deren Ertrag aber den Gemeinden 
überwiesen werden sollte.

Bei der ersten Beratung der Vorlage im Abgeordnetenhause (18. November) 
sprachen gegen den Entwurf die Abgeordneten Zelle, Grambrecht, Dr. Petri 
und Reichensperger (Cöln), für den Entwurf Dr. Kropatscheck, Dr. Bitter, 
Strosser und der Finanzminister Bitter, worauf die Vorlage an eine Kommission 
von einundzwanzig Mitgliedern verwiesen wurde. *)

Bei der ersten Lesung in der Kommission (26. November 1879) wurde 
der sehr einschneidende Beschluß gefaßt, die Steuer auf Branntwein zu beschrünkeu, 
die Steuer auf den Ausschank von Bier und Wein also ganz fallen zu lassen.

Bei der zweiten Lesung (27. November) wurde dieser Beschluß bestätigt. 
Die Regierungskommissare fanden den Beschluß so Präjudizirlich, daß sie erklärten, 
ihre ferneren Erklärungen könnten nur noch als „persönliche Aeußerungen" 
angesehen werden. 2)

In diesem bereits etwas verzweifelten Stadium wurde augenscheinlich die 
Entscheidung Bismarcks darüber eingeholt, ob bei dieser Sachlage die Regierung 
noch auf eine Weiterberatung der Vorlage Wert lege, oder ob sie vorziehe, 
dieselbe zurückzuziehen. Daraufhin ergingen die nachstehenden Direktiven:

Varzin, 30. November 1879.

„Eurer Excellenz danke ich für die Mitteilung über das Schanksteuergesetz, 
welche Sie mir durch Tiedemann haben machen lassen. Ich bin in meiner 
Ueberzeugung nicht zweifelhaft, daß wir vor den Kommissionsbeschlüssen nicht 
die Flagge streichen dürfen, ohne uns der Verdächtigung auszusetzen, daß es 
uns mit dem Gesetz überhaupt nicht sehr ernst gewesen wäre. Unsere Gegner 
begehen mit der Ablehnung des Gesetzes einen taktischen Fehler, und wir würden

Stenographischer Bericht über die elfte Sitzung am 18. November 1879, S. 207 
bis 226.

2) Das Ergebnis der Kommissionsberatung erhellt aus der Drucksache Nr. 121 des 
Hauses der Abgeordneten, 14. Legislaturperiode, I. Session 1879.
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nicht gut thun, ihnen durch verfrühte Zurückziehung des Gesetzes einen Teil 
davon abzunehmen, das heißt von der Verantwortlichkeit dafür.

„Wir dürfen uns auch die Gelegenheit nicht abschneiden, in der Plenar­
disk u s s i o n die Nützlichkeit des Gesetzes in dem vollen Umfange unserer Vorlage 
mit allen dafür sprechenden Motiven öffentlich zu begründen. Bisher ist meiner 
Ansicht nach in der Diskussion die finanzielle Seite der Sache zu sehr 
zurückgetreten hinter der Moralitätsfrage der Verminderung des Branntwein­
genusses. Die Wirkung in letzterer Richtung halte ich für gering; in Rußland 
kostet, soviel ich weiß, die Licenz 500 Rubel, und die Trunksucht leidet dadurch 
keine Einbuße. Würde bei uns dennoch eine Wirkung in dieser Richtung er­
reicht, so wäre das ja sehr nützlich; aber nur das Getränk des gemeinen Mannes 
zu treffen, dagegen die Völlerei und die Zeitvergeudung, inklusive Branntwein­
genuß, in den Bier- und Weinkneipen frei zu lassen, wäre nach mehr als einer 
Seite hin ein Fehler.

„Der Schnaps mag als Getränk in der Häuslichkeit schlimmer wirken 
als Bier und Wein, aber beim Ausschank in öffentlicher Kneipe tragen Bier 
und Wein zur Verbummelung ihrer Konsumenten vielleicht mehr bei — weil 
ihre Verzehrung viel mehr Zeit in Anspruch nimmt. *) Dies alles sind aber 
doch nur Nebenzwecke; wir haben bei der Vorlage nicht die Volkserziehung, 
sondern den Geldertrag im Auge gehabt, und von dem würde nicht viel übrig 
bleiben, wenn alle Schankstätten ausscheiden, die nicht ausschließlich dem Schnaps 
gewidmet sind.

„Das Zurückziehen einer Vorlage, ohne daß sie abgelehnt sei, schwächt 
jederzeit die Regierung viel mehr als eine Ablehnung. Hier aber glaube ich, 
daß die Ablehnung durch das Plenum uns gegen diejenigen, welche abgelehnt 
haben, eine Waffe für die Zukunft gibt.

„Ich kann in dieser Ueberzeugung nur auf das dringendste dazu raten, 
daß wir fortfahren, die Vorlage mit Festigkeit zu vertreten und selbst, wenn 
sie im Abgeordnetenhause uns nicht in annehmbarer Form bewilligt wird, dann 
doch die Diskussion der Sache im Herrenhause uns womöglich nicht abschneiden 
lassen. Wir können dort die Breschen, welche die Abgeordneten machen, durch 
Amendirung vielleicht wieder ausfüllen.

„Ich bin nicht ganz überzeugt davon, daß wir wohlthun, die Vorlage 
zurückzuziehen, wenn wir sie schließlich auch nur für Branntwein durchbringen;

9 In dem Artikel „Einige Worte zur Hebung des Parlaments und des Volks- 
wohls" im Dezemberheft 1895 der „Deutschen Revue" ist eine Bierschanksteuer von 
1 bis 2 Pfg. pro Liter wieder in Anregung gebracht worden. Diese Schanksteuer würde 
bei dem jährlichen Konsum von 5 Milliarden Liter circa 50 bis 100 Millionen einbringen 
und für die wohlhabenden Biertrinker kaum fühlbar sein, aber viele Parlamentarier rc. 
befürchten den Widerstand der Bierphilister rc. gegen eine solche Steuer, welche die direkten 
Steuern entlasten und zur Kolonisation im Innern benutzt werden könnte.
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es würde sich dann bald ergeben, daß der Branntweinausschank sich in die 
Wein- und Bierkneipen verlegt, und man würde dann Anlaß haben, neue Vor­
lagen einzubringen, um nicht die Kneipe „des armen Mannes" ausschließlich 
zu besteuern. Nur in Bezug auf die Höhe der Sätze sollten wir meines Er­
achtens unerbittlich sein. Wir dürfen uns mit Kleinigkeiten nicht abfinden lassen.

„Die analoge Elsässer Vorlage halte ich für uns im Bundesrat nicht an­
nehmbar, wenn sie nicht mit der preußischen in Uebereinstimmung gesetzt wird.

von Bismarck."

Bei der zweiten Beratung des Gesetzes (21. Januar 1880) erklärte der 
Finanzminister Bitter, die Staatsregierung stehe den beschlossenen Abänderungen 
gegenüber auf demselben Standpunkt, auf dem sie bei Einbringung der Gesetzes­
vorlage gestanden habe, und sie lege den größten Wert darauf, daß in dem § 1 
des Gesetzentwurfs Bier und Wein nicht ausgeschlossen würden. Das Ab­
geordnetenhaus lehnte in derselben Sitzung den Entwurf in allen seinen Teilen ab.

Die Frage endlich, wie es möglich ist, daß solche denkwürdige Schriftstücke 
in ein Antiquariat wandern, beantwortet sie sehr einfach: Die Not ihrer Besitzer 
treibt die Briefe in den Autographenhandel. Der erste Besitzer wird sich selten 
zu einer Versilberung derselben verstehen, aber er schenkt das Autograph einem 
Freunde oder, was noch wahrscheinlicher ist, einer Freundin, von da wandert 
der Brief in der Regel in den Besitz eines Autographensammlers, von diesem, 
oft im Wege des Tausches, an einen zweiten Sammler und schließlich in das 
Antiquariat zur Versteigerung. Es ist traurig, aber wahr!!)

In neuester Zeit kamen, soviel mir bekannt ist, noch folgende Bismarck- 
Briefe unter den Hammer:

Eigenhändiger Brief, d. d. Frankfurt a. M., 16. April 1854, an den 
Grafen Waldersee, Kommandeur der Bundestruppen in Frankfurt a. M. 
Bismarck teilt ihm mit, daß für den General von Schmerling der Stern zum 
Roten Adler-Orden 2. Klasse angekommen sei und daß er ihn bereits übersandt 
hätte, „als Osterei".

Eigenhändiger Brief mit Unterschrift, d. d. Nauheim, 2. September 1859, 
an seinen damaligen Vorgesetzten, den Minister des Auswärtigen Freiherrn 
von Schleinitz. — Obgleich ihm die Badekur gut bekommen, so ist er doch noch 
weit entfernt von der früheren Rüstigkeit, und die Aerzte raten ihm dringend 
noch längere Schonung. Er bittet daher um einen mehrwöchentlichen Urlaub, 
bevor er seinen Posten als Gesandter in Petersburg antritt. Sehr schmerzlich

9 Daß selbst ein Strafantrag des Altreichskanzlers Geld eintragen würde, hatte der 
Unterzeichner wohl nicht erwartet. Ein Strafantrag Bismarcks d. d. Varzin, 4. Juli 1882 
„wegen Beleidigung des Unterzeichneten in Beziehung auf seinen Beruf" gegen die Zeitschrift 
„Deutsche Union" in Berlin kostete 30 Mark.
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würde es ihn berühren, wenn er den Prinzregenten (damals in Ostende) vor 
seinem Abgänge nach Petersburg nicht mehr sehen sollte, und er legt es dem 
Minister sehr nahe, doch seine (Bismarcks) telegraphische Berufung nach Ostende 
beim Prinzregenten zu veranlaßen. „In Ostende mich unberufen einzustellen, 
hat einen Anstrich von Zudringlichkeit" rc.

„Da ich keine sichere Gelegenheit zur Beförderung dieses Briefes habe, 
so widerstehe ich der Versuchung, politische Wahrnehmungen und Betrachtungen 
zu Papier zu bringen" rc.

Eigenhändiger Brief mit Unterschrift, d. d. Berlin, 18. Februar 1865, 
an König Wilhelm I. — Unter Anlage einiger eingegangener Depeschen frägt 
Bismarck beim König an, ob er sich zum Vortrage einfinden darf.

Brief mit eigenhändiger Unterschrift, d. d. Friedrichsruh, 21. April 1878, 
an den Kronprinzen des Deutschen Reiches. Der Fürst teilt dem Kronprinzen 
mit, daß er an neuralgischen Schmerzen leidet, hofft aber den Anfall in einigen 
Tagen zu überwinden, um dann nach Berlin zu reisen. Der Schluß lautet: 
„Ich werde mich freuen, wenn Eure Kaiserliche Hoheit, sobald ich dazu im 
stande bin, die Gnade haben wollen, meinen Vortrag zu befehlen.

Eigenhändiger Brief mit Unterschrift:

An den Kronprinzen des Teutschen Reiches.

Berlin, den 7. April 1886.

Eurer Kaiserlichen Hoheit Befehl nachzukommen, werde ich mich um 5 Uhr 
im Palais melden.

v. Bismarck.
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Bismarck und Anhali

in der Krisis von 1866.

Don den biographischen Notizen, welche meinem Werke „Fürst Bismarck 

und der Bundesrat" eingefügt sind, haben unstreitig den meisten Beifall die 
Briefe gefunden, welche der frühere Wirkliche Geheime Rat Dr. Sintenis in 
seiner Eigenschaft als anhaltischer Telegirter bei den Berliner Konferenzen zur 
Beratung und Feststellung der Verfassung des Norddeutschen Bundes von Ende 
1866 bis April 1867 in seine Heimat geschickt hat (cf. daselbst Bd. I. S. 5—30).

Von ebenso großem historischem Werte ist eine von ihm im Herbst 1866 
eigenhändig niedergeschriebene, in seinem Nachlaß vorgefundene „Darstellung der 
Verhandlungen über den Anschluß Anhalts an Preußen im Falle der Auflösung 
des Deutschen Bundes".

Heinrich v. Sybel hat in seinem Werke über die Begründung des Deutschen 
Reichs die Politik Preußens, hauptsächlich in ihrer Beziehung zu Oesterreich 
neben Frankreich und den größeren deutschen Staaten, geschildert. Der Stoff 
war hier so überwältigend, daß er darüber ganz vergaß, uns auch in die 
Windungen der Bismarckschen Staatskunst gegenüber den kleineren deutschen 
Höfen einzuführen. Indem die Sintenissche Aufzeichnung das Sybelsche Werk 
in Bezug auf Anhalt ergänzt, erscheint dieselbe als ein überaus schützbarer 
Beitrag zur Geschichte des Jahres 1866.

Zur Orientirung über die Lage bei Beginn der diplomatischen Verhand­
lungen zwischen Preußen und Anhalt mag an folgendes erinnert werden. 
Anfangs April 1866 nahmen die österreichischen Truppenmärsche nach Norden 
bereits einen für Preußen bedrohlichen Charakter an. Am 18. April erklärte 
Oesterreich, die an die preußische Grenze vorgeschobenen Truppen wieder zurück- 
ziehen zu wollen, wenn Preußen sich verpflichte, die Ende März verstärkten 
Regimenter wieder auf den Friedensfuß zurückzuführen. Am 21. April beschloß 
aber der österreichische Kriegsrat bereits die Mobilisirung der Südarmee; Preußen 
erklärte jetzt (25. April) nicht abrüsten zu können, wenn Oesterreich im Süden 
große Heeresmassen aufstelle; am 27. April 1866 schrieb Bismarck nach Dresden 
und Stuttgart, um Beschwerden gegen die auch dort begonnenen Rüstungen zu 
erheben; am 2. Mai erklärte Graf Mensdorff nach Berlin die Verhandlungen 
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über die beiderseitigen Abrüstungen für erschöpft. Die Parole in Wien lautete 
bereits: Keinen faulen Frieden, vorwärts nach Berlin! Am 3. Mai wurde in 
Italien die allgemeine Kriegsbereitschaft angeordnet; am 5. Mai befahl König 
Wilhelm die Mobilisirung des rheinischen Armeecorps; am 7. Mai folgte die 
Mobilisirung des westfälischen Armeecorps im Hinblick auf die hannoverschen 
Rüstungen; am 11. Mai hatten auch bereits Bayern und Württemberg die 
Mobilmachung verfügt. Am 14. Mai fand in Bamberg eine Konferenz der 
mittelstaatlichen und einiger Thüringer Staaten statt; dieselbe beschloß, beim 
Bundestag einen Antrag auf allgemeine Entwaffnung einzubringen; gleichzeitig 
verfügten auch Hessen und Nassau die Mobilisirung ihrer Truppenteile, so daß 
Mitte Mai ganz Deutschland in Waffen stand. Am 19. Mai brachten die 
Bamberger ihren Antrag auf allgemeine Entwaffnung in Frankfurt ein. Es 
war jetzt die Zeit, da sowohl Oesterreich als auch Preußen in diplomatischem 
Wettkampfe die Mittelstaaten an ihre Seite zu ketten suchten. Am 20. Akai 
verlangte Preußen von Hannover und Kurhessen vertragsmäßige Zusage un­
bewaffneter Neutralität; auch in dem Fall, daß ein Bundesbeschluß die Mobil­
machung befehle. Da beide Regierungen ablehnend antworteten, wies Bismarck 
die preußischen Gesandten in Hannover und Cassel an, zu erklären, daß 
Preußen annehmen müsse, Hannover und Kurhessen fortan unter seinen Geg­
nern zu erblicken, und hierauf sich an keine der früheren in Aussicht gestellten 
Verheißungen (Unabhängigkeit derselben in einem neuen Bunde) mehr gebunden 
erachte.

Es ist dies die Zeit, da sich das Gewitter auch über Anhalt zusammen­
zuziehen begann, wie aus der nachfolgenden Darstellung von Sintenis her­
vorgeht. Derselbe schreibt:

Am 20. Mai, dem ersten Psingstfeiertage 1866, abends kurz nach 7 Uhr, 
empfing ich eine in Bitterfeld 6 Uhr 52 Minuten dem Eisenbahntelegraphen 
aufgegebene Anfrage des in Dresden residirenden Königlich preußischen Ge­
sandten für Sachsen und Anhalt, v. d. Schulenburg, ob er mich heute abend 
8 Uhr antreffe.

Nach Zeit und Umständen schien bei der unverkennbaren großen Eile etwas 
sehr Wichtiges erwartet werden zu müssen.

Bald nach 8 Uhr erschien der Gesandte im einfachen Reisekostüm, geführt 
von meinem Diener, den ich zu seinem Empfange nach dem Bahnhof geschickt 
hatte. Er kam von Altenburg, wo er zu demselben Zwecke wie dem hier 
beabsichtigten gewesen war, und hatte, wie er mir mitteilte, den Telegraphen 
im Königreich Sachsen nicht zu benutzen gewagt, indem seine Abreise von 
Dresden, wohin er auch möglichst schleunig zurückkehren wollte, eine ganz ver­
stohlene sei. Er reiste dem Hof gegenüber halb inkognito, hatte auch nicht die 
Absicht, persönlich dem Herzog aufzuwarten, und kam mit dem offenen Vor­
geben, hiesige Verwandte, die Familie v. Lattorff, zu besuchen. Wir waren 
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schon von seinen früheren Besuchen am hiesigen Hofe miteinander bekannt, 
indessen nur ganz äußerlich. Welcher politischen Gesinnung er übrigens bei 
mir gewärtig sein könne, darüber war er, wenn nicht schon anderwärts, so 
doch sicherlich vom altenburgischen Minister v. Larisch unterrichtet worden, den 
er soeben erst verlassen, da ich mich mit jenem im Jahre 1863 auf dem 
Fürstentage in Frankfurt ganz offen und entschieden ausgesprochen hatte.

Der Gesandte teilte mir, nach kurzer Einleitung über die Lage Preußens 
dem Deutschen Bunde resp. Oesterreich und dessen Genossen gegenüber, ein 
Stück einer an ihn gerichteten Note des Grafen Bismarck mit, welches also 
lautete:

„— — Es ist notwendig, das Verhältnis derjenigen Staaten zu 
Preußen, welche innerhalb der Sphäre unserer militärischen Aktion liegen, 
klarzustellen.

„Wir wünschen, daß dies in vertraulicher, mündlicher Erörterung und 
in freundschaflicher Weise geschehe, und dabei alles vermieden werde, was 
verletzen könnte.

„Seine Majestät der König betrachten die bezeichneten Staaten als 
Preußens natürliche Bundesgenossen und wollen sowohl bei dem fried­
lichen Verlauf der in Anregung gebrachten Bundesreform als auch, wenn 
die Umgestaltung der deutschen Verhältnisse sich durch einen Krieg voll­
ziehen sollte, ihre Rechte und Interessen achten und berücksichtigen.

„Seine Majestät der König rechnen aber auch darauf, daß Allerhöchst 
Ihnen von diesen Staaten eine gleich vertrauensvolle Gesinnung entgegen­
getragen und der Anschluß ihrer Kontingente an die preußische Armee 
für den Kriegsfall erfolgen werde.

„Ew. rc. rc. wollen mit Hindeutung auf die Eventualität der Lösung 
des Bundes durch den Krieg und die oben angedeuteten Allerhöchsten 
Absichten die Alternative bei den einzelnen Regierungen nach den obwal­
tenden Modalitäten in den Verhältnissen stellen und sich eine mündliche 
Antwort auf die Frage erbitten, ob wir auf ihre Bundesgenoffenschaft 
zählen können. Jedenfalls ist uns Klarheit darüber wünschenswert, ob 
die Regierungen mit uns über die Feststellung ihrer Beziehungen zu 
Preußen in Verhandlung treten wollen.

„Ich ersuche Ew. rc. rc., sich von den einzelnen Höfen, an welchen Sie 
beglaubigt sind, Auskunft hierüber erbitten zu wollen."

Damit standen wir also wie alle anderen norddeutschen Kleinstaaten dicht 
vor der Frage vom Sein oder Nichtsein. So nahe vor mir hatte ich diese 
freilich nicht geglaubt. Auch dachte ich damals noch nicht, daß der Krieg bald 
ausbrechen könne, so wenig wie der Prinz Friedrich Karl 9 und der Gesandte

l) Prinz Friedrich Karl war der Schwiegersohn des Herzogs von Anhalt. 
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selbst. Konnte ich für mein Teil auch keinen Augenblick zweifelhaft fein, was 
ich dem Herzog bei solcher Chance zu raten habe, so war doch bei ihm wenigstens 
seine Neigung zu vermuten, sich vom Bunde gelöst Preußen in die Arme zu 
werfen und sich von Oesterreich ganz loszusagen.

Von meiner persönlichen Ansicht machte ich dem Gesandten nicht das 
geringste Hehl; ich sagte ihm, daß bei solcher Sachlage die kleinen Staaten 
Preußen sehr dankbar für das Anerbieten sein, ja ein angetragenes Bündnis 
sich zur Ehre rechnen müßten, ich müßte aber dem Herzog erst Vortrag darüber 
halten, — was der Gesandte als selbstverständlich betrachtete.

Nach langem Gespräch verließ er mich nach Mitternacht. Beim Abschied 
händigte er mir die Abschrift der obigen Note mit dem Anheimgehen aus, von 
ihr genauere Einsicht zu nehmen und bei der Unterredung mit dem Herzog 
davon Gebrauch zu machen.

Am folgenden Morgen, 21. Mai, schrieb ich sofort unter Beifügung der 
Note des Gesandten einen Brief an den Herzog mit Anmeldung zum münd­
lichen Vortrag um 11 Uhr, wozu ich den Erbprinzen zuzuziehen bat (der aber 
erst durch reitenden Boten von Wörlitz zu holen war), weil die Sache von so 
ungemein weitgreifender Wichtigkeit für die ganze Zukunft Anhalts sei.

Ich fügte übrigens schon hier hinzu: „Meines unmaßgeblichen Ermessens 
kann die Antwort in Betracht aller Umstände nur bejahend, jedoch, soweit es 
angeht, unter möglichster Wahrung des Bundesstandpunktes erteilt werden; sie 
erinnert an die Sage von den sibyllinischen Büchern."

Ich entwarf nun mehrere längere und kürzere Formulirungen der Antwort, 
die der Gesandte nur mündlich, aber doch so erteilt zu sehen wünschte, daß 
wir über eine von ihm mit Bleistift niederzufchreibende Fassung einig würden. 
Diese Formulirungen nahm ich mit zum Herzog.

Der Erbprinz traf ziemlich gleichzeitig ein.
Der Herzog war nicht wenig von dem Ansinnen Preußens frappirt.
Bedenkt man, daß die ganze staatliche Existenz Anhalts durch Lossagen 

vom Bunde in Frage stand, so ist das um so weniger zu verwundern, als sich 
in der Umgebung des Herzogs öfters Einflüsse zu Gunsten Oesterreichs Geltung 
zu verschaffen wußten, und als der Herzog selbst von Jugend an das freund­
liche Verhältnis zum österreichischen Kaiserhause, in dessen Armee er 1814 Obrist 
gewesen war, stets sehr warm gehalten hatte.

Der Erbprinz war zwar kein Enthusiast für Preußens Politik, vielleicht 
sogar mehr für die Konservation des Deutschen Bundes und seine Reform in 
österreichischem Sinne durch den Kaiser im Jahre 1863 zu Frankfurt halb ge­
wonnen. Indessen hatte er doch vor dem König von Preußen eine hohe Achtung 
und war ihm ohne Zweifel auch persönlich ergeben. Zudem war er preußischer 
General à la suite und hatte vor zwei Jahren erst den schleswigschen Feldzug 
im preußischen Heere mitgemacht. Jetzt war freilich auch er um so mehr 
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überrascht, als er kurz vorher in Berlin gewesen war und gegen den König 
auf Befragen den Wunsch seines Vaters ausgesprochen hatte, beim etwaigen 
Ausbruche eines Krieges der beiden deutschen Hauptmächte neutral bleiben zu 
können — worauf der König zufrieden geäußert habe: „Mehr kann man anch 
von euch nicht verlangen." Später habe derselbe freilich hinzugesetzt: „Aller­
dings kann ich in den Fall kommen, daß mir jedes Bataillon von Wert ist." 
Der Prinz war geneigt, zwischen dem König und Bismarck eine Meinungs­
verschiedenheit anzunehmen.

Der Herzog hatte nach seinen, meinem kurzen Berichte mit Bleistift bei­
geschriebenen Notizen hauptsächlich folgende Bedenken: „Gegen den Bund sich 
verpflichten zu sollen" — „ob nicht der österreichische Gesandte in Leipzig von 
dem preußischen Antrag zu unterrichten und darüber zu hören sei" — „ob 
nicht Neutralität zu erlangen sei" — „was geschehen werde, wenn Preußen 
unterliege? Er erinnere an den ,Kroatenhatü im Jonitzer Forst aus dem 
Dreißigjährigen Kriege." *)

Das erste Bedenken erledigte ich dadurch, „das preußische Ansinnen sei 
ja für den Fall berechnet, daß der Bund nicht mehr bestehe;" das zweite 
erklärte ich „für unmöglich, weil es einen Mißbrauch des preußischen Ver­
trauens involvire, welches der Gesandte sehr diskret behandelt zu wissen vor­
aussetze;" — „dem dritten Bedenken stehe eben der jetzige preußische Antrag 
entgegen, nach welchem Zugeständnis der Neutralität nicht erwartet werden 
dürfe." Den letzten Einwurf endlich konnte ich nur damit beantworten, „daß 
der Ausgang in Gottes Hand stehe, so viel aber sicher vorauszusehen sei, daß 
im Falle der Ablehnung des angetragenen Bündnisses Preußen unverzüglich 
damit beginnen werde, unsere staatliche Existenz aufznheben und Oesterreich uns 
diese nicht wieder verschaffen werde, vielmehr sich nicht anders denken lasse, als 
daß die beiden großen Mächte, siege wer da wolle, sich auf Kosten der Klein­
staaten schadlos halten würden. Preußen biete uns nun doch ein Bündnis und 
Garantien an, während das Haus Oesterreich seit Fürst Wolfgang Anhalt schon 
dreimal in seiner Existenz angegriffen habe. 2) Uebrigens habe es im Dreißig­
jährigen Kriege noch keine Preußen gegeben."

9 Ini Jahre 1642 hat der Erzherzog Leopold von Oesterreich mit seinen kroatischen 
Regimentern in der Umgegend von Dessan, namentlich in den Dörfern Jonitz, Pötnitz und 
Kleutsch, gelegen; es ist geplündert und gesengt worden

ł) Gemeint sind jedenfalls folgende drei historische Vorgänge:
1. Im Jahre 1547 wurde Fürst Wolfgang von Anhalt-Bernburg, ein treuer Bekenner 

der protestantischen Lehre, von Kaiser Karl V. in die Acht erklärt und sein Land eingezogen.
2. Im Jahre 1621 erfolgte die Achterklärung seitens Kaiser Ferdinands II. über 

Christian von Anhalt-Bernburg, der am 8. November 1620 als Heerführer der protestan­
tischen Truppen am Weißen Berge bei Prag unglücklich gekämpft batte.

3. Bald nach bem Ausbruch des Siebenjährigen Krieges erging an den Kurfürsten 
von Brandenburg, König in Preußen Friedrich und seine Verbündeten ein Kaiserliches
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Die beiden gnädigsten Herren ließen zwar diesen Einwendungen Gerechtigkeit 
widerfahren, indessen wirkte bei ihnen in der Hauptsache doch wohl die Ueber­
zeugung von der unabwendbaren Notwendigkeit. Der Erbprinz konnte be­
sonders seinen Zweifel nicht unterdrücken, daß der jetzige Antrag im Wider­
spruch stehe mit der kürzlich geschehenen Aeußerung des Königs, obschon ich 
ihm erwiderte, daß ja die Sachlage sich täglich ändere. Er eilte daher fort, 
um mit dem Gesandten zu sprechen, kehrte aber, da er ihn nicht anwesend ge­
funden, baldigst zurück.

Jetzt wurde zu den von mir entworfenen drei Formulirungen der Antwort 
übergegangen und diese geprüft. Der Herzog zog die letzte den übrigen vor, 
die ich selbst als die meines Erachtens am besten gefaßte empfohlen hatte. Sie 
lautete so:

„Anhalt ist Preußen für das bewiesene Vertrauen und die zugesagte 
Beachtung seiner Rechte und Interessen aufrichtig dankbar. Freilich 
muß Anhalt wünschen, auf dem bundesrechtlichen Boden, solange er 
besteht, zu beharren. Es hält auch die Zuversicht fest, daß eine Lösung des 
Bundes in Erinnerung an die gegenseitigen Verheißungen der Monarchen 
von Oesterreich und Preußen, nicht aggressiv vorgehen zu wollen, nicht 
zu besorgen sei.

„Für den entgegengesetzten Fall erklärt sich Anhalt zu den angetragenen 
Verhandlungen bereit. "

Mit dieser Instruktion eilte ich nach Hause, worauf der Gesandte (zwischen 
12 und 1 Uhr) zu mir kam, die Erklärung, welche ich diktirte und er mit 
Bleistift niederschrieb, in Empfang nahm und sich befriedigt erklärte. Er reiste 
abends ab, nachdem er noch mit Lattorff verabredet, seine Korrespondenz mit 
mir unter dessen Adresse gehen zu lasten, und dankte mir schon tags darauf 
von Dresden noch schriftlich für „mein freundliches Entgegenkommen".

Die ganze Verhandlung mußte in so kurzer Zeit geschehen, daß eine voll­
ständige Erwägung aller Bedenken eigentlich nicht möglich war, während von 
jedem Worte so viel abhing. Wie wenig ich auch bei der Frage von der 
Wahl zwischen Preußen und Oesterreich nur einen Augenblick zweifelhaft hätte 
sein können, so stand doch hierneben noch der Bund, von Preußen selbst als 
zweifellos existent anerkannt; und daher war mir, gewohnt vom streng juri-

Abmahnungsschreiben (mandatum avocatorium et inhibitorium sive dehortatorium), und 
zwar unterm 13. Sept. 1756, das Kaiser Franz am 22. Aug. 1757 unter Gestattung 
letzter Frist von.zwei Monaten mit Androhung der Aechtung verschärfte. Fürst Franz von 
Dessau (der den Feldzug im preußischen Heere nur als Volontär mitgemacht hatte) leistete 
Folge und erhielt von König Friedrich seine Demission. Dagegen beschied der König das 
Entlassungsgesuch des Prinzen Moriz von Dessau abschlägig; dieser blieb bei der preußischen 
Armee, und es wurde gegen ihn schon vor dem 2. Sept. 1758 auf .Reichsacht und Pri- 
virung aller Dignitäten" erkannt.
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stischen Standpunkt die Dinge anzuschauen, in Betracht des Artikels 11 der 
Bundesakte und des Artikels 5 der Wiener Schlußakte das erste Bedenken des 
Herzogs, welches ich selbst schon vorher mir aufgestellt hatte, gar nicht ohne 
Gewicht. Denn es handelte sich um die Frage: Kann zwischen Bundesgliedern 
ein Bündnis, welches den Tendenzen des Bundes entgegenläuft, so lange dieser 
noch besteht, für den Fall abgeschlossen werden, daß er aufgehört hat zu 
existiren? Hierüber schien die preußische Note selbst nicht ganz klar, namentlich 
in dem Satz: „Ew. rc. rc. wollen u. s. w.," —' und bundesrechtswidrig 
wollte und sollte doch nicht gehandelt werden. Die betreffenden Ministerial- 
akten Kap. IV. Tit. 4 Nr. 5 Vol. II. 1866 Fol. 9 und 10 ergeben das 
Nähere über die desfallsigen Besprechungen, und daß ich darauf hinwies 
Preußen könne sich leicht durch die diesseitige Antwort nicht zufriedengestellt 
erklären.

Es ging denn auch schon unterm 24./26. Mai ein Schreiben des Ge­
sandten ein, welches diese Besorgnis wenigstens teilweise bestätigte und ganz 
unverhüllt das oben mitgeteilte letzte Wort des Königs an den Erbprinzen zur 
praktischen Anwendung brachte. Der Gesandte schrieb nämlich:

„In Gemäßheit der diesseitigen Erklärung habe er seiner Regierung ge­
meldet, der Herzog sei geneigt, bezüglich des Anschlusses seiner Truppen an 
Preußen in Verhandlungen einzutreten. Hiervon sei man zwar sehr befriedigt, 
doch sei das Bedenken erwachsen, ob nicht der Herzog, so lange der Bund be­
stehe, diesem seine Truppen stellen und erst nach Ausbruch des Krieges oder 
Erklärung der Auslösung des Bundes mit Preußen unterhandeln wolle. Diese 
Reserve würde die preußische Regierung als Nichtannahme ihrer Vorschläge 
betrachten. Er selbst teile dieses Bedenken durchaus nicht, müsse aber um Er­
läuterung deshalb bitten."

Ich ersuchte sofort den Herzog um eine neue Konferenz unter Zuziehung 
des Erbprinzen, die auch sogleich am 26. Mai stattfand und in welcher ich 
zwei Konzepte zur Beratung vorlegte; von diesen wurde das offizielle Rück­
schreiben dahin angenommen: „Anhalt wolle nicht erst nach Eintritt des Krieges 
und der Auflösung des Bundes mit Preußen verhandeln, sondern schon jetzt 
für den von Preußen vorausgesetzten Fall des Krieges und der Lösung des 
Bundes. Anhalt könne kaum annehmen, daß es in die Lage kommen würde, 
dem Bunde, so lange er bestehe, sein Kontingent stellen zu sollen; würde es 
dazu aufgefordert, so würde es seinen Entschluß nicht ohne Preußens Rat 
fassen." Das zweite Konzept war ein halb privater, halb vertraulicher Brief 
an den Gesandten zur näheren Erläuterung des Vorstehenden, mit Bezug auf 
unsere mündlichen Unterredungen. —

Dieses ist meine Thätigkeit in einem für den Herzog und das Land sehr 
entscheidenden Augenblick gewesen, die denn auch sehr allgemeine Anerkennung 
gefunden hat, und eine so laute, daß sie mich zuweilen in Verlegenheit gesetzt 
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hat. Bei dem zu fürchtenden Einflüsse einiger hochstehenden Personen auf den 
Herzog war meine Aufgabe diesem gegenüber für schwerer erachtet worden, als 
sie in der That war. Denn Hoffnung auf Oesterreich setzte der Herzog für 
sich niemals, er erkannte die Lage des Landes Preußen gegenüber vollkommen 
richtig, und wenn er anch die „großmüchtliche" Politik Preußens mißbilligte, 
so schien er doch darüber nicht zweifelhaft, daß Preußen eine wahre Großmacht 
werden könne und werde, sobald es sich von der hemmenden Verstrickung 
der Bundestagspolitik losgeriffen habe. Daß dies aber so reißend schnell und 
mit so kolossalem Erfolg geschehen werde, das konnte er ebensowenig ahnen, 
als irgend ein anderer Fürst oder Staatsmann es nur für wahrscheinlich ge­
halten hat.

Hinterher, namentlich nach den Nikolsburger Friedenspräliminarien, war 
der Herzog denn auch ungehalten darüber, wie Oesterreich seine Bundesgenossen 
fallen ließ, und bitter enttäuscht, wie wenig die österreichische Armee seinen 
altbegründeten Anforderungen und Erwartungen entspreche, andererseits aber 
sehr befriedigt, daß er doch zu den ersten Fürsten gehöre, die sich für Preußen 
erklärt hätten, wenn er auch deu „Bruderkrieg" gegen die Bayern, Hessen und 
so weiter nicht loben mochte.

Welcher Erfolg aber auch für mich eingetreten wäre, wenn Oesterreich den 
Sieg davongetragen hätte, — dazu bedarf es keiner Weissagungsgabe.

Inzwischen entwickelten sich die Ereignisse für Anhalt folgendermaßen weiter: 
Als Anfangs Juni beim Bundestag über die Besetzung der Bundesfestungen 

durch die Reserve-Infanteriedivision verhandelt wurde, fragte ich (am 1. Juni) 
beim Gesandten in Dresden mit Bezug auf mein Schreiben vom 26. Mai an, 
wie Preußen darüber denke. Die Antwort vom 4. Juni war nur negativ; 
wegen der Reserve-Infanteriedivision hatte man prenßischerseits noch keine Ent­
scheidung getroffen.

Jetzt beschloß der Bund (am 9. Juni), das anhaltische Kontingent solle zu 
fünfhundert Mann das Bataillon Mainz mit besetzen. Die Beurlaubten wurden 
unterm 10. Juni einberufen. Daß sie aber abmarschiren sollten, lag durchaus 
nicht in meiner Absicht.

Ich half mir zuerst mit Umhertelegraphiren an die Minister in Weimar, 
Altenburg und Sondershausen, um zu erfahren, ob sie ihre Truppen mar- 
schiren ließen; die Antworten lauteten bejahend. Selbst Graf Beusts) in 
Berlin erklärte anf meine Anfrage, „was Preußen vom Bundesbeschluß vom 
9. Juni denke, wonach die anhaltischen Truppen nach Mainz gehen sollten" — 
nach eingeholter Instruktion vom preußischen Minister des Auswärtigen am

9 Vertreter von Meiningen. Weimar, Altenburg. Coburg-Gotha, Rudolstadt, Sonders­
hausen, Greiz und Schleiz am preußischen Hofe; vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat," 
Bd. I. S. 79.
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10. Juni: „PreuM habe nichts dagegen, da der Bundesbeschluß einstimmig 
gefaßt sei." Während die übrigen oben genannten Minister ihre Truppen 
marschiren ließen, saß ich ganz still und gab auch dem Bundestag keine Ant­
wort. Ohnehin müßten die Einberufenen, zu fünfhundert Mann das Bataillon, 
sich erst sammeln. Ich ließ zwar die Anzeige an den Bundestagsgesandten 
entwerfen, auch mundiren, vollzog aber die Reinschrift Nicht, sondern gab sie 
mit der Verfügung: „Beruht auf sich" zu den Akten (f. 28). Tenn es stand 
die wichtige Abstimmung über die Mobilmachung des VII. bis X. Bundes­
armeecorps am 14. Juni bevor, von der der Krieg zwischen Preußen und 
seinen Bundesgenossen und Oesterreich mit den seinen unmittelbar abhing. 
Glücklicherweise empfing ich schon am 12. Juni eine Depesche des Grafen 
Bismarck, worin er die Absendung des hiesigen Regiments bis nach der Ab­
stimmung zu verschieben dringend ersuchte, 9 was ich sofort zusagte. Die Nach­
richt von der Abstimmung ging am 14. nachmittags 4 Uhr ein und war 
freilich geeignet, die Aufregung aufs höchste zu spannen. Da inzwischen Bis­
marck unser Regiment vergessen zu haben schien, schrieb ich am 17. Juni an 
Graf Beust in Berlin: „Da doch Preußen schwerlich wollen könne, daß das 
Regiment jetzt noch nach Mainz gehen solle, so bäte ich dringend um Auskunft." 
Am 18. Juni empfing ich die Antwort: „Das preußische Gouvernement wünsche, 
daß die Truppen im Lande behalten würden. Die Beförderung von Militär 
auf preußischen Eisenbahnen nach Mainz sei ohnehin gänzlich untersagt." Dies 
klang im Vergleich zu der Bismarckschen Depesche vom 12. etwas eigentümlich, 
wenn nicht die Form des Wunsches durch aufgebotene fünfhunderttausend Mann 
dahinter einen andern Charakter annahm. Jede Ungewißheit schwand indessen 
durch den am 18. eingegangenen eigenhändigen Brief des Königs vom 17. an 
den Herzog, der folgendermaßen lautete:

„Du wirst es natürlich finden, wenn ich in einem so wichtigen Augen­
blick neben den Schritten meiner Regierung bei der Deinigen mich auch 
noch direkt persönlich von Fürst zu Fürst wende, auf dessen Entschluß, 
nach Deinem für Preußen so günstigen Votum vom 14. d. M., ich den 
größten Wert lege. Meinen Gefühlen nach kann der Entschluß nicht 
zweifelhaft sein, wenn ich an die vielen und alten Beziehungen unserer 
Häuser denke und an die oft und glücklich bewährte Waffenbrüderschaft 
unserer Dynastien.

„Mein Ersuchen an Dich geht dahin, daß das anhaltische Kontingent 
möglichst schnell mobil gemacht und an das preußische Heer angeschlossen 
werde.'9 Dieses Verlangen ist so sehr in allen unseren Beziehungen

9 Ein gleiches Ersuchen richtete Bismarck an das Ministerium von Sachsen-Coburg- 
Gotha. Vgl. Ernst II. „Aus meinem Leben", Bd. III. S. 351.

2) Ein analoges Ersuchen war bereits am 16. Juni 1866 an die Herzoglich sächsische 
Regierung in Coburg-Gotba ergangen. Vgl. Ernst II. „Aus meinem Leben", Bd. HL S. 535.

Pos chiN ger, Bismarck-Portefeuille I. 13
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begründet, daß ich mit Zuversicht auf die Erfüllung rechnen darf. Es 
versteht sich von selbst, daß bei Annahme meines Vorschlages Du des 
vollen Besitzstandes Deines Landes und Deiner Souveränität sicher sein 
kannst, wofür ich mich verbürge und dieselbe mit aller Kraft gegen 
jeden Angriff oder jede Schädigung zu verteidigen bereit bin.

„Ich hoffe auf eine baldige zusagende Antwort und schleunige Er­
teilung der Befehle, die die Verbindung der anhaltischen Truppen mit 
den meinigen zum Zweck haben, und bleibe mit alter Freundschaft

Berlin, den 17. Juni 1866. Dein
treuer Freund und Vetter

Wilhelm."

Hierauf antwortete der Herzog sofort am 18. Juni:

„Ew. Majestät

gnädiger Brief vom 17. d. hat mich, was ich aufrichtig bekennen muß, 
etwas überrascht, weil ich sehr hoffte, bei einem so beklagenswerten deut­
schen Bruderkrieg in bescheidener Neutralität beharren zu dürfen. Meine 
Ew. Majestät von Jugend an gewidmete Freundschaft und Zuneigung 
haben jedoch überwogen, und ich werde das Erforderliche wegen Bereit­
schaft meines Regiments und dessen Anschluß an die Königlich preußische 
Armee baldmöglichst anordnen.

„Mit aufrichtigem Dank nehme ich das Königliche Versprechen wegen 
Verbürgung für den vollen Besitzstand meines Landes und meiner Sou­
veränität an. Indem ich die Ehre habe in größter hochachtungsvoller 
Anhänglichkeit zu bleiben

Dessau, den 18. Juni 1866. Ew. Majestät
treuergebener Vetter und Diener

Leopold."

Diesen Brief hat der Herzog durchaus selbständig entworfen. Bevor er 
ihn absandte, zeigte er mir das Konzept, und ich hatte nichts auszusetzen, als 
daß der König ihn „Du" nenne und die Bescheidenheit, wenn der Herzog das 
nicht erwidere, zu zurückhaltend scheinen könne; er blieb aber dabei, „er habe 
ihn so lange nicht gesprochen und ,Du^ genannt."

Hiermit war unsere Position vollständig und unwiderruflich entschieden! 
Die Truppen wurden auf 918 Mann per Bataillon komplettirt und marschirten 
am 3. Juli aus. (Der Herzog ging am 7. Juli nach dem Mügdesprung und 
blieb dort bis in den September).

Vorher aber erfolgte noch der Austritt Anhalts aus dem Bunde. Schon 
am 17. Juni zeigte mir der oldenburgische Minister v. Rössing an, er habe 
den Bundestagsgesandten v. Eisendecher — zugleich den unsrigen — angewiesen, 
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zu erklären, Oldenburg sei der Meinung, der Bund habe keinen thatsächlichen 
Bestand mehr, und sehe die Funktion seines Gesandten als beendet an. Für 
Oldenburg war das leichter als für uns: es liegt am letzten Ende Deutsch­
lands und hatte vor Eroberung ganz Deutschlands durch Oesterreich und den 
Rumpfbund gar nichts zu fürchten, während Anhalt dem Theater der Ereig­
nisse wenigstens so nahe lag, daß der Herzog es vor der Kapitulation der 
Hannoveraner vermied, in den Harz zu gehen, wohin leicht Streifpartien der 
letzteren gelangen konnten, ja gelangt sein sollten. Nachdem nun inzwischen 
die preußischen „Grundzüge zur Bundesreform" mitgeteilt und Anhalts Zusage 
am 18. Juni erfolgt war, mit Preußen ein desfallsiges Bündnis abzuschließen, 
für welche Bereitwilligkeit Graf Bismarck „feinen verbindlichsten Dank" aus­
sprach, forderte Preußen Anhalt wie die übrigen zu ihm haltenden Kleinstaaten 
unterm 20. Juni auf, den Bundestagsgesandten seiner Funktionen zu entheben; 
dies geschah unsrerseits schon am 21. Juni durch Instruktion an v. Eisendecher. 
Sie lautete, er solle dem Bundespräsidio anzeigen, „daß für die Herzogliche 
Regierung in Betracht, daß die am 14. beschlossene Mobilmachung eines Bundes­
heeres einen Kampf gegen Preußen bezweckt, der mit den Grundgesetzen und 
dem Zwecke des Bundes in Widerspruch steht, letzterer also thatsächlich keinen 
Bestand mehr hat, — ein unabweislicher Grund vorliegt, in Frankfurt a. M. 
nicht weiter zu tagen, und daß sie die Funktionen des Gesandten als erloschen 
ansieht". Diese Fassung genehmigte der Herzog, nachdem ich an demselben 
Tage durch Telegramm von Altenburg und Sondershausen Einverständnis er­
halten hatte, wogegen aber v. Watzdorff in Weimars nach drei Tagen einen 
langen Brief schrieb, worin er Preußens Verlangen für ungerechtfertigt erklärte, 
und fo, de jure und de facto handelnd, seiner Rolle als politischer Doktrinär 
getreu blieb; vielleicht weil er den Einfall der Hannoveraner in das Groß­
herzogtum Weimar fürchtete, mit dessen Anzeige sein Brief schloß.

So ist denn Anhalt, nach dem fernen Oldenburg, der erste deutsche Staat 
gewesen, der sich aus dem Bunde zurückgezogen hat. Die gedruckten „Mah­
nungen" des Bundestags ließ ich über mich ergehen; ich zahlte natürlich auch 
keine Gelder mehr.

Daß mir hierbei ein besonderes Verdienst gebühre, kann ich nicht nur nicht 
in Anspruch nehmen, sondern muß es sogar verneinen. So viel ist freilich 
gewiß, daß ein Minister österreichischer Färbung Anhalt zum mindesten in die­
selbe Lage gebracht haben würde, in welche Meiningen geraten ist.2) Und 
nicht unwahrscheinlich in eine schlimmere, denn man braucht sich ja nur die

0 v. Watzdorff von 1848 bis 1870 Präsident des Großherzoglich sächsischen Mini­
steriums; vgl. „Fürst Bismarck und der Bundesrat", Bd. I. S. 71.

a) Der Herzog Bernhard von Sachsen-Meiningen, der bei der entscheidenden Ab- 
stimmung im Bundestage vom 14. Juni 1866 sein Votum gegen Preußen hatte abgeben 
lassen, mußte bekanntlich zu Gunsten seines Sohnes abdanken.
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geographische Lage Anhalts vor Augen zu stellen. Ohne Zweifel hätte Preußen 
Anhalt, welches es der Eisenbahnverbindung wegen gar nicht entbehren konnte, 
sofort besetzt. Was dann aus dem Herzog geworden wäre, darüber kann 
man sehr verschiedene Betrachtungen anstellen; auf jeden Fall würde eine höchst 
unglückliche Lebensperiode für ihn begonnen haben. Da aber eine Verzögerung 
und ein Hinhalten für Anhalt ausgeschlossen war, so glaube ich kaum, daß 
auch ein streng bundesmäßiger Minister bei der im ganzen doch richtigen Auf­
fassung des Verhältnisses zu Preußen seitens des Herzogs zu einem andern 
Schlußresultat gelangt wäre. Ob dies aber nicht leicht zu spät erfolgt sein 
würde und Preußen früh genug Anlaß erhalten und benutzt hätte, Anhalt 
unter eine Art Sequestration zu legen, wenn nicht zu annektiren, das ist mir 
nicht ganz unwahrscheinlich, — und das Beispiel des Thronfolgers in Kurhessen 
und seiner Gemahlin (der Tochter des Prinzen Karl von Preußen) beweist, was 
Anhalt beim leisesten Mißvergnügen Preußens über die Haltung der Herzoglichen 
Regierung zu erwarten " gehabt hätte. Mag es auch nur ein erfundener Witz 
sein, Bismarck sei über Anhalts Bereitwilligkeit, sich an Preußen anzuschließen, 
gar nicht sehr erbaut gewesen und habe gesagt, „es sei schade, daß Anhalt so 
willfährig gewesen" (Herr v. Thile leugnete dies in Privatkreisen und erklärte 
es als Verleumdung!), — so läßt sich doch nicht verkennen, daß es uns bei 
weniger Willfährigkeit so ergangen sein würde, wie dabei vorausgesetzt ist. Das 
war damals auch die allgemeine Ueberzeugung.

Was die Zukunft bringen werde, wer kann es ahnen? Jetzt handelte es 
sich um Zustände der Gegenwart, und daß ich diese richtiger gewürdigt habe 
wie z. B. die nassauische Regierung, das will ich gerne aus der von mir er­
kannten, aber auch nicht zu verkennenden Notwendigkeit herleiten, angesichts 
deren Antipathien und Sympathien unbedingt dem Interesse hätten untergeordnet 
werden müssen, auch wenn ich nicht auf die Siege Preußens unter des Prinzen 
Friedrich Karl Führung im stillen sicher gerechnet hätte. —

So weit die Sintenisschen Aufzeichnungen, die uns mit Lebendigkeit ein 
Kabinettstück von Weltgeschichte vorführen, wie es spannender und dramatischer 
kaum gedacht werden kann. Wir können von Anfang bis zu Ende die poli­
tische Krisis eines Staates verfolgen, wir erhalten einen vollen Einblick in das 
Räderwerk der Politik im großen wie im kleinen Stil, wir sehen an einem 
Beispiel, wie die an dem politischen Zentralpunkt gefaßten Erwägungen und 
Entschließungen an der Peripherie wirken, und welche schwierige Fragen in 
einem gegebenen Momente auch an den Staatsmann eines kleinen Staates 
herantreten können. In unserem Falle kann man die Haltung aller auftretenden 
Personen nur unumwunden billigen. König Wilhelm will sich zu Anfang bei 
dem in seiner Machtsphäre gelegenen Anhalt mit „Neutralität" begnügen; er 
ändert aber später seine Entschließung und verlangt, einer höheren Staats- 
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raison gehorchend, auch den militärischen Anschluß des Herzogtums, garantirt 
aber dafür dem Landesherrn den vollen Besitzstand des Landes und seiner 
Souveränität. Die Art, wie Bismarck die politischen Verhandlungen mit Anhalt 
einfädelte, verrät die alte Meisterhand; der Gesandte Schulenburg entledigte 
sich der ihm gestellten Aufgabe mit Geschick und Gewandtheit. Der Herzog von 
Anhalt und der Erbprinz lassen sich bei ihren Entschließungen von Gefühlen 
leiten, die man vollständig nachempfinden kann. Vor die Wahl zwischen Preußen, 
Oesterreich und dem Deutschen Bunde gestellt, fällt die Entscheidung nach kurzer 
Ueberlegung im nationalen Sinne, und diese Politik wird dann ohne Zaudern 
und Schwanken bis ans Ende korrekt durchgeführt. Das Hauptverdienst an 
dem glatten Verlaufe der Aktion gebührt aber unstreitig dem Staatsminister 
Dr. Sinterns, wenngleich derselbe in seiner Bescheidenheit, die überhaupt einen 
Gruudzug seines Charakters bildete, davon nichts wissen wollte.
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